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Eine der Nachhaltigkeit verpflichtete und empirisch begründete Flächen­
entwicklung und Flächenhaushaltspolitik ist nur auf Grundlage zuverlässigen 
Flächenmonitorings und eines zeitgemäßen Flächen managements 
auf allen räumlichen Ebenen möglich. Wie implementiert man ein 
effizientes Siedlungsflächenmanagement? Welche Geodaten stehen zur 
Verfügung? Welche Rolle spielen nutzergenerierte Daten? Wie kann das 
Flächenmonitoring mit verlässlichen Flächenbedarfsprognosen ausgestaltet 
werden? Auf diese Fragen aktuelle Antworten aus Wissenschaft und Praxis 
zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe mit Beiträgen des alljährlichen 
Dresdner Flächennutzungssymposiums. 
Der vorliegende Band fokussiert auf die Themen Siedlung und Verkehr: 
Informationen zu den weltweiten Nachhaltigkeitszielen und deren 
indikatorbasiertes Monitoring, nationale Trends der Raumentwicklung, 
Handlungsstrategien zum Flächensparen, erkennen und bewerten von 
Flächenpotenzialen, neue Erhebungs­ und Aktualisierungsmethoden der 
Flächennutzungsstatistik, Entwicklungsstand der Geodatenangebote, 
deutschlandweite Raumanalyseergebnisse, neue nutzergenerierte Daten, 
Open und Big Data, Ökosystemleistungen, neue Indikatoren sowie 
Ergebnisse von Prognosen und Szenarien.
Das Buch setzt eine Veröffentlichungsreihe zu dieser Thematik fort, die 2009 
ins Leben gerufen wurde. Erschienen sind Band I im Shaker Verlag und die 
Bände II – VIII Flächennutzungsmonitoring im Rhombos Verlag.  
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IÖR Schriften
Herausgegeben vom 
Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung 
RHOMBOS-VERLAG BERLIN 
Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen 
Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über 
http://dnb.d-nb.de abrufbar
Impressum
Herausgeber 
Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. (IÖR)
Direktor: Prof. Dr. Dr. h. c. Bernhard Müller
Weberplatz 1
01217 Dresden 
Tel.: (0351) 4679-0
Fax: (0351) 4679-212
E-Mail: info@ioer.de 
Homepage: http://www.ioer.de
Verlag
RHOMBOS-VERLAG
Kurfürstenstraße 15/16
10785 Berlin
E-Mail: verlag@rhombos.de
Homepage: http://www.rhombos.de
VK-Nr. 13597 
Druck: dbusiness.de GmbH, Berlin
Printed in Germany
Gedruckt auf FSC-zertifiziertem Papier Bio TOP 3
© 2017 RHOMBOS-VERLAG, Berlin
Alle Rechte vorbehalten.
Nachdruck, auch auszugsweise, verboten.
Kein Teil dieses Werkes darf außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes 
ohne schriftliche Einwilligung des Verlages in irgendeiner Form (Fotokopie, Mikrofilm 
oder ein anderes Verfahren) reproduziert oder unter Verwendung elektronischer 
Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden.
Titelbild: Visualisierung straßenloser Räume in Europa – siehe Beitrag Hoffmann & Ibisch 
(Abb. 3, S. 287) Quellen: Ibisch et al. 2016; © OpenStreetMap contributors, Open-
StreetMap (ODbL); ESRI Data and Maps 2006, World Continent
Satz/DTP: Natalija Leutert, Margitta Wahl 
ISBN: 978-3-944101-73-6
IÖR Schriften Band 73 · 2017
Gotthard Meinel, Ulrich Schumacher,  
Steffen Schwarz, Benjamin Richter (Hrsg.)
Flächennutzungsmonitoring IX
Nachhaltigkeit der Siedlungs-  
und Verkehrsentwicklung?

Vorwort
Die Ressource Fläche ist begrenzt. Sie wird in Europa und insbesondere in Deutschland 
besonders intensiv genutzt. Die Art und Intensität der Flächennutzung sollte den natür­
lichen Grundlagen unseres Lebens, d. h. Boden, Flora und Fauna genügend Raum lassen 
und diese nicht überstrapazieren. Dabei sollte insbesondere die bauliche Entwicklung 
und die damit leider noch viel zu oft einhergehende Flächenneuinanspruchnahme be­
sonders verantwortlich erfolgen. So wird nach dem Klimaschutzplan der Bundesregie­
rung angestrebt, bis 2050 das Netto­Null­Ziel im Flächenverbrauch zu erreichen. 
Natürlich steht die Siedlungs­ mit der Bevölkerungsentwicklung im engen Zusammen­
hang. Darum wird einerseits in der Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategie von 2016 
von der Bundesregierung das Flächensparziel weiter verfolgt, aber dieses ergänzt, um 
die neuen Ziele, die Siedlungsdichte und den Freiraumverlust pro Einwohner konstant 
zu halten. Das stellt eine riesige Herausforderung dar, denn die Siedlungsdichte hat sich 
insgesamt in Deutschland in den letzten Jahren, abgesehen von wenigen Großstädten, 
verringert. 
Eine verantwortliche Flächensparpolitik bedarf darum vieler guter, kreativer Ideen, In­
strumente, Maßnahmen und Umsetzungsakteure auf allen Entscheidungsebenen. Un­
bestritten dürfte die Bedeutung informatorischer Instrumente sein, um Zustand und 
Veränderung – und damit den Erfolg der Bemühungen schnell, genügend genau und 
verlässlich zu beschreiben. Das sind grundlegende Voraussetzungen für gute Steue­
rungs­ und Entscheidungsprozesse im Sinne der obigen Zielstellung. 
Und hier kommen nun alte und neue Geoinformationen ins Spiel, denn nur auf deren 
Grundlage sind die notwendigen Informationen berechenbar. Dabei steigen die Anfor­
derungen an Qualität und Verfügbarkeit raumbezogener Daten­ und Informationsange­
bote, die immer genauer sowie aktuell und frei verfügbar sein sollen. Neben neuen und 
weiterentwickelten amtlichen Geobasisdaten spielt hier die nutzergenerierte Erfassung 
von Geodaten eine immer wichtigere Rolle. 
Eine weitere große Chance bietet das europäische Copernicus­Programm, welches kos­
tenfrei Satellitenbilddaten bereitstellt und auf deren Grundlage Landmonitoringdienste 
bereitgestellt werden. Das sind einheitlich klassifizierte Bodenbedeckungs­ und Flächen­
nutzungsinformationen in mittlerer räumlicher Auflösung und dichter zeitlicher Folge.
Derartige neue Entwicklungen vorzustellen und mit der Praxis zu diskutieren, ist das Ziel 
des alljährlichen Dresdner Flächennutzungssymposiums (DFNS). Der vorliegende Band 
vereinigt Beiträge der 9. Auflage dieser Veranstaltungsreihe, die am 3. und 4. Mai 2017 
stattfand. Sie umspannen folgende Themenkreise: Flächennutzung und Bodenversie­
gelung, Flächenmanagement, Siedlungsstruktur und Klimaschutz, Geodatenangebote, 
Geodatenanwendungen, Bauen und Wohnen, Mobilität, Indikatoren, Prognosen und 
Szenarien sowie internationale Analyseergebnisse. 
Die Präsentationen des Symposiums sind unter https://www.ioer.de/9dfns verfügbar. 
Darunter befinden sich auch wieder neue Entwicklungen und Ergebnisse des Monitors 
der Siedlungs­ und Freiraumentwicklung (www.ioer-monitor.de). Diese kostenfreie wis­
senschaftliche Dienstleistung des Leibniz­Instituts für ökologische Raumentwicklung er­
möglicht die kartographische Visualisierung, die statistische Analyse sowie den Vergleich 
von ca. 80 Indikatoren zur Thematik der Flächennutzung auf und in unterschiedlichen 
räumlichen Ebenen bzw. Maßstabsbereichen. Je nach Indikator gehen die Zeitreihen 
zurück bis in das Jahr 2000. 
Allen Autoren sei herzlich gedankt für die konstruktive Zusammenarbeit im Redakti­
onsprozess. Die Herausgeber wünschen bei der Lektüre interessante Erkenntnisse und 
Einsichten in diesem für eine nachhaltige Entwicklung bedeutenden und sich dynamisch 
entwickelnden interdisziplinären Themenfeld.
Die Herausgeber
Gotthard Meinel, Ulrich Schumacher, Steffen Schwarz und Benjamin Richter
Dresden, im Oktober 2017
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Monitoring Stadtregionen:  
Trends der Flächennutzung im stadtregionalen Kontext
Stefan Siedentop, Stefan Kaup
Zusammenfassung
Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft benötigen eine leistungsfähige Raum-
beobachtung, die Entscheidungsträgern und Interessierten Informationen zu demo-
grafischen, ökonomischen, sozialen sowie siedlungs- und infrastrukturellen Zuständen 
und Entwicklungen bereitstellt. Klassische Raumbeobachtung vermittelt Informationen 
für die grundlegenden Planungs- und Verwaltungseinheiten (Bund, Länder, Kreise und 
kreisfreie Städte, Gemeinden), seltener aber für analytische Regionen. Von Bedeutung 
sind diesbezüglich insbesondere Stadtregionen, die Handlungsräume von Marktakteu-
ren und Individuen repräsentieren. Darunter versteht man Räume, die durch enge sozio-
ökonomische Verflechtungen zwischen einer Kernstadt und ihrem Umland geprägt sind.
Zustände und Veränderungen der Flächennutzung werden in der amtlichen Raum-
beobachtung bislang nicht auf dieser Ebene der Stadtregionen ausgewiesen. Mit dem 
„Monitoring Stadtregionen“ will das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung (ILS) diese Lücke schließen. Mit einem eigenen – erreichbarkeits- bzw. fahrt-
zeitbasierten – Regionalisierungsansatz werden jährlich aktualisierte Strukturdaten für 
insgesamt 32 deutsche Stadtregionen erzeugt. Im Monitoring werden Indikatoren zur 
Flächennutzung, zur Bevölkerungs- und Beschäftigungsentwicklung sowie zu sozial-
räumlichen Entwicklungen geführt. Geplant ist, diese Daten zukünftig für Wissenschaft 
und Anwender bereitzustellen. Dabei kommt dem Aufbau langer Zeitreihen besondere 
Aufmerksamkeit zu.
1 Monitoring Stadtregionen als Aufgabe außeruniversitärer 
Stadtforschung
Spätestens mit der Massenmotorisierung und dem Ausbau der regionalen Verkehrswe-
ge ließ sich die Frage, wo eine „Stadt“ endet, nicht mehr mit administrativen Grenzen 
beantworten. Sichere, preiswerte und bequeme Raumüberwindungsmöglichkeiten 
ließen es zu, dass private Haushalte und Unternehmen ihre täglichen oder periodischen 
Handlungsräume enorm ausweiten konnten. Kaum ein anderer Prozess hat die Stadt-
entwicklung in den vergangenen Jahrzehnten stärker geprägt als die sog. Suburbanisie-
rung des Wohnens und Arbeitens und die damit einhergehende Regionalisierung von 
Lebens- und Wirtschaftsweisen.
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Das Modell der „Stadtregion“ – im englischen Sprachraum meist als „Metropolitan 
Statistical Area“ oder „Functional Urban Region“ bezeichnet – versteht sich als raum-
analytische Antwort auf diesen fundamentalen Wandel in der räumlichen Organisati-
on sozioökonomischer Prozesse (Klove 1952; ARL 1960; Boustedt 1970; OECD 2013). 
Eine Stadtregion repräsentiert dabei eine sozioökonomische Raumeinheit, die sich mit 
ihrer Verdichtung und einer intensiven Verflechtung zwischen einer Kernstadt und ihrem 
Umland von eher ländlich geprägten Räumen abhebt. Stadtregionen sind „zentrierte 
Systeme“ (Faßmann 2009, 56) mit räumlich auf einen Kern gerichteten funktionalen 
Beziehungen. Das Stadtregionsmodell zählt zu den analytischen Regionalisierungsan-
sätzen, welche sich von normativ abgegrenzten Handlungsregionen (wie z. B. LEADER- 
oder Metropolregionen) sowie von administrativ definierten Verwaltungsräumen (wie 
Regierungsbezirken) unterscheiden lassen.
Doch ungeachtet der unbestreitbaren funktionalen Bedeutung stadtregionaler Raum-
kulissen hält die Raumbeobachtung – in Deutschland als staatliche Aufgabe mit gesetz-
licher Legitimation ausgestaltet (§ 25 ROG) – weitgehend an administrativen Raum-
bezügen fest. Das durch die Raumbeobachtung bereitgestellte Datenangebot und die 
dabei zum Einsatz kommenden Indikatorenprogramme orientieren sich primär an den 
grundlegenden Planungs- und Verwaltungseinheiten von Bund, Ländern, Kreisen und 
kreisfreien Städten sowie Gemeinden. Nur vereinzelt finden sich stadtregionale Betrach-
tungen sozioökonomischer oder flächennutzungsbezogener Entwicklungen. So bietet 
das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) seit den 1990er Jahren 
eine regelmäßig aktualisierte Abgrenzung von „Großstadtregionen“ an (BBSR 2017), 
ohne jedoch für diese Regionen Informationen der Raumbeobachtung bereitzustellen. 
Im internationalen Kontext bieten das „Urban Audit“ der EU oder die „Functional Ur-
ban Areas“ der OECD Informationen zu stadtregionalen Entwicklungen in Europa bzw. 
den OECD-Mitgliedsstaaten an. Beide Ansätze bleiben jedoch in ihrer räumlichen Aus-
formung vergleichsweise unscharf, da die Regionalisierung auf NUTS3-Ebene (Kreise, 
kreisfreie Städte) vorgenommen wird. Darüber hinaus ist ein Manko aller bisherigen 
stadtregionalen Raumbeobachtungssysteme, dass sie keine langen Zeitreihen anbieten, 
sei es weil europaweit kompatible Daten fehlen bzw. erst seit wenigen Jahren verfügbar 
sind, oder weil sich administrative Grenzen im Zeitverlauf ändern und deren Rückverfol-
gung (bzw. rechnerische Korrektur) aus Aufwandsgründen scheitert.
Mit dem „Monitoring Stadtregionen“ soll diesbezüglich eine Lücke im System der deut-
schen Raumbeobachtung geschlossen werden, in dem für raum- und regionalwissen-
schaftliche Betrachtungen eine stabile und verlässliche Datenbasis generiert wird. Expli-
zites Ziel ist es, lange Zeitreihen für die Forschung bereitzustellen, um damit Grundlagen 
für die Analyse langfristiger Entwicklungen von Städten und Regionen zu schaffen. 
Vorangegangene Ergebnisse lassen sich den Veröffentlichungen zum Stadtregionalen 
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Monitoring des ILS im Jahrbuch StadtRegion entnehmen (Kaup et al. 2014; Baumgart 
et al. 2016).
Im Folgenden wird der verfolgte methodische Ansatz kurz dargestellt (Abschnitt 2) be-
vor das Potenzial eines solchen Monitorings am Beispiel der Flächennutzungsentwick-
lung in deutschen Stadtregionen demonstriert wird (Abschnitt 3). Der Beitrag endet mit 
einem knappen Fazit (Abschnitt 4).
2 Bildung von funktionalen Stadtregionen
Ausgehend vom klassischen Verständnis einer Stadtregion als „Nodalregion“ (Sinz 
1996) betrachtet das Monitoring Raumausschnitte, die einen großstädtischen Kern 
aufweisen und durch die gemeindescharfe Zuordnung eines Umlandes zu diesem Kern 
gebildet werden. Die stadtregionalen Kernstädte weisen dabei einen Bedeutungsüber-
schuss im Hinblick auf ihre Beschäftigungsbasis auf. Der ILS-Ansatz wählt Mindestgrö-
ßen von 200 000 Einwohnern und 100 000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
zur Definition der jeweiligen Kernstädte. Daraus lassen sich 32 stadtregionale Kerne 
erzeugen, die Größen zwischen 206 219 (Erfurt) und 3 469 849 (Berlin) Einwohnern 
(Median 353 651) sowie 102 520 (Erfurt) und 1 269 147 (Berlin) Beschäftigen (Median 
167 456) aufweisen.
Ausgehend von diesen Kernen wird das regionale Umland gemeindescharf abgegrenzt. 
Um eine niedrigschwellige Übertragbarkeit des Verfahrens zu gewährleisten, basiert 
diese Zuordnung einzig auf einer fahrtzeitbezogenen Distanz von Umlandgemeinden 
zu den stadtregionalen Kernen. Gegenüber Ansätzen, die Regionsabgrenzungen mit 
ökonomischen Parametern (meistens Pendelverflechtungen) vornehmen, liegt der Vor-
teil einer solchen Regionalisierung in der thematischen Offenheit. Eine fahrtzeitbasierte 
Regionalisierung ist nicht nur für arbeitsmarktbezogene Betrachtungen relevant, son-
dern kann auch für Analysen wohnungsmarkt-, einkaufs- oder freizeitbezogener Stadt-
Umland-Verflechtungen zum Einsatz kommen.
Die Fahrtzeiten sind so bemessen, dass ein sehr großer Anteil funktionaler Verflech-
tungen zwischen Kernstädten und ihrem Umland räumlich inkludiert ist. Die gesetzten 
Schwellenwerte sind allein abhängig von der Anzahl der Beschäftigten im Kern und lie-
gen zwischen 30 (Erfurt) und 60 Minuten (Berlin) Fahrtzeit mit dem Pkw. Die Verteilung 
der maximalen Fahrtzeitwerte geht von der Überlegung aus, dass größere Kernstädte 
größere Einzugsbereiche bilden und damit auch längere Pendelwege aufweisen. Gleich-
zeitig ist dieser Zusammenhang nicht linear zwischen den kleinsten und den größten re-
gionalen Kernen modelliert, sondern folgt der Verteilungskurve der Beschäftigtenzahlen 
in den Kernstädten.
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Abb. 1: Verteilung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort in den stadtre-
gionalen Kernen 31.12.2014 und Ableitung der maximalen Fahrtzeitdistanzen (Quelle: Destatis 
2016; eigene Berechnungen)
Gemeinden mit mehrfacher Zuordnung zu einem stadtregionalen Kern werden in dem 
Verfahren auch mehreren Regionen zugeordnet. Dadurch überlappen sich die Stadtre-
gionen gegenseitig. Polyzentrale Regionen lassen sich aus der Zusammenführung meh-
rerer überlappender Einzelregionen bilden. So kann beispielsweise ein polyzentrischer 
Raum „Rhein-Ruhr“ abgegrenzt werden, ohne die binnenräumlichen Verflechtungen 
einzelner Kernstädte aus dem Blick zu verlieren. 
Diese 32 Stadtregionen decken in der Summe ca. ein Drittel der deutschen Landesfläche 
ab. In ihnen lebt nahezu die Hälfte der deutschen Bevölkerung.
3 Amtliche Statistik als Basis stadtregionaler Indikatoren
Das Monitoring Stadtregionen des ILS stellt einen breiten Indikatorenkatalog bereit und 
ermöglicht neben der Betrachtung der Stadtregion insgesamt auch eine nach Kern, en-
geres sowie weiteres Umland differenzierte analytische Perspektive. Die Indikatoren ba-
sieren auf Daten der amtlichen Statistik des Bundes und der Länder in Form der Regio-
naldatenbank Deutschland (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2017). Die 
methodische Herausforderung besteht dabei in der statistischen Umrechnung der Infor-
mationen von älteren kommunalen Gebietsständen auf aktuelle Gemeindezuschnitte. 
Hierfür werden aus dem Gemeindeverzeichnis des Statistischen Bundesamtes Schlüs-
selbrücken für Gebietsübergänge modelliert. Diese basieren auf Übergangsanteilen 
von Gemeinden in Nachbargemeinden oder der einfachen Neuzuweisung eines Amt-
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lichen Gemeindeschlüssels in Bezug auf die Bevölkerung und die Gemeindefläche. Die 
jahresweise gebildeten Anteile werden multiplikativ verkettet und die Indikatoren 
anhand dieser Faktoren umgerechnet. Das Monitoring Stadtregionen bietet zurzeit 
Abb. 2: Die Stadtregionen im ILS Geomonitoring (Quelle: eigene Darstellung)
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Indikatoren der Jahrgänge ab 2007 zum Gebietsstand 31.12.2014 an. Mittelfristig sind 
jährlich fortgeschriebene Zeitreihen ab Ende der 1990er Jahre vorgesehen.
4 Flächenbezogene Auswertungen
Am Beispiel aktueller Trends der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung soll der 
Mehrwert einer stadtregionalen Raumbeobachtung verdeutlicht werden. Zur Verfügung 
steht diesbezüglich eine Zeitreihe für die Jahre von 2007 bis 2014. Im betreffenden Zeit-
raum hat sich die Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke in den 
Stadtregionen moderat fortgesetzt. Der Durchschnittswert für alle deutschen Stadtregi-
onen lag im oben genannten Zeitraum bei 2,7 %. Gemessen am Bundeswert (3,8 %) 
realisierten die Stadtregionen eine vergleichsweise flächensparsame Siedlungsentwick-
lung. Da die Bevölkerungszahl im gleichen Zeitraum aber nur um 1,9 % zulegte, hat sich 
die Entdichtung der stadtregionalen Siedlungsstruktur fortgesetzt.
Dies drückt sich in der Entwicklung der Siedlungsdichte unmittelbar aus. So sank die 
Anzahl der Einwohner je Hektar Siedlungs- und Verkehrsfläche in den Stadtregionen in 
Abb. 3: Veränderung der Siedlungsdichte in den Stadtregionen des ILS Geomonitorings, differen-
ziert nach Kernstadt und Umland (Quelle: eigene Darstellung)
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den Jahren 2008 und 2014 um 0,8 % von 26,7 % auf 26,5 %. Der Referenzwert für 
das Bundesgebiet insgesamt lag allerdings bei deutlichen -2,8 %.
Weitere Erkenntnisse vermittelt eine nach Kernstadt und Umland differenzierte Betrach-
tung. Während die Siedlungsdichte in den Kernstädten deutlich zunahm (3,1 %), nahm 
sie im Umland ab (-1,9 %). So ist es den großen Städten offenbar gelungen, das in die-
ser Phase durchaus erhebliche Bevölkerungs- und Beschäftigungswachstum in hohem 
Maße in den bereits besiedelten Bereich zu lenken und dabei Brachflächen und sonstige 
Innenentwicklungspotenziale neuen (siedlungsräumlichen) Nutzungen zuzuführen. Im 
suburbanen Raum wird die Siedlungsentwicklung dagegen immer noch stärker durch 
die Außenentwicklung bestimmt. 
Noch stärker gilt dies für das eher ländlich geprägte übrige Bundesgebiet: Hier steht 
einem Bevölkerungsverlust von über 400 000 Einwohnern ein Siedlungs- und Verkehrs-
flächenwachstum von fast 2 000 km² gegenüber. Dieser Befund einer starken Entkopp-
lung des Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstums von der Flächeninanspruchnahme 
bestätigt frühere Studien in diesem Themenbereich (BBSR 2012; Siedentop et al. 2009).
5 Fazit
Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft benötigen eine leistungsfähige Raum-
beobachtung, die Entscheidungsträgern und Interessierten Informationen zu demogra-
fischen, ökonomischen, sozialen sowie siedlungs- und infrastrukturellen Zuständen und 
Entwicklungen bereitstellt. Dem Bedeutungszuwachs von sozioökonomischen Verflech-
tungen in regionalen Maßstäben muss auch die Raumbeobachtung gerecht werden, 
indem sie unter anderem für stadtregionale Räume Daten und Indikatoren bereitstellt. 
Mit dem ILS-Stadtregionsmonitoring verbindet sich der Anspruch, Akteure aus Wis-
senschaft, Wirtschaft, Staat und Gesellschaft mit validen Informationen über aktuelle 
wie längerfristige Trends in Stadtregionen zu versorgen. Neben regelmäßigen Berichten 
in eigenen Schriftenreihen des ILS werden die Daten zukünftig auch für externe Nut-
zerinnen und Nutzer mit der oben angesprochenen Binnendifferenzierung (Kernstadt, 
engeres und weiteres Umland) bereitgestellt. Auf diese Weise versteht sich das Monito-
ring als Dateninfrastruktur für die raumbezogenen Wissenschaften und ist für eine ver-
gleichende Betrachtung von Regionen ebenso geeignet wie für längsschnittanalytische 
Studien in einzelnen Räumen.
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Aktuelle Befunde des IÖR-Monitors zur 
Flächenneuinanspruchnahme in Deutschland
Tobias Krüger, Martin Schorcht, Martin Behnisch, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Der Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) stellt seit 2008 
jährlich bundesweite Indikatoren zur quantitativen und qualitativen Charakterisierung 
der Flächennutzungsstruktur bereit. Die Indikatoren können zur Bewertung der Errei-
chung von Nachhaltigkeitszielen herangezogen werden. Von besonderer Bedeutung 
sind dabei Indikatoren mit Bezug zur Flächennutzung, die in der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie benannt und mit Zielvorgaben hinsichtlich einer nachhaltigen Entwicklung 
untersetzt werden. Dazu gehören die Flächenneuinanspruchnahme für Siedlung und 
Verkehr, welche in diesem Beitrag mit Messwerten und Zeitreihen aus dem IÖR-Monitor 
hinterlegt und analysiert wird.
1 Einführung
Mit der Veröffentlichung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2002 wurde erstmals 
ein quantitatives Ziel zur Begrenzung der Flächenneuinanspruchnahme in Deutschland 
definiert. Bis zum Jahr 2020 soll das Ausmaß des täglichen Zuwachses von Siedlungs- 
und Verkehrsfläche (SuV) auf 30 Hektar reduziert werden (Bachmann 2005; Bundes-
regierung 2002). In der Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie von 2016 wurde 
die Zielvorgabe für 2030 auf einen unbestimmten Wert kleiner als 30 Hektar pro Tag 
fortgeschrieben (Bundesregierung 2017). In weiterer Perspektive gilt der neue „Klima-
schutzplan 2050“ der Bundesregierung, der am 14.11.2016 verabschiedet wurde und 
nach dem „spätestens bis zum Jahr 2050 der Übergang zur Flächen-Kreislauf-Wirtschaft 
erreicht“ sein soll (Bundesregierung 2016). Das heißt, ab dem Jahr 2050 sollen sämt-
liche Siedlungsentwicklungen in den dann vorzufindenden Grenzen des Siedlungskör-
pers erfolgen und keine weiteren Freiraumflächen mehr in Anspruch genommen werden 
bzw. sind Entwicklungen im Außenbereich durch Renaturierung im Innenbereich aus-
zugleichen („Netto-Null-Ziel“). Rechnerisch bedeutet dies für 2030 ein 20-Hektar-Ziel, 
welches auch im Integrierten Umweltprogramm 2030 des Bundesumweltministeriums 
formuliert wird (BMUB 2016).
Der Indikator Flächenneuinanspruchnahme beschreibt das Ausmaß bzw. die Dyna-
mik der Ausdehnung von Siedlungen und Verkehrsflächen in den Freiraum hinein und 
wird in Hektar pro Tag (ha/d) angegeben. In den letzten Jahren ist ein stetiger An-
stieg der SuV zu beobachten gewesen, wobei die größten Anteile der neu in Anspruch 
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genommenen Flächen zuvor landwirtschaftlich genutzt wurden. Im Gegensatz dazu 
zeigt die amtliche Flächenstatistik (Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung) 
einen Rückgang der Flächenneuinanspruchnahme, gemessen als gleitendes Vierjahres-
mittel. Um das Jahr 2000 betrug die Flächenneuinanspruchnahme ca. 130 ha/d. Im Jahr 
2015 liegt der Wert bei 66 ha/d (Abb. 1). Die Differenzwerte basieren auf dem für die 
Statistik gültigen Nutzungsartenverzeichnis (Deggau 2009) und die in den jeweiligen 
Jahren erhobenen Flächensummen.
2 Indikatoren zur Flächenneuinanspruchnahme  
im IÖR-Monitor
Die Indikatoren des IÖR-Monitors zur Flächenneuinanspruchnahme (FNI) basieren auf 
einer GIS-technischen Verschneidung und räumlichen Differenzbildung der aus dem 
ATKIS Basis-DLM abgeleiteten Flächennutzungsgeometrien zweier Zeitschnitte 
(Krüger et al. 2013; Krüger 2010; Meinel, Krüger 2014). Entsprechend dem fünfjähr-
lichen Aktualisierungszyklus des ATKIS Basis-DLM wurde für die Bestimmung der FNI 
ein zeitlicher Abstand von fünf Jahren gewählt, so dass es sich bei den resultierenden 
Indikatorwerten um gleitende Fünfjahresmittel handelt. 
Abb. 1: Flächenneuinanspruchnahme in Deutschland und (Zwischen-)Ziele zu deren Reduktion 
(Quelle: UBA 2017)
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2.1 Berechnung der Indikatoren
Die Indikatorberechnung umfasst im Wesentlichen drei Prozessierungsschritte: die 
räumliche Verschneidung der Geometriedatensätze, die geometrische Bereinigung 
und die wissensbasierte Markierung von Nutzungsartenänderungen. Die geometrische 
Bereinigung zielt auf die Vermeidung von ungewollten Effekten an den Randbereichen 
der sich überlappenden Polygone (Splitterpolygone) ab. Die wissensbasierte Markierung 
von Nutzungsartenänderungen sucht nach modell- oder erfassungstechnisch bedingten 
Änderungen (ATKIS-Migration, Objektbildungsregeln), die von der weiteren Bilanzie-
rung ausgeschlossen werden. Schließlich liegt ein Datensatz der geänderten Flächennut-
zungsarten vor, der auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen dargestellt werden kann 
(Schorcht et al. 2015). 
Im IÖR-Monitor wird hinsichtlich der Flächenneuinanspruchnahme (wie auch bei den 
Indikatoren zum SuV-Flächenanteil) zwischen der SuV als Ganzes sowie der baulich 
geprägten SuV ohne Siedlungsfreiflächen (bSuV) unterschieden. Für beide Flächenkate-
gorien wird jeweils das Fünfjahresmittel der absoluten SuV-/bSuV-Änderung in Hektar 
pro Tag sowie der auf die Gebietsfläche normierter Wert (Einheit: Quadratmeter pro Tag 
und Quadratkilometer) ermittelt. 
Abbildung 2 zeigt die Zeitreihe der Flächenneuinanspruchnahme des IÖR-Monitors für 
Deutschland insgesamt. Auf dieser Grundlage lässt sich derzeit kein eindeutiger Trend 
hin zu einer substantiellen Verringerung der Werte ablesen, sondern eher eine weit-
gehend konstante Flächenneuinanspruchnahme. 
Abb. 2: Zeitreihe der bundesweiten Flächenneuinanspruchnahme im Fünfjahresmittel 
(Quelle: IÖR-Monitor 2017/eigene Darstellung)
2.2 Einwohnerbezogene Klassifizierung der FNI
Abbildung 3 zeigt linksseitig die Berechnungsergebnisse der Flächenneuinanspruchnah-
me für das Jahr 2014 auf Ebene der Gemeinden als absoluten Zuwachs in Quadratme-
tern pro Tag. Die Gemeinden wurden dabei einer Quartilsklassifizierung unterworfen. 
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Erkennbar ist hier eine Abhängigkeit der Klassifikationsergebnisse von der Bezugsflä-
chengröße, d. h. Gebiete mit großflächiger Gemeindestruktur (z. B. Nordrhein-West-
falen) erscheinen tendenziell in den oberen Klassen bzw. verfügen über die größten 
Wertausprägungen. 
Auf der rechten Seite erfolgte eine einwohnernormierte Darstellung. Die Flächenneuin-
anspruchnahme jeder Gemeinde wurde mit der Einwohnerzahl in Relation gesetzt und 
in der Einheit Quadratmeter pro Jahr und Einwohner gemessen. In beiden Fällen wurden 
Abb.  3: Flächenneuinanspruchnahme auf Gemeindeebene, absolute und einwohnernormierte 
Werte im Fünfjahresmittel, Daten- und Gebietsstand 2014 (Quelle: eigene Darstellung)
Tab. 1: Klassifizierung der Gemeinden (ohne unbewohnte gemeindefreie Gebiete) nach Intensität 
der einwohnerbezogenen Flächenneuinanspruchnahme. (Quelle: eigene Darstellung)
Klassifizierung SuV-Entwicklung pro Kopf [m²/(a•Einw.)]
Bezeichnung Anzahl Klassengrenzen Mittelwert
Abnehmend 1 225          -1 290 bis < 0 -8,44
Stabil oder gering wachsend 2 473                  0 bis 2,14 0,94
Moderat wachsend 2 473 2,15 bis 5,22 3,59
Stärker wachsend 2 473 5,23 bis 10,96 7,69
Sehr stark wachsend 2 472 10,97 bis 5 044,87 29,32
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gemeindefreie Gebiete und Gemeinden mit rückläufiger SuV von der Quartilsbildung 
ausgeschlossen. 
Ausgehend von der SuV-Entwicklung pro Kopf wurden fünf Intensitätsstufen der 
Flächenneuinanspruchnahme identifiziert.
2.3 Flächenneuinanspruchnahme in Abhängigkeit 
der BBSR-Raumtypen
Um den Zusammenhang der Flächenneuinanspruchnahme mit ihrer siedlungsstruk-
turellen Prägung zu untersuchen, wurde für die FNI-Klassifikation bewusst der Da-
tenstand von 2014 herangezogen, um die Ergebnisse unter Anwendung von Raum-
typisierungen des BBSR zu analysieren, welche für dieses Jahr auf Gemeindeebene zur 
Verfügung standen. Dadurch soll ein möglicher Einfluss dieser Kategorisierungen auf die 
Flächenneuinanspruchnahme belegt werden. Konkret sind dort die Klassifizierungen 
nach schrumpfenden und wachsenden Gemeinden sowie nach Lage zu Großstadt-
regionen (Abb. 4) unterteilt. 
Abb. 4: BBSR-Raumabgrenzungen Wachsen und Schrumpfen von Gemeinden 2009 bis 2014 (links) 
und Großstadtregionen (rechts). Stand 2014 (Quelle: eigene Bearbeitung nach BBSR 2017a, b)
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2.3.1 Schrumpfende und wachsende Gemeinden
Schon länger werden die Ursachen der Flächenneuinanspruchnahme diskutiert. Entge-
gengesetzt zu einem scheinbar auf der Hand liegenden gleichgerichteten Zusammen-
hang zwischen Bevölkerungsentwicklung (bzw. Wirtschaftswachstum) und Flächen-
neuinanspruchnahme wurde teilweise festgestellt, dass der SuV-Pro-Kopf-Zuwachs in 
dünnbesiedelten Regionen am höchsten ist. Auch mit der Höhe des Wirtschaftswachs-
tums (BIP-Zuwachs) geht die SuV-Zunahme nicht zwangsläufig konform (Spars 2005). 
Die hier verwendete BBSR-Typisierung nach schrumpfenden und wachsenden Gemein-
den integriert sechs Entwicklungsindikatoren (u. a. Einwohner, Beschäftigte sowie Ge-
werbesteueraufkommen) über einen fünfjährigen Zeitraum und wird ohne Berücksich-
tigung der SuV-Entwicklung bestimmt (BBSR 2017a). In Tabelle 2 sind die Ergebnisse 
der Verschneidung mit der FNI-Klassifizierung abgebildet: Die einwohnerbezogene 
Tab. 2: Kennwerte der Flächenneuinanspruchnahme, gruppiert nach wachsenden und schrump-
fenden Gemeinden (Quelle: eigene Berechnung)
FNI-Klasse Typisierung nach Gemeindeentwicklung: 
(-2) überdurchschnittlich schrumpfend, 
(-1) schrumpfend, 
(0) ohne eindeutigen Entwicklungstrend, 
(1) wachsend, 
(2) überdurchschnittlich wachsend
-2 -1 0 1 2 alle
Abnehmend
257 451 225 206 86 1 225
-10,3 -6,8 -6,2 -12,4 -7,9 -8,4
-1,0 -1,9 -0,7 -0,7 -0,4 -4,6
Keine/geringe Zunahme
332 772 428 661 280 2 473
0,8 0,8 0,9 1,1 1,1 0,9
0,4 1,7 1,5 4,2 2,9 10,6
Moderate Zunahme
248 664 425 736 400 2 473
3,7 3,6 3,6 3,5 3,7 3,6
1,1 3,2 2,9 6,2 3,6 17
Stärkere Zunahme
313 657 419 656 428 2 473
7,7 7,7 7,7 7,6 7,7 7,7
2,2 4,3 3,2 5,5 4,1 19,3
Sehr starke Zunahme
377 689 465 635 306 2 472
28 31,5 28,6 31,6 22,5 29,3
4,1 5,8 3,6 5,6 4,4 23,4
alle
1 527 3 233 1 962 2 894 1 500 11 116
7,5 8,3 8,7 8,9 7,5 8,3
6,8 13,0 10,5 20,7 14,6 65,6
1. Zahl: Anzahl der Gemeinden, 
2. Zahl: mittlere FNI pro Kopf [(m²/(a•Einw.)], 
3. Zahl: kumulierte FNI-Entwicklung [ha/d]
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SuV-Entwicklung ist über alle Schrumpfungs- und Wachstumsklassen hinweg relativ ho-
mogen verteilt. Der Mittelwert über alle Gemeinden beträgt ca. 8,3 m² pro Jahr und 
Einwohner (m²/(a•Einw.)). Die Flächensummen der FNI-Werte lassen keinen deutli-
chen Zusammenhang erkennen; von den insgesamt 65,6 ha/d entfallen 19,8 ha (bzw. 
30,2 %) auf 4 760 schrumpfende Gemeinden. Davon ist nur in 708 Fällen (14,9 %) ein 
SuV-Rückgang zu verzeichnen. Dies spricht gegen einen ursächlichen Zusammenhang 
der FNI und des Raumtyps.
2.3.2 Lage zu Großstadtregionen
Analog zum oben beschriebenen Verfahren wurden die FNI-Klassen der Gemein-
den auch hinsichtlich ihrer Lage zu Großstadtregionen untersucht. Definiert werden 
Tab. 3: Kennwerte der Flächenneuinanspruchnahme nach ihrer Lage zu Großstadtregionen 
(Quelle: eigene Berechnung)
FNI-Klasse Lage zur Großstadtregion: 
(1) Kernstadt,
(2) Ergänzungsgebiet zur Kernstadt,
(3) engerer Pendlerverflechtungsraum,
(4) weiterer Pendlerverflechtungsraum,
(5) Gebiet außerhalb einer Großstadtregion
1 2 3 4 5 alle
Abnehmend
22 134 260 416 832
0 -2,3 -4,8 -12,3 -7,6 -8,4
-45,2 -626,7 -4 080 -3 393,3 -8 145,2
Keine/geringe SuV-
Zunahme
52 289 498 733 999 2 571
0,8 1 1,1 0,9 0,9 0,9
46,7 317,6 573,6 704,8 975,1 2 617,8
Moderate SuV-Zunahme
9 108 544 677 1 233 2 571
2,9 3,2 3,5 3,6 3,7 3,6
27,8 369 2 015,7 2 545,1 4 879,6 9 837,2
Stärkere SuV-Zunahme
27 372 718 1 454 2 571
6,8 7,6 7,7 7,7 7,7
197,4 3 003,4 5 818,7 11 896,5 20 916
Sehr starke SuV-Zunahme
8 265 744 1 554 2 571
42,2 23,3 33,8 28,3 29,3
345,1 6 483,2 25 010 45 237,6 77 076
alle
61 454 1 813 3 132 5 656 11 116
1,1 2,3 5,8 8,7 9,5 8,3
74,5 1 184,1 11 449,2 29 998,6 59 595,5 102 301,8
Anteil an Gesamt-FNI in % 0,1 1,2 11,2 87,6 100,0
1. Zahl: Anzahl der Gemeinden,
2. Zahl: mittlere FNI pro Kopf [(m²/(a•Einw.)],
3. Zahl: kumulierte FNI pro Kopf [(m²/(a•Einw.)]
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Kernstädte, Ergänzungsgebiete der Kernstädte, engere bzw. weitere Verflechtungs-
räume sowie Gebiete außerhalb der Großstadtregionen. Städte und Gemeinden außer-
halb der Verflechtungsräume umfassen etwa die Hälfte der Fläche bzw. ein Viertel der 
Bevölkerung Deutschlands (BBSR 2017b).
Aus der Zusammenstellung wird ersichtlich, dass die Flächenneuinanspruchnahme pro 
Kopf in erweiterten Pendlerverflechtungsräumen sowie außerhalb der Großstadtregio-
nen am höchsten ist. Bei kumulierter Betrachtung (Summen aller bevölkerungsbezoge-
nen FNI-Werte) entfallen auf diese Städte und Gemeinden etwa 88 % der in Anspruch 
genommenen SuV-Flächen bei einem Bevölkerungsanteil von ca. 40 %.
3 Fazit
Die vorgestellten Ergebnisse zeigen das Potenzial des IÖR-Monitors, regionale bzw. 
gemeindetypenspezifische Charakteristika der Flächenneuinanspruchnahme zu beob-
achten und zu quantifizieren. 
Bezogen auf die gesamtdeutsche Entwicklung kann bei der Flächenneuinanspruchnah-
me eine relativ konstante Entwicklung zwischen 61 und 65 Hektar pro Tag über die 
letzten Jahre festgestellt werden. Ein Trend zu geringeren Werten, der die Erreichung 
des bundespolitischen Flächensparzieles von 30 ha/d ansatzweise erkennen lässt, kann 
hier – im Gegensatz zur amtlichen Flächenerhebung – nicht festgestellt werden.
Die Nutzung von BBSR-Raumabgrenzungen unterstützt die räumlich differenzierte 
Datenanalyse. Konkret untersucht wurde, ob es bei wachsenden und schrumpfenden 
Gemeinden bzw. aufgrund der Lage zu Großstadtregionen unterschiedliche Entwick-
lungen der Flächenneuinanspruchnahme gibt. Im ersten Fall konnten keine Zusammen-
hänge festgestellt werden. Dies lässt darauf schliessen, dass die SuV-Änderung nicht 
von der Gemeindedynamik (Wachsen oder Schrumpfen) abhängig ist. Im zweiten Fall 
konnten im äußeren Gürtel und außerhalb von Verflechtungsräumen liegende Gemein-
den als die Zonen mit den größten SuV-Zuwächsen pro Kopf identifiziert werden. Das 
heißt, in den Kern- und Erweiterungsbereichen der Großstadtregionen ergibt sich ein 
höherer Nutzungsgrad der neu in Anspruch genommen Flächen als in ländlichen Gebie-
ten, welche sich nicht in unmittelbarer Nähe eines Verdichtungsraums befinden. In den 
Kern- und Erweiterungsbereichen der Großstadtregionen ist aufgrund einer erhöhten 
Siedlungsdichte und einer bereits bestehenden Verdichtung bzw. eines hohen Grades 
der Überbauung von einer relativen Flächenknappheit auszugehen.
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Abschätzung des Versiegelungsgrades mit Sentinel-2-Daten 
durch Anwendung von Bebauungsindizes
Christian Jungnickl, Ralf Bill
Zusammenfassung
Die Ableitung von Informationen über die Flächennutzung aus Fernerkundungsdaten ist 
eine wichtige Komponente des Umwelt- und Städtemonitorings. Die Sentinel-Missio-
nen des europäischen Erdbeobachtungsprogramms Copernicus stellen in dieser Hinsicht 
aktuell eine vielversprechende Datenquelle mit enormen Potenzial dar. Ein wichtiger 
Indikator, der mittels Satellitendaten erhoben werden kann, ist die Flächenversiegelung. 
Diese lässt Rückschlüsse auf den anthropogenen Einfluss, den Landschaftszustand oder 
die Siedlungsentwicklung zu. In dieser Arbeit werden verschiedene Bebauungsindizes 
für den Stadt-Umland-Raum Rostock berechnet. Als Datengrundlage dienen Multi-
spektraldaten des Sentinel-2A-Sensors. Eine Vielzahl von Indizes wird berechnet und 
deren Fähigkeit bezüglich der Abschätzung des Versiegelungsgrades anhand von manu-
ell kartierten Referenzdaten bewertet. Die Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, 
dass der Built-up Index (BUI) und der Combinational Built-up Index (CBI) Vorteile bei 
der Abschätzung des Versiegelungsgrades besitzen. Während der BUI die konstantesten 
Ergebnisse im Jahresverlauf liefert, erreicht der CBI mit einer Overall Accuracy (Gesamt-
genauigkeit) von 87 % die höchste Übereinstimmung mit den Referenzdaten.
1 Einführung
Die Ableitung von Informationen über die Flächennutzung aus Fernerkundungsdaten ist 
mittlerweile eine gängige Vorgehensweise. Deren Etablierung steht eng in Verbindung 
mit der technischen Weiterentwicklung der Aufnahmesensoren. Daraus resultieren neue 
Einsatzmöglichkeiten und methodische Optimierungen von klassischen Anwendungen. 
Die Sentinel-Missionen des europäischen Erdbeobachtungsprogramms Copernicus stel-
len aktuell eine vielversprechende Datenquelle mit enormen Potenzial dar. Die Kompo-
nente im optischen Spektrum wird derzeit durch die Satelliten Sentinel-2A und Sentinel-
2B bedient (Strunz, von Sassen 2015, 163 ff.). Sie ermöglichen u. a. die Erfassung von 
urbanen Gebieten und die Quantifizierung der Flächenversiegelung.
Arnold & Gibbons (1996, 244) beschreiben die Versiegelung als Abdeckung des na-
türlichen Bodens durch undurchlässige Materialien. Der Versiegelungsgrad gilt als ein 
wichtiger Indikator für anthropogenen Einfluss und die Siedlungsentwicklung (Meinel 
et al. 2013, 123 f.). Außerdem spielt er für diverse weitere Fragestellungen, wie Abfluss, 
Mikroklima, Luft- und Wasserqualität oder für Habitate, eine Schlüsselrolle (Scalenghe, 
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Marsan 2009, 6 ff.). In den vergangenen Jahren wurden vielfältige Ansätze zur Abschät-
zung des Versiegelungsgrades auf Basis von Fernerkundungsdaten erprobt (Weng 2012, 
39 ff.). Ein bundesweit standardisiertes Erhebungsverfahren, welches den Ansprüchen 
des Siedlungsmonitorings gerecht wird, existiert trotz seiner hohen Relevanz bisher nicht 
(Artmann 2014, 85).
Im Gegensatz zu vielen komplexeren Methoden lassen Indexberechnungen in der 
Regel nur wenig Spielraum für subjektive Einstellungen, sondern geben klar Kanäle und 
Berechnungsformel vor. Dies macht sie zu einfachen, objektiven und leicht reprodu-
zierbaren Anwendungen. Die fehlende Flexibilität ist auch gleichzeitig ihr Nachteil, da 
eine Feinabstimmung aufgrund fehlender Parametereinstellungen nicht möglich ist. 
Mithilfe von Indizes wird versucht, Oberflächen mit bestimmten spektralen Eigenschaf-
ten gegenüber anderen Landnutzungen hervorzuheben. Vor allem die Separation von 
bebauten Flächen und vegetationslosen Böden zählt zu den großen Herausforderun-
gen bei der Abschätzung des Versiegelungsgrades mit Fernerkundungsdaten. Durch die 
Maskierung des Freiraums (Ackerfläche, Wald, Grünland etc.) können fehlerhafte Zu-
ordnungen außerhalb von Siedlungsflächen ausgeschlossen werden (Dams et al. 2013, 
85).
Viele Indizes, wie z. B. der Normalized Difference Vegetation Index (NDVI), dienen der 
Identifikation von gesunder Vegetation. Daneben gibt es andere, die je nach Anwen-
dung vorgezogen werden sollten, wie z. B. der Soil-Adjusted Vegetation Index (SAVI) 
für urbane Gebiete (Huete 1988). Für Gewässer ist z. B. der Normalized Difference 
Water Index (NDWI) oder der Modified Normalized Difference Water Index (MNDWI) 
Tab. 1: Übersicht gängiger Bebauungsindizes. (Quelle: verändert, nach Kaimaris, Patias 2016, 
1845 f.)
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von Interesse (Xu 2006). Zu den üblichen Bebauungsindizes zählen der Urban Index 
(Kawamura et al. 1996), der Normalized Difference Built-Up Index (Zha et al. 2003), 
der Index-based Built-Up Index (Xu 2008), der New Built-Up Index (Jieli et al. 2010), 
der Combinational Built-Up Index (Sun et al. 2016) und der Built-Up Index (Kaimaris, 
Patias 2016). Tabelle 1 gibt einen Überblick der in dieser Arbeit relevanten Indizes. Die-
ser Beitrag erörtert die Leistungsfähigkeit der genannten Bebauungsindizes auf Basis 
von Sentinel-2-Daten. Dafür wird die Versiegelung mit den verschiedenen Indizes abge-
schätzt und anhand manuell kartierten Referenzwerten überprüft.
2  Untersuchungsgebiet
Als Untersuchungsgebiet wird der Stadt-Umland-Raum von Rostock betrachtet 
(Abb. 1). Das Gebiet grenzt mit ca. 20 km Küstenlinie an die Ostsee. Die Fläche des hier 
betrachteten Raumausschnitts beträgt insgesamt 664 km². Davon werden ca. 90 km² 
als Siedlungs- und Verkehrsfläche genutzt. Ein relativ großer Teil (11 km²) entfällt davon 
auf Kleingartenanlagen und auch Wasserflächen prägen die Stadtfläche (12 km²). Die 
dominierende Nutzungsklasse ist die landwirtschaftliche Ackerfläche mit 275 km² (HRO 
2016, 21). Das Untersuchungsgebiet wird von ca. 250 000 Menschen bewohnt, wobei 
etwa 80 % davon in der Hansestadt Rostock leben. Nachdem im Zuge der Wiederver-
einigung nach 1990 große Teile der Bevölkerung die Hansestadt in Richtung Umland 
oder entfernter Regionen verließen, verzeichnet 
die Stadt in der jüngsten Vergangenheit wieder 
Zuwächse. Im nahen Umland von Rostock kam 
es im Zuge der Suburbanisierung während der 
letzten beiden Jahrzehnte verstärkt zum Sied-
lungsausbau, der bis heute anhält. Rückbaumaß-
nahmen in den Plattenbausiedlungen, geplante 
Innenentwicklungsmaßnahmen und der vorge-
sehene Ausbau des Überseehafens lassen auch 
während der nächsten Jahre eine anhaltende 
Dynamik erwarten.
3 Daten und Methoden
Im folgenden Abschnitt werden zugrunde liegende Daten und Verarbeitungsschritte 
skizziert. Die Arbeitsschritte wurden mithilfe der Software-Produkte ArcGIS 10.4 (kom-
merzielle GIS-Software der Firma Esri Inc.), SAGA GIS (Open Source Software), SNAP 
5.0 (Sentinel Application Platform) und R (Open Source Statistikprogramm) umgesetzt. 
Ein Schema des Arbeitsablaufes wird in Abbildung 2 gezeigt.
Abb. 1: Untersuchungsgebiet 
(Quelle der Hintergrunddaten: WFS 
Verwaltungseinheiten GeoPortal.MV) 
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3.1 Sentinel-2
Als Grundlage für die Untersuchung dienen Multispektraldaten des Sentinel-2A-Sen-
sors. Gewählt wurden wolkenfreie Aufnahmen aus den Monaten Januar, Mai, August, 
September und November, um auch saisonal-bedingte Unterschiede berücksichtigen 
zu können. Sentinel-2-Daten umfassen 13 Kanäle, wovon 3 atmosphärische Parame-
ter erfassen. Mit einer räumlichen Auflösung von 10 m liegen die RGB-Kanäle sowie 
ein infraroter Kanal vor. Sechs weitere Kanäle mit einer Auflösung von 20 m erfassen 
die Erdoberfläche im nahen und kurzwelligen Infrarot. Nach dem Start von Sentinel-
2B (07. März 2017) wird die Erde im optischen Bereich in einem Wiederholungszyklus 
von 2-3 Tagen (in Regionen mittlerer Breite) aufgenommen (Drusch et al. 2012, 26 ff.; 
ESA 2017). Die Aufnahmen aller Kanäle wurden mit der Software-Erweiterung Sen2Cor 
in SNAP atmosphärisch korrigiert und auf eine gemeinsame räumliche Auflösung von 
10 m resampled.
3.2 Ableitung des Versiegelungsrades aus Bebauungsindizes
Für jeden Zeitpunkt wurden aus den atmosphärenkorrigierten Sentinel-2-Daten die 
zuvor genannten Bebauungsindizes errechnet. Für das resultierende Produkt können 
Schwellenwerte gewählt werden, um die bebauten Flächen gegenüber natürlichen 
Oberflächen hervorzuheben. Mit dem Ziel einer objektiven Auswahl des als versiegelt 
geltenden Werteintervalls, ergeben sich der obere und untere Schwellenwert aus dem 
Median und (+/-) der Standardabweichung der Pixelwertverteilung. Schließlich resul-
tiert daraus ein binäres Raster (versiegelt/nicht versiegelt). Anschließend kann das Ver-
siegelungsraster auf Geometrien des Amtlich Topographisch-Kartographischen Infor-
mationssystems (ATKIS) umgelegt werden. Durch diesen Schritt wird ein spezifischer 
Versiegelungsgrad für jedes ATKIS-Polygon generiert. Fehlerhaft als versiegelte Fläche 
identifizierte vegetationsfreie Ackerstandorte lassen sich durch Maskierung von zum 
Freiraum gehörenden Klassen entfernen.
Abb. 2: Workflow zur Ableitung des Versiegelungsgrades aus Bebauungsindizes  
(Quelle: eigene Abbildung)
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3.3 Validierung
Als Validierungsgrundlage dient ein Transekt durch verschiedene stadtstrukturelle Ein-
heiten (z. B. suburban, Kernstadt, Gewerbegebiet). In diesem Transekt wurden anhand 
von digitalen Orthofotos (DOP) versiegelte Flächen manuell digitalisiert. Innerhalb des 
kartierten Transekts wurden per zufälliger Auswahl 1 000 Referenzpixel (50 % versie-
gelte Fläche und 50 % unversiegelte Fläche) festgelegt und die Bebauungsinformation 
(versiegelt/nicht versiegelt) übernommen. Teilversiegelte Flächen wurden der dominan-
ten Klasse zugewiesen, also entweder als versiegelt oder als nicht versiegelt deklariert. 
Die Referenzpixel werden dann mit den Versiegelungsrastern verglichen. Durch Auf-
stellung einer Konfusionsmatrix werden die gängigen Genauigkeitsmaße, d. h. Overall 
Accuracy (OA), Producer Accuracy (PA), User Accuracy (UA) und Kappa (Congalton 
1991, 36) berechnet. 
4 Ergebnisse
Die Übereinstimmung zwischen indexbasierter Versiegelung und der tatsächlichen (ma-
nuell digitalisierten) Versiegelung ist während der Sommermonate im Allgemeinen hö-
her (Abb. 3). So liegt die mittlere OA aller Indizes im August bei 83 %, während sie im 
Januar 64 % beträgt. Insbesondere die Performance des UI, des NBI und des NDBI ist 
während der Wintermonate deutlich herabgesetzt. Im Jahresverlauf liefert der BUI mit 
einer mittleren OA von 79 % und einer Standardabweichung von 3.7 Prozentpunkten 
die konstantesten Ergebnisse. Dahinter folgt der CBI mit einer mittleren OA von 77 %. 
Die geringste Übereinstimmung mit den kartierten Referenzflächen verzeichnet der 
NDBI mit einer mittleren Gesamtübereinstimmung von 69 %, wobei dieser geringere 
Qualitätswert beinahe vollständig auf die schwächere Indexleistung während der Win-
termonate zurückzuführen ist. Der IBI muss hier gesondert betrachtet werden, da die 
Streuungen der Pixelwertverteilungen über die betrachteten Monate eine sehr hohe 
Heterogenität aufwies. Die gewählte Herangehensweise zur Ermittlung der Schwellen-
werte hat hier zu unzureichenden Übereinstimmungsmaßen geführt, weshalb sie indi-
viduell geprüft und manuell justiert wurden. Nach der Justierung lassen sich auch mit 
dem IBI vergleichsweise hohe Übereinstimmungen erreichen (die mittlere OA beträgt 
76 %), jedoch ist eine objektive, automatisierte Ermittlung der Schwellenwerte nicht 
ohne weiteres umsetzbar. 
Die höchste Übereinstimmung von indexbasierten Versiegelungsdaten und manuell kar-
tierten Referenzdaten wurde mit dem CBI auf Basis von Erdbeobachtungsdaten während 
der phänologischen Hochphase erreicht. Für die Monate Mai und August wurden hier 
OA-Werte von mehr als 87 % und Kappa von über 0,75 berechnet. Aus den Konfusi-
onsmatrizen lassen sich für beide Monate auch die höchsten Werte für die UA und PA 
ableiten. Für den August (Abb. 4) werden, ausgehend von den Testpixeln durch den CBI, 
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85 % der tatsächlich versiegelten Pixelflächen richtig identifiziert. Für die tatsächlich 
unversiegelten Flächen gilt dies für 90 % der Pixel. Im Umkehrschluss wurden knapp 
10 % der unversiegelten Referenzfläche durch den CBI fälschlicherweise als versiegelte 
Fläche ausgewiesen.
Auch alle anderen Indizes übertreffen, basierend auf den Satellitendaten von Mai und 
August, 80 % für die OA oder liegen knapp darunter (NDBI). Mit einer OA von 85 % 
Abb. 3: Overall Accuracy der angewendeten Indizes zu unterschiedlichen Jahreszeiten.  
Das „*“ Symbol kennzeichnet nachjustierte Fälle (Quelle: eigene Abbildung)
Abb. 4: ATKIS-Basis-DLM mit CBI-Versiegelungsgraden (Quelle: eigene Abbildung)
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befindet sich der NBI (Mai) nahezu auf demselben Niveau wie der CBI. Dies gilt in etwas 
schwächerer Ausprägung z. B. auch für den IBI (August) und den BUI (August). Bei 
näherer Betrachtung der Konfusionsmatrizen fallen jedoch weniger homogene Über-
einstimmungswerte auf. Beispielsweise überschätzt der BUI (August) die unversiegelte 
Fläche um ca. 23 %. Zudem liegt Kappa etwas niedriger bei 0,66 und die Werte der Pro-
ducer und User Accuracy weichen relativ stark ab. So ist die Trefferquote sehr hoch, was 
die unversiegelten Testflächen betrifft (93 %). Dieser hohe Wert wird jedoch zum Teil 
durch die zuvor erwähnte Überschätzung der unversiegelten Fläche begünstigt. Dem-
gegenüber fällt die Trefferquote der versiegelten Referenzflächen mit 77 % eher niedrig 
aus. Ähnliche Diskrepanzen bei den Übereinstimmungsmaßen sind auch beim NBI (Mai) 
festzustellen. Auch dieser überschätzt die unversiegelte Fläche relativ deutlich (15 %). 
Während 463 von 500 unversiegelten Referenzpixeln durch den Index richtig erkannt 
werden (93 %), trifft dies nur auf 387 Pixel der versiegelten Referenzpixel zu.
5 Fazit
In der Untersuchung wurden verschiedene Bebauungsindizes hinsichtlich ihrer Eignung 
für die Abschätzung des Versiegelungsgrades getestet. Generell eignen sich Sommer-
aufnahmen besser für derartige Anwendungen, da die Fläche der vegetationslosen Bö-
den hier reduziert ist. Im Mai und August lieferten alle Indizes ähnliche Gesamtüberein-
stimmungen mit den Referenzdaten. Bezüglich der Leistungsfähigkeit zu verschiedenen 
saisonalen Zeitpunkten generiert der BUI die konstantesten Ergebnisse. Für Satelliten-
daten die während der Wintermonate aufgenommen wurden, scheinen der UI, der 
NDBI und der NBI weniger gut geeignet zu sein. Die höchsten Maßzahlen bezüglich der 
Übereinstimmung mit den kartierten Versiegelungsdaten konnten durch Anwendung 
des CBI für sommerliche Aufnahmen erreicht werden. Die Herangehensweise basiert auf 
einer binären Gliederung der städtischen Landschaft (versiegelt/nicht versiegelt). Dies 
beschränkt die Anwendungen auf großräumige Betrachtungen (z. B. größere Stadtvier-
tel oder Stadt-Umland-Gebiete). Auch die errechneten Qualitätsmaßzahlen müssen im 
Kontext der Vorgehensweise interpretiert werden. Zudem sollte im urbanen Anwen-
dungsfeld das Potenzial der Sentinel-2-Daten noch weiter ausgelotet werden. Für Ver-
siegelungsanalysen kleinerer Raumeinheiten (z. B. auf Wohngebietsebene) bieten sich 
kostenaufwändigere höchstauflösende Erdbeobachtungsdaten (z. B. WorldView-02) 
oder flugzeug- bzw. flugrobotergestützte Orthofotos an.
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Flächenverbrauch durch Siedlungen und Verkehr (Trends) 
und Flächenrucksäcke von Komponenten deutscher 
Energiesysteme
Gertrude Penn-Bressel
Zusammenfassung
Es wird ein Überblick über die Ziele der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und die 
wichtigsten Trends im Hinblick auf den Flächenverbrauch durch Siedlungen und Ver-
kehr, insbesondere auch durch Wohnungsbau, gegeben. Daneben wird auf Ursachen 
für Artefakte in der Flächenstatistik in den letzten Jahren eingegangen.
Es werden erste Ergebnisse für die Flächenbeanspruchung des deutschen Energiesys-
tems präsentiert. Obwohl erneuerbare Energieträger derzeit einen untergeordneten 
Beitrag zur Stromproduktion und zur Wärmeversorgung in Deutschland liefern, ist die 
Flächenbelegung – vor allem bedingt durch den Einsatz von Biomasse – bereits heute 
sehr hoch und erfordert rein rechnerisch einen nicht unerheblichen Anteil der deutschen 
Wald- und Ackerflächen. 
1 Einführung: Das Nationale 30-Hektar-Ziel
Die Begrenzung des Wachstums der Siedlungs- und Verkehrsflächen ist nach wie vor 
ein wichtiges Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (BReg 2002, 99). Auch wenn 
Zersiedelung und Bodenversiegelung sich in den letzten Jahren verlangsamt haben, sind 
immer noch große Anstrengungen erforderlich, um diesen Trend fortzusetzen und einen 
möglichen Wiederanstieg des Flächenverbrauchs zu vermeiden. Es gibt derzeit starke 
politische Strömungen die versuchen, das Flächensparen zugunsten des Wohnungs-
baus, der Ansiedlung von Industrie und Gewerbe sowie des Ausbaus der Verkehrs-
infrastrukturen zurückzudrängen. Die hohe Zuwanderungsrate in den Jahren 2015 und 
2016 hat diese Diskussion weiter befeuert und auch die Fortschreibung der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie im Jahr 2016 überschattet.
Vor diesem Hintergrund wurde das tägliche Flächensparziel für das Jahr 2030 auf 
„30 Hektar minus X“ fortgeschrieben (BReg 2016a, 38), wobei der Wert „X“ aller-
dings nicht spezifiziert wurde. Im Integrierten Umweltprogramm des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB 2016, 82) wird für 
das Jahr 2030 ein Ziel von 20 Hektar pro Tag postuliert (d. h. „X“ hätte einen Wert von 
10 Hektar). Für das Jahr 2020 hält die Bundesregierung unverändert am bisherigen Ziel 
von 30 Hektar pro Tag fest (BReg 2017a, 2). Dies geht auch aus dem Klimaschutzplan 
2050 der Bundesregierung hervor (BReg 2016b, 67).
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2 Der lange Marsch zum Netto-Null-Ziel
Die Vereinten Nationen haben in ihrer Agenda 2030 unter anderem ein Ziel (Target 
15.3) gesetzt, bis zum Jahr 2030 „sich zu bemühen, … eine land-degradation-neutrale 
Welt zu verwirklichen“ (UN 2015). Bis 2030 sollen also die Weichen in Richtung nach-
haltiger Lebensstile und Wirtschaftsweisen gestellt werden, so dass künftig (der genaue 
Zeitpunkt ist m. E. offen) in der Gesamtbilanz Flächen und Böden nicht weiter degradiert 
werden. In ihrer „Roadmap to a Resource Efficient Europe“ hatte die Europäische Union 
bereits im Jahr 2011 das Ziel avisiert, dass bis zum Jahr 2050 die Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche in der Gesamtbilanz nicht mehr wachsen soll („no net land take“), so dass 
eine Neuinanspruchnahme von Flächen durch Renaturierung an anderer Stelle ausgegli-
chen wird (COM 2011 (571), Kap. 4.6). Dieses Ziel wird auch im Klimaschutzplan 2050 
der Bundesregierung (BReg 2016b, 68) aufgegriffen. Um den Pfad zum 30-Hektar-Ziel 
für 2020 sowie einem Null-Hektar-Ziel im Jahr 2050 zu markieren, hat das Umweltbun-
desamt ab dem Jahr 2010 im 5-Jahres-Abstand Zwischenziele markiert, an denen sich 
ablesen lässt, ob der Flächenverbrauch in Deutschland auf gutem Wege ist (UBA 2017). 
Das o. g. 20-Hektar-Ziel des Integrierten Umweltprogramms des BMUB fügt sich in 
diesen Pfad ein.
Abb. 1: Täglicher Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsflächen in Deutschland und Handlungs-
ziele auf dem Weg zum Netto-Null-Ziel 2050 (Datenquelle: Destatis_a, eigene Darstellung)
Abbildung 1 gibt einen Überblick über die verschiedenen Handlungsziele zum Flä-
chensparen und zeigt im Vergleich dazu den tatsächlichen Flächenverbrauch seit dem 
Jahr 1993. Neben Balken für die Einzeljahre wird auch eine Kurve für den gleitenden 
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4-Jahres-Mittelwert gezeigt, die den Trend besser wiedergibt. Abgesehen von Schwan-
kungen in den Einzeljahren ist der Flächenverbrauch seit dem Jahr 2000 im Trend rück-
läufig.
2.1 Flächenverbrauch durch Wohnungsbau
Wie Abbildung 2 zeigt, ist eine Ursache dieses rückläufigen Trends der demografisch 
bedingte Rückgang des Wohnungsneubaus, vor allem des flächenzehrenden Neubaus 
von Ein- und Zweifamilienhäusern. Denn die Nachfrage wird nun nicht mehr durch 
geburtenstarke Jahrgänge aus den 1960er Jahren, sondern durch die wesentlich schwä-
cher besetzten Jahrgänge der 1970er und 1980er Jahre bestimmt. Diese potenziellen 
Nachfrager sind zudem häufiger durch Zeitverträge oder andere prekäre Arbeitsverhält-
nisse daran gehindert, Eigenkapital aufzubauen und zuverlässig Hypothekendarlehen zu 
bedienen. Außerdem kommen aus demografischen Gründen zunehmend gebrauchte 
Einfamilienhäuser auf den Markt – zwar oft nicht dort, wo junge Haushalte Wohnungen 
suchen und auch nicht immer in der gewünschten Qualität – aber durchaus mit etwas 
dämpfender Wirkung auf die Neubautätigkeit. Seit dem Jahr 2000 hat sich die Fertig-
stellung von Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern mehr als halbiert und damit 
auch der diesbezügliche Flächenverbrauch von 38,8 Hektar pro Tag auf 18,9 Hektar pro 
Tag (jeweils 4-Jahres-Mittelwert).
Abb. 2: Tägliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland und das 30-Hektar-
Ziel, Ursachen und Verursacher (Datenquelle: Destatis_a, Destatis_b,; eigene Darstellung)
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Insgesamt driftet in Deutschland die regionale Bevölkerungsentwicklung stark aus-
einander: In wirtschaftlich starke Regionen und Universitätsstädte wandern junge 
Leute zu, sodass die Bevölkerung wächst, während viele altindustrialisierte oder länd-
liche Regionen durch Abwanderung junger Menschen an Bevölkerung verlieren. Der 
Wohnungsbau ist dieser Bevölkerungsbewegung nicht adäquat gefolgt. Der Neubau 
von Einfamilienhäusern ist zwar zurückgegangen, aber immer noch werden zu viele 
Einfamilienhäuser in Regionen gebaut, in denen infolge der Altersabgänge Wohnungen 
frei werden, die anschließend leer stehen. In Wachstumsregionen verharrte der Woh-
nungsbau hingegen lange Zeit auf niedrigem Niveau, obwohl sich in einigen Städten 
und Regionen zunehmend Engpässe auf dem Wohnungsmarkt – insbesondere im Seg-
ment preiswerter Wohnungen – abzeichneten. Notwendig wäre hier preiswerter (und 
flächensparender) Geschosswohnungsbau, der jedoch nach 20-jähriger Flaute erst seit 
3 Jahren wieder etwas Fahrt aufnimmt.
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat in seiner 
Wohnungsmarktprognose 2030 im Jahr 2015, d. h. noch vor Beginn der Zuwande-
rungswelle, 272  000 neue Wohnungen pro Jahr gefordert, davon aber 54 % in 
Ein- und Zwei-Familien-Häusern (BBSR 2015, 14). Der Wohnungsmarktbericht der 
Bundesregierung fordert hingegen aktuell einen Zubau von 350 000 Wohnungen pro Jahr 
(BReg 2017b, 15, 87). Vor diesem Hintergrund mehren sich schon seit geraumer Zeit 
die Stimmen, die auf den Bedarf an neuem Wohnbauland hinweisen, dabei jedoch mehr 
oder weniger offen den Indikator „Siedlungs- und Verkehrsfläche“ oder das 30-Hektar-
Ziel für das Jahr 2020 infrage stellen (DV 2014, 2).
Hier ist zu entgegnen, dass es keinen prinzipiellen Widerspruch zwischen dem 
30-Hektar-Ziel im Jahr 2020 und dem Neubau von 350 000 Wohnungen pro Jahr gibt – 
unter der Voraussetzung, dass diese Wohnungen im Geschoßwohnungsbau (vier bis 
fünf Stockwerke sind völlig ausreichend) errichtet werden. Da verstädterte Wachstums-
regionen durch Flächenknappheit geprägt sind, wären Ein- und Zwei-Familienhäuser 
ohnehin keine adäquate Lösung für die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. Hin-
gegen benötigen 350 000 Geschoßwohnungen pro Jahr auf der grünen Wiese knapp 
11 Hektar pro Tag, was durchaus kompatibel mit dem 30-Hektar-Ziel ist. Zusätzlich 
könnte weiterer Wohnraum durch Innenentwicklung (Baulücken, Aufstockungen, 
Brachflächen-Recycling) geschaffen werden. Wichtig ist, dass Wohnungen da errichtet 
werden, wo sie gebraucht werden und flächenzehrender Ein- und Zweifamilienhausbau 
unterbleibt, vor allem auch in schrumpfenden Regionen. Stattdessen sollten gebrauch-
te Eigenheime modernisiert oder – falls sich damit keine Qualität herstellen lässt – an 
gleicher Stelle durch einen Neubau ersetzt werden.
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2.2 Flächenverbrauch durch Gewerbe und Verkehr
Des Weiteren ist seit längerem ein konjunkturbedingter Rückgang beim Gewerbebau zu 
verzeichnen sowie die Tatsache, dass die exzessive Erschließung von neuen Gewerbege-
bieten am Bedarf vorbei in den letzten Jahren deutlich nachgelassen hat. Auch hier hat 
sich der Flächenverbrauch seit dem Jahr 2000 in etwa halbiert. Aufgrund statistischer 
Artefakte, die durch Umstellung der Flächenstatistik in einigen Bundesländern aufgetre-
ten sind, sind allerdings die Daten zum Zuwachs der Nicht-Wohnbau-Flächen in einigen 
Bundesländern mit größeren Unsicherheiten behaftet. 
Nicht so deutlich zurückgegangen ist das Wachstum der Verkehrsflächen. Zwar folgt 
der Zuwachs der Erschließungsstraßen der sinkenden Tendenz bei der Neuausweisung 
von Baugebieten. Aber der Zuwachs überörtlicher Verkehrsinfrastrukturen, wie Bundes- 
und Landesstraßen, Flugplätze oder Eisenbahnen, sinkt in der Tendenz nur zögerlich, 
denn der Staat investiert immer noch unverdrossen in neue Verkehrsinfrastrukturen. 
Allerdings sind auch die Daten zu den Verkehrsflächen aufgrund statistischer Artefakte 
größeren Unsicherheiten ausgesetzt.
2.3 Artefakte in der Flächenstatistik 2016 und 2017
Die Flächenstatistik leidet seit 12 Jahren unter der sukzessiven Umstellung der Erhe-
bungsmethodik in den einzelnen Bundesländern (Destatis_a, jährlich). 
Zunächst wurde in den neuen Bundesländern vom DDR-System COLIDO auf das Auto-
matische Liegenschaftsbuch (ALB) umgestellt. Kennzeichnend für diesen Umstellungs-
prozess ist die scheinbar starke Zunahme der Erholungsflächen, da z. B. Kleingärten 
oder große Hausgrundstücke nun erstmalig als Siedlungs- und Verkehrsfläche registriert 
wurden. Dieser Umstellungsprozess lief in den neuen Ländern mehr oder weniger stark 
ausgeprägt etwa im Zeitraum 2003 bis 2011. 
Eine zweite Umstellungswelle, nämlich vom ALB auf das Amtliche Liegenschaftskatas-
terinformationssystem (ALKIS) mit einer veränderten Erfassungssystematik und Nomen-
klatur, betraf alle Bundesländer sukzessive. Sie begann in Hessen im Jahr 2010 und fand 
ihren Abschluss in Sachsen im Jahr 2015. Kennzeichnend hierfür sind Umgruppierungen 
zwischen verschiedenen Typen von Siedlungs- und Verkehrsflächen, insbesondere von 
Gebäude- und Freiflächen zu Betriebsflächen ohne Abbauland oder zu Erholungsflächen 
oder zu Verkehrsflächen. Besonders starke Verwerfungen gab es bei der Flächenstatistik 
in den letzten beiden Jahren in den Ländern Sachsen und Bayern. 
Bayern hat dabei im Jahr 2014 die Erhebung auf völlig neue Grundlagen gestellt 
und orientiert sich seitdem stärker an der Landbedeckung als an der Flächennut-
zung. Da Bayern drei Jahre lang die beiden Erfassungsmethoden parallel anwende-
te, kann man deren Ergebnisse vergleichen. Nach neuer Methode werden Teile der 
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Verkehrsbegleitflächen – sofern sie mit Bäumen oder Büschen bestanden sind – der 
Kategorie „Wald“ zugerechnet. Im Gegenzug werden Waldwege, die früher dem Wald 
zugeordnet worden waren, nun zu den Verkehrsflächen gezählt. In der Gesamtbilanz 
ergibt sich – gegenüber der alten Erfassungsmethode – im Bestand der Verkehrsflächen 
eine geringfügige Abnahme um etwa 3 %, jedoch ist ihr täglicher Zuwachs gegenüber 
der alten Methode um ca. 20 % gedämpft. Beim Bestand der Siedlungsflächen ergibt 
sich gegenüber der alten Methode in der Gesamtbilanz eine Zunahme um 5 %, jedoch 
ist der jährliche Zuwachs der Siedlungsflächen gegenüber der alten Methode sogar um 
35 % gedämpft. Worauf der gedämpfte Zuwachs der Siedlungsflächen genau zurück-
zuführen ist, geht aus den vorliegenden Daten nicht hervor.
In Sachsen gab es im Zuge der Umstellung auf ALKIS Probleme bei der Zuordnung 
von Schutzflächen und Truppenübungsplätzen, sodass die Daten für den Bestand der 
Gebäude- und Freiflächen im Jahr 2014 um 6 660 Hektar nach unten korrigiert werden 
müssen, um fälschlich zugeordnete Flächen zu eliminieren. Im Jahr 2015 wurde hier eine 
Bereinigung vorgenommen. Den Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsflächen in den 
Jahren 2014 und 2015 hat das Statistische Bundesamt jedoch mit den korrekten Daten 
berechnet, so wie in Abbildung 1 und 2 dargestellt.
3 Flächenrucksäcke des Stromverbrauchs
Die Methodik zur Berechnung von Flächenrucksäcken, d. h. von temporären Flächenbe-
legungen oder Flächennutzungsänderungen, hat die Autorin in dieser Schriftenreihe be-
reits skizziert, ebenso die Bewertung der Flächen nach Hemerobiestufen (Penn-Bressel 
2013, 27-29). Hier soll das Ergebnis der Methodik am Beispiel der Stromerzeugung in 
Deutschland aus Primärenergieträgern dargestellt werden.
Abb. 3: Stromverbrauch in Deutschland 2014 und dadurch verursachte temporäre Flächenbe-
legung und dauerhafte Flächennutzungsänderung (Datenquelle Energieträger: UBA (2015, 20), 
Flächenrucksäcke: eigene Berechnungen)
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Die Stromerzeugung für den Verbrauch in Deutschland belegte im Jahr 2014 temporär 
eine Fläche von gut 42 000 km², d. h. 12 % der Fläche Deutschlands. Dabei beläuft sich 
der Anteil der erneuerbaren Energieträger Biomasse, Solarenergie und Windkraft am 
Flächenrucksack auf 99 %, während sein Anteil an der Deckung des Stromverbrauchs 
lediglich 22 % beträgt (Abb. 3, die beiden Säulen links). 
Der Löwenanteil des Flächenrucksacks der temporären Flächenbelegung wird dabei von 
der Biomasse verursacht: Sie deckt nur 6 % des Stromverbrauchs, verursacht jedoch 
98 % des Flächenrucksacks. Photovoltaik sowie Windenergie einerseits und Braunkohle 
andererseits verursachen je ein weiteres Prozent des temporären Flächenrucksacks, tra-
gen jedoch mit 16 % bzw. 26 % zur Deckung des Stromverbrauchs bei. Dabei wurde 
bei der Berechnung des temporären Flächenrucksacks für die Braunkohle unterstellt, 
dass es von der Inbetriebnahme des Tagebaus bis zum Abschluss der Rekultivierung im 
Mittel 50 Jahre dauert.
Ähnlich verhält es sich, wenn statt der (temporären) Flächenbelegung die Flächennut-
zungsänderung betrachtet wird, die direkt oder indirekt zugunsten der Gewinnung von 
Energieträgern erfolgt (Abb. 3, 4. Säule von links). Auch hier verursacht der Einsatz von 
Biomasse den Löwenanteil der angelasteten Flächennutzungsänderungen.
Bei der Braunkohle ist der Zusammenhang zwischen Gewinnung und Flächennutzungs-
änderung augenfällig, weil dafür immer neue Flächen abgebaggert werden müssen, 
die später nur teilweise wieder in einen qualitativ ähnlichen Zustand versetzt werden 
können wie zuvor. Ein Teil der Fläche (ca. 25 %) bleibt irreversibel, z. B. als Rest lochsee, 
degradiert. Diese dauerhafte Flächennutzungsänderung kann dem Stromkonsumen-
ten direkt angelastet werden. Bei Photovoltaik und Windkraft wird die Flächennut-
zungsänderung von Ackerland oder Wiese zu einem Anlagenstandort hingegen über 
die hohe Vergütung von PV- und Wind-Strom getrieben, die Investoren dazu animiert, 
ständig neue Windräder und Solarparks zu etablieren und die Produktion auszuweiten. 
Dem Verbraucher des normalen Strommixes in Deutschland kann daher der Ausbau 
der Windenergie- und Freiflächen-Solaranlagen und die damit verbundene dauerhafte 
Flächennutzungsänderung nur indirekt angelastet werden.
Noch unsicherer wird der Zusammenhang, wenn man den Versuch unternimmt, die 
weltweite Zerstörung von 13 Millionen Hektar Wald jährlich (WWF 2011, 23, 26, 47) 
und die 12 Millionen Hektar Wüstenbildung jährlich (FAO 2017) der hohen Nachfrage 
nach Biomasse für unterschiedliche Zwecke anzulasten. Denn die hohe Nachfrage ver-
schärft global die Nutzungskonkurrenzen um Flächen und fördert außerdem die Über-
nutzung vorhandener Landwirtschaftsflächen. Überschlägig kann man davon ausgehen, 
dass für jeden km² Ackerland, der ein Jahr lang für die Produktion von Biomasse genutzt 
wird, in diesem Jahr irgendwo auf der Welt ein Hektar Land entwaldet wird, durch 
Übernutzung der Wüstenbildung anheimfällt oder anderweitig degradiert wird. Auch 
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die Nutzung von Waldholz für energetische Zwecke befördert aus globaler Sicht die 
Entwaldung. An der 4. Säule von Abbildung 3 lässt sich ersehen, dass auch die direkte 
und indirekte Flächennutzungsänderung zu mehr als 94 % von der Biomasseproduktion 
verursacht wird, gefolgt vom Ausbau der Freiflächen-Photovoltaik mit 5 % (Photovol-
taik auf Dächern wurde kein Fußabdruck angelastet) und Braunkohle mit 1 %, während 
Windenergie zu vernachlässigen ist (berücksichtigt wurde nur die Standfläche der Anla-
ge, nicht die Ausdehnung des Windparks).
Insgesamt sollte aber die absolute Größenordnung zu denken geben, dass der Stromer-
zeugung in Deutschland aus globaler Sicht eine jährliche Degradierung von 27 632 Hek-
tar (271 km²) Fläche anzulasten ist, die vor allem auf die exzessive Nutzung von Biomas-
se als Primärenergieträger zurückzuführen ist.
Flächennutzungen sind unterschiedlich belastend für Natur und Böden. Die dritte Säule 
von links in Abbildung 3 zeigt die Flächenrucksäcke der Energieträger, diesmal jedoch 
gewichtet nach der Hemerobie der Flächennutzung, d. h. nach der überschlägigen Na-
turnähe der genutzten Flächen (Fehrenbach 2000, 1). Da in dieser Betrachtungsweise 
Wälder als naturnäher gelten als Ackerflächen und Ackerflächen als deutlich naturnäher 
als Abbauland, verschieben sich die Anteile der Verursacher in der dritten Säule so, dass 
Braunkohle nun einen deutlich höheren Anteil am Flächenrucksack erhält, während die 
Nutzung von Festbrennstoffen (Waldholz) weniger ins Gewicht fällt. In der Säule ganz 
rechts wird auch die Flächennutzungsänderung nach Hemerobiestufen bewertet, was 
aber in diesem Beispiel den Anteil der Verursacher am Gesamtergebnis zur Flächennut-
zungsänderung nur wenig beeinflusst.
4 Fazit
Das Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland ist nur ein Spezial-
fall der fortschreitenden globalen Degradierung von Flächen und Böden. Neben den 
Flächensparzielen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie sollte Deutschland sich auch 
Ziele setzen, um in der Gesamtbilanz in Deutschland die Bodendegradation zu beenden 
und auch global nicht mehr zur Degradierung von Böden beizutragen.
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Aktionsplan Flächensparen –  
nicht ohne Kontingentierung
Stephanie Bock 
Zusammenfassung
Auch wenn die Neuinanspruchnahme von Flächen in den vergangenen Jahren erkennbar 
zurückgegangen ist und die Flächenpolitik erste Erfolge zeigt, macht die aktuelle Ent-
wicklung deutlich, dass die vom Bund verabschiedeten flächenpolitischen Ziele nur mit 
einer Intensivierung der Aktivitäten und einer Schärfung des Instrumentariums erreicht 
werden können. Zur wirksamen Umsteuerung müssen die verbindliche Begrenzung der 
Neuinanspruchnahme von Flächen, die Mobilisierung von Innenentwicklungspotenzia-
len und die Steigerung der Flächeneffizienz verknüpft werden. Dazu müssen Bund und 
Länder in drei Aktionsfeldern aktiv werden: Kontingentierungssystem einführen, Innen-
entwicklung stärken und Raumordnung stärken. 
1 Anlass und Ausgangspunkte
Bereits im Jahr 2002 hatte die Bundesregierung in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie ein 
konkretes flächenpolitisches Ziel formuliert: Bis 2020 soll die Neuinanspruchnahme 
von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke bundesweit auf 30 Hektar pro Tag ge-
senkt werden – insbesondere durch verstärkte Innenentwicklung und Flächenrecycling 
(Bundesregierung 2002, 104). In der „Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie – Neuauflage 
2016“ wurde das Ziel fortgeschrieben und auf weniger als 30 ha festgelegt (30 ha – x) 
(Bundesregierung 2016). Konkreter wird das „Integrierte Umweltprogramm 2030“ des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), das 
den Übergang zu einer Flächenkreislaufwirtschaft und einer Reduzierung des Flächen-
verbrauchs auf 20 Hektar pro Tag im Jahr 2030 anstrebt (BMUB 2016). Das 30-ha-
Mengenziel wurde bereits früh ergänzt um das Qualitätsziel der Stärkung der Innenent-
wicklung (BMUB 2007, 51). 
Die Doppelstrategie zielt zum einen auf eine Qualitätssteuerung, indem der Außen-
bereich mit seinen wertvollen Freiräumen und den Kulturlandschaften durch einen 
Vorrang der Innenentwicklung und durch eine Aufwertung von Siedlungsflächen 
geschont wird, und zum anderen auf eine restriktive Mengensteuerung zur Begrenzung 
der Neuinanspruchnahme von Flächen. Beides gehört eng zusammen, verfolgt werden 
sich ergänzende Ziele.
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Abb. 1: Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche in ha pro Tag (Quelle: BMUB 2017)
Ungeachtet der flächenpolitischen Ziele schreitet die Ausbreitung der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen weiter voran. Im Jahr 2015 wurden täglich rund 61 Hektar als Sied-
lungs- und Verkehrsflächen neu ausgewiesen, dies entspricht einem „Flächenverbrauch“ 
von knapp 100 Fußballfeldern. In der Vier-Jahres-Betrachtung von 2012 bis 2015 liegt 
der Flächenverbrauch für Siedlungs- und Verkehrszwecke mit 66 Hektar pro Tag noch 
immer weit entfernt vom 30-Hektar-Ziel (Abb. 1). Für das Jahr 2020 zeichnet sich somit 
deutlich ab, dass die flächenpolitischen Ziele unter den gegebenen Rahmenbedingun-
gen kaum erreicht werden können. 
Noch dramatischer als das „Wie viel Fläche“ ist das „Wo“ und „Wie“ des „Flächen-
verbrauchs“. Ein großer Teil der Siedlungs- und Verkehrsflächen wird gerade dort neu in 
Anspruch genommen, wo die Entwicklungen am wenigsten tragfähig sind: in schrump-
fenden und stagnierenden Regionen, im dünn besiedelten ländlichen Raum (Abb. 2). 
Nahezu 70 Prozent der Flächenneuinanspruchnahme finden außerhalb der verdichte-
ten Regionen statt und davon wiederum 70 Prozent in Gemeinden ohne zentralörtli-
che Funktion. Noch immer werden gerade in solchen Räumen – aber nicht nur dort – 
besonders flächenzehrende Einfamilienhausgebiete und weitläufige Gewerbegebiete 
neu ausgewiesen, die Flächen also nur minimal ausgenutzt. 
Die Folge dieser Entwicklung: Zunehmend verfallende Ortskerne und Stadtteilzentren 
und der wachsende Funktionsverlust vorhandener Siedlungsstrukturen verursachen der 
Gesellschaft enorme Kosten und Folgekosten, zerstören die Landschaft und die Lebens-
räume von Pflanzen und Tieren, verdrängen die Landwirtschaft und lösen Ortsränder 
auf. Umso notwendiger erscheinen die Intensivierung der Aktivitäten und die Schärfung 
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des Instrumentariums. Zudem gewinnen die flächenpolitischen Ziele vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels an Wert. Beim Flächensparen geht es nicht um 
Verzicht, sondern um Gewinn im Sinne einer zukunftsfähigen Transformation bestehen-
der Siedlungen, die Umbau und Rückbau einschließt.
2 Ziele und Methodik
An diese Ausgangsbedingungen knüpft das im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) 
durchgeführte Forschungsvorhaben „Institutionelle und instrumentelle Aufbereitung 
und Weiterentwicklung von Maßnahmen zur Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me, Teilvorhaben 1: Aktionsplan“ an (Adrian et al. 2017). Im Dialog mit relevanten 
Stakeholdern galt es, Vorschläge zur Strukturierung des weiteren Vorgehens zur Redu-
zierung der Flächeninanspruchnahme zu erarbeiten. Hierzu wurden institutionelle und 
instrumentelle Instrumente und Maßnahmen zur Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme analysiert und weiterentwickelt. Vorhandene sowie in der Diskussion befindliche 
Instrumente und Maßnahmen zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme wurden 
hinsichtlich ihres Beitrages zu den Flächensparzielen, ihrer Praktikabilität, ihrer Kompati-
bilität mit dem vorhandenen Instrumentarium und im Besonderen mit dem Flächenzer-
tifikatehandel sowie der vorliegenden Umsetzungserfahrungen aufbereitet und analy-
siert. Konzentriert wurde sich bei der Analyse auf die kommunale und regionale Ebene 
sowie auf Instrumente und Handlungsmöglichkeiten zur Erreichung des 30-Hektar-Ziels.
Abb. 2: Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsflächen (Quelle: BBSR 2015; grafisch angepasst 
IÖR 2017)
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3 Eckpunkte Aktionsplan Flächensparen – Was ist zu tun?
Die Ergebnisse der Studie zeigen eindrücklich, dass das 30-ha-Ziel in den verbleiben-
den drei Jahren auf dem bisherigen Weg und mit den vorhandenen Instrumenten nicht 
erreicht werden kann. Auch für das perspektivisch zu erreichende Ziel von Netto-Null 
bedarf es neuer Aktivitäten, die über die bisher vorhandene Praxis hinausgehen. Dies 
gilt sowohl für die räumliche Umsteuerung des Flächenverbrauchs als auch für eine 
effizientere Flächenausnutzung. Die Ergebnisse zeigen, dass Flächensparen nur dann er-
folgreich umgesetzt werden kann, wenn es als strategischer Ansatz konzipiert wird und 
die Bausteine Begrenzung, Mobilisierung und Effizienzsteigerung kombiniert werden 
(Abb. 3). Alle maßgeblichen Akteure des Flächengeschehens sind dabei einzubinden, 
vor allem Bund und Länder sind gefordert, die Weichen mittels eines konsequenten 
strategischen Flächenmanagementansatzes wirksam umzulegen. 
Abb. 3: Flächenpolitische Strategie (Quelle: Adrian et al. 2017)
Im Einzelnen zeigen die Ergebnisse der Studie, dass den verschiedenen Ebenen der 
räumlichen Planung ein umfassendes Instrumentarium von informatorischen, planeri-
schen und kooperativen Instrumenten zur Steuerung der Flächeninanspruchnahme zur 
Verfügung steht. Diese Instrumente werden jedoch zu selten eingesetzt. Bisher konzen-
trieren sich die flächenpolitischen Strategien vor allem auf die Bausteine Mobilisierung 
und Erhöhung der Effizienz. Eine wirksame Begrenzung und Steuerung der Flächenneu-
inanspruchnahme, insbesondere mittels verbindlicher quantitativer Vorgaben wird im 
Unterschied dazu bisher kaum umgesetzt. So sind beispielsweise Beschlüsse, mit denen 
sich Städte und Gemeinden verbindliche Mengenziele für definierte Zeiträume setzen, 
die große Ausnahme. Notwendig ist deshalb, dass Bund und Länder vor allem in den 
folgenden drei Aktionsfeldern aktiv werden müssen.  
Aktionsplan Flächensparen – nicht ohne Kontingentierung 47
3.1 Aktionsfeld I „Kontingentierung einführen“
Um die flächenpolitischen Ziele punktgenau erreichen zu können, müssen sie ope-
rationalisiert und in Maßnahmen und Prozesse übersetzt werden. Dies ist vor allem 
eine Aufgabe von Bund und Ländern. Die Operationalisierung kann nur mithilfe eines 
Kontingentierungssystems gewährleistet werden. Entsprechende Regelungen sind im 
Raumordnungsgesetz (ROG) zu verankern, dabei muss die Kontingentierung verbind-
lich bis in die kommunale Bauleitplanung wirken. Eine zwingend erforderliche Voraus-
setzung für eine Kontingentierung ist zunächst ein Aushandlungsprozess zwischen Bund 
und Ländern. Ziel dieses Dialoges muss sein, nach einem als gerecht empfundenen 
Schlüssel das Flächenkontingent (derzeit 30 Hektar pro Tag) auf die Länder zu verteilen. 
Dieser Schlüssel muss in Verbindung mit der Entscheidung verhandelt werden, welcher 
Weg nach der Kontingentierung eingeschlagen werden soll. Dafür bieten sich zwei mög-
liche Wege an: der Handel mit Flächenzertifikaten und die klassische Raumordnung. 
Handel mit Flächenzertifikaten – umweltökonomischer Ansatz 
Dieser Weg setzt auf das neu einzuführende Instrument des Handels mit Flächen-
zertifikaten, der das bestehende Planungsrecht (ROG und BauGB) ergänzt 
(www.flaechenhandel.de). Die zugewiesenen Kontingente für die Neuinanspruchnah-
me von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke werden hier in Form von handel-
baren Zertifikaten ausgereicht. Jede Kommune, die – im Rahmen der raumplanerischen 
Vorgaben – neue Siedlungs- und Verkehrsflächen festsetzen möchte, muss die ent-
sprechende Anzahl an Zertifikaten bereitstellen. Der Handel mit Zertifikaten basiert auf 
einem ökonomischen Ansatz. Er erlaubt eine quantitativ zielgenaue Steuerung und ist 
somit ein sicherer Weg, das 30-Hektar-Ziel zu erreichen. 
Klassische Raumordnung – regulatorischer Ansatz 
Der Bund entwickelt den Rechtsrahmen für die Raumordnungsplanung im ROG 
entsprechend weiter und verankert eine Kontingentierung in der klassischen Raum-
ordnung. Auch so kann das 30-Hektar-Ziel punktgenau umgesetzt und der Flächen-
verbrauch auf tragfähige Standorte gelenkt werden. Dabei könnte auf vorhandene 
Strukturen, Prozesse und Instrumente zurückgegriffen bzw. aufgebaut werden. 
3.2 Aktionsfeld II „Innenentwicklung stärken!“
Unabhängig von der Einführung einer Kontingentierung sollten alle Möglichkeiten ge-
nutzt werden, die Innenentwicklung und Nachverdichtung zu befördern. Die Ergebnisse 
der Studie zeigen, dass der vorhandene Instrumentenkasten gut ist, einzelne Ansätze 
jedoch zielgerichtet weiterentwickelt und ergänzt werden müssen. Dabei sind vor allem 
ökonomisch wirksame Anreize und Förderkulissen neu zu justieren. Fördermittel bei-
spielsweise der Städtebauförderung oder EFRE-Mittel sollten für die Innenentwicklung 
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oder Brachflächenrevitalisierung genutzt und stärker als bisher an Flächensparziele ge-
koppelt werden. Geprüft werden sollten zudem bspw. Nachsteuerungen, um den Zwi-
schenerwerb von Kommunen im Innenbereich von der Grunderwerbsteuer zu befreien 
sowie die Weiterentwicklung der Grundsteuer B, die in ihrer derzeitigen Ausgestaltung 
zum Beispiel flächenzehrende Einfamilienhäuser aber auch nicht bebaute Grundstücke 
begünstigt, in Richtung einer Bodenwertsteuer oder reinen Flächensteuer. Notwendig 
erscheint die Einführung einer turnusmäßigen Überprüfungspflicht von Flächennut-
zungsplänen und regionalen Raumordnungsplänen, damit Bauflächenkulissen regelmä-
ßig auf der Grundlage aktueller Daten zu Entwicklungsdynamiken, Innenentwicklungs-
potenzialen etc. angepasst werden.
Für die Mobilisierung von Innenentwicklungspotenzialen ist eine aktive Liegenschafts-
politik der Kommunen erforderlich. Bund und Länder sollten die Kommunen deshalb bei 
der (Neu-)Initiierung einer solchen aktiven Liegenschaftspolitik unterstützen, z. B. durch 
die Bereitstellung von Anschubfinanzierungen für die Einrichtung kommunaler Liegen-
schaftsfonds aber auch durch direkte Förderung des Grunderwerbs im Zusammenhang 
mit Maßnahmen des Stadtumbaus. 
3.3 Aktionsfeld III „Fehlanreize abbauen!“
Bund und Ländern sollten zudem ökonomische Fehlanreize abbauen. Insgesamt soll-
ten alle relevanten Förderprogramme systematisch auf ihre Vereinbarkeit mit flächen-
politischen Zielstellungen überprüft und Fehlanreize abgebaut werden. So werden mit 
GRW-Mitteln (Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur) 
neben Innenentwicklungsprojekten noch immer neue Industrie- und Gewerbegebiete 
auf der „grünen Wiese“ subventioniert. Hier ist – gerade in den strukturschwachen 
Gebieten – ein grundsätzliches Umdenken erforderlich. 
4 Ausblick
Auf Grundlage eines integrierten Verständnisses von Flächenpolitik und eines tiefgrei-
fenden gesellschaftlichen Bewusstseinswandels im Umgang mit Boden und Fläche als 
begrenztem Gut sind neben einem grundsätzlichen Umdenken der Strukturpolitik – in 
Verbindung mit einem entsprechenden Einsatz von Fördermitteln – die Entwicklung und 
Diskussion von Visionen und Konzepten für qualitatives Wachstum im Schrumpfungs-
prozess erforderlich. Zusammen mit flankierenden gesellschaftlichen Debatten über 
nachhaltige Siedlungsentwicklung unter den Vorzeichen des demografischen Wandels 
wird Flächenpolitik somit zu einem integrierten Handlungsfeld. Die Widerstände auf 
allen Ebenen können dabei nur überwunden werden, wenn es gelingt, die Debatte in 
einen größeren Zusammenhang zu stellen. Die Umsteuerung auf eine konsequente In-
nenentwicklung und auf kompakte Strukturen ist nicht nur aus flächenpolitischen Grün-
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den notwendig, sondern auch im Hinblick auf soziale, volkswirtschaftliche, baukulturel-
le, energetische und ökologische Ziele in einer Gesellschaft, die schrumpft, bunter und 
älter wird. Letztlich geht es um Lebensqualität, um einen Kultur- und Wertewandel, der 
eingeleitet und unterstützt werden muss.
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Projekt-Check – ein Online-Werkzeug zur Vorprüfung  
von Flächenplanungen
Jens-Martin Gutsche
Zusammenfassung
Das Online-Werkzeug „Projekt-Check“ gibt Kommunen, Planungsbüros und 
interessierten Bürger/-innen die Möglichkeit, eine erste Einschätzung der Standort- und 
Flächen eignung von potenziellen Entwicklungsflächen für Wohn-, Gewerbe- und Ein-
zelhandelsprojekte vorzunehmen. 
Projekt-Check zielt auf eine sehr frühe Planungsphase, in der noch eine große Gestal-
tungsfreiheit in der Planung (Standort, Nutzungskonzepte) besteht. Entsprechend grob 
gehalten sind die Eingabemöglichkeiten und die Bewertungsergebnisse. Grundgedanke 
ist eine „Vorprüfung“ zur Einschätzung der Eignung bzw. der Identifikation möglicher 
Konflikt- und Optimierungsbereiche. Aufbauend auf den Ergebnissen können anschlie-
ßend zielgerichtet Klärungsbedarfe und ggf. vertiefende Gutachten definiert werden.
Projekt-Check umfasst neben der in diesem Beitrag im Vordergrund stehenden Web-
Variante auch eine Profi-Version zur Offline-Nutzung. Diese wird als Add-In für ArcGIS 
ab Version 10.4 zur Verfügung gestellt.
Download und Nutzung von der Web- und Profi-Variante von Projekt-Check sind 
kostenlos. Beide stehen Interessierten ab Herbst 2017 unter www.projekt-check.de zur 
Verfügung. 
1 Einführung
Ziel beider Werkzeuge ist es, die Nutzer in die Lage zu versetzen, in der Diskussion 
befindliche Flächenplanungen (Wohngebiete, Gewerbegebiete, Einzelhandelsansied-
lungen) mit einem sehr überschaubaren Zeitaufwand einer ersten Bewertung hinsicht-
lich Ihrer Verträglichkeit und Standorteignung zu unterziehen. Im Fokus der Anwen-
dung steht die frühe Planungsphase, in der in aller Regel außer dem Standort und einer 
ungefähren Größenordnung von Art und Umfang der zukünftigen Nutzung erst wenige 
Informationen über das betreffende Projekt vorliegen. 
Entsprechend diesem Informationsstand geben die Werkzeuge grobe Orientierungs-
werte, indem Sie die Informationen zum Projekt mit öffentlich zugänglichen Daten 
unterschiedlichster Quellen (amtliche Statistik, OpenStreetMap, FolgekostenSchätzer, 
IÖR-Monitor, GoogleMaps …) verschneiden. Ergebnis für die Nutzer sind Hinweise, in 
welchen Bereichen die diskutierte Planung ggf. einer Überarbeitung bedarf bzw. welche 
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Wirkungsbereiche einer vertieften Betrachtung (z. B. im Rahmen eines gezielten Fach-
gutachtens) bedürfen. 
Betrachtet werden dabei die folgenden Wirkungsbereiche der untersuchten Projekte:
• Bewohner und Arbeitsplätze
• Erreichbarkeit von Infrastrukturen und Verkehrsanbindungen
• Verkehrsbelastungen im unmittelbaren Projektumfeld
• Ökologische Verträglichkeit 
• Folgekosten der Erschließung
• Auswirkungen auf die kommunalen Einnahmen in der Region
• Standortkonkurrenz im Lebensmitteleinzelhandel
Web-Check und Profi-Check unterscheiden sich in der Nutzung sowie in der Tiefe und 
Detailliertheit der Ergebnisse. 
Abb. 1: Startseite von Projekt-Check Web auf www.projekt-check.de  
(Quelle: eigene Entwicklung unter Nutzung der Google-Karten-API)
Web-Check (Abb. 1) ist ein kostenloses Online-Tool, bei dem ein schneller Überblick 
über die möglichen Projektwirkungen in den genannten Wirkungsbereichen im Vor-
dergrund steht. Profi-Check ist ein kostenloses Add-In für das Geoinformationssystem 
ArcGIS. Zur Nutzung wird eine Basislizenz von ArcGIS (ESRI) ab Version 10.4 benötigt.
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Web-Check steht im Mittelpunkt dieses Beitrags und wird im folgenden Abschnitt de-
taillierter dargestellt. Eine eher zusammenfassende Darstellung von Profi-Check findet 
sich im Kapitel 3.
2 Anwendungsschritte bei Web-Check
Beim Web-Check definieren die Nutzer zunächst ihr Planungsvorhaben anhand von 
Lage, Größe, Nutzungsart und voraussichtlicher Bezugsdauer (Abb. 2). Die Lage wird 
mithilfe einer Online-Karte skizziert. Zur Beschreibung der Nutzung stehen vordefinierte 
Projekttypen (Wohngebiete unterschiedlicher Dichte, Gewerbeflächen unterschiedli-
chen Typs sowie Einzelhandelsflächen) zur Verfügung. 
Nach der Projektdefinition können Projekt und Standort grob in den o. g. Wirkungsbe-
reichen untersucht werden. Die nachfolgenden Abbildungen zeigen Beispiele für eine 
Wohnnutzung. Hierbei liefert Web-Check
• Orientierungswerte zur Anzahl und Altersstruktur der Bewohner (Abb. 3, bei 
Gewerbegebieten wird eine Schätzung der Anzahl der Arbeitsplätze und der 
Branchenstruktur auf vergleichbaren Flächen angezeigt),
• Erreichbarkeits-Isochronen (10 min. zu Fuß, mit dem Rad bzw. mit dem Pkw) über-
lagert mit den Standorten von Schulen, Kitas, Ärzten, Läden und Dienstleistungen 
im Umfeld (Abb. 4),
• die voraussichtliche Routenwahl zu interaktiv in der Karte gesetzten Ziel- bzw. 
Herkunftspunkten (z. B. Arbeitsplatzschwerpunkte, Autobahnauffahrten …) in der 
Umgebung, aus deren Überlagerung sich die voraussichtliche Mehrbelastung durch 
Ziel- und Quellverkehre im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets ergibt (Abb. 5),
• eine Überlagerung des Standorts mit naturschutzrechtlichen Festlegungen wie 
Natur- und Landschaftsschutzgebieten (Abb. 6) sowie
• eine Grobabschätzung der Erschließungskosten (innere Erschließung, Neuerschlie-
ßung) inkl. der Folgekosten in den nächsten 25 Jahren für Betrieb, Unterhaltung 
und Erneuerung sowie deren Aufteilung auf die Kostenträger (Grundstücksbesitzer, 
Gemeinde, Allgemeinheit der Netz- und Tarifkunden) (Abb. 7).
Bei Einzelhandelsflächen wird zur ersten Einordnung der Konkurrenzsituation zusätzlich 
eine Kartendarstellung mit der kleinräumigen Einwohnerdichte und den bestehenden 
Einzelhandelsstandorten im Umfeld angezeigt.
Alle Ergebnisse des Web-Checks können in einem ansprechend gestalteten PDF-Doku-
ment heruntergeladen werden.
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Abb. 2: Definition der geplanten Flächennutzung  
(Quelle: eigene Entwicklung unter Nutzung der Google-Karten-API)
Abb. 3: Schätzung der zukünftigen Bewohnerstruktur  
(Quelle: eigene Entwicklung unter Nutzung der Google-Karten-API)
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Abb. 4: Analyse der Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen und ÖPNV-Haltestellen (Quelle: 
eigene Entwicklung unter Nutzung der Google-Karten-API und Standortdaten von OpenStreetMap)
Abb. 5: Erste Einschätzung der Verkehrsflüsse im Umfeld (Quelle: eigene Entwicklung unter 
Nutzung der Google-Karten-API)
Jens-Martin Gutsche56
Abb. 6: Erster Abgleich mit naturschutzrechtlichen Schutzgebieten und naturräumlichen 
Umfeldaspekten (Quelle: eigene Entwicklung unter Nutzung von Rasterdaten des IÖR-Moni-
tors sowie der Google-Karten-API)
Abb. 7: Erste Abschätzung der Folgekosten der Erschließung (Quelle: eigene Entwicklung unter 
Nutzung der Google-Karten-API)
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Abb. 8: Profi-Check (kostenfreies Add-In für ESRI ArcGIS ab Version 10.4): Beispielhafte 
Definition eines zu untersuchenden Planungsprojekts (oben) sowie Beispiel für ein Zwischener-
gebnis einer Analyse (unten, hier: Schätzung der regionalen Wanderungseffekte), Hintergrund-
karte: OpenStreetMap
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3 Profi-Check und Info-Pool
Die Zielsetzung des eben vorgestellten Web-Checks ist eine schnelle Einordnung des 
vor Ort diskutierten Projekts in die dargestellten Wirkungsbereiche. Für eine noch etwas 
vertiefendere Selbst-Analyse stellt die Webseite www.projekt-check.de zusätzlich einen 
Profi-Check zur Verfügung. Dieser hat die Form eines Add-Ins für ArcGIS (ab Version 
10.4) und kann kostenlos heruntergeladen werden. Abbildung 8 gibt einen Eindruck 
von dessen Anwendung anhand von zwei Screenshots.
Profi-Check erlaubt eine noch deutlich detailliertere Analyse der vorstehend angespro-
chenen Wirkungsbereiche. Dies betrifft u. a. die Veränderung der Annahmen und Para-
meter sowie die Kontrolle von Zwischenergebnissen. Zudem sind einzelne Wirkungsbe-
reiche wie z. B. die Abschätzungen zur Umverteilung der kommunalen Einnahmen, nur 
im Profi-Check verfügbar. Eine Übersicht, welche Funktionen im Web- bzw. Profi-Check 
enthalten sind, findet sich auf www.projekt-check.de. Darüber hinaus ermöglicht die 
Einbindung in ArcGIS die eigenständige Weiterverarbeitung der (Zwischen-)Ergebnisse 
sowie deren einfache Verschneidung mit eigenen Karten- und Datengrundlagen.
Als dritter Baustein neben Web-Check und Profi-Check umfasst die Webseite www.pro-
jekt-check.de zudem einen Info-Pool. Dieser bietet einführende Videos sowie vertiefen-
de Texte zu den sieben oben genannten Wirkungsbereichen. Darin wird erläutert, warum 
diese für Wohn-, Gewerbe- und Einzelhandelsflächen relevant sein können und welche 
Zusammenhänge sich in der Forschung als besonders ausgeprägt herausgestellt haben.
4 Entwicklungsteam und Förderung
Projekt-Check ist im Rahmen der Forschungsprojekte „RegioProjektCheck“ und „RPC_
easy“ entstanden und wurde inhaltlich durch die HafenCity-Universität Hamburg 
(HCU), das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS) sowie das Büro 
Gertz Gutsche Rümenapp (GGR) entwickelt. Programmiert wurde Web-Check durch die 
Firma Ubilabs. Die Programmierung von Profi-Check lag bei GGR und ILS.
Kommunikativ unterstützt wurden die Projekte durch das Institut Raum & Energie, das 
Büro Superurban sowie Raute-Film. Praxispartner waren der Landkreis Harburg (Nieder-
sachsen) und der Rheinisch-Bergische Kreis (NRW).
Die genannten Projekte wurden im Rahmen des BMBF-Forschungsprogramms „Nachhalti-
ges Landmanagement“ unter den Förderkennzeichen 033L019A und 033L182A gefördert.
Mit Web-Check und Profi-Check stehen Kommunen, Planungsbüros und interessierten 
Bürger/-innen somit in Kürze zwei selbsterklärende Werkzeuge zur Verfügung, die in 
einer sehr frühen Planungsphase erste Einschätzungen der Standorteignung sowie mögli-
che Auswirkungen der vorgesehenen Nutzungen ermöglichen. Betrachtet werden können 
dabei sowohl Flächenausweisungen für Wohnen wie auch für Gewerbe und Einzelhandel.
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Regionaler Leerstandsradar Ostwürttemberg 
Hany Elgendy, Julian Berger
Zusammenfassung
Die Wiedernutzung von leerstehenden Gebäuden hat nicht nur für den Erhalt von 
Stadt- und Gemeindestrukturen, sondern auch für den verantwortungsvollen Umgang 
mit der Fläche als Ressource eine maßgebliche Bedeutung. Im Zensus 2011 wurden für 
die Region Ostwürttemberg im Landesvergleich überdurchschnittliche Leerstandswer-
te festgestellt. Das Projekt „Regionaler Leerstandsradar Ostwürttemberg“ sollte dieser 
Beobachtung auf den Grund gehen und eine differenzierte Überprüfung der Situation 
ermöglichen. Eine gebäudebasierte Ermittlung der Leerstandsquoten jeder Kommune 
auf regionaler Ebene ist hierzu unverhältnismäßig aufwendig. Deshalb wurde ein Instru-
ment entwickelt, mit dem ohne zu großen Aufwand eine Übersicht erstellt werden kann, 
die aufzeigt, in welchen Bereichen der Region der Leerstand eine Herausforderung dar-
stellt. Durch die Einschätzung der Leerstandssituation soll es möglich werden, Kommu-
nen einzuordnen und Hinweise auf die mögliche zukünftige Entwicklung zu erhalten. 
Gleichzeitig wurden gebäudebasierte Ermittlungsmethoden mit kommunalen Partnern 
erprobt, um Kommunen Hinweise geben zu können, wie sich die genaue Ermittlung von 
Leerständen realisieren lässt. 
1 Einführung
Für die planerische Auseinandersetzung mit der inneren Erneuerung von Städten und 
Gemeinden und die Bewertung der Handlungsoptionen ist die Kenntnis über nicht 
genutzte Immobilien unabdingbar. Eine erste Einschätzung zur Bedeutung des Themas 
liefert das Statistische Landesamt Baden-Württemberg in seiner Publikation „Die Region 
im Blick“ im Jahr 2014 und stellt fest, dass durchschnittlich 5 % der Wohneinheiten – 
über 7  000 Wohnungen – in Ostwürttemberg leer stehen.“ (StaLa-BW 2014). Die-
ser Wert war im baden-württembergischen Vergleich überdurchschnittlich. Aus diesem 
Grund und in Anbetracht der Auswirkungen des demografischen Wandels weist das 
Statistische Landesamt im Statistischen Monatsheft 3/2015 das Management von Leer-
ständen als ein zentrales Handlungsfeld für die Kommunen in Bezug auf ihre zukünf-
tige Entwicklung aus (StaLa-BW 2015). Dies definiert auch die Hauptziele des Projekts 
Regionaler Leerstandsradar Ostwürttemberg, zum einen die Ermittlung besonders von 
Leerstand betroffener Teilräume in der Region, aber auch Hilfestellungen für den kom-
munalen planerischen Umgang mit Leerstand.
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2 Methodischer Ansatz zur Leerstandsermittlung auf der 
regionalen Ebene
2.1 Leerstandsdefinitionen
Wesentlich für die Auswahl der Methode der Leerstandsanalyse ist die Definition des 
Leerstandstyps. Unterschiedliche Arten von Leerstand lassen sich durch verschiedene 
Untersuchungsmodelle ermitteln, können je nach fachlichem Hintergrund unterschied-
lich bewertet werden und erfordern einen differenzierten planerischen Umgang. Die 
erste Eingrenzung für das Projekt war, dass die regionale Analyse der Ermittlung des 
Wohnungsleerstands dienen soll. Um eine möglichst allgemeingültige Leerstandsdefini-
ton zu erhalten wurden in einer Recherchephase verschiedene Studien und Projekte zum 
Thema Leerstand ausgewertet und die folgenden Abgrenzungen getroffen (Tab. 1):
Tab. 1: Definition der Leerstandstypen (Quelle: eigene Darstellung nach IfS 2005; BMVBS 2007; 
BBSR 2014)
Fluktuationsleerstand Struktureller Leerstand Funktionaler Leerstand
Kurzfristig (etwa 3 bis  
maximal 6 Monate)
Mieterwechsel
2-3 % Leerstand normal und  
für einen funktionsfähigen  
Wohnungsmarkt erforderlich
Langfristig (länger als 6 Monate)
Fehlende Nachfrage (etwa 
durch Bevölkerungsentwicklung 
oder wirtschaftliche  
Rahmenbedingungen)
Große Bestände mit  
homogener Ausgangslage
Momentan nicht bewohnbar 
und keine Möglichkeit der 
Vermietung ohne Maßnahmen 
zur Modernisierung oder  
Umstrukturierung
Gänzlich stillgelegt,  
Substandart, gravierende 
Mängel oder ruinös
Für die Leerstandsanalyse aus planerischer Sicht, wie sie im Projekt angelegt ist, sollten 
zuerst alle Arten von Leerstand ermittelt werden. Für die Lagebeurteilung im Konkreten 
wird aber der Anteil und das Verhältnis der Leerstandstypen zueinander relevant. Aus 
strategisch-planerischer Sicht ist es zweckmäßig ergänzend, das Leerstandsrisiko zu ana-
lysieren. Es wird insbesondere von den Faktoren Bestandseigenschaft, Demografie und 
dem räumlichen Kontext beeinflusst. Dabei spielen diese Faktoren nicht nur eine Rolle 
auf der Ebene der einzelnen Immobilien, sondern auch im Gebietszusammenhang der 
Gemeinde.
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2.2 Vergleich der Ermittlungsmethoden für Wohnungsleerstand
In dem Projekt sind verschiedene Möglichkeiten untersucht bzw. erprobt worden, um 
Leerstand zu ermitteln. Dabei war es das Ziel zu erfahren, welche Ermittlungsmethoden 
sich für die regionale Ebene eignen, um mit angemessenem Ressourceneinsatz, ver-
gleichbare Ergebnisse für den Gesamtraum zu erhalten. Die weitere Fragestellung war 
dann, wie sich eine solche regionale Analyse vor Ort prüfen lassen kann. Um Leerstand 
in einem bestimmten Raum zu ermitteln, gibt es unterschiedlich gut dokumentierte An-
sätze, die auch kombiniert und kumulativ anwendbar sind. In den letzten Jahren wurden 
diese auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen, aber auch mit verschiedenen Untersu-
chungsschwerpunkten verwendet, um Leerstand zu erheben. Diese sollen im Folgenden 
prägnant aufgezeigt und bewertet werden (Tab. 2).
Tab. 2: Bewertung der Ermittlungsmethoden (Quelle: Elgendy 2016)
Ermittlungsmethode Vorteile Nachteile
Analyse von Ver- und 
Entsorgerdaten
Adressgenaue Analyse
Verlässlichkeit
Hoher Aufwand bei Beschaffung  
und Aufbereitung
Keine Prognosefähigkeit
Auswertung kommuna-
ler Melderegister
Adressgenaue Analyse
Zukünftiges Risiko ableitbar
Datenschutz/Dateneigentum
Hoher Aufbereitungsaufwand
Befragung von Eigentü-
mern (große Bestände 
oder repräsentativ)
Informationen zu Bestand  
und Entwicklung
Kann sehr subjektiv ausfallen
Sehr aufwändig/Hochrechnung
Vor-Ort-Analysen Adressgenaue Analyse
Zusatzhinweise
Subjektiv
Aufbereitungsaufwand  
(Vor- und Nachbereitung)
Zensusdaten Konkrete Leerstandsaussage 
Bestandseigenschaften
Demografie
Dekadenabstände bei der  
Fortschreibung
Mathematische Modelle 
aus Statistikdaten
Gut fortzuschreibende Analyse
Skalierbar (kleinräumig bis landesweit)
Großer Datenumfang
Verlässlichkeit einzelner Datensätze
Wenn bei der Leerstandsanalyse auf Daten mit Personenbezug zurückgegriffen werden 
soll, muss der Datenschutz besonders berücksichtigt werden. Grundlage der Verarbei-
tung personenbezogener, kommunaler Daten sind die jeweiligen Landesdatenschutz-
gesetze sowie die Landesstatistikgesetze. Diese bildeten die Basis für die Durchführung 
statistischer Analysen im Auftrag der Kommunen. Für regionale Analysen kommen diese 
Daten also im Regelfall nicht in Frage. Es können für Einzelkommunen Analysen mit 
personenbezogenen Daten durchgeführt werden. Aggregierte Ergebnisse ohne Perso-
nenbezug können verwendet bzw. veröffentlicht werden, sofern dies mit der Datenei-
gentümerin vereinbart ist.
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2.3 Indikatorenbasierter regionaler Leerstandsradar
Die Grundlage für eine regionale Leerstandsanalyse muss auf einem möglichst allge-
meinen Datensatz basieren. Zudem muss die regelmäßige Fortschreibung der Daten bei 
der Auswahl der Methode berücksichtigt werden. Daher wurde ein Indikatoren-Modell 
entwickelt, das gleichzeitig die regelmäßig verfügbaren und verwendeten statistischen 
Daten nutzt, um repetierbare und vergleichbare Ergebnisse zu liefern (Abb. 1). 
Abb. 1: Indikatorenbasierter Leerstandsradar und Auswertungsschema (Quelle: Elgendy 2016)1
Abb. 2: Beispiel: Kommunale Einordnung im Leerstandsradar (Quelle: Elgendy 2016)
1 Die Abbildung zeigt die finale Version des Leerstandsradars nach der Evaluationsphase und der 
Reduzierung der Indikatorenzahl. In der Untersuchung wurde auf eine unterschiedliche Gewichtung der 
Einzelindikatoren verzichtet.
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Aus einem Katalog mit kommunalen Einzelindikatoren wurden dann die Indikatoren 
gewählt, die sowohl den Gebäudebestand als auch die demografische Entwicklung 
berücksichtigen. Ausgangslage für die Ermittlung waren die im Zensus 2011 ermittel-
ten Leerstandsquoten. Davon ausgehend lassen sich die Kommunen in verschiedene 
Stufen, je nach Hinweisstärke auf Leerstand, einordnen.
Der regionale Leerstandsradar fußt dabei auf der folgenden Hypothese: wenn eine 
Kommune im Zensus 2011 eine hohe Leerstandsquote aufweist, danach eine schwache 
bzw. negative Bevölkerungsentwicklung kombiniert mit einer hohen Bautätigkeit hatte, 
so kann man davon ausgehen, dass die Leerstandssituation sich verschärft hat. Gibt es 
zusätzlich einen hohen Anteil an Senioren in der Kommune, kann das als Hinweis auf ein 
erhöhtes Leerstandsrisiko in der Zukunft gedeutet werden.
Diese Hypothese kann anhand von Beispielen veranschaulicht werden. Gemeinde A 
(Abb. 2) hat im Zensus 2011 eine ermittelte Leerstandsquote von fast sieben Prozent 
und liegt damit fast zwei Prozentpunkte über dem regionalen Durchschnitt. Diese Kom-
mune weist eine vergleichsweise positive Bevölkerungsentwicklung und eine moderate 
Neubautätigkeit in den vergangenen drei Jahren auf. Daher ist davon auszugehen, dass 
ein Teil des Wachstums durch den Bestand gedeckt wurde. Der Anteil der Bevölkerung 
über 65 Jahre liegt im regionalen Mittelfeld; daher wird das zukünftige Leerstandsrisiko 
als nicht besonders hoch eingeschätzt.
Auch die Gemeinde B (Abb. 2) hatte im Zensus 2011 eine über dem Durchschnitt liegen-
de Leerstandsquote. Die Betrachtung zeigt hier aber einen geringen Bevölkerungsrück-
gang und eine vergleichsweise hohe Neubautätigkeit. Hier ist also davon auszugehen, 
dass der Bestand Einwohner verliert und eine Verlagerung in den Neubau geschieht. Es 
ist also möglich, dass sich die Leerstandssituation verschärft hat oder zumindest noch auf 
Zensusniveau ist. 
Bezüglich des Anteils der über 65-Jährigen liegt die Kommune B in der höchsten Katego-
rie. Daher kann es im Vergleich zu anderen Kommunen vorkommen, dass anteilig mehr 
Bestandsgebäude in die Phase des Eigentümerwechsels übergehen als anderenorts. Hier 
gibt es also durch die aktuelle Situation und die zu erwartende Entwicklung einen sehr 
deutlichen Hinweis auf ein künftiges Leerstandsrisiko.
3 Kommunale Plausibilitätsprüfung
3.1 Kommunale Leerstandsermittlung
Auf Grundlage der Anwendung des Regionalen Leerstandsradars wurden Kommunen 
mit verschiedenen Ausgangslagen ausgewählt, um die Ergebnisse des regionalen Leer-
standsradars auf Plausibilität zu prüfen. Die Modellkommunen sollten repräsentativ für 
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den Gesamtraum sein und deshalb wurden sie aus unterschiedlichen Raumtypen und 
Gemeindegrößen ausgewählt. 
Aus der Grundlagenuntersuchung zur Leerstandsermittlung wurde ein Untersuchungs-
modell entwickelt, das auf einem mehrfachen Methodenmix basiert (Abb. 3). Die Aus-
wertung von Ver- und Entsorgerdaten sowie Meldedaten und Vor-Ort-Abgleich sollte 
sowohl die Situation als auch die Methoden evaluieren.
Abb. 3: Vorgehen bei der kommunalen Leerstandsermittlung (Quelle: Elgendy 2016)
Als Grundlage für die Ermittlung dient der Gebäudebestandsdatensatz, also die im 
ALKIS vorhandenen Daten, die mit der Adresseigenschaft aus dem Hauskoordinaten-
datensatz verknüpft wurden. Durch die Verwendung von konkreten georeferenzierten 
Gebäudeumrissen können die Ermittlungsergebnisse nicht nur tabellarisch, sondern 
auch räumlich und nach unterschiedlichen Leerstandsermittlungsmethoden dargestellt 
werden. Die tabellarische Auswertung ermöglicht den Abgleich mit den statistischen 
Indikatoren des regionalen Radars, die georeferenzierte Darstellung erlaubt eine plane-
rische Einschätzung sowie den Strategieansatz zum Umgang mit Leerstand.
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Um feststellen zu können, ob ein Gebäude nach den Hinweisen aus einer der vorhan-
denen Datenquellen als bewohnt gelten kann oder nicht, wurden Informationen mit 
den Wohngebäuden im ALKIS2 über eine Datenbank verknüpft und nach folgenden 
Kriterien ausgewertet:
• Lag der Wasserverbrauch im Jahr 2015 unter 10 m³?
• Ist bei der Adresse Hausmüll angemeldet?
• Ist bei der Adresse mindestens eine Person gemeldet?
• Sind alle/ist die gemeldete(n) Person(en) über 65, 75 oder 85 Jahre alt?
Damit konnten für die Wohngebäude Hinweise auf Leerstand nach den einzelnen 
Methoden und nach den unterschiedlichen Kombinationen ermittelt werden. Die Über-
prüfung der Resultate erfolgte durch die Modellkommunen und ergänzende Ortsbege-
hungen. Es hat sich gezeigt, dass kein Einzeldatensatz alleine eine ausreichende Qualität 
für eine Leerstandsanalyse liefern kann. Die Verwendung von zwei Datensätzen verbes-
sert die Vorauswahl.  
4 Fazit
Die flächendeckende Ermittlung von exakten Leerstandsquoten aus Ver- und Entsor-
gungsdaten, Begehungen oder Befragungen für einen Untersuchungsraum mit Ausdeh-
nung über eine Region, sind im Normalfall zu aufwändig. Gleichzeitig sind die Zeit räume 
zwischen den Zensuserhebungen im Regelfall zu lang, um Antworten auf konkrete 
Herausforderungen ableiten zu können. Das Phänomen Leerstand, durch Bevölkerungs-
rückgang, aber auch Verlagerung in Neubaugebiete ist raumplanerisch sehr relevant. 
Eine Lagebeurteilung und Einschätzung zu den heterogenen Situationen sowie die 
gezielte Beratung und Kapazitätsbildung sind notwendig.
Unschärfen beispielsweise durch fehlende Informationen zur Anzahl von Wohnein-
heiten in Mehrfamilienhäusern können aber in der regionalen Betrachtung in Kauf 
genommen werden, wenn man die untersuchten Kommunen im Kontext ihrer Größe 
und der Raumstruktur, beispielsweise nach Landesentwicklungsplan, betrachtet. Eine 
vollkommen automatisierte Auswertung ohne planerische Bewertung und Absprache 
ist undenkbar
2 Bei der Untersuchung wurden nur reine Wohnhäuser berücksichtigt. In keiner Modellkommune gab 
es einen kommunalen Datensatz zur Anzahl von Wohneinheiten in den einzelnen Wohngebäuden. 
Daher wurde davon abgesehen, eine Haushaltsgenerierung für Mehrfamilienhäuser durchzuführen. 
Dies führt insgesamt zur Ermittlung niedriger Leerstandsquoten, da nur „Totalleerstände“ erhoben, aber 
für den regionalen Vergleich, unter Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten, als für das Projektziel 
unproblematisch bewertet wurden. 
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Die Indikatorenkombination liefert für die regionale Ebene erste Hinweise auf Leer-
standssituation und -risiko in den verschiedenen Kommunen. Damit können Kom-
munen mit ähnlichen Herausforderungen identifiziert werden und maßgeschneiderte 
Handlungsempfehlungen erarbeitet werden. Auch kann festgestellt werden, dass sich 
die Daten des Statistischen Landesamtes als Grundlage für den Regionalen Leerstands-
radar eignen. Sie sind flächendeckend für alle Kommunen vorhanden und im Gegensatz 
zu kommunalen Daten, wie den Einwohnermeldedaten, für die regionale Ebene ver-
fügbar. Der regionale Leerstandsradar soll als in Intervallen anzuwendendes Instrument 
verstanden werden.
Kommunale Besonderheiten, die auf regionaler Ebene nicht unmittelbar erklärt werden 
können, beispielsweise ein signifikantes Ansteigen der Bevölkerung bei gleichzeitigem 
deutlichem Absinken des Durchschnittalters der Bevölkerung durch die Einrichtung von 
Erstaufnahmeeinrichtung im Betrachtungszeitraum, können durch Rücksprache mit der 
betreffenden Kommune eingeordnet werden.
Leerstand soll für die Kommunalpolitik und -planung nicht nur als Herausforderung 
gesehen werden, sondern auch als Chance für die Siedlungsentwicklung. Hier kann die 
Wiedernutzung des Bestandspotenzials in leerstehenden Gebäuden in Kombination mit 
bestehenden kommunalen Flächenmanagementinstrumenten die Innenentwicklung 
ergänzen, Ortskerne stärken und so Außenreserven schonen. 
Grundlage dafür ist die Kenntnis und Einordnung der verschiedenen Potenziale und 
Raumsituationen. Hierfür eignet sich die Auswertung von Daten, die auf eine Wohn-
nutzung hinweisen, wenn diese um Ortskenntnis ergänzt werden und die datenschutz-
rechtlichen Anforderungen beachtet werden. Bestenfalls findet eine georeferenzierte 
Auswertung statt, die in lokale Flächenmanagementtools eingebunden werden kann. 
Dies ermöglicht die Identifizierung von Schwerpunkträumen, Schwerpunktthemen 
der Entwicklung und ergänzend den planvollen Umgang mit Schlüsselleerständen 
(Elgendy 2016). Ein solches Vorgehen erleichtert Kommunen die Auswahl der passen-
den konsensualen, hoheitlichen oder marktwirtschaftlichen Instrumente und deren 
effizienten Einsatz.
Indem der Umgang mit Leerstand proaktiv angegangen und als Bestandspflege ver-
standen wird, wird Leerstandsmanagement statt reaktives Handeln zum Instrument der 
Siedlungsentwicklung. 
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Das Instrument „Klimaschutzteilkonzept  
‚Klimagerechtes Flächenmanagement‘“ in der Praxis
Uwe Ferber, Eric Petermann
Zusammenfassung
Das Bundesumweltministerium fördert im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative 
mit dem Klimaschutzteilkonzept (KSTK) „Klimagerechtes Flächenmanagement“ Kom-
munen mit dem übergeordneten Ziel der Lenkung von Siedlungsentwicklung auf den 
Innenbereich. Dabei werden durch Bündelung aller flächen- und nutzungsrelevanten 
Daten und einer Erfassung aller Innenentwicklungspotenziale Flächenmanagementkon-
zepte entwickelt. 
Der vorliegende Beitrag gibt eine Übersicht über drei Fallstudien in Kassel (Hessen), 
Meerane (Sachsen) und Geringswalde (Sachsen). Aufgrund geringer flächenpolitischer 
Entscheidungsspielräume im Außenbereich sind die Entwicklungsmöglichkeiten der Stadt 
Kassel verstärkt von der Innenentwicklung sowie von interkommunalen Kooperationen 
abhängig. In Kassel wurden im Rahmen des KSTK Flächenpotenziale in vier Stadtteilen 
erfasst und analysiert. Diese umfassen im Einzelnen 19 ha Brachflächen, 10 ha Bau-
lücken und 41 ha untergenutzte Flächen und unterscheiden sich deutlich hinsichtlich 
ihres Entwicklungspotenzials. Flächen mit spezifischen Aufwendungen (z. B. Rückbau, 
Altlasten) erfordern aktive städtebauliche Entwicklungsstrategien, die planungshoheit-
lich durch die Stadt zu steuern sind. In Meerane konzentrierte sich die Potenzialanalyse 
auf die wohnungspolitische Strategie, insbesondere im Umgang mit Bestandsgebäuden, 
auf gewerbliche Flächenausweisungen im Innen- und Außenbereich sowie die Entwick-
lung von Grünflächen. Wie die Bestandsaufnahme zeigt, verfügt die Stadt Meerane 
über umfangreiche Flächenpotenziale im Innenbereich. In Geringswalde wurde mit dem 
Ziel der Stärkung des Bestandes, der Zentralität sowie dem Erhalt städtischer Qualitäten 
eine differenzierte Bewertung der Flächenpotenziale vorgenommen. Dabei wurden vier 
prioritäre Entwicklungsgebiete mit dem Ziel des Erhalts bzw. der beabsichtigten Revi-
talisierung von Wohnraum in zentralen Lagen definiert und ein Controllingkonzept im 
Rahmen der Flächennutzungs- und informellen Stadtentwicklungsplanung erarbeitet. 
Die drei Fallstudien zeigen exemplarisch den Beitrag, den Flächenmanagement zum 
Klimaschutz auf kommunaler Ebene leisten kann. Durch intelligentes Flächenmanage-
ment kann durch die Schaffung kompakter Siedlungsstrukturen das Verkehrsaufkom-
men reduziert sowie durch Flächenentsiegelung und Begrünung bzw. Verringerung des 
Flächenverbrauchs der urbane Wärmeinseleffekt abgemildert werden.
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1 Hintergrund
Siedlungsfläche und Klimaschutz stehen insbesondere mit Blick auf den Verkehr im 
engen Zusammenhang. Kraftfahrzeuge des Güter- und Personenverkehrs verursachen 
ca. 18 % des CO2-Ausstoßes in Deutschland (UBA 2012, 44). Extensive Siedlungsstruk-
turen „auf der grünen Wiese“ verlängern die durchschnittlichen Wege und machen 
für Familien häufig den Besitz mehrerer PKWs erforderlich. Demgegenüber steht das 
Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“. Sie zeichnet sich durch „kompakte Gebäude-
strukturen, eine wohnungsnahe Ausstattung mit Versorgungs-, Dienstleistungs- und 
Erholungsangeboten und die Nähe von Wohnen und Arbeiten“ aus (UBA 2010, 17).
Vor diesem Hintergrund fördert das Bundesministerium für Umwelt und Bauen mit der 
„Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten in sozialen, kulturellen und öffent-
lichen Einrichtungen im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative“ Kommunen auf 
dem Weg in eine emissionsärmere Zukunft. Bis zum Jahr 2030 sollen die Treibhaus-
gasemissionen gegenüber 1990 um mindestens 55 %, bis 2050 um 80 % bis 95 % 
reduziert werden (BMUB 2016, 7). Seit Inkrafttreten der Richtlinie im Jahr 2008 wurden 
insgesamt 3 000 Kommunen in über 8 000 Projekten gefördert. 
Im Rahmen dieser Richtlinie stellt das „Aktionsprogramm Klimaschutz 2020“ Mittel 
für die Erstellung und Umsetzung von Klimaschutzkonzepten zur Verfügung. Dabei 
wird zwischen integrierten Klimaschutzkonzepten (IKSK) und Klimaschutzteilkonzepten 
(KSTK) unterschieden. Während IKSK alle relevanten Handlungsfelder der Klimaschutz-
politik umfassen, fokussieren Klimaschutzteilkonzepte auf ein vertiefendes Handlungs-
feld. Dies kann neben dem Thema „Fläche“ (klimagerechtes Flächenmanagement) bei-
spielsweise auch „Mobilität“, „Trinkwasser“ oder „Erneuerbare Energien“ sein. 
Die Mindestförderung beträgt 10 000 Euro, weshalb KSTK größere räumliche Einheiten 
als Betrachtungsgebiete umfassen sollen. Das Klimaschutzteilkonzept „Fläche“ weist 
eine Förderquote von 50 % auf; finanzschwache Kommunen können mit bis zu 70 % 
gefördert werden (BMUB 2015a).
2 Ziel: Klimagerechtes Flächenmanagement
Das Klimaschutzteilkonzept „Klimagerechtes Flächenmanagement“ nimmt Bezug auf 
das in der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung formulierte 30-ha-
Ziel (Bundesregierung 2017, 161 f.). Zentrale Maßnahmen für das Erreichen dieses Ziels 
sind Brachflächenrevitalisierung, Altbauinstandsetzung, Baulückenschließung und Nach-
verdichtung, um Siedlungsentwicklung auf den Innenbereich der Städte und Gemeinden 
zu konzentrieren. Im Rahmen des KSTK „Fläche“ soll dabei eine Entscheidungsgrundla-
ge für die Innen- und Außenentwicklung durch Flächenmanagement erarbeitet werden. 
Dabei werden Auswirkungen auf das lokale Klima berücksichtigt. Hierbei wird zwischen 
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Maßnahmen des Klimaschutzes (Auswirkung von Flächennutzung) und Maßnahmen 
der Klimaanpassung (Anforderung an Flächennutzung durch erwartete Klimaänderung) 
unterschieden. Durch Bündelung aller flächen- und nutzungsrelevanten Daten sollen 
Flächen- und Nutzungsoptionen bezüglich ihrer potenziellen Auswirkungen auf Stadt- 
und Makroklima bewertet werden. 
Die Siedlungsflächeneffizienz bzw. die Fähigkeit einer Kommune die Bedürfnisse ihrer 
Bevölkerung für Wohnen, Arbeiten und Erholung zu erfüllen, ohne dabei die weitere 
Ausweitung von Siedlungsstrukturen zu verursachen, spielt eine wichtige Rolle für den 
Erhalt der Umweltqualität und vermeidet hohe CO2-Emissionen. Die Siedlungsflächenef-
fizienz kann durch die Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen erhöht werden. 
Zielgruppe des KSTK „Fläche“ sind dabei sowohl Kommunen, die ihr Siedlungsgebiet 
klimaschonend erweitern oder nachverdichten wollen als auch Kommunen, die durch 
Stadtumbau, städtebauliche oder energetische Sanierung ihren Beitrag zum Klimaschutz 
bzw. zur Klimaanpassung optimieren wollen. Die Beantragung eines Klimaschutzteil-
konzeptes bietet sich an, wenn der Antragssteller mehrere Optionen für siedlungsstruk-
turelle Veränderungen prüft, z. B. im Zuge der Erarbeitung bzw. Überarbeitung eines 
Flächennutzungsplans/Stadtentwicklungskonzeptes oder auch der Erstellung eines 
Baulückenkatasters (BMUB 2015b).
Die Klimaschutzteilkonzepte „Fläche“ haben folgende Inhalte:
1. Bestandsaufnahme
•   Identifizierung, Zusammenstellung und Aufbereitung von Daten (z. B. Flächen-
potenzialermittlung, Abschätzung von Flächennutzungsoptionen auf Treibhaus-
gasemissionen, Gemeinwohl und städtebauliche Entwicklung)
2. Potenzialanalyse
•   Darstellung und Bewertung von Flächennutzungsoptionen und -potenzialen im 
Innen- und Außenbereich 
•   Integrierte Bewertung der Auswirkungen siedlungsstruktureller Veränderungen 
auf Klimaschutz und Klimaanpassung
•   Ökonomische Bewertung von Flächennutzungsoptionen
3. Akteursbeteiligung
•   Einbindung relevanter Akteure wie Grundstückseigentümer, Energieversorger, 
Verkehrsträger etc. in die Entwicklung gemeinsamer Maßnahmen
4. Flächenmanagementstrategie/Maßnahmenkatalog für die Flächenentwicklung
•   Schlussfolgerungen aus Bestandsaufnahme und Potenzialanalyse für die Umset-
zung; Beschreibung der nächsten Handlungsschritte
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5. Controlling-Konzept
•   Entwicklung der Rahmenbedingungen für kontinuierliche Erfassung und Auswer-
tung von Treibhausgasemissionen und Überprüfung der Maßnahmenwirksam-
keit
6. Kommunikationsstrategie
•   Planung der Bekanntmachung der erarbeiteten Inhalte (Ziel: Information von 
und Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung) 
3 Praxisbeispiele
3.1  Kassel – Ferber et al. (2016)
Die flächenpolitischen Entscheidungsspielräume der Stadt Kassel im Außenbereich (nach 
§ 35 BauGB) sind aufgrund der eng gezogenen Stadtgrenze vergleichsweise gering. 
Entwicklungsmöglichkeiten hängen damit zukünftig verstärkt von der Innenentwick-
lung und damit dem Umbau des Siedlungsflächenbestandes sowie interkommunalen 
Kooperationen ab. Wichtige Rahmenbedingungen hierfür sind die vorhandenen Innen-
entwicklungspotenziale sowie die Abschätzung der Flächenbedarfe in den unterschied-
lichen Nutzungssegmenten. 
Ziel des KSTK „Fläche“ für Kassel ist es, eine datenbasierte Grundlage für die Weiterfüh-
rung einer nachhaltigen Flächenhaushaltspolitik in der Stadt durch aktive Innenentwick-
lung zu schaffen. Das Teilkonzept „Klimagerechtes Flächenmanagement“ analysiert 
hierfür die Rahmenbedingungen und zeigt vertiefend für bisher gewerblich genutzte 
Flächen im Kasseler Osten Potenziale und Handlungsmöglichkeiten auf. Insbesondere 
werden Vorschläge für geeignete Instrumente der gewerblichen Innenentwicklung im 
Rahmen einer gesamtstädtischen Strategie zur Flächenkreislaufwirtschaft vorgelegt. Im 
Rahmen des Vorhabens wurden Baulücken, Brachflächen, betriebliche Reserveflächen 
und untergenutzte Flächen in vier Stadtteilen im Kasseler Osten erfasst und analysiert. 
Das Ergebnis zeigt, das im Kasseler Osten Potenzialflächen in einer Größenordnung von 
ca. 102 ha vorhanden sind. 
Es wird aber auch deutlich, dass eine rein quantitative Betrachtung nicht zielführend 
ist, sondern erst eine qualitative Betrachtung hinsichtlich der Flächenverfügbarkeiten, 
Entwicklungsperspektiven und Aufwendungen ein differenziertes Bild ergibt. Ein Flä-
chenvolumen von annähernd 30 ha ist als betriebliche Reservefläche einzustufen und 
steht daher nur für eine eigentümerbezogene Bedarfsdeckung zur Verfügung, jedoch 
nicht für eine der Allgemeinheit dienende Flächenmobilisierung. Demgegenüber sind ca. 
10 ha als Baulücken (mehrheitlich in der Größenordnung ab 2 000 m²) zu klassifizieren 
und könnten je nach Eigentümerbereitschaft kurzfristig und ohne besondere Erschlie-
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ßungserfordernisse einer baulichen Nutzung durch Dritte zugeführt werden. Die beiden 
Kategorien Brachen (19 ha) und untergenutzte Flächen (41 ha, Abb. 1) umfassen Flä-
chen, auf denen hinsichtlich Nutzungsintensität und Nutzungsqualität große Entwick-
lungspotenziale bestehen, die sich aber auch durch einen erhöhten Handlungsbedarf 
kennzeichnen. Die Aktivierung dieser Flächen ist in der Regel mit besonderen Kosten 
(z. B. für Rückbau, Altlasten, technische Erschließung) verbunden, die Handlungs- und 
Investitionsbereitschaft der Eigentümer ist daher erfahrungsgemäß gering. Das bedeu-
tet, dass die tatsächliche Flächennutzung in erheblichem Maße dem Marktverhalten des 
Eigentümers überlassen bleibt. 
Solche mit spezifischen Aufwendungen oder gar Risiken behafteten Flächen erfordern 
aktive städtebauliche Entwicklungsstrategien, die planungshoheitlich durch die Stadt 
vorzubereiten und zu steuern sind. Beispiele aus anderen Städten zeigen, dass hier eine 
aktive Rolle der Kommune notwendig ist und sie Impulse setzen kann, sei es durch die 
Anwendung rechtlicher Instrumente, wie des Besonderen Städtebaurechts, oder durch 
Ankauf und baureife Herrichtung der Flächen im Sinne einer Flächenkreislaufwirtschaft. 
Die operative Umsetzung kann dabei durch die Stadtverwaltung oder stärker projekt- 
und handlungsorientiert durch einen kommunalen Grundstücksfonds und eine Stadt-
entwicklungsgesellschaft erfolgen. In jedem Fall ist zu beachten, dass die Anwendung 
eines systematischen Flächenmanagements in Bestandsgebieten (unabhängig von der 
Art der baulichen Nutzung) eine engagierte Mitwirkung der Stadtverwaltung voraus-
setzt. Als sinnvolles Handlungs- und Steuerungsinstrument für die zukünftige Stadtent-
wicklung Kassels ergibt sich daraus ein eigenständiges neues Aufgabenfeld, das per-
sonell zusätzliche Ressourcen und finanziell die Bereitstellung ausreichenden Kapitals 
Abb. 1: Untergenutzte Flächen im Kasseler Osten (Quelle: Ferber 2016)
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erfordern wird, um eine wirksame Mobilisierung der Innenentwicklungspotenziale zu 
erreichen. Der Mobilisierung von Flächen muss also eine Mobilisierung administrativer 
Ressourcen vorausgehen.
Mit dieser Prämisse ist für die Fortsetzung und Vertiefung der hier begonnenen Arbeit 
eine neue politische Willensbildung erforderlich. Laut Beschluss vom 2. September 2013 
hatte die Stadtverordnetenversammlung die Erarbeitung eines Konzeptes zur Einfüh-
rung der Flächenkreislaufwirtschaft beschlossen. Dieser Beschluss ist mit dem vorlie-
genden Konzept insoweit umgesetzt, als dass die Potenziale für eine Innenentwicklung 
für einen ersten Teilbereich belegt sind und durch die noch ausstehenden Erhebungen 
in den anderen Stadtteilen ergänzt werden können. Darüber hinaus werden die mögli-
chen Handlungsstrategien bzw. Erfordernisse für den weiteren Planungsprozess und die 
operative Umsetzung aufgezeigt. Maßnahmenvorschläge wie der Erhalt und Ausbau 
von Frischluftschneisen durch die Nutzung von Flächenpotenzialen und Maßnahmen zu 
Energieeffizienz und erneuerbaren Energien. 
3.2  Meerane – Ferber et al. (2015)
Die Stadt Meerane liegt im Landkreis Zwickau am Rande des Verdichtungsraums Chem-
nitz-Zwickau und liegt etwa 30 km (Luftlinie) westlich von Chemnitz. Prägend für die 
Stadtentwicklung war das schnelle Wachstum der Textil-, Maschinen- und Fahrzeug-
industrie im 19. Jahrhundert mit ihren Gründerzeitgebäuden und oft mehrgeschossi-
gen Fabrikgebäuden. Diese prägen den historischen Kern der Stadt noch heute. Der 
Instandhaltungsrückstau nach 1945 führte schon vor der Wende zu einem Verlust von 
rund 25 % der Bevölkerung, der auch durch die Entwicklung von zwei Großwohnanla-
gen in Plattenbauweise nicht kompensiert werden konnte (Westring und Remser Weg). 
Nach der deutschen Einheit sind umfangreiche Industrieareale brachgefallen. Der Stadt 
Meerane gelang es, zahlreiche Projekte der Brachflächenrevitalisierung durchzuführen, 
wobei zumeist die Neuanlage von innerstädtischen Grünflächen im Vordergrund stand. 
Gemeinsam mit den schon vorhandenen Parkanalgen und Grünzügen im Außenbereich 
konnte die Lebensqualität in der Kernstadt wesentlich verbessert werden. Zeitgleich hat 
die Stadt seit den 1990er Jahren das „Gewerbegebiet Süd-West“ an der östlichen Seite 
der A 4/B 93-Kreuzung neu ausgewiesen. Dieses Gebiet ist heute zu 98 % belegt. 
Nach Angaben des Statistischen Landesamtes des Freistaates Sachsen waren am 
30. September 2013 15 063 Einwohner in Meerane gemeldet. In den nächsten Jahr-
zehnten ist in Meerane von einem Bevölkerungsrückgang auszugehen. Darüber hinaus 
ist zu erwarten, dass das Durchschnittsalter der Bevölkerung stark zunimmt. Vor dem 
Hintergrund der demografischen und siedlungsstrukturellen Entwicklung in Meerane 
konzentriert sich die Potenzialanalyse auf:
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• die wohnungspolitische Strategie, insbesondere im Umgang mit Bestandsgebäuden,
• gewerbliche Flächenausweisungen im Innen- und Außenbereich,
• die Entwicklung von Grünflächen.
Wie die Bestandsaufnahme zeigt, verfügt die Stadt Meerane über umfangreiche Flä-
chenpotenziale im Innenbereich. Kleinteilige Baulücken, das breit gefächerte Angebot 
an Mietwohnungen und nicht genutzter Gebäude, bieten zielgruppenspezifische Ange-
bote nach Wohnraum. Mit Blick auf die demografische Entwicklung übersteigen diese 
Potenziale im Betrachtungszeitraum bis 2020 die zu erwartende Nachfrage deutlich. 
Mit dem Ziel der Stärkung des Bestandes, der Zentralität und Verkehrsanbindung sowie 
der städtischen Qualitäten wurde eine differenzierte Bewertung der Flächenpotenziale 
vorgenommen (Abb. 2).
Abb. 2: Gewerbeflächenoptionen (rot) in Meerane (Sachsen) (Quelle: OSM ODbL; Ferber 2015)
Für die gewerblichen Nutzungen wird in der Stadt ein weiter anhaltendes Wachstum er-
wartet. Die wirtschaftliche Entwicklung ist positiv und die bestehenden Gewerbegebiete 
weisen mit 75 % eine hohe Belegungsquote auf. Gewerbliche Nutzungspotenziale sind 
im Bestand nur noch eingeschränkt vorhanden. Ursache hierfür sind die Umwandlung 
zahlreicher gewerblich genutzter Flächen zu Grünflächen und die durch benachbarte 
Wohnbebauung entstandenen Gemengelagen. 
Grünflächen bilden in Meerane eine Chance, die verdichteten Siedlungsstrukturen der 
Industrialisierung aufzulockern, das Stadtklima zu verbessern und das Wohnen in der 
Stadt attraktiver zu machen. Ebenso bieten Grünflächen die Chance zu einer verbesser-
ten Klimaadaption. Dies spielt für Meerane insbesondere eine Rolle mit Blick auf die zu 
erwartende Zunahme der Sommertage um 25 % auf 35 Tage im Jahr sowie die erwar-
tete Zunahme der Starkregenereignisse um 8 % (Bernhofer 2014). Die Erweiterung der 
Gesamtgrünfläche in Meerane (+2,1 ha) hat bisher jedoch keine neue Grünverbindung 
ermöglicht. Diese Potenziale wurden im Rahmen des KSTK „Fläche“ identifiziert, um 
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eine Aktivierung zu ermöglichen. Dabei handelt es sich vor allem um Brachflächen auf 
Grünachsen entlang von Fließgewässern. 
Mit diesen Bausteinen (Grünachsen, attraktives, lebenswertes Stadtzentrum etc.) wird 
eine CO2-Reduktion des PKW-Verkehrs angestrebt. Die Stadt Meerane wurde im 
19. Jahrhundert als „Stadt der kurzen Wege” gebaut und kann durch die relativ kurze 
Entfernung aller Nutzungen noch heute diesen Anspruch erheben. Sie ist eingebettet in 
eine polyzentrale Siedlungsstruktur mit guter ÖPNV-Vernetzung in der Region Chem-
nitz-Zwickau. Zentrales Anliegen einer flächen- und verkehrsarmen Siedlungsstruktur-
entwicklung in Meerane ist die Bewahrung der mit Wohnen, Dienstleistung und Gewer-
be gemischten Siedlungsstrukturen im Kernbereich und die geschilderte konsequente 
Nutzung von ehemaligen genutzten Flächen im Siedlungsbestand für den Bereich Woh-
nen. Flankierend könnte die Anbindung der Gewerbegebiete mit Fahrradwegen den 
Modal Split1 zugunsten des Fahrrades verbessern und die Attraktivität der Wohnlagen 
steigern. Die Umsetzung der Handlungsstrategie soll durch die Weiterentwicklung der 
internen Arbeitsgruppe „Brachflächenrevitalisierung” zur Steuerungsgruppe „Flächen-
management und KIimaschutz” gemeinsam mit weiteren privaten Partnern und der 
Bürgerschaft erreicht werden.
3.3  Geringswalde – Ferber & Petermann (2016)
In der Stadt Geringswalde leben in 8 Ortsteilen auf einer Fläche von 29,9 km² 4 420 Ein-
wohner. Die Siedlungsstruktur und das Stadtbild wurden maßgeblich durch die Indus-
trialisierung und den damit verbundenen Wohlstandszuwachs geprägt. Dabei haben 
Möbel- und Metallindustrie sowie die Bijouteriefabrikation (einfacher Schmuck) stattli-
che Gebäudeensembles hinterlassen. Die Ortsteile sind hingegen ländlich geprägt. Die 
zentrumsnahen Betriebsstandorte aus dem 19. Jahrhundert sind heute überwiegend 
brachgefallen (Abb. 3). Die gegenwärtig bestehenden Betriebe der Metallverarbeitung 
sind in zwei neu erschlossenen Gewerbegebieten angesiedelt. In den nächsten Jahren 
ist mit einer weiteren Abnahme der Bevölkerungszahl in Verbindung mit zunehmender 
Überalterung zu rechnen. Diese Entwicklungen sind hauptsächlich auf die negative na-
türliche Bevölkerungsentwicklung zurückführen, die auch durch den aktuell leicht posi-
tiven Wanderungssaldo nicht annähernd kompensiert werden kann. 
Im Rahmen des Klimaschutz-Teilkonzeptes wurde mit einer „Vor-Ort-Erfassung“ eine 
vollständige Erhebung von Innenentwicklungspotenzialen durchgeführt. Dabei wur-
den 68 kleine Flächen (< 2 000 m²) mit insgesamt 3 ha Gesamtfläche sowie 11 große 
Flächen (> 2 000 m²) mit insgesamt 6,1 ha Gesamtfläche erfasst. Die Ergebnisse wurden 
in das KWIS.net2 des Freistaates Sachsen übertragen.
1 die Verteilung des Transportaufkommens auf verschiedene Verkehrsmittel
2 KWIS – Kommunales Wirtschaftsinformationssystem
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Durch kompakte Siedlungsstrukturen sind die Wege des täglichen Bedarfs innerhalb 
des Stadtgebietes problemlos fußläufig bzw. mit dem Fahrrad zu leisten, wodurch ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden kann. Das Klimaschutzkonzept Fläche stärkt 
durch den Erhalt bzw. die beabsichtigte Revitalisierung von Wohnraum in zentralen 
Lagen die kompakte Siedlungsstruktur. Die regionale Anbindung ist jedoch noch weitge-
hend vom motorisierten Individualverkehr abhängig. Die geplante Radwegeverbindung 
Rochlitz-Waldheim bietet hier Chancen zur Veränderung des Modal Splits zugunsten 
des Radverkehrs.
Mit Blick auf die zahlreichen Brachflächen im Stadtgebiet kann vor dem Hintergrund 
der auch weiterhin schrumpfenden Bevölkerung nicht von einem Erhalt der gesamten 
Bausubstanz ausgegangen werden, was das Setzen von Prioritäten unabdingbar macht. 
Im Folgenden wurden vier prioritäre Potenzialgebiete ausgewählt und beschrieben, 
Entwicklungspotenziale identifiziert sowie Schlüsselgrundstücke für Pilotmaßnahmen 
vorgeschlagen. Für die klimagerechte Flächenentwicklung im Bereich Wohnen ergeben 
sich durch die prioritäre Nutzung der vorhandenen Innenentwicklungspotenziale, die 
verfolgten planerischen Strategien und Maßnahmen sowie der absehbaren weiteren 
Flächenfreisetzungen keine Zielkonflikte. Durch die Maßnahmen zur Brachflächenre-
vitalisierung können Synergien zur Entsiegelung von Stadtböden, die Herstellung von 
Grünflächen und die Verbesserung des Stadtklimas genutzt werden. Folgende vier prio-
ritäre Potenzialgebiete wurden ausgewählt: 
• Kernstadt entlang der Bundesstraße,
• Gewerblicher Entwicklungsbereich,
Abb. 3: Industrielle Brachfläche in Geringswalde (Quelle: Ferber 2016)
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• Stadtteich bis ehem. Bahngelände,
• Landwirtschaftsbrache „Mittweidaer Straße“.
Die Ergebnisse der Potenzialanalysen und der Bewertungen werden nachfolgend in 
einer klimagerechten flächenpolitischen Gesamtstrategie für die Stadt Geringswalde im 
Rahmen der Brachflächenrevitalisierung zusammengeführt. 
Zur Implementierung der Handlungsempfehlungen wird ein Controlling-Konzept im 
Rahmen der Flächennutzungs- und informellen Stadtentwicklungsplanung vorgeschla-
gen. Das Controlling-Konzept basiert auf den nachfolgenden quantitativen und quali-
tativen Indikatoren:
Quantitativ: 
• Fläche für Neuausweisungen im Außenbereich
• Fläche sanierter Brachflächen; davon mit Folgenutzung/dauerhafte Renaturierung
• jährliche Aktualisierung der KWIS-Datenbank
Qualitativ:
• Verstetigung der ämterübergreifenden Zusammenarbeit
• kontinuierliche Datenpflege KWIS
Das vorliegende Konzept wurde im Rahmen einer Bürgerveranstaltung zur Diskussi-
on gestellt und fand positiven Anklang. Insbesondere mit Blick auf das Handlungsfeld 
„Wohnen“ wurde eine noch intensivere Ansprache der Grundstückseigentümer ange-
regt. Dies muss nicht ausschließlich durch die Stadtverwaltung erfolgen, sondern kann 
auch durch die vorgeschlagene neue Bürgergruppe in Angriff genommen werden. 
4 Fazit
Das KSTK „Fläche“ dient als ergänzendes Instrument für die Verknüpfung mit der 
Bauleitplanung, insbesondere des Flächennutzungsplans sowie informeller Konzepte 
des Stadtumbaus und der Stadterweiterung. Damit eignet es sich sowohl für wach-
sende Kommunen zur Diskussion von Siedlungserweiterungen und Nachverdichtungen 
als auch für schrumpfende Kommunen, z. B. für die Entwicklung neuer Grünzüge im 
Siedlungsbestand. Es kann zur Mobilisierung von Akteuren zugunsten einer kommu-
nalen Flächenhaushaltspolitik beitragen und durch die Einbindung von Bürgergruppen 
und privaten Eigentümern neue Akteure mobilisieren. Darüber hinaus erfolgt durch das 
KSTK „Fläche“ eine Systematisierung der Erfassung von Innenentwicklungspotenzia-
len (IEP) sowie die Verstetigung des Monitorings von IEP mithilfe kommunaler und/
oder landesweiter Datenbanken (z. B. KWIS.net in Sachsen). Weiterhin stellt das KSTK 
„Fläche“ die Grundlage für den Einsatz von Klimaschutzmanagern dar.
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Bebauungsstrukturklassifikation NRW –  
Grundlage für Klimamodellsimulationen
Nicole Müller, Robert Hecht, Saskia Buchholz
Zusammenfassung
Vor dem Hintergrund des Klimawandels, insbesondere der erwarteten zunehmenden 
Hitzebelastung, soll die Effektivität verschiedener städtebaulicher Klimaanpassungs-
maßnahmen untersucht werden. Dabei werden mithilfe von Stadtklimasimulationen die 
Wirkungen verschiedener Klimaanpassungsmaßnahmen quantifiziert und miteinander 
verglichen. Um Aussagen für ganz Nordrhein-Westfalen treffen zu können, die Anzahl 
der Simulationen aber möglichst gering zu halten, werden nur ausgewählte, für Hitze 
besonders anfällige Stadtquartiere modelliert. Zum einen werden dafür Stadtquartie-
re in der Beispielstadt Bonn herangezogen, zum anderen aus der Bebauungsstruktur-
klassifizierung abgeleitete, schematisierte (idealisierte) Stadtstrukturen verwendet. Zur 
Klassifizierung der Bebauungsstrukturen auf Baublockebene wird ein automatisiertes 
Klassifikationsverfahren verwendet, in welches flächendeckend verfügbare Geodaten 
eingehen. Dabei werden die Bebauungsstrukturen, in erster Linie basierend auf der Ge-
bäudegrundfläche, -höhe und -form, der Flächennutzung sowie des Versiegelungsgra-
des bestimmt. Die Bebauungsstrukturklassifizierung dient sowohl dazu, typische Stadt-
quartiere für die Stadtklimasimulationen abzuleiten als auch die Ergebnisse aus der Stadt 
Bonn und den idealisierten Stadtquartieren auf ganz Nordrhein-Westfalen übertragbar 
zu machen. Die Ergebnisse sollen abschließend den Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
über ein Webtool zur Verfügung gestellt werden.
1 Hintergrund und Zielsetzung
Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist es wichtig, dass sich Städte auf die zukünf-
tig zu erwartenden klimatischen Veränderungen einstellen und sich an nicht mehr ab-
wendbare negative Auswirkungen des Klimawandels anpassen. Hierfür soll in einem 
Kooperationsprojekt des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nord-
rhein-Westfalen zusammen mit dem Deutschen Wetterdienst (DWD) und der Bundes-
stadt Bonn ein webbasiertes „Informationssystem für klimaangepasste Stadtplanung in 
NRW“ entwickelt werden. Dieses soll es Kommunen und Stadtplanern ermöglichen, für 
ein frei wählbares Stadtquartier, interaktiv verschiedene Anpassungsmaßnahmen und 
ihre Wirkungen auf das Stadtklima zu prüfen, um so die bestmögliche Anpassungsstra-
tegie unter den jeweiligen Gegebenheiten ableiten zu können. Im Fokus des Projektes 
steht die Anpassung an sommerliche Hitzeepisoden durch städtebauliche Maßnahmen.
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Städte weisen im Vergleich zum Umland meist höhere Temperaturen auf (Phänomen 
der städtischen Wärmeinsel). Dieser klimatische Unterschied zwischen Umlandberei-
chen und Städten liegt in erster Linie an der unterschiedlichen Flächennutzung und den 
Eigenschaften der städtischen Oberflächen und Materialien: Ein hoher Versiegelungs-
anteil bei gleichzeitig geringem Grün- und Wasserflächenanteil, eine Reduktion des 
Luftaustauschs sowie eine hohe Bebauungsdichte führen zu einer erhöhten Wärme-
speicherung und somit der Überwärmung der Stadt im Vergleich zum Umland (Kuttler 
2008). Städtische Wärmeinseln treten meist während austauscharmer Hochdruckwet-
terlagen (Strahlungswetterlagen) auf. Dies sind insbesondere im Sommer Situationen, in 
denen mit hohen thermischen Belastungen zu rechnen ist. Im Rahmen des Klimawandels 
ist davon auszugehen, dass solche Hitzewellen häufiger auftreten und länger andauern 
werden (IPCC 2014). Daher gilt es, gerade während sommerlicher Hitzeepisoden, die 
thermische Belastung in Städten durch Anpassungsmaßnahmen zu reduzieren. 
Da städtebauliche Veränderungen einen langen Planungshorizont aufweisen und Ver-
änderungen im Bestand nur sehr selten möglich sind bzw. vorgenommen werden, ist es 
wichtig, dass sich die Stadtentwicklung möglichst frühzeitig mit dem Thema Klimawan-
del und Klimaanpassung auseinandersetzt. Für die Bestimmung der am besten geeigne-
ten Maßnahmen im jeweiligen Untersuchungsgebiet sind meist detaillierte stadtklimati-
sche Untersuchungen nötig, die einen hohen Zeit-, Kosten- und/oder Personalaufwand 
in Anspruch nehmen, den nur wenige Städte erbringen können (Reckien et al. 2014). 
Das in diesem Kooperationsprojekt zu entwickelnde webbasierte Informationssystem 
soll den Kommunen in Nordrhein-Westfalen eine Hilfestellung geben, mögliche Anpas-
sungsmaßnahmen miteinander zu vergleichen und die für ihre Gegebenheiten vor Ort 
effektivsten Maßnahmen abzuleiten, ohne eine eigene stadtklimatische Untersuchung 
durchführen zu müssen.
2 Methodik
Die quantitative Wirkung verschiedener Anpassungsmaßnahmen wird durch Stadt-
klimasimulationen in unterschiedlich strukturierten Stadtquartieren bestimmt. Um die 
Ergebnisse auf ganz NRW übertragbar zu machen, wird das Landesgebiet in verschiede-
ne Bebauungsstrukturklassen eingeteilt. So können die Simulationsergebnisse, die in der 
Beispielstadt Bonn gewonnen werden, auf ähnlich strukturierte Gebiete in ganz NRW 
übertragen werden, dasselbe gilt für die schematisch aus den Bebauungsstrukturklassen 
abgeleiteten, idealisierten Stadtquartiere. Abschließend sollen die Ergebnisse in einem 
Webtool verfügbar gemacht werden.
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2.1 Anpassungsmaßnahmen
Bei diesem Kooperationsprojekt sollen städtebauliche Anpassungsmaßnahmen unter-
sucht werden, die insbesondere einen Reduktionseffekt der sommerlichen thermischen 
Belastung herbeiführen können. Mögliche Anpassungsmaßnahmen, die bis zu einem 
gewissen Grad auch im Bestand durchgeführt werden können, sind beispielsweise 
• Veränderung der Oberflächen- und Materialeigenschaften: Durch die Verwendung 
heller Farben kann die Rückstrahlwirkung der Oberflächen (Albedo) erhöht werden, 
wodurch die Aufheizung der Materialien und damit die Wärmespeicherung verrin-
gert wird.
• Entsiegelung und Einbringen von Grünflächen: Durch die Erhöhung des Anteils von 
verdunstungsaktiven Flächen, kann ein Kühleffekt für die lokale Umgebung erzielt 
werden. Der Vegetationsanteil kann, gerade im Baubestand, nicht nur auf Boden-
ebene, sondern auch durch Dach- und Fassadenbegrünungen erhöht werden.
• Nachverdichtungen: Um dem Druck der wachsenden Bevölkerung und damit ein-
hergehend der Schaffung von Wohnraum in vielen Städten in NRW nachzukom-
men, müssen Kommunen nachverdichten (Leitbild der kompakten Stadt oder Stadt 
der kurzen Wege). Bei der Aufstockung von Gebäuden oder der Baulückenschlie-
ßung kann ggf. durch Verschattung ein Reduktionseffekt für die thermische Belas-
tung erzielt werden. Bei dieser Anpassungsmaßnahme gilt es aber, diesen tagsüber 
relevanten Effekt mit einer Einschränkung der nächtlichen Durchlüftung abzuwä-
gen, die gerade für den Schlafkomfort von Bedeutung ist. Um die Nachverdichtung 
auch klimaangepasst zu gestalten, sollte bestenfalls eine Kombination von Anpas-
sungsmaßnahmen vorgesehen werden (z. B. Aufstockung bei gleichzeitiger Dach-
begrünung).
2.2 Stadtklimasimulationen
Die Simulationen werden vom DWD mit dem mikroskaligen urbanen Klimamodell 
MUKLIMO_3 (Sievers 2012; Sievers 2016) durchgeführt. Das Modell simuliert die 
physikalischen Prozesse in der Stadt sowie deren Rückkopplung mit der Atmosphä-
re. Der Anwendungsschwerpunkt der hier verwendeten Thermodynamik-Version von 
MUKLIMO_3 liegt in der Simulation von Tagesgängen der atmosphärischen Variab-
len, zumeist bei Strahlungswetterlagen, für kleinskalige Modellgebiete mit strukturierter 
städtischer Bebauung. Dabei wird primär die Ausprägung der Lufttemperatur in ver-
schiedenen Siedlungsstrukturen, aber auch der Einfluss von innerstädtischen Grünflä-
chen oder die Unterschiede und Wechselwirkungsprozesse zwischen Stadt und Umland 
untersucht. Durch Vergleichsrechnungen zu gezielten Änderungen der Bebauungsstruk-
tur können auch mögliche klimatische Auswirkungen geplanter oder angedachter Maß-
nahmen untersucht werden.
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In der für dieses Projekt verwendeten Version erlaubt das Modell MUKLIMO_3 die 
Simulation ganzer Städte. Zur Verringerung des Rechenaufwands wird hierbei allerdings 
die Bebauung als poröses Medium betrachtet und nicht in Einzelgebäude aufgelöst. 
Dafür werden verschiedene Flächennutzungs- und Bebauungsklassen definiert, die in 
erster Linie über die vier Kenngrößen Gebäudegrundfläche, mittlere Gebäudehöhe, 
Versiegelungsgrad zwischen den Gebäuden sowie Grünflächenanteil bzw. Anteil un-
versiegelter Flächen bestimmt werden. In seinem online Tool INKAS (Informationsportal 
Klimaanpassung in Städten) bezieht sich der DWD auf derzeit neun Siedlungsklassen 
sowie vier Umgebungstypen (Buchholz et al. 2016). Die Siedlungsklassen wurden ur-
sprünglich in Anlehnung an die Siedlungstypen nach BMBau 1980 definiert. Daher soll 
die Siedlungsstrukturgliederung durch die Bebauungsstrukturklassifizierung aktualisiert 
und speziell für Nordrhein-Westfalen angepasst werden.
Die im Projekt durchgeführten Simulationen erfolgen zweistufig: Im ersten Schritt wer-
den Stadtklimasimulationen des Ist-Zustands für die Modellstadt Bonn durchgeführt. 
Anschließend werden in ausgewählten, unterschiedlich strukturierten Quartieren städ-
tebauliche Anpassungsmaßnahmen simuliert und ihre stadtklimatische Wirkung in den 
verschiedenen Bebauungsstrukturklassen bestimmt.
Im zweiten Teil der Simulationen wird die Untersuchung auf NRW ausgeweitet. An-
hand der landesweiten Klassifizierung der Bebauungsstrukturen werden typische, hit-
zeanfällige Klassen für nähergehende Untersuchungen ermittelt und daraus idealisierte 
Modellquartiere abgeleitet. Für diese idealisierten Stadtquartiere erfolgen nun Modell-
simulationen des Ist-Zustands und verschiedener Anpassungsmaßnahmen, sodass die 
Wirkung der Anpassungsmaßnahmen für verschiedene Bebauungsstrukturen bestimmt 
werden kann. 
Durch die vorangegangenen Simulationen in der Modellstadt Bonn kann dabei ab-
geschätzt werden, wie nah die Ergebnisse der idealisierten Stadtquartiere an den Er-
gebnissen der realen Stadtstrukturen der Beispielstadt liegen. Darüber hinaus ist eine 
Abschätzung möglich mit welcher Unsicherheit durch die Einteilung in Bebauungsstruk-
turklassen zu rechnen ist und wie die Ergebnisse zu interpretieren sind. 
2.3 Bebauungsstrukturklassifizierung
Die Bebauungsstrukturklassifizierung wurde durch das Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) erarbeitet. Ziel der Klassifizierung ist es, Informationen zur 
Landnutzungs- und Bebauungsstruktur zu gewinnen, anhand derer die Ergebnisse aus 
einzelnen Untersuchungsgebieten landesweit übertragen werden können. Darüber hin-
aus basiert die Auswertung und Ergebnisdarstellung im webbasierten Informationssys-
tem auf den verschiedenen Klassen. 
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Für die Bebauungsstrukturklassifizierung wurde ein Ansatz zur automatischen Erken-
nung von Strukturtypen (Meinel et al. 2008; Hecht et al. 2013) eingesetzt und weiter-
entwickelt, der auf den folgenden flächendeckend verfügbaren Eingangsdaten basiert: 
• 3D-Gebäudemodell im LoD1 (2016) als Grundlage für die Beschreibung der bebau-
ten Struktur sowie die amtlichen Hauskoordinaten (2016) zur Unterscheidung von 
Haupt- und Nebengebäuden,
• ATKIS Basis-DLM als Basis zur Unterscheidung der Flächennutzung und Bereitstel-
lung der räumlichen Bezugseinheit (Baublöcke) (AdV 2008),
• Copernicus Imperviousness Layer (2012) der European Environment Agency (EEA) 
mit einer Auflösung von 20 m als ergänzende Information zur Bodenversiegelung 
(Lefebvre et al. 2013). 
Die wesentlichen Schritte der Prozessierung sind: (1) Aufbereitung der Eingangsdaten, 
(2) Gebäudeklassifizierung, (3) Analyse der Bodenbedeckung, (4) Ermittlung der mitt-
leren Gebäudehöhen und (5) Bestimmung des Landnutzungs- und Bebauungsstruktur-
typs. 
Nach Datensichtung und Qualitätskontrolle erfolgt zunächst eine zielgerichtete Vor-
verarbeitung der Eingangsdaten (1). Dies betrifft insbesondere das Auflösen topolo-
gischer Inkonsistenzen, der Entfernung von Kleinstpolygonen und der Behandlung 
atypischer Polygone für den Aufbau eines topologisch konsistenten Gebäudedaten-
satzes (Hartmann et al. 2016). 
Anschließend werden alle Gebäude entsprechend einer vorab definierten Typologie klas-
sifiziert und verschiedene Gebäudekennzahlen abgeleitet (2). In diesem Arbeitsschritt 
kommen Verfahren der Mustererkennung und des maschinellen Lernens zum Einsatz. 
Dabei werden die Gebäude zunächst über verschiedene geometrische, topologische, 
statistische und semantische Merkmale beschrieben und anschließend einer von zehn 
Klassen zugewiesen (Hecht 2014; Hecht et al. 2015). Auf Basis von Trainingsbeispielen 
wurde dazu unter Nutzung des Random-Forest-Algorithmus (Breiman 2001) ein Klas-
sifikator erlernt. Folgende Gebäudetypen konnten bei der Klassifizierung berücksichtigt 
werden: 
• Mehrfamilienhaus überwiegend in Blockrandbebauung, 
• freistehendes Mehrfamilienhaus, 
• Gebäude in mittelalterlicher Altstadt, 
• Mehrfamilienhaus in traditioneller/teilindustrieller Zeilenbauweise, 
• Mehrfamilienhaus in Plattenbauweise, 
• freistehendes Ein- und Zweifamilienhaus, 
• Ein- und Zweifamilienhäuser als Reihenhaus, 
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• Gebäude in dörflicher Struktur, 
• Ein- und Zweifamilienhäuser als Doppelhaus sowie 
• Nichtwohngebäude und Nebengebäude. 
Als unterstützende Geometrie für die Merkmalsableitung werden die Siedlungsblöcke 
und deren Flächennutzung aus dem ATKIS Basis-DLM sowie die amtlichen Hauskoor-
dinaten hinzugezogen. Als Trainingsdaten konnten Daten früherer Forschungsprojekte 
des IÖR verwendet werden.
Anschließend erfolgt die Analyse der Bodenbedeckung (3). In diesem Schritt werden 
auf Baublockebene die Anteile überbauter, anderweitig versiegelter und unversiegelter 
Flächen ermittelt. Zunächst wird der Versiegelungsgrad pro Baublock (dieser enthält so-
wohl überbaute Flächen als auch anderweitig versiegelte Flächen) durch Verschneidung 
der ATKIS-Daten mit dem Copernicus Imperviousness Layer bestimmt, wobei dessen 
jeweils aktuellster wolkenfreier Zeitschnitt verwendet wird. Bei einem Wolkenanteil von 
mehr als 10 % im Baublock wird auf den nächstälteren Zeitschnitt (z.  B. 2009 oder 
2006) ausgewichen. Für die Bestimmung des überbauten Anteils kann der Überbau-
ungsgrad aus den Daten der Hausumringe ermittelt werden. Mit den beiden Kenngrö-
ßen Überbauungsgrad und Versiegelungsgrad kann letztendlich über die Baublockgröße 
der Anteil unversiegelter Flächen (Blockfläche abzüglich des versiegelten Anteils) sowie 
der Anteil anderweitig versiegelter Flächen (versiegelte Fläche abzüglich der überbauten 
Fläche) bestimmt werden.
Eine weitere wichtige Eingangsgröße für Stadtklimamodelle ist die mittlere Gebäude-
höhe, deren Ableitung auf Baublockebene in Arbeitsschritt (4) erfolgt. Hierzu wird die 
mittlere, flächengewichtete Höhe der Gebäude durch Analyse des 3D-Gebäudemodells 
bestimmt. In der Analyse werden nur Gebäude mit einer Mindestfläche von 20 m² be-
rücksichtigt.
Am Ende der Prozessierungskette steht eine regelbasierte Bestimmung des Landnut-
zungs- und Bebauungsstrukturtyps auf Baublockebene (5). Baublöcke sind im ATKIS 
Basis-DLM implizit gegeben und können hinsichtlich ihrer tatsächlichen Nutzung nach 
Wohnbaufläche, Industrie- und Gewerbefläche, Fläche gemischter Nutzung und Fläche 
besonderer funktionaler Prägung unterschieden werden. Diese Flächen sind in der Regel 
durch topologische Linien, wie das Straßennetz, die Grundstücksgrenze im Übergang 
zum Freiraum oder Gewässer begrenzt. Die Flächen im ATKIS enthalten jedoch auch die 
anliegenden Verkehrsflächen (Brutto-Baublöcke). Die aus dem ATKIS Basis-DLM und 
der darin modellierten tatsächlichen Nutzung generierte Baublockgeometrie stellt die 
Landesfläche flächendeckend und überlappungsfrei in Maschen dar. 
Da in der Klassifizierung sowohl die Landnutzung als auch Bebauungsstruktur abge-
bildet sein soll, besitzt die Typologie zwei grundlegende Informationsebenen. Auf der 
ersten Ebene wird nach der tatsächlichen Nutzung aus dem ATKIS Basis-DLM (TN) 
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unterschieden (ersten beiden Stellen des vierstelligen Codes, z. B. 11 – Wohnen und 
Mischnutzung). Auf zweiter Ebene erfolgt eine weitere Unterscheidung nach der Be-
bauungsstruktur (über die letzten beiden Stellen des Codes, z. B. 1112 – Mehrfami-
lienhäuser in offener Bauweise). Die Ausdifferenzierung der tatsächlichen Nutzung 
erfolgt in Anlehnung an das Flächenschema des Monitors der Siedlungs- und Freiraum-
entwicklung, kurz dem IÖR-Monitor (www.ioer-monitor.de). Dabei ergänzen sich die 
Komponenten baulich geprägte Siedlungs- und Verkehrsfläche, Siedlungsfreifläche, Ab-
bau- und Haldenfläche, Landwirtschaft, Wald und Gehölz, unkultivierte Bodenfläche 
und Wasser komplementär zur gesamten Gebietsfläche (Meinel, Krüger 2014). Eine 
weitere Ausdifferenzierung nach der Bebauungsstruktur erfahren die baulich gepräg-
ten Flächen (Wohnbauflächen, Flächen gemischter Nutzung, Fläche besonderer funk-
tionaler Prägung und Industrie- und Gewerbefläche) sofern eine Bebauung vorliegt. 
Die Bestimmung des Bebauungsstrukturtyps erfolgt dabei mittels des Dominanzprinzips. 
Der dominierende Gebäudetyp wird anteilig über die überbaute Fläche im Baublock 
bestimmt. Industrie und Gewerbeflächen werden in einer gesonderten Form nach zwei 
Kriterien in insgesamt sechs Subtypen ausdifferenziert, sofern eine Bebauung vorliegt. 
Die Kriterien sind die mittlere Gebäudehöhe (mit der Abstufung gering, mittel, hoch) 
und der Versiegelungsgrad (niedrig und hoch). 
3 Ergebnis 
Als Ergebnis der Bebauungsstrukturklassifizierung liegt flächendeckend für Nordrhein-
Westfalen eine Einteilung in 54 Klassen vor. Diese gliedert sich in 28 Klassen mit Bebau-
ung sowie 26 weitere Flächennutzungsklassen. Um einen für die Stadtentwicklung leicht 
zu interpretierenden Datensatz zu bekommen, sollten die Klassen möglichst ohne einen 
allzu großen Informationsverlust weiter aggregiert werden. Ziel ist es, zehn Bauklassen 
sowie wenige weitere Flächennutzungsklassen zu erhalten, die den INKAS-Klassen ent-
sprechen. Den aktuellen Stand zur Aggregation zeigt Abbildung 1. Dieser Vorschlag ent-
hält neun Bebauungsklassen und vier weitere Flächennutzungsklassen und wird zurzeit 
im Projekt abgestimmt. 
Die vier Kennwerte, die die Flächennutzung im Stadtklimamodell hauptsächlich beschrei-
ben, sind in Tabelle 1 für die einzelnen Klassen des Aggregationsvorschlags dargestellt. 
Diese Klassen unterscheiden sich in ihren Kennwerten deutlich. Daher wird erwartet, 
dass sich die stadtklimatische Wirksamkeit der Anpassungsmaßnahmen in den einzelnen 
Bebauungsstrukturklassen ebenfalls unterschiedlich ausprägt und somit die Interpreta-
tion der Ergebnisse sowie die Auswahl der bestmöglichen Anpassungsmaßnahme für 
die jeweilige Baustruktur möglich sind. Zudem wird deutlich, dass bei der Nutzungsart 
Industrie- und Gewerbeflächen eine Unterscheidung in (mindestens) zwei Klassen 
sinnvoll ist, da sich die Kennwerte für die vorgeschlagenen Industrieklassen deutlich 
voneinander unterscheiden.
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Abb. 1: Aggregationsvorschlag auf Basis der vorgenommenen Bebauungsstrukturklassifizierung: 
beispielhafter Ausschnitt Bonns (Datengrundlage: 3D-Gebäudemodell und ATKIS Basis-DLM © 
Geobasis NRW 2016, Copernicus Imperviousness Layer © EEA)
Mit Blick auf die Datengenauigkeit der Kenngrößen ist zu erwähnen, dass diese stark 
von der Qualität der Eingangsdaten abhängig ist. Ungenauigkeiten können beispiels-
weise bei der Verschneidung sehr kleiner oder sehr schmaler Bezugsflächen (Baublöcke 
kleiner 1  600  m² oder schmaler 40  m) mit den Bodenversiegelungsdaten (mit einer 
Auflösung von 20 m) entstehen. Des Weiteren basiert die Ableitung des Bebauungs-
strukturtyps auf einer automatischen Klassifizierung der über neun Millionen Gebäude 
und einer anschließenden Aggregation der Information auf Baublockebene mittels Do-
minanzprinzip. Der Klassifikationsfehler der Gebäudeklassifikation, ermittelt über eine 
10-fache Kreuzvalidierung, betrug insgesamt 9,4 %, wobei der Fehler für die dörflichen 
Häuser und die offene Mehrfamilienhausbebauung am größten war. Nach Aggregation 
mittels Dominanzprinzip ist der Fehler auf Baublockebene jedoch geringer einzuschät-
zen. Fehlklassifizierungen waren oft nur bei Baublöcken der Fall, die durch einen sehr 
heterogenen Gebäudebestand geprägt waren.
Bezeichnung
Hochverdichtete  
Bebauung
Blockrandbebauung  
(geschlossen) 
Mehrfamilienhäuser 
(offene Bauweise)
Zeilenbebauung 
Reihenhausbebauung
Dörfliche Bebauung
Lockere Bebauung
Industrie hoch       
versiegelt
Industrie wenig      
versiegelt
Verkehrsflächen
Grünflächen
Wald
Gewässerflächen
Bebauungsstrukturklassifikation NRW 89
Tab. 1: Hauptkenngrößen der einzelnen Klassen des Aggregationsvorschlags auf Basis der vor-
genommenen Bebauungsstrukturklassifizierung (Datengrundlage: 3D-Gebäudemodell und ATKIS 
Basis-DLM © Geobasis NRW 2016, Copernicus Imperviousness Layer © EEA)
Bezeichnung
Versiege-
lungsgrad 
(in %)
Überbauung 
 
(in %)
Anderweitig 
versiegelt 
(in %)
Unversiegelt 
 
(in %)
Mittl.  
Geb.höhe* 
(m)
Hochverdichtete  
Bebauung 93,1 49,0 44,1 6,9 13,7
Blockrandbebauung 
(geschlossen) 87,6 36,1 51,5 12,4 12,8
Mehrfamilienhäuser 
(offene Bauweise) 65,2 21,1 44,1 34,8 10,4
Zeilenbebauung 58,4 19,6 38,8 41,6 10,8
Reihenhausbebauung 68,7 21,9 46,8 31,3 7,9
Dörfliche Bebauung 30,2 18,2 12,0 69,8 8,5
Lockere Bebauung 32,4 8,1 24,3 67,6 4,0
Industrie wenig versiegelt 26,0 10,7 15,3 74,0 6,2
Industrie hoch versiegelt 78,4 28,2 50,1 21,6 8,8
Verkehrsflächen 67,2 0,5 66,7 32,8 0,5
Grünflächen 11,5 1,1 10,4 88,5 1,7
Wald 3,1 0,1 3,0 96,9 0,3
Gewässerflächen 4,9 0,0 4,8 95,1 0,1
* Mittlere Höhe der sich auf der Fläche befindlichen Gebäude
4 Fazit und Ausblick
Die vorgestellte Methodik zur Bebauungsstrukturklassifizierung stellt ein effektives Ver-
fahren zur Gewinnung von Bebauungsstrukturinformationen dar. Sie kann auf große 
Datenmengen, wie hier das Bundesland Nordrhein-Westfalen, angewendet werden. 
Aufgrund der kleinteiligen Gliederung auf Baublockebene hat die Bebauungsstruk-
turklassifizierung einen Mehrwert gegenüber gebräuchlichen klimatischen Klassifi-
zierungen, wie der eher groben Einteilung in Klimatope. Darüber hinaus ist eine den 
MUKLIMO_3- bzw. INKAS-Klassen entsprechende Aggregation der Daten und Klas-
seneinteilung möglich. Insgesamt ist das Verfahren übertragbar und auch in anderen 
Bundesländern anzuwenden, da als Eingangsdaten nur frei verfügbare, flächendeckend 
vorhandene Geodaten verwendet werden. Somit ist ebenfalls eine Übertragung der 
Ergebnisse aus den Stadtklimasimulationen über Nordrhein-Westfalen hinaus auf das 
gesamte Bundesgebiet denkbar.
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Im Gesamtprojekt stehen nach der Bebauungsstrukturklassifizierung nun die Stadt-
klimasimulationen des Ist-Zustands und der Anpassungsmaßnahmen an. Abschließend 
werden die Ergebnisse ausgewertet, aufbereitet und in einem Webtool zur Verfügung 
gestellt. Der Abschluss des Projekts ist 2019 geplant.
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Erstellung und Aktualisierung der Digitalen 
Landschaftsmodelle DLM250 und DLM1000
Ronald Mau
Zusammenfassung
Im Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) werden das Digitale Land-
schaftsmodell 1:250 000 (DLM250) und das Digitale Landschaftsmodell 1:1 000 000 
(DLM1000) hergestellt und gepflegt.
In diesem Beitrag wird auf die Erstherstellung der Daten, das heutige Modellschema 
der Datenbanken und die Softwareumgebung eingegangen. Einen besonderen Schwer-
punkt bilden hierbei die Aktualisierungsgrundlagen sowie das Qualitätsmanagement vor 
den verschiedenen Produktableitungen.
Als wichtigstes Produkt gelten die ATKIS-Daten, die gemäß des Geodatenzugangs-
gesetzes in den kleinen Maßstäben als Open Data jährlich zur Verfügung gestellt wer-
den. Des Weiteren werden diverse nationale und internationale Produkte abgeleitet.
Der Blick auf die heutigen Nutzeranforderungen in Bezug auf die Weiterentwicklung der 
Produkte ist eine weitere Aufgabe des Produktmanagements. Die zukünftigen Entwick-
lungen werden abschließend skizziert.
1 Grundlagen
Gemäß des Bundesgeoreferenzdatengesetzes (BGeoRG) §3 (3) von 2012 hat das BKG 
u. a. die Aufgabe der „… Aufbereitung, Aktualisierung und Bereitstellung von orts- und 
raumbezogenen Daten zur Beschreibung der Erdoberflächen sowie die Fortentwicklung 
der dafür erforderlichen Verfahren und Methoden, …“. Dieser gesetzliche Auftrag ist 
auch im Zusammenhang mit einer Bund-/Ländervereinbarung vom 31.03.1963 und di-
versen Beschlüssen der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) zu sehen, in dem das BKG für die Herstellung 
und Pflege der Daten/Karten in den Maßstäben kleiner 1:100 000 zuständig ist.
Zusätzlich gibt es vielfältige Verträge mit dem Zentrum für Geoinformationswesen der 
Bundeswehr (ZGeoBw) zur Abgabe von digitalen Daten aus diesem Geodatenbestand 
mittlerer Auflösung sowie zur Ableitung von Kartenwerken (JointOperationsGraphic 
SERIE 1501, SERIE 1404 World und Low Flying Chart).
Die Projektvereinbarungen (Project Agreements) mit EuroGeographics von 2002 und 
2005 zur Beteiligung Deutschlands an den europäischen Produkten EuroRegionalMap 
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(ERM) und EuroBoundaryMap (EBM) und Services sind weitere wichtige Grundlagen zur 
Herstellung von Daten in diesem Auflösungsbereich.
2 Die Produktionsdatenbanken
2.1 Ersterfassung der Daten
Die Ersterfassung der Daten im Maßstab 1:1 000 000 fand 1994 im Zusammenhang 
mit dem Aufbau des ATKIS DLM1000 und des Projektes „Hydrologischer Atlas von 
Deutschland“ mit der Bundesanstalt für Gewässerkunde und dem Institut für Hydrolo-
gie der Universität Freiburg i. Br. statt. Die Daten wurden mittels einer automatischen 
Vektorisierung der Rasterdaten der Übersichtskarte 1:500 000 mit interaktiver Nach-
bearbeitung erzeugt.
Zwei Jahre später begann die Erstellung der Daten im Maßstab 1:250 000. Diese stan-
den in einem engen vertraglichen Zusammenhang mit dem Aufbau der militärischen 
Daten des NATO-Projektes „Vector Smart Map (VMap) Level 1“ für das damalige Amt 
für Militärisches Geowesen. Auch diese Daten wurden durch automatische Vektorisie-
rung eines Kartenwerkes (Joint Operations Graphic) erzeugt und mündeten dann 1996 
in ein gemeinsames zivil-militärisches Projekt.
2.2 Aufbau der Datenbanken
Über die Jahre hinweg wurden beide Datenbanken auch in Bezug auf die Modellie-
rung des ATKIS Basis-DLM der Landesvermessungsverwaltungen harmonisiert. Im BKG 
gibt es damit zwei blattschnittfreie Produktionsdatenbanken ProdDB-DLM250 (Abb. 1) 
und ProdDB-DLM1000. Diese liegen zur Bearbeitung und Nutzung auf verschiedenen 
Instanzen unter ArcGIS-SDE auf einer Oracle-Datenbank bereit. In der Ausdehnung 
umfassen sie das deutsche Staatsgebiet und angrenzende Gebiete.
Diese Produktionsdatenbanken orientieren sich mit ihrer Spezifikation am Fachsche-
ma der „Dokumentation zur Modellierung der Geoinformationen des amtlichen Ver-
messungswesen (GeoInfoDok)“ (AdV 2008a, AdV 2008b). Hier gilt seit 2008 für alle 
ATKIS-Landschaftsmodelle die Referenzversion 6.0. Über die Jahre hinweg sind jedoch 
in der AdV über 150 Revisionsanträge bezüglich des DLM250 und DLM1000 vom BKG 
beantragt und übernommen worden. Diesbezüglich wurden die Schemata der Produkti-
onsdatenbanken erweitert und mit Inhalt versehen und erfüllen damit heute schon den 
Stand einer zukünftigen Version 7.x oder 8.0.
Auch für weitere, nicht ATKIS bezogene Produkte sind Inhalte erfasst worden, die z. B. 
für vereinfachte Präsentationen, Kartenableitungen sowie für die erweiterten Spezifika-
tionen der europäischen Produkte ERM und EBM benötigt werden.
Digitale Landschaftsmodelle DLM250 und DLM1000 97
2.3 Aktualisierungsgrundlagen
Die wichtigste Grundlage zur Aktualisierung der Produktionsdatenbanken ist das über 
die Zentrale Stelle für Geotopographie (ZSGT) im Dienstleistungszentrum des BKG 
bereitgestellte ATKIS Basis-DLM der Landesvermessungsverwaltungen.
Rückblickend über einen längeren Zeitraum lässt sich sagen, dass sich für die Nutzer des 
Basis-DLM – einschließlich des BKG – die Aktualität und teilweise die Homogenität der 
Daten wesentlich verbessert haben. Dies betrifft vor allem Objektarten und Attribute, 
die den Anforderungen der Spitzenaktualität unterliegen. Als solche hat die AdV haupt-
sächlich Objektarten aus dem Bereich Verkehr festgelegt.
Abb. 1: Ausschnitt aus der ProdDB-DLM250 (Quelle: BKG 2016)
Abb. 2: Aktualisierung in der ProdDB-DLM250 (Quelle: BKG 2016)
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Doch das gilt leider weniger für die Informationen aus der Grundaktualität. Hier fehlt 
es oftmals an der Homogenität zwischen den Daten der verschiedenen Bundesländer 
aufgrund unterschiedlicher Interpretation der Erfassungskriterien. Auch ist eine Harmo-
nisierung von Daten an den Bundeslandgrenzen ein Problem, welches zurzeit bilateral 
zwischen den Ländern noch nicht vollkommen zufriedenstellend gelöst ist.
Ein weiterer Schwachpunkt des Basis-DLM ist der Umgang mit geographischen Namen, 
einem Attribut, das im BKG traditionell und auch aus Nutzersicht eine hohe Priorität 
besitzt. Hier gibt es durch fehlende oder falsche Einträge oftmals zusätzlichen Hand-
lungsbedarf.
Abschließend ist festzustellen, dass das Revisionsmanagement der GeoInfoDok zu träge 
für schnelle Reaktionen bei geopolitischen und geogesellschaftlichen Veränderungen ist. 
Man denke z. B. an die Veränderungen in der Landschaft im Zusammenhang mit dem 
„Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien“ (Erstellung von Solarparks, Kraftwerks-
stilllegungen) oder die Veränderungen bezüglich der Bundeswehrreform (Aufgabe von 
Standorten und Liegenschaften).
Diese Defizite sind der Grund, dass zusätzlich zum Basis-DLM für die Aktualisierung 
der Produktionsdatenbanken außerdem Daten von überregionalen Veränderungsverur-
sachern betrachtet werden müssen. Diese Daten – aus den Bereichen des Militärs, der 
Flugsicherung, des Verkehrs, der Gewässer und der Umwelt – ergänzen die Informati-
onen vielfältig.
2.4 Bearbeitung
Die Bearbeitung in der ProdDB-DLM250 (Abb. 2) und ProdDB-DLM1000 findet von 
verschieden Mitarbeiter/innen mittels der Software ArcGIS von ESRI in einem ArcMap-
Standarddokument statt. Die in diesem Dokument festgelegte Visualisierung der Daten 
ist, je nach Arbeitsschritt, individuell anpassbar. Voraussetzung für eine deutschland-
weite gleichmäßige Bearbeitung sind formalisierte Arbeitsanweisungen bezogen auf 
jede Objektart. Weiterhin wurden vom BKG auf der Basis der ArcGIS-Software eigene 
Erweiterungen und Anpassungen programmiert, um z.  B. die automatische Verga-
be des Namens des/der Bearbeiters/Bearbeiterin und des Bearbeitungsdatums, einen 
ID-Service nach den Regeln der GeoInfoDok, einen Dienste-Manager für die vereinfach-
te Auswahl von Hintergrundinformationen sowie diverse Einzeltools zu verwirklichen. 
Diese Hilfsmittel sind – neben einer Hilfestellung für den/die Mitarbeiter/-in – auch ein 
Beitrag zur Qualitätssicherung.
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2.5 Qualitätsmanagement
In den letzten Jahren nimmt die Bedeutung des Qualitätsmanagements auch im BKG 
einen hohen Stellenwert ein. Es gibt innerhalb der AdV ein vereinbartes Qualitätssiche-
rungssystem, welches auch in den Produktionsdatenbanken zur Anwendung kommt. 
Hier kommen besonders die Qualitätssicherungsteilschritte bezogen auf die Definiti-
onen in dem Fachschema und der Datenebene zum Tragen. Die AdV möchte diese 
Qualitätssicherung im Bereich ALKIS und ATKIS Basis-DLM durch die Entwicklung einer 
AdV-Testsuite verbessern.
Das BKG hat bereits 2013 für die Produktionsdatenbanken einen eigenen Weg etabliert. 
In Zusammenarbeit mit den Bundesamt für Landestopographie der Schweiz (swisstopo) 
nutzt das BKG das Qualitätsmanagementtool der „ProSuite“, entwickelt von ESRI-CH. 
Nach produktbezogenen, individuell zu definierenden Testkriterien geometrischer, to-
pologischer und semantischer Art kann diese leistungsstarke ESRI-Extension jederzeit 
von dem/der Mitarbeiter/-in aktiviert werden. Dabei sind die speziellen Abfragen und 
die attributive oder räumliche Selektionsmenge jederzeit frei wählbar. Mittlerweile sind 
für jede Produktionsdatenbank über 1  400 Testkriterien definiert worden. Vor jeder 
Produkt ableitung findet noch eine finale Kontrolle mit anschließender Dokumentation 
über die gesamte Produktionsdatenbank statt.
2.6 Produktableitungen
Die Produktableitungen (Abb. 3) aus den jeweiligen Produktionsdatenbanken finden 
nach zeitlich definierten Anforderungen statt.
Die wichtigsten Produktableitungen sind jedes Jahr im Januar terminiert – das ATKIS 
DLM250 und ATKIS DLM1000 jeweils mit dem Stand 31.12. des Vorjahres. Dazu wer-
den mithilfe der Software FME von Safe Software selbst entwickelte Transformationen 
getätigt, die als Ergebnis zwei Produkte beinhalten:
• Das ATKIS-Produkt in der GeoInfoDok-Referenzversion 6.0 in einer Nutzerbezoge-
nen Bestandsdatenaktualisierung in Erstausstattung/NAS.
• Das ATKIS-Produkt in einer GeoInfoDok-Version 7.x/8.0 nach einer erweiterten 
AdV-Produktspezifikation im Format Shape.
Diese Daten werden nach dem Geodatenzugangsgesetz (GeoZG) seit 2012 geldleis-
tungsfrei als Daten oder Dienst im Dienstleistungszentrum des BKG zur Verfügung ge-
stellt (Open Data). Die Statistik der Zugriffszahlen spricht eine eindeutige Sprache. Im 
Vergleich zu einer geringen dreistelligen Anzahl im kostenpflichtigen Bezug vor 2014, 
sind die Downloadzahlen im Jahr 2016 auf über 6 000 gestiegen.
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Abb. 3: Produktableitungen aus der ProdDB-DLM250 (Quelle: BKG 2016)
Weitere abzuleitende Produkte sind z.  B. die Kartenwerke ATKIS DTK250 (jährliche 
Herstellung, Abb. 4) und JOG aus der ProdDB-DLM250 sowie die Übersichtskarte 
1:500 000, die SERIE 1404 World und die Low Flying Chart 1:500 000 aus der ProdDB-
DLM1000.
Abb. 4: Ausschnitt ATKIS DTK250 (Quelle: BKG 2017)
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Nach Anforderung von EuroGeographics werden Daten des deutschen Anteils für die 
EuroRegionalMap (ERM) und die EuroBoundaryMap (EBM) aus der ProdDB-DLM250 
transformiert.
Zusätzlich finden mehrmals jährlich noch weitere Ableitungen auf Spezialanforderun-
gen, meist aus dem Bundesbehördenbereich, statt.
3 Nutzeranforderungen
Eine wichtige Aufgabe beim Produktionsmanagement der Digitalen Landschaftsmodelle 
im BKG ist der Blick auf die Nutzeranforderungen.
Für die Recherche nach dem Verwendungszweck offener Geodaten (Open Data) wur-
de dem Download 2016 eine optionale Nutzerumfrage vorgeschaltet. Durch die dort 
erhaltenen Antworten lassen sich Tendenzen der Nutzung erkennen. Sicherlich ist der 
Hauptverwendungszweck der Daten die Verwendung als Präsentations-/Kartenhinter-
grund für Fachinformationen. Es werden jedoch oftmals Zwecke aufgeführt, die eine 
räumliche Analyse mittels der Daten erwarten lassen (Standort, Bevölkerungsstruktur, 
Vertriebsgebiete, …).
Eine weitere gute Möglichkeit, das Nutzerinteresse zu erkunden, bietet sich im Dienst-
leistungszentrum des BKG. Dort wird jede Kundenanfrage nach Geoinformationen in 
einem Ticketsystem festgehalten und kann entsprechend einer Stichwortsuche analy-
siert werden. So wird z. B. für Veränderungsanalysen oftmals nach Daten bestimmter 
Jahre gefragt. Ein weiteres oft gefragtes Thema sind Daten bezogen auf das „Gesetz 
für den Ausbau erneuerbarer Energien“ (z. B. Höchstspannungsleitungen), Fragen nach 
Genauigkeitsangaben für den jeweiligen Verwendungszweck und Bedarf bezüglich des 
Verkehrsnetzes (Straße und Bahn) in Deutschland.
Diese Informationsmöglichkeiten bieten eine Grundlage zur weiteren Fortentwicklung 
der Digitalen Landschaftsmodelle.
4 Zukünftige Entwicklungen
Fortlaufend werden beide Produktionsdatenbanken aufgrund des Nutzerbedarfes (pri-
mär aus der Bundesverwaltung) weiter ergänzt oder verändert. Diese Modifikationen 
sollten möglichst in Übereinstimmung mit der GeoInfoDok sein, damit auch die ATKIS-
Nutzer die Neuerungen erhalten können. Außerdem ist die Aufnahme von weiteren 
Testkriterien in der Qualitätsprüfung ein stetiger Prozess.
Mittelfristig gibt es, wie für das Basis-DLM avisiert, auch für das ATKIS DLM250 und das 
ATKIS DLM1000 die Überlegung zum Thema der Erweiterung des Raumbezugs auf die 
dritte Dimension. Entsprechende Projekte werden verfolgt.
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Als Ergänzung zum Basis-DLM werden in naher Zukunft auch die Daten der Coperni-
cus-Dienste eine gute Hilfestellung zur Fortführung der Digitalen Landschaftsmodelle 
leisten. Die Aktualisierung der Waldflächen in beiden Produktionsdatenbanken auf der 
Grundlage von Copernicus-Daten steht kurz bevor.
Die langfristig größten Veränderungen in den Landschaftsmodellen werden sicherlich 
durch die – zum jetzigen Zeitpunkt viel diskutierte und strittige – Trennung der Landbe-
deckung und Landnutzung in der Modellierung der Landschaft verursacht.
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Qualitätssicherung durch die AdV-Testsuite –  
Sachstand ATKIS® Basis-DLM
Ramona Kurstedt
Zusammenfassung
Das ATKIS® Basis-DLM wird unter Berücksichtigung von komplexen Erfassungsrichtli-
nien erstellt und auf Einhaltung dieser Vorgaben geprüft. Prüfprozesse erfolgen in der 
jeweils eingesetzten GIS-Software, wobei nicht exakt bekannt ist, was und wie über-
prüft wird bzw. welche Fehler von der GIS-Software unentdeckt bleiben. Dies führt 
zu Problemen, insbesondere bei der zentralen Datenbereitstellung, da das vorhandene 
Qualitätsmanagement beim Datenerfasser nicht umfassend genug wirksam wird. 
Neutrales Testen von Geobasisdaten in einer online-Testumgebung im Web ist eine neue 
und technisch sehr anspruchsvolle Aufgabe. Im Rahmen eines Pilotprojektes sollte die 
Machbarbarkeit anhand ausgewählter Testkriterien erprobt werden.
Dieser Beitrag dokumentiert die Pilotierung einer Testsuite für das ATKIS® Basis-DLM 
der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltung der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland (AdV). 
1 Einführung
Eine der wichtigsten Aufgaben der Vermessungsverwaltungen im Bereich der Geo-
topographie ist die Führung und Laufendhaltung des Digitalen Basis-Landschaftsmo-
dells (Basis-DLM) als Grundlage für den Aufbau verschiedenartiger Fachinformations-
systeme in Verwaltung und Wirtschaft. Der Datenbestand des ATKIS® Basis-DLM dient 
als Grundlage für die Ableitung der kleinmaßstäbigen Digitalen Landschaftsmodel-
le ATKIS®-DLM50, -DLM250 und -DLM1000, für die Herstellung amtlicher Digitaler 
Topographischer Karten sowie militärischer Spezial- und Sonderkarten unterschiedlicher 
Maßstabsbereiche und wird auch für private, wirtschaftliche und staatliche Entschei-
dungsprozesse vorgehalten. 
Auch der webbasierte Kartendienst durch Bund und Länder (WebAtlasDE), der deutsch-
landweit in einem einheitlichen Kartenduktus performant als amtlicher Internet-Karten-
dienst zur Verfügung steht, basiert darauf. Die Aktualisierung des Basis-DLM findet kon-
tinuierlich statt. Der Zeitraum umfasst den Zeitpunkt der Entstehung der Veränderung in 
der Landschaft bis zur Freigabe des fortgeführten Datenbestandes. 
Das Basis-DLM liegt bundesweit im AFIS®-ALKIS®-ATKIS®-Modell (AAA) mit einer 
Normbasierten Austauschschnittstelle (NAS) vor. Das Basis-DLM wird seit mehr als 
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25 Jahren unter Beachtung von Produktspezifikationen bei den Landesvermessungsver-
waltungen erstellt und auf Richtigkeit, also auf Konformität zu diesen Vorgaben sowohl 
landesintern als auch zentral geprüft, jedoch bis heute nicht formalisiert. Prüfprozesse 
laufen einerseits in der verwendeten Erfassungs- und Qualifizierungskomponente (EQK) 
des Softwareherstellers mehr oder weniger in einer Blackbox, wobei nicht klar ist, was 
genau getestet wird und welche Fehler beispielsweise von einer GIS-Software toleriert 
werden. Andererseits werden von der jeweiligen EQK- Anwendergemeinschaft sach-
logische Prüffälle in Kategorien zusammengestellt, programmiert, die Quellcodes aus-
getauscht und eingesetzt. 
Bis 1999 wurde das Basis-DLM beim Amt für Militärisches Geowesen in Euskirchen, ab 
2000 im Bundesamt für Geodäsie und Kartographie (BKG) am Standort Leipzig, zentral 
geprüft. 
Seit 2009 erfolgt im BKG bei jeder Quartalslieferung die AAA-Konformitätsprüfung des 
Basis-DLM. Als Ergebnis werden den Ländern Fehlerprotokolle bereitgestellt, die ohne 
exakte Beschreibung der Prüfinhalte und Fehlermeldungstexte in der Auswertung sehr 
zeitintensiv und Änderungen nicht immer erforderlich sind. 
Mit dem amtlichen Charakter der Geobasisdaten verknüpfen die Anwender hohe 
Erwartungen an die Aktualität, Korrektheit und Verfügbarkeit der Daten. Bei bundes-
weiter Zusammenführung treten Ungereimtheiten zutage, verursacht durch fehlerhafte 
Daten, obwohl diese eigentlich einen kontinuierlichen Qualitätssicherungsprozess beim 
Datenerfasser durchlaufen haben. Mit der Weiterentwicklung der Geobasisdaten geht 
eine Weiterentwicklung des Qualitätsmanagements einher, um auf wachsende Anfor-
derungen an Geobasisdaten in der Informationsgesellschaft zu reagieren. 
Die AdV-Testsuite soll im Rahmen einer eigenständigen softwaretechnischen Umset-
zung realisiert werden, um Neutralität in Bezug zu den etablierten Komponenten zur 
Erhebung, Führung und Bereitstellung von amtlichen Geobasisdaten sicherzustellen. 
Parallel zur Zusammenstellung von Testkriterien wurden in einer pilothaften Implemen-
tierung zwei wesentliche Ziele verfolgt: 
1. Auslotung technischer Möglichkeiten 
2. Aufstellung eines Katalogs aller zu prüfenden Testkriterien, um vollständig die Vorga-
ben der NAS und des AAA-Anwendungsschemas der GeoInfoDok zu kontrollieren.
Die Performance-Ergebnisse (Laufzeit T/Landesfläche) sollten nicht unerwähnt bleiben: 
Berlin = 3 min, TH = 53 min, SH = 92 min, NI = 3 h, BY = 6 h.
Bei der Pilotimplementierung zeigte sich, dass die Basis-DLM-Testkriterien bereits erfolg-
reich Fehler in den amtlichen Geobasisdaten detektierten und somit Handlungsbedarf 
zur Verbesserung der Qualität besteht.
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2 Nicht überall, wo ATKIS® draufsteht, ist ATKIS® drin
Die Herstellung des ATKIS® Basis-DLM erfolgt in der AdV unter Berücksichtigung fach-
lich exakter Qualitätskriterien. Mit der Einführung des AAA-Anwendungsschemas sind 
diese in ihrer Komplexität kaum beherrschbar und sind nur in Textform aufgestellt, somit 
sind heterogene Interpretationen möglich. Die Datenanalyse zeigt, dass das qualitätsge-
sicherte Basis-DLM nicht fehlerfrei ist. Ursachen sind u. a. Missachtungen von Konsis-
tenzbedingungen, Erfassungskriterien, Bildungsregeln, aber auch technische Schwächen 
und Fehler in der GIS-Software. 
Es ist unerheblich worin die Ursachen für fehlerbehaftete Daten zu suchen sind, sie exis-
tieren und zeigen sich beim Datennutzer, aber auch im bundesweiten Datenbestand des 
Basis-DLM bei der Zentralen Stelle für Geotopographie (ZSGT). 
Zur Bereitstellung von amtlichen Geodaten wurde die AdV-Bereitstellungstrategie 
beschlossen, in der u. a. zur Überprüfung der Einhaltung der Spezifikationen von Geo-
basisdaten der Aufbau und Betrieb einer AdV-Testsuite gefordert wird und die Vermes-
sungs- und Katasterverwaltungen bspw. das Basis-DLM selbst testen können.
3 Qualitätssicherung im AAA-Anwendungsschema
Qualitätssicherung hat in der AdV schon immer einen hohen Stellenwert und mit der 
GeoInfoDok 2.0 (2003) wurde ein Qualitätssicherungssystem eingeführt, welches auch 
in der aktuellen GeoInfoDok 7.0 gültig und in der Abbildung 1 schematisch zusammen-
gefasst ist. 
Abb. 1: Das Qualitätssicherungsmodell des AAA-Projekts (Quelle: Hauptdokument-GeoInfoDok V2)
Das AAA-Anwendungsschema setzt sich aus dem fachneutralen AAA-Basisschema 
und AAA-Fachschema zusammen. Die Vermessungsverwaltungen der Länder sind 
zur Einhaltung sämtlicher Vorgaben der Spezifikationen verpflichtet. Die zukünftige 
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AdV-Testsuite soll die Vermessungsverwaltungen der Länder bei den Qualitätssiche-
rungsschritten Q4 und Q6 mit einer herstellerneutralen und incl. aller beschriebenen 
Testkriterien unterstützen, damit die amtlichen Geobasisdaten des ATKIS® Basis-DLM 
bundeseinheitlich und fehlerfrei verfügbar sind.
4 Aufstellung eines Katalogs für AAA-Testkriterien
Die Aufstellung von AAA-Testkriterien war Voraussetzung für die geplante Implemen-
tierung. Die einheitliche Beschreibung der Testkriterien ist für die Dokumentation eine 
Grundvoraussetzung. 
Die Testkriterien sind aus der GeoInfoDok Version 6.0.1 und dem dazugehörigen AAA-
Anwendungsschema zusammengestellt. Anforderungen wie Konsistenzbedingungen, 
Bildungsregeln, Definitionen sind bedeutsam für den AdV-Qualitätsstandard.
Die Testkriterien sind nach ihrer Bedeutung unterschiedlich gewichtet.
Die Schwere des Mangels ist wie folgt für das Basis-DLM eingestuft und wird als 
„Mangelkategorie“ bezeichnet: 
• a ... Fehler; i. S. schwerer Mangel; produktions- bzw. austauschverhindernd; umge-
hend zu beheben, relevant für AdV-Qualitätsstandard
• b ... Warnung; i. S. mittelschwerer Mangel; für Anwender tolerierbar; kurzfristig zu 
beheben, relevant für AdV-Qualitätsstandard 
• c ... Hinweis; i.  S. leichter Mangel; keine Auswirkung für Nutzer; mittelfristig zu 
beheben
• d … Information; i. S. leichter Mangel; keine Auswirkung für Nutzer; langfristig zu 
beheben bzw. dauerhaft tolerierbar
Die Anforderungen der Testkriterien wurden in maschinenlesbare Form mittels XQue-
ry übersetzt (XQuery steht für XML Query Language und bezeichnet eine vom W3C 
spezifizierte Abfragesprache für XML-Datenbanken).
5 Die Testergebnisse der Pilotierung
In der Testsoftware muss die fachliche und inhaltliche Komplexität des Basis-DLM 
berücksichtigt werden. Es wurden Daten aus unterschiedlichen topographischen 
Regionen, insbesondere mit komplexer innerstädtischer Siedlungs- und Verkehrsstruk-
tur, eingesetzt, um Folgerungen auf den Rechenbedarf in Abhängigkeit zu Dateigrößen 
zu ziehen. 
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Ausgehend von den eingangs beschriebenen Zielen der Pilotumsetzung wurden zwei 
wichtige Ergebnisse erzielt, die Voraussetzungen für die anschließende Implementierung 
einer operablen Lösung sind:
1. Die wichtigsten Testkriterien (> 100 Testkriterien der Mangelkategorie a und b) 
wurden in der Testumgebung erfolgreich umgesetzt, so dass aussagekräftige und 
weiterführende Erkenntnisse erzielt werden konnten. Durch die Komplexität einiger 
Testkriterien waren jedoch weitere, iterative Anpassungen in der Spezifikation oder/
und in der Implementierung notwendig.
2. Für einzelne Testkriterien sind aufwändige Rechenoperationen notwendig. 
Das genutzte Testframework musste verbessert werden, um akzeptable Laufzei-
ten zu erzielen. Der Überarbeitungsbedarf bei den Geometrie- und Topologietests 
fokussierte auf die Aspekte: 
 • Topologische Relationen zu anderen Objekten: Nur durch die Verwendung eines 
geometrischen Index konnten Tests mit wachsenden Datenmengen (bis zur Aus-
dehnung eines Bundeslandes) performant durchgeführt werden. 
 • Für Operationen auf Geometrieebene mussten die GML-Geometrien in die 
ursprüngliche Repräsentation der verwendeten Geometriebibliothek gewandelt 
werden.
Da einzelne Geometrien mehrfach zum Einsatz kommen, stellen immer wiederkehren-
de Wandlungen einen vermeidbaren Verlustfaktor für die Performance dar. Durch eine 
räumliche Indizierung der Objekte und ein Caching der Geometrien konnten folgende 
Laufzeiten erzielt werden. In der Tabelle 1 werden Laufzeiten und die jeweils zu über-
prüfende Datenmenge in ausgewählten Bundesländern dargestellt:
Tab. 1: Zahlen zu den Testläufen (Quelle: eigene Bearbeitung)
Anzahl Objekte Laufzeit T
BE 164.574 3 min
TH 1.385.605 53 min
SH 1.472.860 92 min
NI 4.221.311 3 h
HE 2.757.339 3 h
BY 1,41 GB gezippt 6 h
Besonderer Wert wurde auf die übersichtliche Dokumentation der Testergebnisse gelegt 
und wird durch die Abbildung 2 veranschaulicht:
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Abb. 2: Beispiel für einen Testlauf (Quelle: ADV-Testsuite, eigene Darstellung)
Die Abbildung 3 zeigt, dass pro Testkriterium neben Rechenzeit auch eine Beschreibung 
und eine Liste mit den als fehlerhaft detektierten Objekten ausgegeben werden.
Abb. 3: Beispiel für Testreport (Quelle: ADV-Testsuite, eigene Darstellung)
6 Fazit
Daten des ATKIS® Basis-DLM werden bereits seit mehr als 25 Jahren erhoben und 
nach den jeweils aktuell-technischen Möglichkeiten nach ihrer Konformität überprüft 
und korrigiert. Unabhängig wo jedoch diese Qualitätsprüfungen durchgeführt wurden, 
waren diese zu keinem Zeitpunkt bundesweit einheitlich im praktischen Einsatz. 
Da seit jeher Anwender mit dem amtlichen Charakter des ATKIS® Basis-DLM hohe 
Erwartungen an die Aktualität, Korrektheit und Verfügbarkeit verbinden, könnten mit 
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dem zukünftigen bundesweit einheitlichen Einsatz der AdV-Testsuite systematische 
Datenüberprüfungen und verbindliche Datenkorrekturen möglich sein und dem 
Anspruch gerecht werden: amtlich = richtig.
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Einsatz von Geodaten für die Immobilienwertermittlung 
Winrich Voß, Keno Bakker
Zusammenfassung
Auf der Grundlage der INSPIRE-Richtlinie hat sich die flächendeckende Versorgung mit 
Geodaten deutlich beschleunigt und verbessert. Auf Basis der positiveren Datenlage wird 
in dem nachfolgend vorgestellten Projekt ein Modell entwickelt, das mittels Geodaten 
die stadtentwicklungs-relevante „Standortqualität“ im Sinne der immobilienmarkt-rele-
vanten „Lage“ modelliert. Eine Validierung der Ergebnisse erfolgt im Projekt. Der Beitrag 
stellt in Grundzügen den aktuellen Stand der Modellentwicklung dar. Der Praxisbedarf 
eines solchen Modells ist hoch, da die Anzahl und Verfügbarkeit von direkten Immobi-
lienmarktdaten (Verkaufsfällen) vielfach unzureichend ist. Das entwickelte Modell soll 
insbesondere für kaufpreisarme Lagen die Immobilienwertermittlung und Marktanalyse 
mit zusätzlichen Informationen unterstützen, z.  B. bei der Bodenrichtwertermittlung. 
Damit trägt es zur Verbesserung der Transparenz am Grundstücks- und Immobilien-
markt bei, einem vorrangigen Ziel der Arbeit der Gutachterausschüsse in Deutschland.  
1 Markttransparenz versus Datenverfügbarkeit
Der Immobilienmarkt bedarf verlässlicher Informationen über die aktuellen Bedingun-
gen am Markt (Preisniveau, Angebots- und Nachfragesituation), differenziert nach 
Standorten und Immobilientypen (Markttransparenz). Dies ist unerlässliche Vorausset-
zung für eine gute Funktionsweise des Marktes und für die Ermittlung zutreffender 
Immobilienwerte, z. B. um Preisblasen und Spekulationseffekte zu identifizieren. Markt-
transparenz wird durch Marktinformationen erzeugt, die für ein Gebiet aggregiert und 
aktuell vorliegen und die für jedermann verfügbar sind. Solche Informationen können 
sowohl von privaten Marktakteuren als auch von öffentlichen Institutionen stammen 
(Gudat, Voß 2012). 
Die Schaffung einer ausreichenden Markttransparenz und die unabhängige Bewertung 
von unbebauten und bebauten Immobilien ist in Deutschland seit über 50 Jahren Auf-
gabe der amtlichen Gutachterausschüsse. Als Datenquelle für ihre Aufgaben können sie 
auf eine amtliche Kaufpreissammlung zurückgreifen, die vollständig die Transaktionen 
am Markt abbildet (Vorlagepflicht aller Kaufverträge für die beurkundenden Notare, 
§ 195 BauGB). Trotz dieser vermeintlich guten Datenlage reicht das für Auswertungen 
und Vergleiche verfügbare Datenmaterial aufgrund der Heterogenität der Grundstücke 
und Gebäude einerseits und der geringen Transaktionszahlen in verschiedenen Teilmärk-
ten andererseits häufig nicht aus, um das Marktgeschehen mittels statistischer Verfahren 
Winrich Voß, Keno Bakker114
gesichert zu analysieren. Vor diesem Hintergrund sind die Bemühungen in der Forschung 
zur Wertermittlung und Marktanalyse zu sehen, zusätzlich relevante Daten einzubinden, 
die nicht unmittelbar Marktergebnisse darstellen. Geodaten bieten dabei den Vorzug 
des Raumbezugs, der für den Immobilienmarkt wesentlich ist, auch wenn die INSPIRE-
Richtlinie Daten mit Wertermittlungsbezug nicht direkt anführt (EU-Richtlinie 2007).
Das bekannteste Produkt der Gutachterausschüsse sind die Bodenrichtwerte, die mitt-
lerweile online sowie teilweise kostenfrei verfügbar sind und immer stärker genutzt wer-
den (z. B. Finanzverwaltung). Sie müssen flächendeckend für unbebaute und bebaute 
Bereiche vorliegen und mindestens alle 2 Jahre aktualisiert werden (§ 196 BauGB). Der 
Bodenrichtwert gibt den aktuellen durchschnittlichen Quadratmeterpreis des voll er-
schlossenen Baulandes für eine nach gleichen Strukturmerkmalen abgegrenzte Nach-
barschaft (Bodenrichtwertzone) an. Er repräsentiert den „Lagewert“ dieses Bereichs und 
soll idealerweise aus aktuellen Kaufabschlüssen abgeleitet werden. 
Tatsache ist jedoch, dass die Datengrundlage für diese Aufgabe auf Basis von Kauffällen 
oft unbefriedigend ist, um die Marktveränderungen gegenüber der Vorperiode gesichert 
beurteilen zu können. In vielen Gewerbegebieten, Innenstadtlagen, Mehrfamilienhaus-
gebieten oder in Dörfern reichen die Transaktionen kaum aus, die Marktentwicklung 
flächendeckend und so differenziert wie gewünscht abzubilden (sog. kaufpreisarme 
Lagen). Hier ist es hilfreich, weitere Informationsquellen hinzuzuziehen, wie z. B. lage-
relevante Geodaten. Ausnahmen bilden Bereiche mit aktivem Marktgeschehen (z. B. 
Neubaugebiete).
2 Projektansatz: Lagequalität aus Geodaten
Ziel des Projektes ist die Schaffung einer zusätzlichen Datengrundlage aus raumrelevan-
ten Geodaten, die u. a. ergänzend in der Bodenrichtwertermittlung verwendet werden 
kann. Durch ihren Raumbezug enthalten die Geodaten vielfältige Informationen über 
einen Standort bzw. über lagetypische Qualitäten eines Standortes. Die aus Geodaten 
abgeleiteten differenzierten „Standortqualitäten“ sollen geeignet sein, die Wertigkeit 
einer Lage relativ zu Nachbarlagen und zu vergleichbaren Lagen andernorts abzubilden. 
Besonderes Augenmerk gilt dabei der Informationsgewinnung für gewerbliche Teilmärk-
te. Das Projekt, welches vom niedersächsischen „Ministerium des Innern und für Sport“ 
finanziert wird, legt den Fokus auf das Bundesland Niedersachsen. Der vorliegende Bei-
trag ist als Werkstattbericht zum aktuellen Bearbeitungsstand zu verstehen.
Da die „Lage“ nicht durch ein einziges Geodatum zu erfassen ist, bedarf es eines 
aggregierenden Modells, das den Beitrag jedes verwendeten Geodatums zur Standort-
qualität insgesamt bewertet. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die immobilienrelevante 
„Lage“ teilmarktabhängig ist. So ist eine gute Wohnlage i. d. R. nicht zugleich eine gute 
Gewerbelage. Die Verschneidung einer Vielzahl von Geodaten zu sozio-ökonomischen 
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Gegebenheiten und Zusammenhängen bildet die wesentliche erklärbare Basis für den 
Wert einer Lage. Der Ansatz orientiert sich an der Standortanalyse und erfasst somit die 
Standortfaktoren (im Folgenden Indikatoren genannt) als einen wichtigen Teil der preis-
bildenden Faktoren einer Immobilie.
Die Abbildung der Standortqualität durch Geodaten für unterschiedliche Immobilienteil-
märkte soll mehreren Anforderungen genügen (Bakker, Voß 2016, 24): 
• Die Standortqualität soll niedersachsenweit und möglichst kleinräumig abgebildet 
werden, d. h. eine möglichst hohe Auflösung aufweisen. 
• Die Standortqualität soll möglichst marktnah und objektiv bestimmt werden und 
ausgewählte Immobilienteilmärkte differenzieren. 
• Weiterhin hat bei der Aufstellung des Modells die Option der periodischen Ak-
tualisierbarkeit einen hohen Stellenwert, was durch die Automatisierung einzelner 
Berechnungsschritte und GIS-Analysen ermöglicht werden soll.
Dabei stellt die Kleinteiligkeit der benötigten räumlichen Informationen und Differenzie-
rungen auf „Quartiersebene“ eine besondere Herausforderung dar. Das Modell muss 
schließlich nachweisen, dass sich ein hoher oder niedriger Verkehrswert (Marktwert) für 
einen Standort auch durch besonders wertrelevante Indikatoren aus Geodaten herleiten 
lässt. Erfahrungsgemäß wirken aber weitere Einflüsse auf den Marktwert einer Immobi-
lie, die z. B. eher im psychologischen oder soziologischen Umfeld anzusiedeln und aus 
Geodaten nicht erfassbar sind. Eine Abbildung des Preisniveaus in absoluten Werten 
(üblicherweise in €/m2) ist aus dem Ansatz somit nicht zu erwarten, sondern ein flächen-
deckendes Gerüst mit Angabe der relativen Lageunterschiede. 
Wie auch in der Verkehrswertermittlung ist davon auszugehen, dass verschiedene In-
dikatoren mit unterschiedlicher Relevanz für die jeweiligen Immobilienteilmärkte erfor-
derlich sind. Untersucht werden neben dem Wohnungsmarkt der Büro-, Handels- und 
Logistik-Teilmarkt.
3 Eckpunkte der Modellentwicklung
Für die Modellbildung müssen einerseits die regionale bzw. überörtliche Situation 
(Makrolage) und andererseits die kleinteiligen Differenzierungen bis zur Quartiersebene 
(Mikrolage) abgebildet werden. Diese Unterscheidung wird in Anlehnung an die Stand-
ortanalyse vorgenommen (Ottmann, Lifka 2010). Makro- und Mikrolage werden durch 
unterschiedliche Indikatoren und Geodaten beschrieben. Das Modell ermittelt für beide 
Ebenen getrennte Teilbeträge, die schließlich zusammenzuziehen sind. 
Für die Modellbildung sind verschiedene Entwicklungsschritte zu bearbeiten, die jeweils 
für die Makro- und die Mikrolage zu durchlaufen sind: 
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• Auswahl der möglichen Standortindikatoren pro Teilmarkt (Literaturrecherche).
• Zuordnung von frei verfügbaren Geodaten zu den gewählten Standortindikatoren 
(Empirie).
• Gewichtung der einzelnen Indikatoren mittels Experteneinschätzungen im Rahmen 
einer Prioritätenanalyse.
• Bewertung der Indikatoren für den jeweiligen Standort (Zielerreichungsgrad mittels 
GIS-Analysen). 
• Berechnung der Standortqualität bzw. des Lagewertes aus Makro- und Mikrolage-
qualität (Nutzwertanalyse).
Nur ein Modell, das alle relevanten Informationen aus Geodaten bewertend miteinander 
vereint, kann bezogen auf den jeweiligen Immobilienteilmarkt eine Aussage zur Qualität 
eines Standortes liefern. Die Standortqualität wird in dem hier beschriebenen Modell 
in einem relativen und einheitslosen Wert angegeben. Das Modell zur Berechnung der 
Lagequalitäten wird flächendeckend für Niedersachsen mit einer räumlichen Auflösung 
von 1 km x 1 km erstellt. In den Gebieten mit hoher Siedlungsdichte erfolgt eine Ver-
dichtung auf 500 m x 500 m Zellgröße. 
3.1 Indikatoren der Makro- und Mikrolage 
Die „Lage“ als eines der wesentlichen wertbestimmenden Merkmale eines Standorts 
wird in der Literatur vielfach behandelt. Auf dieser Basis wurde ein umfassender Katalog 
mit 80 lagerelevanten Indikatoren zusammengestellt, aus dem durch Expertenbefragun-
gen im Rahmen der Prioritätenanalyse (vgl. Abschnitt 3.2) die wichtigsten Indikatoren 
für die Makro- wie für die Mikrolage extrahiert wurden. Im Ergebnis sind je 15 Indika-
toren mehrheitlich von den Experten als besonders relevant benannt worden (Tab. 1). 
Im weiteren Schritt werden den Indikatoren geeignete Geodaten so zugeordnet, dass 
die Erfassung der Indikatoren aus frei verfügbaren und aktualisierten Geodaten gewähr-
leistet werden kann. Dazu bedarf es teilweise der Kombination mehrerer Geodaten, 
um den gewünschten Indikator inhaltlich abzubilden (vgl. Tab. 1, z. B. Bevölkerungs-
struktur oder Nähe zur Natur). Entsprechende Verschneidungen, insbesondere bei den 
entfernungsabhängigen Mikrolage-Indikatoren, erfolgen GIS-basiert (vgl. grundlegend 
Bill 2016).   
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Tab. 1: Ausgewählte Indikatoren der Makro- und Mikrolage mit den jeweils zugeordneten  
Geodatensätzen (Quelle: eigene Darstellung)
M
A
K
R
O
LA
G
E
Standort-
indikatoren
Datensatz
Arbeits losigkeit Anteil der ArbeitslosenEntwicklung Arbeitslose
Beschäftigung BeschäftigtenquoteEntwicklung Beschäftigte
Haushaltsgröße Personen je Haushalt
Bevölkerungs-
entwicklung
BE (zensusbasiert)
BE (volkszählungsbasiert)
Bevölkerungs-
struktur
Einwohnerdichte
Anteil der unter 18-Jährigen
Anteil der 18-65-Jährigen
Anteil der über 65-Jährigen 
Ausländeranteil an der 
Gesamtbevölkerung
Höhe des Grund-
steuerhebesatzes Höhe der Grundsteuer B
Höhe des 
Gewerbe steuer-
hebesatzes
Höhe der Gewerbesteuer 
(Netto)
Freizeitwert
Anteil Erholungsfläche
Erholungsfläche je Einwohner
Entwicklung Erholungsfläche
Gemeindetyp
Schrumpfende/wachsende 
Gemeinden
Erreichbarkeit von Oberzentren
Erreichbarkeit von Mittelzentren
Arbeitsplatz-
angebot SVP am Arbeitsort
Arbeitsplatz-
nachfrage
Anzahl Arbeitslose/
Arbeitsplatzangebot
Wirtschaftskraft
BIP (nominal) in 1.000 €
BIP2 (Veränderung in % 
gegenüber 2002)
Kaufkraft
Haushaltseinkommen
Entwicklung Haushalts-
einkommen
Fremden-
verkehrsintensität
Gästeübernachtungen je 
1 000 Einwohner
Schlafgelegenheitsauslastung
Durchschnittliche  
Aufenthaltsdauer
Akademikeranteil
Beschäftigte am Wohnort mit 
(Fach-)Hochschulabschluss
Beschäftigte am Wohnort 
30-< 35 Jahre mit (Fach-)
Hoch schulabschluss 
Beschäftigte am Wohnort 
ohne Berufsabschluss
M
IK
R
O
LA
G
E
Standort indikatoren Datensatz
Lärm belastung
Straßenlärm
Bahnlärm
Fluglärm
Nähe zum ÖPNV
Nähe zu  
Hochspannungs leitungen
Nähe zu  
Bildungseinrichtungen
Universität
Schulen
Nähe zu  
Gesunheitseinrichtungen
Ärzte
Krankenhaus
Nähe zu Kindergärten
Parkmöglichkeiten
Einkaufsmöglichkeiten
Risiko auf techn.  
Katastrophen
Nähe zum Stadtzentrum
Immissionsbeeinträchtigung
Leerstandsrisiko
Breitbandnetzqualität
Nähe zur Natur
Natur schutz-
gebiete
Parkanlagen
Wald
Gewässer
Altlastenvorkommen
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3.2 Gewichtung der Indikatoren durch Prioritätenanalyse
Zweifelsohne sind die o. g. Indikatoren nicht alle von gleicher Bedeutung für die 
Lagequalität. Die Indikatoren wurden durch Expertenbefragung im Rahmen einer 
Prioritätenananlyse gewichtet. Eine möglichst objektive Gewichtung kann über eine 
breit gefächerte Stichprobe an Prioritätenanalysen erreicht werden. Hierfür wurden im 
ersten Schritt 11 Experten des Gutachterausschusswesens in Niedersachsen befragt. 
Derzeit werden die Ergebnisse durch eine bundesweite Befragung von Wertermittlungs-
sachverständigen verifiziert. 
Ziel der Prioritätenanalyse ist die Bestimmung des wichtigsten und der nächstwichtigen 
Indikatoren. Dazu wird ein Indikator A mit jedem Indikator B, C usw. verglichen, wobei 
jeder Experte entscheidet, welcher von beiden den höheren Einfluss auf den Lagewert 
einer bestimmten Immobilienart hat. Mithilfe einer Matrix, der sog. Präferenzmatrix, 
kann eine große Anzahl an Indikatoren systematisch untersucht werden. Die Matrix 
dient dabei dem strukturierten Vergleich aller Indikatoren miteinander (Abb. 1) und er-
möglicht eine anschließende Gewichtung der Indikatoren untereinander. Die Ergebnisse 
der Prioritätenanalysen aller Experten werden gemittelt und ergeben das finale Gewicht 
des einzelnen Indikators. Da die Indikatoren für die verschiedenen Teilmärkte unter-
schiedlich bedeutend sein können, wird für jeden Teilmarkt eine gesonderte Erfassung 
und Analyse durchgeführt. Diese Vorgehensweise ermöglicht zugleich die Abgrenzung 
der relevanten von den weniger relavanten Indikatoren (vgl. Abschnitt 3.1 und Tab. 1). 
3.3 Bewertung der Indikatoren pro Standort 
Eine Bewertung der Indikatoren erfolgt differenziert nach ihrer räumlichen Zuordnung 
zur Mikro- oder Makroebene. Die Indikatoren der Makroebene setzen sich aus statis-
tischen Kennzahlen zusammen, die der Mikroebene überwiegend aus geometrischen 
Merkmalen. Basis für die Bewertung ist ein Dreiersystem mit den Ziffern 1, 2 und 3. 
Dabei steht eine Bewertung durch die Ziffer 3 für die bestmögliche Bewertung eines 
Indikators.  
Abb. 1: Beispiel der Prioritätenanalyse (Ausfüllen der Matrix mit 2 = höherer Einfluss,  
1 = identischer Einfluss oder 0 = geringerer Einfluss) (Quelle: eigene Darstellung)
Einsatz von Geodaten für die Immobilienwertermittlung 119
Die Bewertung der (Makrolage-)Indikatoren erfolgt abhängig von der gesamten Daten-
menge jedes Indikators (Bezugsebene Niedersachsen). Der Durchschnitt eines Indikators 
liegt im Wertebereich zwischen dem unteren und dem oberen Quartil seiner Datenmen-
ge. In diesem Bereich liegen die mittleren 50 % der Daten. Die Werte eines Indikators, 
die außerhalb dieses Datenbereiches liegen, werden als über- bzw. unterdurchschnittlich 
definiert. Somit wird der Standort je nach erreichtem Quartil des Indikators bewertet 
(z. B. bei einem überdurchschnittlich hohen BIP mit der Bewertung 3). 
Für die Bewertung der Indikatoren der Mikroebene auf Basis von Abstandsmaßen wur-
den in einem Workshop mit Experten des Gutachterausschusswesens Distanzgrenzen 
für das Bewertungssystem definiert. Dabei ist u.  a. erarbeitet worden, bei welchen 
Distanzen ein positiver bzw. ein negativer Einfluss eines Indikators auf den Wert einer 
Immobilie entsteht und wann dieser Einfluss nachlässt bzw. ganz abklingt. Mithilfe eines 
Geoinformationssystems (GIS) werden die Standorte in Abhängigkeit von den definier-
ten Grenzen selektiert und entsprechend bewertet (z. B. innerhalb der Distanz mit einem 
positiven Einfluss mit der Bewertung 3). 
3.4 Berechnung des Gesamtwertes der Lagequalität
Aus der Gesamtheit der Indikatoren der Mikro- und Makrolage wird jeweils eine Stand-
ortqualität berechnet. Verwendet wird hierzu ein nutzwertanalytischer Ansatz. Dieser 
Ansatz ist ein Punktbewertungsverfahren und wird den qualitativen Analysemethoden 
der Entscheidungstheorie zugeordnet (Fürst, Scholles 2008). Grundlegend sollen bei 
diesem Verfahren verschiedene Lösungsalternativen hinsichtlich eines übergeordneten 
Ziels bewertet werden. Dies erfolgt über die Bestimmung eines Nutzwertes für jede 
Alternative mithilfe einer Wertefunktion (Abb. 2). Bei dem Nutzwert handelt es sich um 
einen relativen und einheitslosen Wert, der die „Tauglichkeit zur Bedürfnisbestimmung“ 
angibt. Der eigentliche Zweck der Nutzwertanalyse liegt in der systematischen Vorbe-
reitung einer Entscheidung bei einer Auswahl von Alternativen (Zangenmeister 1971). 
Die Inhalte und der Zweck können so modifiziert werden, dass der eigentliche Nutzwert 
der jeweiligen Standortqualität einer Gemeinde bzw. eines Quartiers, bezogen auf eine 
bestimmte Immobilienart, entspricht. 
Ist die Gewichtung der Standortindikatoren mithilfe der Prioritätenanalyse (vgl. 
Abschnitt 3.2) und die Bewertung (vgl. Abschnitt 3.3) erfolgt, können durch deren Mul-
tiplikation die Teilwerte errechnet werden. Die Summierung der Teilwerte wiederum 
ergibt den Gesamtwert (= Nutzwert als Ergebnis der Nutzwertanalyse), der die Standort-
qualität im jeweils betrachteten Immobilienteilmarkt repräsentiert. Je höher dieser Wert, 
desto höher die Qualität des jeweiligen Standortes. 
Das finale Produkt des Modells ist eine gewichtete Kombination aus der berechne-
ten Standortqualität der Makro- und der Mikroebene. Dabei wird der Qualität der 
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Mikrolage, aufgrund der üblichen Funktionsweise des Immobilienmarktes als überwie-
gend örtlich determiniert und vorbehaltlich der abschließenden Validierungsergebnisse, 
der höhere Gewichtsanteil zugesprochen.
4 Bisherige Ergebnisse und Validierung
Als wichtiges Ergebnis des Forschungsprojektes konnte gezeigt werden, dass die Dar-
stellung einer differenzierten Standortqualität für Niedersachsen durch eine nach Immo-
bilienteilmärkten differenzierte und nutzwertanalytische Aggregation von Geodatenbe-
ständen möglich ist. Zur Erarbeitung eines entsprechenden Modells der Gesamtqualität 
eines Standortes, basierend auf verfügbaren Geodaten, sind verschiedene Modellschrit-
te mit jeweils unterschiedlichen Methoden zu implementieren. Das beschriebene Mo-
dell führt für jede Rasterzelle verschiedenste Geodaten zu einem dimensionslosen Zah-
lenwert als Summe der Lage-Indikatoren zusammen. Diese Zahlenwerte geben relativ 
zueinander eine Einstufung der „Standortqualität“ im Sinne der immobilienwirtschaftli-
chen „Lage“ an (Abb. 3).
Als weiterer Schritt ist eine Validierung und Optimierung des Modells anhand von 
Markt ergebnissen unverzichtbar. Erste Untersuchungen konnten durch das Überführen 
von Bodenrichtwerten und Angebotsdaten auf die Vektorgitterstruktur und den damit 
ermöglichten mathematischen Abgleich die Ergebnisse für den Teilmarkt der Wohn-
immobilien bereits plausibilisieren. 
Abb. 2: Beispiel für die Berechnung des Qualitätswertes mit der Wertefunktion der Nutzwert-
analyse für die Makrolage anhand von zwei Indikatoren (Quelle: eigene Darstellung)
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Abschließend ist festzuhalten, dass die niedersachsenweite kleinräumige Abbildung der 
Standortqualität aus Geodaten eine wertvolle Unterstützung bei der Überprüfung sowie 
Verfeinerung von Bodenrichtwertzonen liefern kann, bei denen eine geringe Informa-
tionsdichte aus Marktdaten vorliegt. Die Berechnungsschritte werden so in einem GIS 
implementiert, dass ein periodisches Aktualisieren der Standortqualität aus Geodaten in 
beliebigen und vom Nutzer gewünschten Zeiträumen ermöglicht wird.
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Einsatz von Crowdsourcing zur Gewinnung  
von Gebäudeinformationen
Robert Hecht, Matthias Kalla, Tobias Krüger
Zusammenfassung
Zur Erforschung von Siedlungen spielen Informationen zu Gebäudebeständen eine be-
deutende Rolle. Da Informationen zum Gebäudebestand oft nicht in ihrer räumlichen 
und inhaltlichen Detailliertheit gegeben sind, kommen zunehmend maschinelle Lern-
verfahren zum Einsatz, um auf Basis von geometrisch-topologischen Eigenschaften der 
Gebäude einen bestimmten Gebäudetyp oder andere Eigenschaften für ganze Städte 
und Regionen abzuleiten. Diese prädiktiven, datengetriebenen Ansätze benötigen je-
doch stets eine ausreichende Menge an Trainings- und Validierungsdaten. Erfahrungen 
aus anderen Disziplinen haben gezeigt, dass Crowdsourcing das Potenzial bietet, den 
Prozess der Gewinnung von Trainings- und Validierungsdaten zu unterstützen. Es wird 
ein integriertes System zur automatischen Klassifizierung von Gebäudegrundrissen vor-
gestellt, das durch eine Crowdsourcing-Komponente zur Erfassung von Referenzdaten 
ergänzt wird und erste Ergebnisse einer experimentellen Studie zeigt.
1 Einführung
Die Gestalt von Siedlungen und Städten ist hauptsächlich durch die Bebauung, speziell 
den Gebäuden, geprägt. Trotz wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Bedeutung fehlen 
jedoch oft ausreichend detaillierte Informationen zum Gebäudebestand, deren Struktur 
und räumlichen Verteilung. Amtliche Geodaten enthalten zwar die Gebäude in ihrem 
Grundriss, die wichtigen Informationen zum Gebäudetyp, der Nutzung, dem Alter oder 
auch der Anzahl der Etagen sind jedoch oft nicht gegeben. Daher kommen zunehmend 
Methoden der Mustererkennung und des maschinellen Lernens zum Einsatz, die eine 
Bestimmung von Gebäudetypen und anderen Gebäudeeigenschaften und damit eine 
effiziente Beschreibung des Gebäudebestandes von Städten und Regionen ermöglichen. 
Die Erhebung der dazu benötigten Menge an Trainings- und Validierungsdaten ist in der 
Regel kostenintensiv und zeitaufwändig. 
2 Crowdsourcing zur Geodatengewinnung
Die Einbindung von Bürgern bei der Erhebung von Geoinformation spielt im heutigen 
digitalen Zeitalter eine immer bedeutendere Rolle. Es existieren verschiedene Begrif-
fe, die den Prozess der nutzergenerierten Erfassung von Geodaten, z. B. Crowdsour-
cing, Citizen Science (Bürgerwissenschaft), Collaborative Mapping, oder die erfassten 
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Geodaten als solche, z. B. Volunteered Geographic Information (VGI) or User-Generated 
Content (UGC), beschreiben. Die Art und Weise der Datenerfassung kann unterschied-
lich erfolgen, wobei grundsätzlich zwischen einer aktiven Erfassung über eine Plattform 
(z. B. Open Street Map, Wikimapia) oder passiven Beiträgen durch die Auswertung von 
in anderen Zusammenhängen erfassten Daten (z. B. Mobilfunkdaten, georeferenzierte 
Inhalte sozialer Medien, wie Twitter, Flickr, Instagram) zu unterscheiden ist (See et al. 
2016). Des Weiteren variieren sowohl die Daten hinsichtlich ihres Typus (räumlich oder 
nichträumlich, semantisch oder geometrisch), den Datenerfassern und deren Motivation 
(Bezahlung, Anerkennung, Gamification, etc.) als auch der Art und Weise, wie die Infor-
mation erfasst wird (Desktop, mobile App, etc.).
In unserem Ansatz gehen wir bei der Nutzung des Begriffs „Crowdsourcing“ von einer 
partizipativen Onlineaktivität aus, die von den Teilnehmern freiwillig in Form der Lösung 
von spezifischen Aufgaben (Tasks) durchgeführt wird (Estellés-Arolas and Ladrón-de-
Guevara 2012). Crowdsourcing wurde durch den Journalisten Jeff Howe (2006) po-
pulär, der ihn als Geschäftspraxis zum Auslagern von Produktionsprozessen beschrieb. 
Heute zählt das Crowdsourcing zu einem etablierten Ansatz, um spezielle Aufgaben 
über das Internet an eine große Gruppe von Freiwilligen auszulagern. Es hat sich bei-
spielsweise im Anwendungsfall der Spracherkennung gezeigt, dass eine große Anzahl 
an Annotationen fachlicher Laien nahezu dieselbe Qualität besitzen wie Expertenein-
schätzungen (Snow et al. 2008). Gleiches konnte auch im Bereich der medizinischen 
Bildverarbeitung und dem autonomen Fahren beobachtet werden (Maier-Hein et al. 
2014; Donath, Kondermann 2013).
Auf dem Markt existiert heute eine Vielzahl kommerzieller (z.  B. Amazon 
Mechanical Turk, CrowdFlower) als auch nichtkommerzieller Crowdsourcing-Plattfor-
men (z.  B. Crowdcrafting, Zooniverse). Alternativ können eigene Umgebungen ent-
wickelt, wie z. B. Cropland Capture (Salk et al. 2016) oder Spielumgebungen genutzt 
werden. Ein wohl für jeden Internetnutzer bekanntes Beispiel von Crowdsourcing ist 
der ReCAPTCHA-Dienst. Dabei handelt es sich um einen Mechanismus zur Identifi-
kation von Spambots, bei dem Nutzer aufgefordert werden, unkenntliche Wörter ge-
scannter Buchbestände zu erkennen und einzugeben, um Zugang zu den angeforderten 
Webinhalten zu bekommen (von Ahn et al. 2008). Mittlerweile wird ReCAPTCHA auch 
eingesetzt, um Hausnummern und Straßennamen aus Google Street View Bildern zu 
extrahieren oder andere Bilddaten zu annotieren.
Im Kontext von Landnutzungskartierungen und Fernerkundung wird Crowdsourcing 
vorrangig zur Erhebung von Trainings- und Validierungsdaten genutzt (Fritz et al. 2012; 
See et al. 2013; Laso Bayas et al. 2016). Im EU-Projekt CAP4Access wurde Crowd-
sourcing zur Erfassung von Daten über Fußgängerwege verwendet, um Beiträge für 
behindertengerechte Fußgängernavigationssysteme zu liefern (Hahmann et al. 2016). 
Neben der Klassifizierung (Annotation, Labeling) von Objekten können auch komplexere 
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Tasks zur Digitalisierung von Polygonen oder das Zusammenführen von Datensätzen 
(Conflation) definiert werden (Albuquerque et al. 2016). Hillen und Höfle (2015) 
nutzen beispielsweise den ReCAPTCHA-Ansatz und entwickelten einen Prototypen 
(Geo-reCAPTCHA) zur Digitalisierung von Gebäudegrundrissen. Der Ansatz wurde spä-
ter um die Möglichkeiten zur Erfassung von 3D-Informationen aus Punktwolken weiter-
entwickelt (Hillen et al. 2016).
3 System zur Crowdsourcing-gestützten 
Gebäudetypenklassifizierung
Nachfolgend stellen wir ein integriertes System zur automatischen Klassifizierung von 
Gebäudegrundrissen vor. Bei diesem System wird ein maschinelles Lernverfahren zur 
Gebäudetyperkennung (Hecht 2014, Hecht et al. 2015) um eine Crowdsourcing-Kom-
ponente erweitert. Mittels Crowdsourcing werden Eigenschaften zu Gebäuden erfasst, 
die dem Training und der Validierung des Lernverfahrens dienen. Als Grundlage für die 
Interpretation werden geokodierte Straßenansichten (Street Views) aus dem Internet 
verwendet.
Der Arbeitsablauf für die Crowdsourcing-basierte Erhebung von Referenzdaten zur 
automatischen Klassifizierung ist in Abbildung 1 dargestellt und umfasst im Wesentli-
chen sechs Schritte. 
Zunächst müssen in einer Problemdefintion (1) die zu erkennenden Gebäudetypen und 
deren typischen Charakteristika bei Betrachtung in Straßenbildern definiert werden. 
Anschließend erfolgt die Dekomposition des Klassifikationsproblems in einzelne Bild-
annotationsaufgaben (2). Dies wird durch das Erstellen einfacher Fragen realisiert. Die 
Fragen beziehen sich dabei auf alle identifizierten visuellen Charakteristika, die für eine 
eindeutige Trennung der Typen nötig sind. Eine einfache Aufgabe wäre beispielsweise 
eine binäre Abfrage, ob eine bestimmte Eigenschaft zutrifft oder nicht. Komplexe Auf-
gaben eröffnen dem Teilnehmer mehr als zwei Antwortmöglichkeiten mit einer oder 
mehreren möglichen Auswahloptionen (Single-/Multiple-Choice-Fragen). Einer der 
wichtigsten Aspekte beim Design von Tasks ist die leichte Verständlichkeit und Bediener-
freundlichkeit. Ein Task sollte mit einem geringstmöglichen Zeitaufwand lösbar sein. Des 
Weiteren sind Einschränkungen im Zusammenhang mit Displaygröße und Lesbarkeit zu 
beachten (Darstellung auf PC-Bildschirm oder Smartphone).
Im Schritt (3) werden die Bilddaten gesammelt, welche später zu annotieren sind. Im 
Allgemeinen werden geokodierte Straßenansichten (Street view) oder Vogelperspekti-
ven (Bird‘s eye view) bevorzugt, da diese das Erkennen von wichtigen Gebäudeeigen-
schaften ermöglichen. Potenzielle Bildquellen sind Google Street View, Microsoft Bing 
Maps Bird’s Eye Views sowie auch offene Bild- und VGI-Plattformen, wie Wikimapia, 
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OpenSteetCam oder Mapillary. Grundsätzlich sind jedoch auch Bilddaten aus sozia-
len Medien (Flickr, Facebook, Instagram etc.) denkbar, sofern ein automatisierter API-
gesteuerter Zugriff mittels räumlicher Abfrage möglich ist. Die Bildauswahl kann auf 
Grundlage einer Zufallsstichprobe einer Adressliste erfolgen, die im Vorfeld aus einer 
räumlichen Datenbank abgeleitet wurde. 
Abb. 1: Arbeitsablauf für die Crowdsourcing-basierte Erhebung von Referenzdaten zur automati-
schen Gebäudeklassifikation (Quelle: Hecht et al. 2017)
Nach Sammlung der Bilddaten wird deren Annotation durch die Crowd durchgeführt 
(4). Die Antworten auf die Tasks werden gemeinsam mit einer Reihe verfügbarer Meta-
informationen (Zeit, Nutzername/IP-Adresse, Land, etc.) gespeichert. Zur Sicherung der 
Qualität wird jeder Task mehreren Nutzern zur Annotation vorgelegt. 
In einer anschließenden Nachprozessierung (5) werden die Resultate auf Grundlage des 
Mehrheitsprinzips (majority voting) aggregiert. Mittels intrinsischer Maße zur Qualität 
der Annotation können minderwertige Aufzeichnungen eliminiert und unzuverlässige 
Nutzer identifiziert und ggf. aus der weiteren Prozesskette ausgeschlossen werden. 
Im letzten Schritt (6) werden die Gebäudetypen, basierend auf den abgeleiteten Charak-
teristiken, abgeleitet (Komposition). Die somit erzeugten Referenzdaten können nach-
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folgend zum Training bzw. zur Validierung im Kontext einer automatischen Gebäude-
klassifizierung Anwendung finden.
4 Experimentelle Studie 
Im Rahmen einer ersten experimentellen Studie soll der Crowdsourcingansatz zur Erhe-
bung von ausgewählten Gebäudeeigenschaften unter Verwendung von online verfüg-
baren Straßenbildern erprobt werden. Im Folgenden wird das Setup des Experiments 
vorgestellt.
4.1 Definition der Gebäudetypen
In der Studie fokussieren wir auf die Klassifikation des Wohngebäudebestandes in 
Deutschland. Entsprechend Hecht et al. (2015) wird eine hierarchisch strukturierte 
Typologie verwendet, die neun Wohngebäudetypen unterscheidet: Freistehendes Ein-
familienhaus (EFH), halbfreistehendes EFH, EFH als Reihenhaus, Mehrfamilienhaus 
(MFH) in offener Bauweise, MFH in geschlossener Bauweise (Blockrandbebauung), 
MFH in traditioneller Zeilenbauweise, MFH in industrieller Zeilenbauweise (Plattenbau), 
MFH als Hochhaus sowie ländliches Haus. 
4.2 Task-Design
Um die Anforderung nach möglichst einfacher Lösbarkeit der Tasks zu erfüllen, wurden 
sehr einfache Fragen formuliert, deren Beantwortung unproblematisch für jedermann 
sein sollte, unabhängig vom kulturellen Kontext des Bearbeiters. Dafür wurden zunächst 
die relevantesten Gebäudeeigenschaften zur Unterscheidung der Gebäudetypen defi-
niert. Dies sind der morphologische Typ (z. B. freistehend vs. gereiht), die Anzahl der 
Stockwerke, die Wohnform (Einfamilienhaus vs. Mehrfamilienhaus), die Dachform und 
das Gebäudealter. 
Mithilfe dieser Kriterien wurden sechs Aufgaben (Tasks) mit einfacher Antwortmöglich-
keit formuliert, die jeweils eine Gebäudeeigenschaft adressieren (Tab. 1). Das Gebäude-
alter wurde separat für MFH (Task 5) und EFH (Task 6) über einen Fassadentyp ap-
proximiert. Dabei hatten die Teilnehmer Beispielbilder von typischen Fassadenansichten 
einzelner Bauperioden zur Auswahl, um das zu klassifizierende Gebäude entsprechend 
einzuordnen.
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Tab. 1: Definierte Tasks und abgefragte Eigenschaften (Quelle: Hecht et al. 2017)
Task Question No.  
of options
Options
T1: Morphological 
type
Which type of 
building do you see?
3 Detached house, semi-detached house, 
row house
T2: Number of 
floors
How many storeys 
do you see 
(including ground storey)?
9 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8-15, 15 and more
T3: Housing type Do you see a single-family 
house or a multi-family 
house?
2 single-family house (SFH), multi-family 
house (MFH)
T4: Roof type Do you see a flat roof or a 
steep roof?
2 flat roof, steep roof
T5: Façade type  
(only MFH)
What type of façade 
is most similar to the 
building you see?
5 Wilhelminian Style (1870-1918), Traditio-
nal row houses (1918-1945), Traditional 
row houses (1945-1990), Industrial row 
houses (Precast concrete) (1970-1990), 
Modern construction (after 1990)
T6: Façade type  
(only SFH)
What type of façade 
is most similar to the 
building you see?
3 before 1870 (pre-industrial), 1870-1918, 
(Wilhelminian style), after 1919 (after first 
world war)
4.3 Bilddatensammlung 
Für die Städte Dresden und Hamburg waren Gebäudereferenzdaten aus früheren Studien 
und Expertenbegehungen vorhanden. Diese beinhalten neben den Gebäudegrundrissen 
auch die postalischen Adressen sowie Informationen zum Gebäudetyp (entsprechend 
den 9 Typen), Gebäudehöhe (in Metern) und das Baualter (Periode). Darauf basierend 
wurde eine zufällige Stichprobe von 2 000 Gebäuden gezogen und als Adressliste ver-
wendet, um mittels der API von Google Street View automatisiert standardisierte HTTP-
Abfragen zu generieren. Die resultierenden Street-View-Ansichten wurden visuell auf 
Tauglichkeit und Erkennbarkeit bewertet und nötigenfalls durch Anpassung der Para-
meter bei der URL-Abfrage (z. B. Zoomstufe, Blickwinkel, Bildneigung) adaptiert. Etwa 
46 % der Bilder konnten wegen der bei Google Street View auf Verlangen der Haus-
bewohner bzw. -eigentümer durchzuführenden Unkenntlichmachung von Gebäuden 
nicht verwendet werden. Der endgültige Datensatz umfasste 924 Gebäudeabbildungen 
(ca. 100 pro Gebäudetyp) und wurde in einer Datenbank inklusive der postalischen 
Adresse, der URL-Abfrage, den Gebäudekoordinaten und den vorliegenden Referenz-
daten (Typ, Höhe, Dachform, Baualter etc.) abgelegt.
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4.4 Implementation
Die Implementation der Tasks erfolgte mit Unterstützung der Firma Pallas Ludens GmbH 
(www.pallas-ludens.com), die sich spezialisiert hat, Crowdsourcing-Tasks in Computer-
spiele einzubetten. Onlinespieler haben die Möglichkeit, gegen eine Belohnung (virtuelle 
Währung) eine Aufgabe zu lösen. Ein weltweit verbreitetes Onlinespiel für Desktop-PC, 
in dem die Tasks durch Ersetzen von Werbefilmen eingebettet wurden, ist das Farmspiel 
„Farmerama“ der Firma Bigpoint (www.bigpoint.net). Die Anzahl der aktiven Spieler, 
welche als „Crowd“ potenziell zur Verfügung stehen, wird auf etwa 250 000 Perso-
nen pro Monat geschätzt (Pallas Ludens 2014). Die Nutzerschnittstelle der spielunter-
brechenden Tasks besteht aus zwei Komponenten: einem Feld zur Visualisierung des 
Street-View-Bildes des zu klassifizierenden Gebäudes und einem Dialogfeld zur Auswahl 
der vorgegebenen Antwortmöglichkeiten. Interaktive Schaltflächen (Radio buttons) mit 
symbolhaften Illustrationen und ergänzenden Texteinblendungen beim Überfahren mit 
der Maus unterstützen den Annotationsprozess. Die Nutzer werden gebeten, eine der 
gebotenen Kategorien anzuklicken (Abb. 2).
Abb. 2: Beispiel einer Interaktionsabfrage zur Lösung von Task 1. Linksseitig befindet sich das 
Street-View-Bild des gewählten Gebäudes (Doppelhaus/Zweifamilienhaus). Rechts erscheint das 
Auswahlfeld mit den möglichen anklickbaren Antwortmöglichkeiten (Quelle: eigene Darstellung; 
Google Street View © Google 2016)
Der durch die Pallas Ludens GmbH durchgeführte Annotationsprozess resultierte in 
strukturierten JSON-Dateien (JavaScript Object Notation), welche anschließend in CSV-
Daten (Comma-separated values) konvertiert wurden und die folgenden Werte für jede 
einzelne Annotation umfassten: 
• annotation_ID: eindeutiger Identifikator für die Annotation (Integer)
• task_ID: Identifikator des Tasks (Integer) 
• image_ID: Identifikator des Bildes (Integer)
• creator: Nutzername als Identifikator des Annotators (Text)
• result: Kategorie der Nutzer (Text)
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Diese Daten bilden die Grundlage für die statistischen Analysen und die Validierung. 
Zum Abgleich mit den externen Referenzdaten wurde für jedes Bild die am häufigsten 
vergebene Klasse (majority vote) ermittelt.
5 Ergebnisse
Einen ersten Überblick über die Daten gibt die Übersichtsstatistik in Tabelle 2. Die Statis-
tik zeigt, dass viele verschiedene Nutzer (Annotatoren) jeweils einen sehr kleinen Anteil 
zur Lösung der Tasks beigetragen haben. Im Schnitt hat jeder Annotator mit nur insge-
samt 5 bis 14 Annotationen beigetragen. Dies ist dadurch begründet, dass die Nutzer im 
Online-Spiel nur sehr selten mit einer zu lösenden Task konfrontiert werden. 
Tab. 2: Übersicht der Daten und deskriptive Statistik (Quelle: eigene Darstellung)
Task Bilder Anzahl an 
Kategorien
Anzahl an 
Annota -
tionen
Anzahl an 
Annota-
toren
Mittlere 
Anzahl an 
Annota-
tionen 
pro Bild 
Mittlere 
Anzahl an 
Annotati-
onen pro 
Annotator
Mindest-
anzahl an 
Annota-
tionen für 
95 % aller 
Bilder 
T1:Morpho-
logical type 924 3 17 644 2 888 19,1 6,1 14
T2:Number  
of floors 924 9 13 710 2 097 14,8 6,5 15
T3:Housing  
type 924 2 13 857 1 001 15,0 13,8 14
T4:Roof  
type 639 2 13 497 1 047 21,1 12,9 20
T5:Façade type 
(only MFH) 519 5 18 159 3 525 35,0 5,2 20
T6:Façade type 
(only SHF) 405 3 14 175 2 896 35,0 4,9 35
Die mittlere Anzahl an Annotationen pro Bild ist mit 15 bis 35 sehr hoch. Aufgrund die-
ser hohen Redundanz konnte sichergestellt werden, dass 95 % aller Bilder mindestens 
14 Annotationen pro Task aufweisen (siehe auch Histogramm in Abb. 3).
Zur Bewertung der Qualität der mittels Crowdsourcing erhobenen Informationen gibt es 
verschiedene Möglichkeiten. Ein üblicher Ansatz ist der Vergleich mit extern erhobenen 
Referenzinformationen und die Berechnung von Genauigkeitsmaßen. Es wird hier die Ge-
samtgenauigkeit verwendet, welche als das Verhältnis der korrekten zur Gesamtzahl aller 
vergebenen Annotationen definiert ist. Weitere Genauigkeitsmaße, wie die Produzenten-
genauigkeit (Producer accuracy PA) und die Nutzergenauigkeit (User accuracy UA), zur 
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Bewertung der einzelnen Genauigkeiten für einzelne Kategorien können auf Basis einer 
Konfusionsmatrix berechnet werden (Congalton, Green 1998). 
In Tabelle 3 ist die Qualität für jeden Task dargestellt. Die Gesamtgenauigkeit wurde 
durch den Vergleich der Ergebnisse aus dem Mehrheitsentscheid der Nutzerangaben 
mit externen Referenzdaten verglichen und die Anzahl korrekter und falscher Informa-
tionen ermittelt. Die Tabelle zeigt die höchste Genauigkeit für Task 2 (Geschossanzahl), 
Task 3 (Gehäusetyp) und Task 4 (Dachtyp) mit Werten über 0,84. Die Genauigkeit der 
Erkennung von Fassadentypen, die zur Rekonstruktion des Bauzeitalters (Task 5 und 6) 
verwendet werden sollen, ist jedoch nicht befriedigend. Offenbar ist die Zuordnung der 
Gebäude zu einem bestimmten Fassadentyp zu schwierig für Laien. Überraschenderwei-
se ist die Erkennungsgenauigkeit der Wohnform mit 86 % relativ hoch. Die Genauigkeit 
von Task 1 (morphologischer Typ) war jedoch unerwartet niedrig. Vertiefte Untersu-
chungen deuten darauf hin, dass es häufig zu Verwechslungen zwischen Reihenhäusern 
und Doppelhaushälften kommt, wenn ein ungünstiger Bildausschnitt oder eine Verde-
ckung vorliegt, die eine Erkennung der Nachbargebäude nicht ermöglichen. Des Weite-
ren spielt offenbar auch ein fehlendes Verständnis für eine richtige Gebäudeabgrenzung 
eine Rolle, die am Ende zu einer falschen Interpretation führt. Weitere Untersuchun-
gen sind hierfür erforderlich, um die Ursachen für diese Fehlklassifikation zu ermitteln. 
Es sei allerdings erwähnt, dass der morphologische Typ eindeutig und automatisch 
aus Gebäudegrundrissdaten abgeleitet werden kann, sofern es die Datenqualität er-
laubt (Hartmann et al. 2016). Ein Crowdsourcing-basierter Ansatz wäre bei gegebenen 
Gebäudedaten zur Erhebung dieser Eigenschaft nicht nötig. 
Abb. 3: Anzahl an Annotationen pro Bild für Task 1: Morphologischer Typ  
(Quelle: eigene Darstellung)
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Tab. 3: Genauigkeiten der einzelnen Tasks (Quelle: eigene Darstellung)
Task Korrekt Falsch Gesamtgenauigkeit
T1: Morphologischer Typ 529 395 0,57
T2: Anzahl an Geschosse* 803 121 0,87
T3: Wohnform 792 132 0,86
T4: Dachtyp 538 101 0,84
T5: Fassadentyp (MFH) 247 272 0,48
T6: Fassadentyp (EFH) 262 142 0,65
* unter Zulassung einer Toleranz von ±1 Geschosse
6 Diskussion und Ausblick 
Der Beitrag zeigt das Potenzial von Crowdsourcing für die Gewinnung von Gebäude-
informationen aus Straßenansichten. Die hier vorgestellten Ergebnisse geben einen 
ersten Einblick in die zu erreichende Qualität. Für einen tieferen Einblick sind jedoch 
weitere differenziertere Qualitätsbetrachtungen (z. B. nach Gebäudetypen) nötig. 
Zudem wurden bisher nur die einzelnen Charakteristiken validiert. Ziel sollte es jedoch 
sein, die Qualität der aus den Charakteristiken abgeleiteten Gebäudetypen (nach der 
Komposition) zu ermitteln. 
Eine externe Validierung erfordert stets Referenzdaten, die jedoch nicht immer verfüg-
bar sind. Daher sollten geeignete intrinsische Maße als Näherungswerte für die Qualität 
eines Datensatzes entwickelt werden. Auch sollten Maße entwickelt werden, mit denen 
die Vertrauenswürdigkeit einer Annotation quantifiziert werden kann. Dies könnte dann 
Grundlage für eine Filterung sein, um nur die Informationen weiter zu verarbeiten, die 
von vertrauenswürdigen Nutzern kommen.
Für diese experimentelle Studie haben wir eine Online-Spielumgebung zum Crowd-
sourcing. Neben dieser Möglichkeit existieren eine Vielzahl anderer kommerzieller (z. B. 
Amazon MTurk) oder kostenfreier Plattformen (Crowdcrafting oder Zooniverse), die in 
diesem Zusammenhang getestet werden könnten. Auch im Hinblick auf die verwende-
ten Bilddaten gibt es kostenfreie alternative Datenquellen. Die VGI Plattform Wikima-
pia enthält beispielsweise einen großen Bestand an geokodierten Bildern zu Gebäuden, 
während Mapillary Straßenbilder anbietet, in denen auch der straßenzugewandte Teil 
von Gebäuden zu erkennen ist. Eine weitere interessante, wenn auch nicht flächende-
ckend verfügbare und nicht kostenfreie Bilddatenquelle, sind die Bird‘s Eye View Daten 
von Microsoft Bing Maps. Die API ermöglicht damit auch die Bereitstellung multipers-
pektivische Ansichten, die den Nutzern zur Verfügung gestellt werden können. 
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Auch wenn weitere Forschungsarbeiten notwendig sind, so glauben wir, dass der hier 
vorgestellte Ansatz das Potenzial hat, den Aufwand bei der Erfassung von Gebäude-
informationen massiv zu reduzieren. Eine effizientere Erfassung ist auch international 
bedeutsam, da damit auch Kartierungen im Katastrophen- und Krisenmanagement un-
terstützt werden können.
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Workflows für Bilddaten und Big Data Analytics – 
Das Potenzial von Sentinel-2-Daten zur 
Baumartenklassifizierung
Melanie Brandmeier, Mathias Wessel
Zusammenfassung 
In diesem Beitrag werden erste Ergebnisse eines Forschungsprojekts zur akkuraten 
Klassifikation von Baumarten anhand von Sentinel-2-Daten vorgestellt. Basierend auf 
der ArcGIS-Plattform wird über Rasterfunktionsketten ein optimaler Workflow erstellt, 
um einzelne Baumarten hierarchisch zu klassifizieren und die Übertragbarkeit auf ein 
anderes Gebiet zu testen. Dieser Workflow kann dann über den ArcGIS-Image-Server 
auf große Datenmengen angewendet werden. 
Sowohl klassisch als auch multitemporal wurden verschiedene Bandkombinationen, Ve-
getationsindizes und Hauptkomponenten in pixel- vs. objektbasierten Klassifikations-
ansätzen verglichen. Als Klassifikatoren wurden zwei Machine-Learning-Algorithmen 
gewählt: ein Support Vector Machine Classifier (SVM) und ein Random Trees Classifier 
(RTC). Die besten Ergebnisse wurden über einen objektbasierten, hierarchischen An-
satz erzielt. Laub- und Nadelwälder wurden zunächst mit einer Gesamtgenauigkeit von 
97,2 % über eine multitemporale, objektbasierte Klassifikation, basierend auf Kanal 8, 
erreicht. Ähnliche Genauigkeiten lieferte auch die SVM-Klassifikation, basierend auf 
den vier Hauptkomponenten der Augustszene mit vorangestellter Segmentierung der 
Maiszene. Eine anschließende Klassifikation der Laubbäume zwischen Buche, Eiche und 
restlichen Laubbäumen erzielte in einem multitemporalen Ansatz eine Gesamtgenauig-
keit von 91 %. Es wurde an einer Szene im Mai, basierend auf den Kanälen 8,3 und 2, 
segmentiert und dann an den Hauptkomponenten 1 bis 12 der Augustszene über einen 
SVM-Algorithmus klassifiziert. Diese vorläufigen Ergebnisse sind vor dem Hintergrund 
der mittleren räumlichen Auflösung der Sentinel-2-Daten als sehr vielversprechend zu 
bewerten. Weitere Ziele des Projekts liegen in der Klassifikation einzelner Nadelbaum-
arten und in einer Übertragbarkeitsstudie auf ein zweites Gebiet.
1 Einführung
Bilddaten unterschiedlicher Sensoren kommen in immer mehr Forschungsbereichen zum 
Einsatz und stellen uns, gerade im Hinblick zunehmend größerer Datenmengen, vor 
neue Herausforderungen. Dies betrifft nicht nur die Analytik, sondern auch das Daten-
management und die Bereitstellung von Image-Services. 
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Die Forschungsaktivität zum Thema Baumartenklassifikation hat in den vergangenen 
Jahren durch neue Technologien wie beispielsweise LIDAR-Systeme oder hyperspektrale 
Scanner signifikant zugenommen (Fassnacht et al. 2016). Auch hier ist das Thema „Big 
Data“ von zunehmender Bedeutung. Die Motivation liegt an der großen Anzahl mög-
licher Anwendungen. Diese sind neben Fragen der Waldinventur (van Aardt, Wynne 
2007) auch Biodiversitätsabschätzungen und Monitoring (Shang, Chisholm 2014), Ha-
bitatmodellierungen (Jansson, Angelstam 1999) oder auch das übergeordnete Ziel des 
nachhaltigen Waldmanagements (EEA 2007). In der vorliegenden Studie evaluieren wir 
Sentinel-2-Multispektraldaten des Copernicus-Programms zur Baumartenklassifikation 
im Kontext großer Datenmengen.
Das Copernicus-Programm der ESA ist mit den Sentinel-1- bis -5-Satelliten eines der 
ambitioniertesten Erdbeobachtungsprogramme unserer Zeit. Die (zukünftige) Verfüg-
barkeit dieser Daten eröffnet sehr viele Möglichkeiten, stellt uns jedoch auch vor die 
oben genannten Herausforderungen. Der erste Sentinel-2-Satellit wurde im Juni 2015 
gestartet, der zweite im März 2017. Zusammen liefern die beiden Satelliten in der 
optimalen Konstellation am Äquator alle fünf Tage eine Aufnahme und bieten neben der 
hohen zeitlichen Auflösung auch eine gute räumliche und spektrale Auflösung, welche 
gerade im „Red Edge“-Bereich sehr hoch ist (Abb. 1). 
Abb. 1: Spektrale und räumliche Auflösung der Sentinel-2-Daten (Quelle: Immitzer et al. 2016)
Wavelength nm
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Die Kombination der hohen zeitlichen Wiederholrate mit der spektralen Charakteris-
tik ist für unsere Fragestellung sehr gut geeignet, da sich Vegetation gerade im „Red 
Edge“-Bereich gut klassifizieren lässt und ein multitemporaler Ansatz gewählt werden 
kann. Im Gegensatz zu Befliegungen oder zu anderen räumlich hochauflösenden Daten 
wie beispielsweise World-View2 oder GeoEye-1, bietet die freie Verfügbarkeit der Sen-
tinel-Daten einen großen Kostenvorteil. Nachteilig ist die mittlere räumliche Auflösung, 
welche sich problematisch auf die Einzelbaumerkennung auswirken kann (Wulder et al. 
2004). Eine genaue Evaluierung der Daten und das mögliche Potenzial der großflächi-
gen Kartierung mittels Big Data Analytics ist Ziel unseres Projekts.
2 Methodik
Die Studie dient der Evaluierung der Sentinel-2-Daten für die Baumartenklassifikation im 
Sinne der Big-Data-Analyse. Methodisch wird anhand von zwei Testgebieten ein Work-
flow erstellt, der skalierbar ist und die dynamische Prozessierung großer Datenmen-
gen erlauben soll. Technologisch wird dies über die ArcGIS-Plattform umgesetzt. Die 
Speicherung der Daten erfolgt innerhalb einer Geodatenbank in einem Mosaik-Dataset. 
Dabei handelt es sich um ein Datenmodell, mit dem Rasterdaten verwaltet werden. Es 
verfügt über erweiterte Funktionen der Raster-Abfrage und Verarbeitung und kann als 
Quelle für die Bereitstellung von Image-Services genutzt werden. Die Analytik baut auf 
Raster-Funktionsketten auf. Diese sind im Gegensatz zu normalen Geoverarbeitungs-
werkzeugen sehr effizient, da Berechnungen „on the fly“ durchgeführt werden. Die 
Verarbeitung großer Datenmengen mittels unseres optimierten Workflows kann dann 
zukünftig über den Image Server erfolgen. 
2.1 Datengrundlage und Untersuchungsgebiete
Es wurden zwei Untersuchungsgebiete in Bayern ausgewählt für die wir Waldinventur-
daten der Bayerische Staatsforsten (BaySF) und Orthofotos der Bayerischen Vermes-
sungsverwaltung zur Verfügung hatten: Freisinger Forst und Ebersberger Forst. Die 
Waldinventurdaten werden als Trainingspunkte und zur Validierung der Klassifikation 
verwendet, die Orthofotos dienen der zusätzlichen Validierung. Der Workflow wird an-
hand des Ebersberger Forsts erstellt und am Freisinger Forst getestet. Als Klassifikations-
grundlage wurden drei Sentinel-2-Szenen (22. Mai, 9. August und 29. September 2016) 
nach dem Kriterium 0 % Wolkenbedeckung ausgewählt. Damit werden drei Jahreszei-
ten und insbesondere die Hauptblütephase von Laubbäumen im Mai abgedeckt. Dabei 
handelt es sich um frei verfügbare Level-1C-Daten. 
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2.2 Pre-Processing und Klassifikation
Da die Sentinel-2-Daten als L-1C-Produkt vorliegen, wurde zunächst eine Atmosphä-
renkorrektur mittels des Sen2Cor-Prozessors durchgeführt um L-2A-Daten (Bottom-
Of-Atmosphere-Reflektanz) zu erhalten. Die Korrektur basiert auf Look-Up-Tabellen, 
welche über ein Strahlungstransfermodell (libRadtran1) erstellt wurden (Müller-Wilm 
2016).
Um einen optimalen Klassifikationsworkflow zu erstellen wurden zwei Machine-Lear-
ning-Algorithmen an verschiedenen Bandkombinationen, Hauptkomponenten und 
Vegetationsindizes getestet. Die verwendeten Rasterfunktionen in ArcGIS-Pro waren ein 
Support Vector Machine (SVM) Klassifikationsalgorithmus mit einer Radial-Basis-Kernel-
Funktion sowie ein Random-Trees-Klassifikationsalgorithmus (RTC). Beide Algorithmen 
wurden pixelbasiert und objektbasiert getestet. Bei dem objektbasierten Ansatz ist der 
Klassifikation ein Mean-Shift-Segmentationsalgorithmus vorangestellt. Es wurde ein 
hierarchischer Ansatz gewählt: Zunächst wurde Laub- und Nadelwald optimal getrennt, 
dann die einzelnen Klassen weiter nach Baumarten unterteilt. In Abbildung 2 sind die 
Spektralprofile der einzelnen Baumarten für den Monat Mai dargestellt. 
Abb. 2: Spektralprofile der einzelnen Baumarten (22. Mai) (Quelle: eigene Bearbeitung)
Man sieht deutliche Unterschiede zwischen Laub- und Nadelwald im Bereich von 
ca. 750 nm bis 1 000 nm. Die einzelnen Laub- und Nadelbäume weisen ebenfalls Un-
terschiede auf, jedoch deutlich weniger ausgeprägt.
Da die spektralen Unterschiede zwischen den einzelnen Laub- und Nadelbaumarten 
deutlich weniger ausgeprägt sind als zwischen Nadel- und Laubbaumarten, wurde zur 
Unterscheidung der einzelnen Arten auch ein multitemporaler Ansatz mit verschiedenen 
Bandkombinationen getestet. Dies ermöglicht Unterschiede im Jahresgang, wie bei-
spielsweise in der Blütezeit oder im Herbst, zu nutzen (Abb. 3). Zusätzlich wurden die 
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Daten mittels einer Hauptkomponentenanalyse transformiert und ebenfalls für die Klas-
sifikation getestet. Als Trainingsdaten wurden die Waldinventurdaten verwendet, für die 
anschließende Validierung der einzelnen Klassifikationen wurden jeweils unabhängige 
Testdaten aus den Waldinventurdaten verwendet.
Abb. 3: Multitemporale Profile der Laubbaumarten und des Nadelwaldes (gesamt) (Quelle: 
eigene Bearbeitung) 
Unterschiede im Jahresgang können für eine Verbesserung der Klassifikation der einzel-
nen Laubbaumarten genutzt werden.
3 Erste Ergebnisse
Insgesamt wurden 16 verschiedene Klassifikationen zur Trennung zwischen Laub- und 
Nadelwald getestet. Die Ergebnisse sind in diesem Schritt alle sehr gut und schwanken 
zwischen 81 % und 97 % Gesamtgenauigkeit. Das beste Ergebnis wurde über einen 
multitemporalen, objektbasierten Ansatz, basierend auf Kanal 8 der Szenen Mai, August 
und September und anschließender SVM-Klassifizierung, erzielt. Basierend auf diesem 
Ergebnis wurden 44 verschiedene Klassifikationen (Tabelle 1) zur Unterscheidung zwi-
schen Eiche, Buche und restlichen Laubbäumen getestet. Die Genauigkeit schwank-
te zwischen 39 % und 91 %. Generell erzielen die objektbasierten Ansätze bessere 
Ergebnisse als die entsprechenden pixelbasierten Klassifikationen. Das beste Ergebnis 
wurde wieder in einem objektbasierten Ansatz erzielt. Einer vorangestellten Mean-Shift-
Segmentierung, basierend auf den Kanälen 8, 3 und 2 der Maiszene (minimale Seg-
mentgröße 5), wurde mit einer SVM-Klassifikation mit Radial-Basis-Funktion als Kernel, 
basierend auf den Hauptkomponenten 1 bis 12 der Augustszene, eine Genauigkeit von 
95 % erzielt (Abb. 4). Man erkennt deutliche Aufforstungsmuster und eine Dominanz 
von Eichen und Buchen entlang der Waldwege. Der Nadelwald ist sehr stark von Fichten 
dominiert. Ein weiteres Ziel unserer Studie ist es, diese Klasse weiter zu unterteilen. Der 
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momentan limitierende Faktor ist ein Fehlen ausreichender Trainingsgebiete für Lärchen 
und Tannen, der durch die Omnipräsenz der Fichten bedingt ist.
Tab. 1: Vergleich der Ergebnisse der Klassifikationen der Laubbäume (Buche, Eiche, Rest); bestes 
Ergebnis mit 91 % Gesamtgenauigkeit hervorgehoben (Quelle: eigene Bearbeitung)
Accuracy Method* Classifier** Input Image*** Segmentation Image Segmentation criteria****
54,3 OBIA SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-2 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
49,4 OBIA SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-2 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM, SD, COP, C, R
71,7 OBIA SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
67,3 OBIA SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4 May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM, SD, COP, C, R
59 OBIA SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4 May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM, C
61,6 OBIA RTC May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4 May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
63,3 PB SVM May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4   
76,2 PB RTC May 2-3-4-5-6-7-8-9 + PCA 1-4   
80,7 OBIA SVM May 8-3-2 + PCA 1-4 + NDVI May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
76 OBIA SVM May NDVI + PCA 1-4 May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM
65 OBIA SVM May 8-3-2 + NDVI May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM
75,7 OBIA SVM May 9-8-7-3-2 May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
74,3 OBIA SVM May 9-8-7-3-2 + PCA 1-4 + NDVI May 8-3-6 MSS: 5px, ACC, MDM
55 PB SVM May 9-8-7-3-2 + PCA 1-4 + NDVI   
75,1 PB RTC May 9-8-7-3-2 + PCA 1-4 + NDVI  
87,2 OBIA SVM May 7-6-5 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
59,9 OBIA SVM May 7-6-5 + PCA 1-4 May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM
78,8 OBIA SVM May 7-6-5 May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM, SD, COP
87,2 OBIA SVM May 7-6-5 May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
53,7 PB SVM May 7-6-5  
67,1 OBIA RTC May 7-6-5 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
87,2 OBIA SVM May 7-6-5 + NDVI May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM
87,2 OBIA SVM May 7-6-5-4 May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM
62,5 OBIA RTC May 7-6-5-4 May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
80,3 OBIA SVM May 7 Aug 6 May 5 May 8-3-6 MSS: 5px, ACC, MDM
61,8 OBIA SVM May - all bands May 8-3-7 MSS: 5px, ACC, MDM
89,1 OBIA SVM August - all bands May 8-3-8 MSS: 5px, ACC, MDM
63,1 OBIA RTC August - all bands May 8-3-9 MSS: 5px, ACC, MDM
46 PB SVM August - all bands  
65,2 OBIA SVM August - all bands + PCA + May 1-4 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
80,5 OBIA SVM August 7-6-5 May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM
80,7 OBIA SVM August 8-3-2 May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM
60,9 OBIA SVM September - all bands May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
63,3 OBIA SVM May PCA 1-12 May 8-3-6 MSS: 5px, ACC, MDM
60 OBIA SVM May all bands + May PCA 1-4 May 8-3-7 MSS: 5px, ACC, MDM
90,9 OBIA SVM August PCA 1-12 May 8-3-8 MSS: 5px, ACC, MDM
86,3 OBIA SVM August PCA 1-4 May 8-3-9 MSS: 5px, ACC, MDM
60,4 OBIA RTC August PCA 1-4 May 8-3-10  MSS: 5px, ACC, MDM
38,7 PB SVM August PCA 1-4  
74,6 OBIA SVM May PCA 1-4 + August PCA 1-4 May 8-3-2 MSS: 5px, ACC, MDM
77,2 OBIA SVM August PCA 1-4 + September PCA 1-4 May 8-3-3 MSS: 5px, ACC, MDM
66 OBIA SVM May PCA 1-4 + August PCA 1-4 +  September PCA 1-4 May 8-3-4 MSS: 5px, ACC, MDM
67,7 OBIA SVM September PCA 1-12 May 8-3-5 MSS: 5px, ACC, MDM
80,8 OBIA SVM August NDVI May 8-3-6 MSS: 5px, ACC, MDM
86,9 OBIA SVM August PCA 1-4 + NDVI May 8-3-7 MSS: 5px, ACC, MDM
*     PB: Pixel based, OBIA: Object based Image Analysis 
**    SVM: Support Vector Machine, RTC: Random Trees Classifier 
***  NDVI: Normalized Difference Vegetation Index, PCA: Principal Component Analysis 
**** MSS: minimum segment size, ACC: Active chromaticity color, MDN: Mean digital number, SD: Standard deviation,  
      COP: Cout of pixel, C: Compactness, R: Rectangularity
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Abb. 4: Ergebnisse der Klassifikation von Buchen, Eichen, restlichem  
Laubwald und Nadelwald (Quelle: eigene Bearbeitung)
4 Diskussion und Ausblick
Unsere vorläufigen Ergebnisse zeigen sehr gut das Potenzial der Sentinel-2-Daten zur 
Klassifikation der Hauptbaumarten. Momentan erzielen wir bei der Trennung von Laub- 
und Nadelwald eine Gesamtgenauigkeit von 97 %, bei der anschließenden Untertei-
lung der Laubwaldklasse in Buche, Eiche und restliche Laubbäume 91 %. Im Vergleich 
zwischen objektbasierten und pixelbasierten Ansätzen erzielten objektbasierte Ansätze 
für beide Machine-Learning-Algorithmen deutlich bessere Ergebnisse. Die Mean-Shift-
Segmentierung lieferte beste Ergebnisse an der Mai-Szene, basierend auf den Kanälen 
8-3-2. Dies liegt an den signifikanten spektralen Unterschieden in diesem Wellenlängen-
bereich im Frühjahr (Abb. 2). Als Parameter der Segmentierung erwiesen sich eine mini-
male Segmentgröße von 5 Pixeln und „Active Chromaticity Color“ sowie „Mean Digital 
Number“ als optimal. Die Erweiterung um die Parameter „Standard Deviation“, „Count 
of Pixel“, „Compactness“ und „Rectangularity“ führten eher zu einer Verschlechterung 
der Ergebnisse. Die Verschlechterung durch Formparameter könnte an der nur mittle-
ren räumlichen Auflösung der Sentinel-Daten liegen, allerdings auch an der Struktur 
des Ebersberger Forstes. Die besten Ergebnisse zur Trennung der Laubbäume lieferten 
Klassifikationen mit multitemporalem Ansatz. Dies wurde über eine Segmentierung an 
der Maiszene und Klassifikation der Augustszene erreicht. Hier schwanken die Gesamt-
genauigkeiten zwischen ca. 39 % und 91 % für den SVM-Klassifikator. 
Die nächsten Schritte des Projekts sind die Klassifikation der einzelnen Nadelbäume so-
wie eine Übertragbarkeitsstudie auf den Freisinger Forst. Ein optimaler Workflow, basie-
rend auf Rasterfunktionen, sollte auf große Datenmengen angewendet werden können. 
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Für dieses Ziel ist eine Übertragbarkeitsstudie unabdingbar um nicht Gefahr zu laufen, 
die Klassifikation zu spezifisch für eine Szene mit sehr hoher Gesamtgenauigkeit, aber 
geringer Generalisierbarkeit anzulegen. 
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3D-MAPP: 3D-MicroMapping von großen 
Geodatensätzen im Web
Benjamin Herfort, Marcel Kaibel, Bernhard Höfle
Zusammenfassung
Die automatische Detektion von Objekten in 3D-Geodaten ist ein wichtiger Bestandteil 
vieler GIS-Workflows, sei es bei der Kartierung geomorphologischer Formen (Bremer, 
Sass 2012; Rutzinger et al. 2012) Austrian Alps, using a combination of terrestrial (TLS, 
der Generierung von 3D-Stadtmodellen (Niemeyer et al. 2012) oder der Entwicklung 
autonom agierender Fahrzeuge (Maturana, Scherer 2015). Besonders in städtischen 
Räumen, welche durch komplexe Objektstrukturen sowie eine Vielzahl an verschie-
denen Objekttypen charakterisiert sind, können automatische Methoden allein jedoch 
selten zufriedenstellende Ergebnisse liefern.
In diesem Beitrag möchten wir daher untersuchen, inwieweit nutzergenerierte Geo-
daten bzw. sogenanntes „MicroMapping“ Ansatzpunkte für die Lösung des beschrie-
benen Problems sein können. Im Rahmen des 3D-MAPP-Projektes wurden dazu 
3D-MicroMapping-Aufgaben mit einer unterschiedlichen Komplexität entworfen 
und in einer Webanwendung implementiert. Die Anwendbarkeit der Methode wurde 
anschließend in einer empirischen Nutzerstudie untersucht. In der Studie wurden 
segmentierte LiDAR-Punkwolken genutzt, welche Bäume im städtischen Raum 
abbilden. Die Aufgabe für die Teilnehmer der Studie bestand darin, Informationen zur 
Höhe der Baumkrone, zu fehlenden Teilen der Bäume und zu weiteren in der Punktwol-
ke abgebildeten Objekten zu erfassen.
1 Einführung
Ziel von 3D-MAPP ist die Entwicklung einer Methodik zur Gewinnung von riesigen 
Geodatenbeständen durch die Verknüpfung einer computerbasierten automatischen 
Auswertung und visueller Interpretation durch den Menschen, besser gesagt: einer 
Masse an Menschen („Crowd“). Diese neue Methodik wird als MicroMapping bzw. 
MicroTasking bezeichnet. Durch MicroMapping können die Vorteile des Menschen bei 
der visuellen Interpretation von Geoinformation mit den Vorteilen des Computers in 
der automatischen Verarbeitung von großen Datenmengen für die Generierung von 
Geoinformation im Web vereint werden. Der Fokus des Projektes liegt auf einer anwen-
dungsorientierten Untersuchung des MicroMapping-Konzeptes für die Gewinnung von 
Geoinformation aus 3D-Geodaten.
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In den eingangs genannten automatisierten Workflows sind gerade in den ersten Ver-
arbeitungsschritten Daten, welche von Experten erstellt wurden, bisher nicht zu erset-
zen. Dies stellt eine Herausforderung für (Er)Forschung und praktische Anwendung der 
Methoden gleichermaßen dar. Zum einen werden die automatischen Methoden immer 
„mächtiger“, zum anderen aber bleiben Vorbereitung und Evaluation der Daten Eng-
pässe im gesamten Workflow. So mag für einige Datensätze zwar eine manuelle (Teil)
Prozessierung möglich sein, für immer größer werdende Datenmengen ist dies jedoch 
nicht mit einem vertretbaren Aufwand zu leisten.
Abb. 1: Ansatz des 3D-MAPP-Projektes (Quelle: eigene Darstellung)
Ein weiterer Ansatz komplexe Informationen zu generieren, ist Crowdsourcing bzw. 
MicroMapping. Grundsätzlich stellen sich in diesem Zusammenhang verschiedene 
Herausforderungen (Barrington et al. 2011):
(1) Wie kann die Gesamtaufgabe in kleinere Teile (sog. MicroTasks) gegliedert werden?
(2) Wie kann eine entsprechend große Menge an Personen motiviert werden zum 
Projekt beizutragen?
(3) Wie können die einzelnen Antworten zu einem Gesamtergebnis zusammengefasst 
werden?
Im Rahmen des Projektes wurde die Anwendbarkeit des MicroMapping-Konzeptes 
für 3D-Geodaten systematisch untersucht (Abb. 1). Dazu wurde eine web-basierte 
Anwendung (Abschnitt 2) implementiert und mithilfe einer Nutzerstudie die Genauig-
keit und Verlässlichkeit der Ergebnisse evaluiert. Die Nutzerstudie (Abschnitt  3) wur-
de in Zusammenarbeit mit Schulen aus Heidelberg und Umgebung umgesetzt. Insge-
samt nahmen mehr als 150 Personen teil und es wurden etwa 22 500 Nutzerbeiträge 
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gesammelt. Dieser Beitrag befasst sich im vierten Abschnitt mit der 3D-Datenanalyse 
und der Untersuchung der Qualität der Ergebnisse.
2 3D-MAPP WebApp
Die 3D-MAPP WebApp visualisiert eine 3D-Punktwolke interaktiv im Web-Brow-
ser und stellt eine kleine Aufgabe („Task“), die es zu lösen gilt, dar. Die entwickelte 
3D-Visualsierung unterstützt gängige Navigationsmöglichkeiten wie Zoomen, Drehen 
und Verschieben des Ausschnittes.
Die 3D-MAPP WebApp basiert auf dem Open Source Framework PyBossa (http://
pybossa.com) und wurde in JavaScript implementiert. Die Darstellung von 3D-Punkt-
wolken im Webbrowser wurde mithilfe der WebGL-Technologie und der JavaScript-
Bibliothek three.js implementiert. Während der Nutzer einen Task löst, wird bereits 
im Hintergrund die neue Aufgabe geladen. Diese Funktionalität der Implementierung 
ermöglicht daher eine schnellere und angenehmere Bearbeitung der Aufgaben, auch bei 
geringer Internet-Bandbreite.
Die entwickelte PyBossa-Instanz und die erstellten 3D-MicroMapping-Tasks können 
über die Projekt-Webseite von 3D-MAPP aufgerufen werden:
Online testen unter http://www.uni-heidelberg.de/3dmapp 
Die von uns in erstellten Software-Bibliotheken ermöglichen es auf leichte Art und 
Weise, verschiedene 3D-Crowdsourcing-Anwendungen zu erstellen und den Bedürf-
nissen individuell anzupassen. Im Rahmen des Projektes haben wir verschiedene Vorla-
gen für unterschiedliche Aufgabentypen generiert. So können binäre Klassifikationen, 
multiple Klassifikationen und Annotationen direkt in der 3D-Punktwolke sehr einfach 
auch für weitere Anwendungen und Nutzer umgesetzt werden. Über PyBossa konn-
ten so Anwendungen und Funktionen für 3D-Punktwolken erweitert werden. Alle im 
Rahmen des Projektes erstellten Codes sind öffentlich verfügbar unter: 
https://gitlab.gistools.geog.uni-heidelberg.de/giscience/3D-MAPP  
Die WebApp bildet die Basis für die Nutzerstudie, welche im folgenden Abschnitt 
beschrieben wird.
3 Nutzerstudie
Die Nutzerstudie befasste sich mit der Klassifikation von Bäumen. 3D-MicroMapping 
kann die automatische Analyse und Klassifikation von Bäumen unterstützen, indem 
die Qualität der automatisierten Verarbeitung auch für eine große Anzahl an Objekten 
überprüft werden kann (vgl. http://uni-heidelberg.de/lvisa). Im Experiment 1 (Abb. 2) 
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waren die Nutzer aufgefordert, zwischen „sauberen“ und „fehlerhaften“ Punktwol-
ken zu unterscheiden. Im zweiten Experiment galt es, Fehlertypen zu klassifizieren. Die 
Detektion der Höhe der Baumkronenbasis war Gegenstand des dritten Experiments. 
Dazu wurden die erstellten Vorlagen für die binäre Klassifikation (Experiment 1), 
die multiple Klassifikation (Experiment 2) und für die Annotation in der Punktwolke 
(Experiment 3) genutzt.
Abb. 2: 3D-MicroMapping von Vegetation – Experiment 1  
(Quelle: eigene Darstellung)
Die drei weiteren Micro-Mapping-Anwendungen sowie der „Geospatial Thinking Test“ 
wurden an fünf verschiedenen Schulen in Heidelberg und Neckargemünd durchge-
führt. Insgesamt nahmen 113 Schüler/-innen teil. Die Anwendungen wurden in einen 
größeren Kontext eingebettet. Neben der Teilnahme der Schüler/-innen an einem For-
schungsprojekt im Sinne von Citizen Science, stand auch die Vermittlung eines kritischen 
Umgangs mit Geoinformationen und -daten im Mittelpunkt. Hierzu wurde eigens ein 
didaktisches Konzept erarbeitet. Am Anfang stand jeweils eine Theorieeinführung in das 
Thema Geoinformationen und -daten. Anschließend erfolgte die Durchführung der 
Micro-Mapping-Anwendungen und des „Geospatial Thinking Test“. Zuletzt wurde mit 
den Schüler/-innen ein Open-Data-Spiel gespielt. Hierbei handelt es sich um ein interak-
tives Kartenspiel mit dem spielerisch nachempfunden werden kann, wie man mit Daten 
ein Geschäft machen kann. Das Open-Data-Spiel wurde von der Bundeszentrale für 
politische Bildung entwickelt. Um einen Fokus auf Geodaten zu legen, wurde das Spiel 
für unsere Verwendung modifiziert. Hierdurch wurde den Schüler/-innen abschließend 
noch einmal ein kreativer und vor allem kritischer Umgang mit Geodaten vermittelt. 
Einen Einblick in die Durchführung dieser Unterrichtseinheiten zeigt ein kurzes Doku-
mentar-Video (https://youtu.be/WnvDgZ82K8g). 
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4 Ergebnisse
Im Rahmen der Nutzerstudie konnten 9 906 Beiträge (Klassifikationen) für Experiment 1, 
5 580 Beiträge für Experiment 2 und 7 110 Beiträge für Experiment 3 gesammelt werden. 
Jeder Task (Punktwolke) wurde von mehreren Personen bearbeitet. Für Experiment 1 und 
Experiment 2 konnten für jeden Task durchschnittlich 12 verschiedene Bearbeiter (Beiträ-
ge/Task), für Experiment 3 sogar 20 verschiedene Bearbeiter gewonnen werden. Jeder 
einzelne Nutzer löste durchschnittlich 50 bis 75 Aufgaben in den einzelnen Experimenten.
Tab. 1: Übersicht der Daten der 3D-MicroMapping-Experimente (Quelle: eigene Bearbeitung)
Tasks Beiträge Nutzer Beiträge/Task Tasks/Nutzer
Experiment 1 834 9 906 152 11,878 65,171
Experiment 2 460 5 580 110 12,130 50,727
Experiment 3 363 7 110 96 19,588 74,063
Die Ergebnisse des ersten Experiments zeigen, dass die meisten Aufgaben von der Mehr-
heit der Nutzer korrekt gelöst werden können (Accuracy: ca. 91 %). Zudem wird aber 
auch deutlich, dass die komplexeren Aufgaben im Experiment 2 nicht von der Mehrheit 
und nur einigen erfahrenen Nutzern gelöst werden können. Unsere Ergebnisse zeigen 
auch, dass für einfache Klassifizierungstasks der Großteil (> 90 %) der Aufgaben von der 
Mehrheit der Nutzer in einer sehr kurzen Zeit (< 5 Sekunden) gelöst werden kann. Die 
Auswertung zeigt erste Unterschiede in der Komplexität der einzelnen Aufgabentypen 
an. Crowdsourcing mit multiplen Antwortmöglichkeiten nimmt mehr Zeit in Anspruch 
als eine binäre Klassifikation und Annotationen direkt in der Punktwolke.
Die Ergebnisse für Experiment 3 zeigen, dass unsere Crowdsourcing-Methode in der 
Lage ist, Daten zu generieren, die näher an den Referenzdaten liegen und zudem eine 
geringere Streuung aufweisen als die Ergebnisse eines automatischen computerbasier-
ten Ansatzes. Die Ergebnisse zeigen darüber hinaus, dass die Übereinstimmung zwi-
schen verschiedenen Nutzern ein guter intrinsischer Indikator ist, um die Qualität der Er-
gebnisse zu beurteilen, hingegen andere Faktoren, wie beispielsweise die Vorkenntnisse 
der Nutzer in Bezug auf GIS, Alter oder Charakteristika der Punktwolke nur eine unter-
geordnete Rolle spielen. Da die Übereinstimmung verschiedener Nutzer bereits während 
der Datenerfassung gemessen werden kann, bietet sich dieser Parameter dafür an, das 
Crowdsourcing dynamisch an die Komplexität der einzelnen Aufgaben anzupassen.
5 Fazit
Die Untersuchung des 3D-MicroMapping-Konzeptes hat gezeigt, dass Crowdsour-
cing von 3D-Punkwolken gute Ergebnisse erzielen kann. Aufgaben können mit einer 
hohen Qualität und in einer geringen Zeit gelöst werden. Allerdings zeigen sich auch 
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Unterschiede zwischen binärer Klassifikation, multipler Klassifikation und der direkten 
Annotation in der Punktwolke. Nicht für jedes Problem kann MicroMapping gute 
Ergebnisse liefern.
MicroMapping-Aufgaben mit einer starken visuellen Komponente führen möglicher-
weise zu besseren Ergebnissen, als Aufgaben, bei denen gewisse Vorkenntnisse zu den 
Objekten notwendig sind. Es scheint auch hilfreich zu sein, nicht allein das Objekt, 
sondern zusätzlich die nähere Umgebung des Objektes, den Kontext, in der Punktwolke 
darzustellen. Auch wenn die Qualität des Crowdsourcing mit zunehmender Komplexi-
tät der Aufgaben schwieriger einzuschätzen ist, scheint es doch ein vielversprechender 
Ansatz zu sein, da eben solche komplexen Aufgaben bisher auch kaum automatisch 
gelöst werden können.
In unserer Studie haben wir uns mit Bäumen in einer städtischen Umgebung befasst. 
Inwieweit 3D-MicroMapping auch die Detektion von weiteren Objekten in 3D-Geo-
daten unterstützen kann, gilt es daher in weiteren Studien zu untersuchen. Gerade in 
Bezug auf die Klassifikation von Gebäudetypen und Gebäudenutzung bieten sich 
weitere Untersuchungen an.
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Satellitengestützte Charakterisierung der 
Stadtmorphologie in Kigali (Ruanda) und Verknüpfung 
mit einer transsektoralen Verbrauchsanalyse
Felix Bachofer, Sheetal D. Marathe, Ludger Eltrop, Volker Hochschild
Zusammenfassung
Basisdaten zur Stadtmorphologie sowie Daten über die spezifischen Bedarfe und Ver-
bräuche der Sektoren wie Energie, Wasser und Abwasser, sind für die Stadtplanung und 
die Planung von Infrastruktur wichtig. Gerade in sich dynamisch entwickelnden urbanen 
Regionen des Globalen Südens liegen diese Daten zumeist nicht vor. Die vorliegende 
Studie zeigt, dass mittels Satelliten-Fernerkundung und Haushaltsbefragungen diese In-
formationslücken geschlossen werden können. Mittels Pléiades- und RapidEye-Aufnah-
men konnten für die Stadt Kigali die Stadtmorphologie und die Anzahl von Gebäuden 
erhoben sowie eine Typisierung der Gebäude durchgeführt werden. Die Haushaltsbe-
fragung zeigt einen direkten Zusammenhang zwischen Stadtstruktur/Gebäudetyp und 
nutzerspezifischen Verbrauchs- und Bedarfswerten. 
1 Einführung
1.1 Motivation
Urbane Agglomerationen in den Ländern des Globalen Südens sind mit dynamischen 
Entwicklungen ihrer städtischen Strukturen konfrontiert. Die Gründe liegen an einem 
hohen Bevölkerungswachstum und an Migrationsströmen, welche oftmals unkontrolliert 
stattfinden, sowie an sozioökonomischen Entwicklungen. Gleichzeitig stehen die Städ-
te vor der Herausforderung, sich an die Auswirkungen des Klimawandels anzupassen 
(UN-HABITAT 2016, 16 ff.). Dabei sind für die Stadtplanung sowie für den Erhalt und 
die Planung von kritischen Infrastrukturen räumliche Basisdaten notwendig. Zur Erhe-
bung dieser Daten bieten sich Fernerkundungsanalysen sowie Fragebogenumfragen an, 
um Bedarfe zu erfassen. Grundannahme der hier vorgestellten Untersuchung ist, dass 
ein Zusammenhang zwischen der Wohnsituation (Gebäudetyp und Stadtstrukturtyp) 
und der sozioökonomischen Situation der Bewohner und damit auch ihrer personenspe-
zifischen Bedarfs-und Verbrauchsmuster besteht (Kramer 2013; Jones et al. 2015). Die 
vorgeschlagene Methodik wird derzeit in drei Untersuchungsstädten Asyut (Ägypten), 
DaNang (Vietnam) und Kigali (Ruanda) entwickelt und geprüft, um die Übertragbarkeit 
zu gewährleisten. Im Folgenden werden die Ergebnisse für die Stadt Kigali dargestellt.
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1.2 Stand der Forschung
Die letzten flächendeckenden Orthobilder einer Befliegungskampagne wurden in den 
Jahren 2008 und 2009 für Ruanda aufgenommen (Sagashya 2014). Die raschen Ver-
änderungen des städtischen Raumes erfordern jedoch aktuellere Informationen. Satelli-
tenbasierte Fernerkundungsaufnahmen bieten die Möglichkeit einer großen räumlichen 
sowie temporalen Abdeckung. Effiziente (semi-) automatische Klassifizierungsmetho-
den sind erforderlich, um kontinuierliche und zuverlässige Informationen über städti-
sche Landnutzung und urbane Strukturen zu erhalten. Verschiedene Studien befassten 
sich mit der Extraktion von Informationen über städtische Umgebungen aus hochauf-
lösenden optischen Satellitendaten. Aytekin et al. (2012) verwendeten spektrale und 
räumliche Eigenschaften von Bildsegmenten, um Straßen und Gebäude in komplexen 
städtischen Umgebungen automatisch abzuleiten. Die Extraktion von einzelnen Gebäu-
den aus Satellitendaten ist ebenso Thema verschiedener Arbeiten (Wang et al. 2016; 
Chen et al. 2017). Comber et al. (2012) und Singh et al. (2015) verwendeten Schatten 
in Fern erkundungsbildern, um Gebäude zu extrahieren und Gebäudehöhen zu bestim-
men. 
Als Stadtstruktur wird die Anordnung der Landnutzung – insbesondere der Gebäude – 
in städtischen Gebieten bezeichnet. Stadtstrukturtypen können dazu genutzt werden, 
um Fragestellungen auf einer räumlich differenzierten Ebene auszuwerten Wurm et al. 
(2010). Sie werden aus räumlichen quantifizierbaren Indikatoren gebildet, welche be-
baute und nicht bebaute Flächen durch funktionale, morphologische, physikalische und 
energetische Parameter abgrenzen und klassifizieren (Höfer at al. 2009). Als Daten-
grundlage können topographische Karten, Geobasisdaten und Fernerkundungsdaten 
dienen (Meinel et al. 2009; Heiden et al. 2012; Hecht et al. 2015).
In Ruanda erhebt das National Institute of Statistics Rwanda (NISR) umfängliche Daten 
über Lebensbedingungen (NISR, 2014; NISR, MINECOFIN 2015). Die Erhebungen ent-
halten aber nur wenige verbrauchsrelevante Fragen, wie den Anteil der Haushalte mit 
Stromzugang, die Art der Beleuchtungsmittel oder den Zugang zum sauberen Wasser. 
Ein genereller Zusammenhang zwischen kombinierten Parametern Gebäudetyp/Stadt-
struktur und Verbrauchs- und Bedarfswerten konnte in verschiedenen Studien nachge-
wiesen werden (Kramer 2013; Jones et al. 2015).
2 Untersuchungsgebiet, Daten und Methoden
Für die Ableitung und Identifikation von Gebäude- und Stadtstrukturtypen aus Satelli-
tendaten wurden moderne Bildverarbeitungsmethoden sowie räumliche Analysefunk-
tionen angewendet. Die Erhebung der Verbrauchsmuster erfolgte durch face-to-face- 
Fragebogenerhebung vor Ort. 
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2.1 Untersuchungsgebiet Kigali
Kigali ist die Hauptstadt von Ruanda. Es ist eine sich dynamisch entwickelnde Stadt 
mit einer Bevölkerung von 1 132 686 (2012) (NISR, MINECOFIN 2015). Die Struktur 
der Stadt ist heterogen. Das zentrale Geschäftsviertel befindet sich auf einem Plateau 
im Nyarugenge-Sektor (Abb. 1). Neue mittel- bis hochklassige Wohngebiete entstehen 
in der ganzen Stadt. Ungeplante Siedlungen verdichten sich weiter und dehnen sich in 
die ländlichen Gebiete der Stadt aus. Bewohner der ungeplanten Siedlungen ergänzen 
selbständig auch höherwertige Gebäude. 
2.2 Datengrundlagen
Für den dicht bebauten, zentralen Teil der Stadt Kigali liegt eine Pléiades-Satelliten-
aufnahme vor (2015-08-09) (Abb. 1). Pléiades bietet Aufnahmen mit einer Auflösung 
von 70 cm im panchromatischen Kanal und 2,8 m für die 4 multispektralen Kanäle. Die 
physikalische Auflösung wird auf 50 cm bzw. 2 m umgerechnet (Gleyzes et al. 2012, 
541). Für den umliegenden eher ländlich geprägten Raum war eine RapidEye-Szene 
(2015-07-14) verfügbar.
Abb. 1: Kigali und Ab-
deckung durch Satelli-
tenaufnahmen (Quelle: 
eigene Abbildung)
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Um zur Kalibrierung und zur Validierung der Ergebnisse beizutragen, wurden in den 
Jahren 2014 bis 2016 Referenzinformationen für 1 074 Gebäude gesammelt. Die Refe-
renzdatenerfassung beinhaltet Angaben zu: GPS-Position, Gebäudetyp, Gebäudehöhe, 
Dachmaterial, -farbe und -art. Die Auswertung erfolgt auf Blockebene, welche aus ei-
nem kombinierten Straßendatensatz der Stadtverwaltung und OpenStreetMap-Daten 
abgeleitet wurde.
2.3 Bildauswertung
Mehrere unabhängige Prozessierungsschritte waren notwendig, um aus den Pléiades- 
und RapidEye-Szenen die Landnutzung und Landbedeckung (LULC) abzuleiten, um 
Stadtstrukturen abzugrenzen. 
2.3.1 Landnutzung und Landbedeckung
Eine objektbasierte Bildanalyse (OBIA) wurde ausgewählt, um LULC aus den Pléiades- 
und RapidEye-Szenen zu klassifizieren. Für die hochauflösende Pléiades-Szene wurde 
der Segmentierungsprozess durch einen Canny-Kantenoperator unterstützt. Die dar-
aus resultierenden Bildsegmente wurden mit einem regelbasierten Ansatz klassifiziert. 
Als Eingangsparameter dienten Spektralinformationen, spektrale Indizes, topologische 
Regeln und es wurde ein thematischer Straßendatensatz in die Analyse miteinbezogen. 
Parallel dazu wurde die RapidEye-Szene ebenfalls durch einen regelbasierten Ansatz 
klassifiziert und zusätzlich mit einem Template-Matching-Ansatz kombiniert, der die 
charakteristische Wertverteilung von Einzelhäusern identifiziert. 
2.3.2 Stadtstrukturtypen
Um einen übertragbaren Ansatz zur Ableitung von Stadtstrukturen in verschiedenen 
Klimazonen und kulturellen Räumen aus Fernerkundungsdaten zu ermöglichen, wurde 
ein modulares Schema erstellt, welches sich an die Arbeiten von Stewart & Oke (2012) 
und Bechtel & Daneke (2012) orientiert. Die Parameter für die Abgrenzung der Stadt-
strukturtypen auf Blockebene wurden aus der LULC-Klassifikation abgeleitet und bein-
halten unter anderem räumliche Indikatoren wie die mittlere Distanz von Gebäuden, die 
Anzahl der Gebäude pro Flächeneinheit, den Grundflächenindex und den Grünanteil je 
Flächeneinheit. Die Klassifikation erfolgt über einen Support-Vector-Machine basierten 
Ansatz, der sich noch über Schwellwerte anpassen lässt.
2.3.3 Gebäudetypen
Aus dem LULC-Ergebnis der Pléiades-Szene wurden die Gebäudegrundrisse extrahiert, 
generalisiert und Artefakte entfernt. Vorliegende Katasterdaten haben dazu beigetragen, 
Satellitengestützte Charakterisierung der Stadtmorphologie in Kigali (Ruanda) 153
zwischen adjazenten Gebäuden mit ähnlichem Dachmaterial zu unterscheiden. Ohne 
die Katasterdaten sind Einzelgebäude in Blockbebauung, Doppelhaushälften und dichter 
ungeplanter Bebauung mit identischen Dachmaterialien auch visuell nur schwer zu iden-
tifizieren. Mittels den Stadtstrukturen sowie regelbasierten Abfragen wurden Gebäude-
Archetypen bestimmt. Der Datensatz wurde manuell nachbearbeitet. 
2.4 Haushaltsbefragung
Das Ziel der Haushaltsbefragung besteht in der Erhebung von Daten wie der Nachfrage 
an Energie, Nahrung und Wasser sowie zur Erzeugung von Abwässern und Abfällen auf 
Haushalts- und Personenebene. Die Befragungen wurden mittels eines digitalen Frage-
bogens in zwölf repräsentativen Testgebieten durchgeführt, wobei in jedem Testgebiet 
60 Haushalte befragt wurden. 
3 Ergebnisse
Für Kigali wurden 5 740 Blöcke nach der vorgestellten Methodik klassifiziert. Die Stadt-
strukturen bilden die Morphologie der Stadt ab (Abb. 2). Die Klasse „Compact/large“ 
spiegelt vor allem den Central Business District der Stadt wider. „Compact/small“ dage-
gen die mit Hütten und einfachen Gebäuden dicht bebauten Blöcke in zentralen Lagen. 
„Open/small“ zeigt dieselben Gebäude an steilen Hängen oder im peri-urbanen Raum 
an. 
Zusammen mit den Gebäude-Archetypen (Abb. 3) kann so die Stadtmorphologie ab-
gebildet werden. Die Detektion von Gebäuden mit der RapidEye-Aufnahme erreichte 
eine Genauigkeit von 83,3 % (ohne Typisierung). Für den zentralen Bereich mittels der 
sehr hoch aufgelösten Pléiades-Aufnahme wurden alle Referenzgebäude erfasst und die 
Gesamtgenauigkeit der Gebäude-Archetypen-Klassifikation erreichte 91 %.
Die Verschneidung der Gebäudetypologie mit den Ergebnissen der Haushaltsbefragung 
zeigt, dass der durchschnittliche jährliche Energieverbrauch Gebäudetyp „Rudimenta-
ry“ am geringsten ist und 79 kWh pro Kopf und Jahr beträgt (Tab. 1). Im Gegensatz 
dazu zeigt der „Villa-Type“ einen nahezu 9-fachen Wert. Flüssiggas (LPG) ist mit einer 
durchschnittlichen jährlichen Nutzung von 2 426 kWh pro Kopf der dominierende Ener-
gieträger im „Local Type Apartment“. Ansonsten ist der primäre Energieträger Kohle. 
Die Haushalte der Kategorie „Local Type Apartment“ haben mit 341 Litern pro Tag den 
höchsten täglichen Wasserverbrauch pro Bewohner (Tab. 2). Der Durchschnitt unserer 
Stichprobe in Kigali liegt bei 132 Liter pro Tag und Bewohner. Die durchschnittlichen 
Ausgaben liegen bei 2.288 Ruanda-Franc (RWF) pro Monat und Bewohner (entspricht 
derzeit ca. 2,48 Euro). 
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Abb. 2: Stadtstrukturtypen je Block; Ausschnitt Nyarugenge (Quelle: eigene Darstellung)
Abb. 3: Anteil der Gebäudetypen je Block; Nyarugenge (Quelle: eigene Darstellung)
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Tab. 2: Der durchschnittliche Wasserverbrauch je Einwohner (cap) in Liter (l) pro Tag (d) und die 
monatlichen (m) Ausgaben je Gebäudetyp in Kigali (Quelle: eigene Bearbeitung)
Gebäudetyp (Arbeitsname)
Verbrauch Ausgaben
[l*cap–1*d–1] [RWF*cap–1*m–1]
Single Family Rudimentary Building 42 759
Single/Two Family Building (Bungalow-Type) 254 4 126
Single/Two Family Building (Villa-Type) 302 5 651
Local Type Apartment 341 4 700
4 Fazit
Mit dem hier beschriebenen methodischen Ansatz lässt sich die Stadtmorphologie dar-
stellen und quantifizieren. Die Detektion von Gebäuden im ländlichen Bereich mit einer 
RapidEye-Aufnahme erreichte eine Genauigkeit von 83,3 %. Für den zentralen Bereich 
konnten mit der Pléiades-Aufnahme und manueller Nacharbeit alle Gebäude erfasst 
werden. Die Gesamtgenauigkeit der Klassifikation in Gebäude-Archetypen liegt bei 
91 %. Die erhobenen räumlichen Daten zu Stadtstruktur liegen in vielen Städten des 
Globalen Südens nicht vor und können damit in vielen Bereichen der Planung und Sta-
tistik Anwendung finden. 
Die Verknüpfung mit den Ergebnissen der Haushaltsbefragung zeigt, dass die Soziöko-
nomie und der Gebäudetyp einen großen Einfluss auf die Bedarfs- und Verbrauchsmus-
ter haben. In Kombination mit den nutzerspezifischen Bedarfs- und Verbrauchswerten 
aus den Haushaltsbefragungen lassen sich Basiswerte für die Planung von Versorgungs-
infrastrukturen und Wohngebäuden ableiten.
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Flächenverbrauch und Wohnraumbedarf:  
Statistische Informationen zur politischen Gestaltung
Nicolas Schäfstoß
Zusammenfassung
Unter der Überschrift „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ beschreibt die Bundes-
regierung in der neu aufgelegten Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel, den 
Flächenverbrauch bzw. die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke bis 2030 auf unter 30 Hektar pro Tag zu reduzieren, Freiräume zu 
erhalten und steigende Wohnkosten zu bremsen. In seinem Klimaschutzplan strebt der 
Bund bis 2050 sogar ein Flächenverbrauchsziel Netto-Null an. Dass dem vermeintlichen 
Widerspruch zwischen dem Ziel eines verringerten Flächenverbrauchs und dem Bedarf 
an neuem Wohnraum politisch begegnet werden kann, zeigt nicht zuletzt der Neu-
zuschnitt des BMUB in der 18. Legislaturperiode. Denn es besteht zwar ein praktischer, 
jedoch auflösbarer Zielkonflikt, wenn der zunehmenden Wohnungsnachfrage ökolo-
gisch wertvolle Fläche als begrenzte Ressource gegenübersteht, um deren Nutzung 
neue Gebäude mit Landwirtschaft,  Naturschutz usw. konkurrieren. Neuer Wohnraum 
muss nicht flächenintensiv sein, wenn Innenentwicklungspotenziale konsequent genutzt 
und aktiv gemanagt werden, Bau lücken geschlossen und Brachflächen aktiviert wer-
den. Die aktuellen Trends aus der amtlichen Baustatistik zeigen, dass Nachverdichtung, 
Dachausbau und Umwidmung von Nichtwohngebäuden bereits eine gewichtige Rolle 
bei der Bautätigkeit spielen und auch künftig spielen werden. Mit ihren stadtentwick-
lungspolitischen Maßnahmen schafft die Bundesregierung zudem neue Instrumente, die 
auch auf einen geringeren Flächenverbrauch ausgerichtet werden sollen.
1 Politische Einordnung
Die gestiegene Wohnraumnachfrage befindet sich seit einiger Zeit wieder im Zentrum 
wohnungs- und sozialpolitischer Diskussionen. Die zunehmenden Angebotsengpässe in 
zahlreichen Ballungsräumen und Universitätsstädten – und in der Folge steigende Preise 
und Mieten – wurden zuletzt durch den hohen Zuzug aus dem Ausland verstärkt (BBSR 
2017a). Dem daraus resultierenden steigenden Neubaubedarf steht ökologisch wertvol-
le Fläche als begrenzte Ressource gegenüber, um deren Nutzung neben der Bebauung 
auch Landwirtschaft, Energieversorgung, usw., aber auch der Naturschutz konkurrie-
ren. Denn mit der Neuerschließung von Bauflächen bzw. der Neuinanspruchnahme von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen gehen mitunter natürliche Bodenfunktionen und Bio-
diversität verloren (BMUB 2007).
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Mit der Übertragung der Kompetenzen für Stadtentwicklung, Wohnen und Bau-
wesen wurden die Zuständigkeiten für den steigenden Wohnraumbedarf sowie für 
Fläche in der 18. Legislaturperiode erstmals in einem Ressort bzw. im Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) gebündelt. Die folgenden 
Ausschnitte aus einigen für das BMUB handlungsleitenden Verträgen, Strategien und 
Programmen verdeutlichen die inklusive Betrachtung beider Handlungsfelder.
a) Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode 
„Eine hohe Wohn- und Lebensqualität der Menschen in Deutschland sind ein wichtiges 
Ziel unserer Politik. Dem weiter wachsenden Wohnungsbedarf in den Ballungszentren 
und vielen Groß- und Hochschulstädten […] muss entsprochen werden. […]. ,Gebrau-
chen aber nicht verbrauchen‘ ist das Prinzip beim Umgang mit der begrenzten Ressour-
ce Boden. Gemäß der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wollen wir die Flächenneu-
inanspruchnahme bis 2020 auf höchstens 30 ha pro Tag begrenzen.“ (Bundesregierung 
2013)
b) Agenda 2030/Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie
„Städte sind zentrale Akteure und Arenen nachhaltiger Entwicklung. […] Städte sind 
einerseits Hauptbetroffene ökologischer Risiken globaler Entwicklungen und besonders 
anfällig für die Auswirkungen des Klimawandels. Andererseits sind wachsende Städte 
und Siedlungen Treiber des Flächenverbrauchs. Besonders relevant in Deutschland ist 
derzeit […] etwa der Zugang zu bezahlbarem Wohnraum, […] öffentlichen Räumen 
und Grünflächen.“ (Bundesregierung 2016)
c) Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt
„Bis zum Jahre 2020 beträgt die zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch Siedlung 
und Verkehr maximal 30 Hektar pro Tag. Im Idealfall sollte es langfristig gelingen, die 
tatsächliche Neuinanspruchnahme von Flächen weitgehend durch die erneute Nutzung 
vorhandener Flächen zu ersetzen.“ (BMUB 2007)
d) Klimaschutzplan 2050 (KSP 2050)
„Zentrales Ziel des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen ist die Erhaltung und 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums insbesondere auch für Familien mit Kindern sowie 
untere und mittlere Einkommensschichten. […] Der Anstieg der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche (Flächenverbrauch) soll im Einklang mit der nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie bis 2020 auf 30 Hektar pro Tag reduziert und danach weiter gesenkt werden, so 
dass spätestens bis zum Jahr 2050 der Übergang zur Flächenkreislaufwirtschaft erreicht 
ist und […] ,nettonull‘ beträgt.“ (BMUB 2016b)
e) Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen
„Die Bündnispartner werden […] die Rahmenbedingungen für den Bau und die 
Modernisierung von Wohnraum in guter Qualität vorzugsweise im bezahlbaren Markt-
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segment verbessern und wirkungsvoll zur Angebotsausweitung in den Ballungsgebieten 
mit Wohnraummangel beitragen.“ (BMUB 2014)
„Die Schaffung eines neuen Baugebietstyps […] sowie eine höhere bauliche Dichte in 
Innenstadtquartieren unter Berücksichtigung […] sozialer, ökologischer und ökono-
mischer Aspekte sind […] geeignete Instrumente, um den Anforderungen an erhöhte 
Wohn- und Nutzungsbedarfe gerecht zu werden.“ (BMUB 2015)
f) Integriertes Umweltprogramm 2030
„Eine wesentliche Aufgabe ist die Lösung von Zielkonflikten zwischen Wohnungs-
neubau (,kostengünstiges Bauland‘) und Freiraumschutz (,Schutz des Außenbereichs‘) 
sowie zwischen Dichte und Offenheit.“ (BMUB 2016a)
2 Bautätigkeitsstatistik und Flächenstatistik
2.1 Grundlagen
Der Zielkonflikt zwischen Wohnungsneubau und Flächenverbrauch sowie aktuelle 
Trends lassen sich mit den Daten der amtlichen Hochbau- sowie der amtlichen Flächen-
statistik darstellen.
Geregelt durch das Hochbaustatistikgesetz (HBauStatG) werden in Deutschland „zur 
Feststellung des Umfangs, der Struktur und der Entwicklung der Bautätigkeit im Hoch-
bau und zur Fortschreibung des Bestandes an Wohngebäuden und Wohnungen“ u. a. 
Erhebungen über die Genehmigungen und Fertigstellungen von Gebäuden und Woh-
nungen durchgeführt. Die Bautätigkeitsstatistik sowie die Bestandsfortschreibung die-
nen mitunter der Beurteilung der Lage auf dem Wohnungs- und Baumarkt sowie der 
Vorbereitung und Durchführung bau- und stadtentwicklungspolitischer Entscheidungen 
von Bund, Ländern und Gemeinden (Destatis 2005a; Destatis 2005b).
Die Rechtsgrundlage für die sog. „Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nut-
zung“ ist das Agrarstatistikgesetz (AgrStatG). Die Flächenstatistik erlaubt bundesweit 
gültige Aussagen über die Entwicklung der Bodennutzung und liefert „Grundlagenin-
formationen zur Bodennutzung, insbesondere für raumordnungs- und umweltrelevante 
Entscheidungen“ von Bund, Ländern und Gemeinden (Destatis 2013).
2.2 Zielkonflikt
Die täglich neu in Anspruch genommene Siedlungs- und Verkehrsfläche ist seit Beginn 
des Jahrtausends von 129 Hektar um knapp die Hälfte auf 66 Hektar im Jahr 2015 
zurückgegangen (Abb. 1). Eine Fortsetzung dieser Entwicklung würde dazu führen, das 
ursprünglich für 2020 vorgegebene Ziel von 30 Hektar je Tag im Einklang mit der neu 
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aufgelegten deutschen Nachhaltigkeitsstrategie im Jahr 2030 zu erreichen. Aus der Zu-
sammenschau von hoher Zuwanderung und einer zu geringen Bautätigkeit in den ver-
gangenen Jahren ergibt sich jedoch insbesondere in den dynamischen Ballungs räumen 
und vielen Universitätsstädten ein deutlich erhöhter Neubaubedarf von jährlich min-
destens 350 000 Wohnungen bis zum Jahr 2020 (danach deutlicher Rückgang). Die 
Bedarfsprognose von 2015 ging noch von rund 80 000 Einheiten weniger aus (BMUB 
2017a). Die Baugenehmigungen für 375  000 Wohnungen im Jahr 2016 (Plus von 
22 Prozent gegenüber 2015) zeigen, dass Politik und Markt auf die Wohnungsknapp-
heit reagieren: Eine höhere Zahl hatte es zuletzt 1999 gegeben. Die Genehmigungs-
zahlen liegen damit erstmals in der Größenordnung des jährlichen Neubaubedarfs und 
schlagen sich bereits in deutlich steigenden Neubauzahlen nieder. Mit einem Zuwachs 
von 12 Prozent im Vergleich zum Vorjahr wurden 2016 knapp 278 000 Wohnungen 
fertiggestellt und damit der höchste Stand seit 2004 erreicht. 
Aus dieser statistischen Zusammenschau wird deutlich, dass Flächen- und Neubauziel 
freilich miteinander konkurrieren. Jedoch zeigt die Entwicklung der letzten Jahre zu-
gleich, dass neuer Wohnraum nicht zwingend mit steigendem Flächenverbrauch einher-
gehen muss, wenn Innenentwicklungspotenziale konsequent genutzt und aktiv gema-
nagt werden, Baulücken geschlossen und Brachflächen aktiviert werden.
Abb. 1: Zusammenschauende Entwicklung der Hochbau- und Flächenstatistik in Deutschland seit 
2001 (Quellen: Destatis 2017; BBSR 2017b; BMUB 2017a)
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2.3 Aktuelle Trends
Das Gros des Genehmigungs- und Neubaugeschehens hat sich in den vergangenen Jah-
ren vom Ein- und Zweifamilienhausbau überwiegend in den flächensparenden Geschoss-
wohnungsbau (Gebäude mit drei und mehr Wohnungen) verlagert (Abb. 2 und Abb. 3). 
Abb. 2: Entwicklung der Baugenehmigungen nach ausgewählten Merkmalen 2001 bis 2016 
(Quelle: Destatis 2017)
Abb. 3: Entwicklung der Baufertigstellungen nach ausgewählten Merkmalen 2001 bis 2016 
(Quelle: Destatis 2017)
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Zudem deutet die bundesweite Analyse der Genehmigungs- und Fertigstellungsstatis-
tik darauf hin, dass Nachverdichtung, Bestandsmaßnahmen (z.  B. Dachausbau) und 
die Umwidmung von gewerblichen Flächen in Nichtwohngebäuden eine zunehmend 
gewichtige Rolle bei der Schaffung von Wohnraum spielen. Ebenso fand in den letzten 
Jahren, auch aufgrund der hohen Zahl an Geflüchteten ein überdurchschnittlich hoher 
Zuwachs an Wohnungen in Wohnheimen statt, der sich im ersten Halbjahr 2017 jedoch 
wieder deutlich abgeschwächt hat. 
Diese Entwicklungen gehen zugleich mit einem Rückgang der durchschnittlichen 
Nutzfläche je fertiggestellter Wohnung um knapp acht Quadratmeter seit 2005 ein-
her (Abb. 4). Die durchschnittliche Wohnfläche je fertiggestellter Wohnung ging seit 
2005 sogar um 15 Quadratmeter zurück (Abb. 5). Folgerichtig verfügten die im letzten 
Jahr fertiggestellten Wohnungen im Schnitt über gut vier Räume, wohingegen es 2005 
Abb. 4: Entwicklung der Nutzfläche je fertiggestellter Wohnung in Wohn-
gebäuden 2001 bis 2016 (Quelle: Destatis 2017)
Abb. 5: Entwicklung der Wohnfläche je fertiggestellter Wohnung in Wohn-
gebäuden 2001 bis 2016 (Quelle: Destatis 2017)
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noch über fünf waren (Abb. 6). Einen weiteren, sich verstetigenden Trend verdeutlicht 
Abbildung 7: Heute entstehen neue Wohnungen zu über 13 Prozent durch Bestands-
maßnahmen an bereits bestehenden Gebäuden, was einem Plus von gut drei Prozent-
punkten gegenüber 2005 gleichkommt. 
Abb. 6: Entwicklung der Wohnräume je fertiggestellter Wohnung in Wohn- 
gebäuden 2001 bis 2016 (Quelle: Destatis 2017)
Abb. 7: Entwicklung der Fertigstellungen durch Maßnahmen an bestehenden  
Gebäuden 2001 bis 2016 (Quelle: Destatis 2017)
3 Maßnahmen und Ausblick
Die im BMUB gebündelten Synergien zwischen Umweltschutz und nachhaltiger Stadt-
entwicklung nutzen bei der Erarbeitung zusätzlicher politischer Maßnahmen, um den 
Erhalt von natürlichen Bodenfunktionen und Biodiversität mit den Bedürfnissen am 
Wohnungsmarkt in Einklang zu bringen. Die Ausweisung von Baugebieten muss wei-
ter zugunsten der Innenentwicklung und in schrumpfenden Regionen zugunsten der 
Revitalisierung von Leerständen verringert werden. Für Siedlungsbrachen, die nicht 
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baulich nachgenutzt werden können, müssen Lösungen gefunden werden, die neue 
Wertschöpfung generieren, z. B. durch die Gewinnung erneuerbarer Energien. Mit der 
Novelle des Bauplanungsrechts 2017 erhalten Städte und Gemeinden mehr Flexibilität 
bei der Planung von Innenstadtquartieren mit gemischter Nutzung. Die neue Gebiets-
kategorie „Urbanes Gebiet“ erleichtert verdichtetes Bauen und Dachaufstockungen und 
ermöglicht eine hohe Durchmischung von Wohnen, Arbeit und Freizeit (BMUB 2017b). 
In seinem integrierten Umweltprogramm zeichnet das BMUB für die Zukunft zudem das 
Leitbild einer umweltfreundlichen Stadt: „Das BMUB wird die Kommunen bei der Ent-
wicklung kompakter, nutzungsgemischter und grüner Stadtquartiere unterstützen und 
den mit dem Grünbuch ,Grün in der Stadt‘ angestoßenen Dialog fortsetzen. Um den 
Flächenverbrauch zu reduzieren, wird das BMUB Maßnahmen zum Übergang hin zu 
einer Flächenkreislaufwirtschaft entwickeln“ (BMUB 2016a).
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Bautätigkeitsstatistik – Methoden und ausgewählte 
Ergebnisse aus Sachsen
Andreas Oettel 
Zusammenfassung
Die Bautätigkeitsstatistik liefert Informationen zum Hochbaugeschehen in einem 
bestimmten Territorium (Gemeinden, Kreise, NUTS-2-Regionen, Bundesländer, 
Bundesrepublik). Dagegen beobachtet die Baugewerbestatistik des Freistaates Sachsen 
das Baugeschehen der in Sachsen ansässigen Bauunternehmen und -betriebe. 
Die Hochbaustatistik erfasst Baugenehmigungen und Baufertigstellungen für neue 
Wohngebäude und Nichtwohngebäude sowie auch Baumaßnahmen an bestehenden 
Gebäuden. Weiterhin erfasst die Statistik der Bauabgänge Total- und Teilabrisse beste-
hender Wohn- und Nichtwohngebäude. 
Mittels dieser Merkmale können Aussagen zur konjunkturellen Entwicklung getroffen 
werden. Einer der Hauptzwecke der Bautätigkeitsstatistik ist die jährliche Fortschrei bung 
des Wohngebäude- und Wohnungsbestandes.
1 Gesetzliche Grundlagen
In der Bundesrepublik Deutschland ist jede amtliche Statistik per Gesetz angeordnet. Im 
Falle der Bautätigkeitsstatistik ist es das „Gesetz über die Statistik der Bautätigkeit im 
Hochbau und die Fortschreibung des Wohnungsbestandes (Hochbaustatistikgesetz)“ 
(HBauStatG 1998). Weitere Details werden in der jeweiligen Landesbauordnung gere-
gelt – so auch in der Sächsischen Bauordnung (SächsBO 2004). Das betrifft zum Beispiel 
die verfahrensfreien Bauvorhaben (SächsBO, § 61), für die entweder keine Baugeneh-
migung erforderlich ist bzw. die nur anzeigepflichtig sind. Aus der Bezeichnung des 
Gesetzes ist bereits ersichtlich, dass lediglich die Hochbautätigkeit davon erfasst wird, 
nicht jedoch Tiefbautätigkeiten wie Straßen-, Eisenbahn-, Kabelleitungs- oder Kanalbau.
2 Erhebungen 
Die Bautätigkeitsstatistik umfasst vier Erhebungen: Statistik der Baugenehmigungen, Sta-
tistik der Baufertigstellungen, Statistik des Bauabganges und Statistik des Bauüberhan-
ges. Die Erhebungsbögen für die ersten drei Statistiken können im Internet abgerufen 
und ausgefüllt werden (Bautätigkeitsstatistik online 2017). Sie müssen in Printform dem 
jeweiligen Bauantrag beigefügt werden. In Sachsen übermittelt das jeweilige Bauamt die 
Erhebungsbögen an das Statistische Landesamt, in anderen Ländern muss das von den 
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Bauherren direkt getan werden. Nach der Beendigung des Bauvorhabens übermittelt das 
Bauamt die jeweilige Meldung über die Baufertigstellung an das Statistische Landesamt. 
Einmal jährlich werden alle offenen Fälle von Baugenehmigungen elektronisch an das 
zuständige Bauamt übermittelt. Dort wird geprüft, ob das Bauvorhaben noch im Gange 
ist, bereits beendet wurde oder ob die Baugenehmigung erloschen ist. Die noch im Bau 
befindlichen Bauvorhaben bilden dann den Bauüberhang.  
3 Erhebungsinhalte
Im Rahmen der Bautätigkeitsstatistiken wird der Neubau von Wohngebäuden und 
Nichtwohngebäuden erhoben. Weiterhin werden Baumaßnahmen an bestehenden 
Wohn- und Nichtwohngebäuden erfasst. Man spricht hier auch von Baumaßnahmen im 
Bestand. Und schließlich werden der Total- und Teilabriss von Gebäuden und die damit 
gegebenenfalls in Zusammenhang stehende Umnutzung erfragt. 
Ein Teil des in der Praxis stattfindenden Hochbaugeschehens wird statistisch nicht 
erfasst, da hierfür keine Baugenehmigung erforderlich ist. Das betrifft Baumaßnahmen, 
bei denen kein Wohnraum geschaffen oder verändert wird, wie Arbeiten an Fassade 
oder Dach, Fenstereinbau und anderes. Es handelt sich dabei auch um „Bagatellfallrege-
lungen“, um die Bauherren nicht übermäßig mit Verwaltungsarbeiten zu belasten. Die 
Einzelheiten regelt in Sachsen die Sächsische Bauordnung (2004) in § 61. Für die dort 
aufgenommenen Fälle gelten oft Begrenzungen in der Fläche oder in der Mauerhöhe. 
Es darf, vereinfacht formuliert, kein Eingriff in die Statik des Bauwerkes vorliegen.  
Für jede Baumaßnahme wird die Lage (Anschrift) des Baugrundstücks erfragt (Kreis, 
Gemeinde und gegebenenfalls Gemeindeteil), die Art der Bautätigkeit (Errichtung eines 
neuen Gebäudes, Baumaßnahme an bestehendem Gebäude – mit oder ohne Änderung 
des Nutzungsschwerpunktes zwischen Wohn- und Nichtwohnbau u. a. m.). 
Die Hauptmerkmale für Gebäude sind Angaben zum Bauherrn, Haustyp des Wohnge-
bäudes, überwiegend verwendeter Baustoff, vorwiegende Art der Beheizung, die ver-
wendete Energieart, diverse weitere energetische Merkmale, Nutzfläche, Wohnfläche, 
Anzahl und Größe der Wohnungen, veranschlagten Kosten u. a.
Für die Wohnungen liegt die Aufteilung nach Wohn- und Nichtwohngebäuden vor, die 
Zahl der Räume einschließlich Küche und diejenigen Merkmale, die sich vom Gebäude 
übertragen lassen, etwa die Art der Heizung und desgleichen.
4 Hauptzwecke der Bautätigkeitsstatistik
Die Hauptzwecke der Bautätigkeitsstatistik sind zum einen die Konjunkturbeobachtung 
und zum anderen die Fortschreibung des Wohngebäude- und Wohnungsbestandes. Die 
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Angaben zu den Baugenehmigungen werden monatlich aufbereitet und veröffentlicht. 
Damit kann anhand dieses Merkmals der unterjährige und mittelfristige Konjunktur-
verlauf in der Bauwirtschaft beobachtet werden. Im Sinne der Konjunkturbeobachtung 
handelt es sich um einen vorlaufenden Indikator. Die Baufertigstellungen werden seit 
vielen Jahren nur noch einmal jährlich aufbereitet, obwohl sie natürlich auch monatlich 
von den Bauämtern im Statistischen Landesamt eingehen. Der unterjährige Verlauf der 
monatlichen Baufertigstellungszahlen zeigt den üblichen Saisonverlauf des Baugesche-
hens, d. h. am Jahresanfang (im Winter) gibt es nur wenige Fertigstellungen, im Laufe 
des Jahres werden es mehr und am Jahresende sind es besonders viele.  
Der Wohngebäude- und Wohnungsbestand wird immer im Rahmen einer Gebäude- und 
Wohnungszählung (GWZ) ermittelt. Die erste Zählung in den neuen Ländern nach ihrem 
Beitritt zur Bundesrepublik fand 1995 statt und die bisher zweite 2011 als Teil des Zensus. 
Die nächste Zählung wird im Rahmen des Zensus 2021 durchgeführt. Auf dieser Basis 
wird einmal jährlich der Wohngebäude- und Wohnungsbestand fortgeschrieben. Diese 
Fortschreibung dient der Beobachtung der Wohnsituation in den Städten, Gemeinden, 
Landkreisen und größeren Territorien sowie der Gestaltung der Wohnungsbaupolitik.
In der Tabelle 1 ist die Fortschreibung am Beispiel der Wohngebäude schematisch 
dargestellt. Für Nichtwohngebäude gibt es keine Fortschreibung. Die Fortschreibung 
des Wohnungsbestandes erfolgt analog für Wohnungen mit einem Raum, mit zwei 
Räumen, drei Räumen, vier Räumen usw. und getrennt für Wohngebäude und Nicht-
wohngebäude mit Wohnungen.
Tab. 1: Schematische Darstellung der Fortschreibung des Wohngebäudebestandes  
(Quelle: eigene Darstellung)
Merkmal Zeit
Wohngebäude mit … Wohnung(en)
Insgesamt 1 2 3 und mehr
Zahl der Wohngebäude 31.12. Jahr n 563 222 123 218
Baufertigstellungen im Jahr n+1 27 12 6 9
Bauabgänge im Jahr n+1 4 3 1 0
Zahl der Wohngebäude 31.12. Jahr n+1 586 231 128 227
5 Ausgewählte Ergebnisse aus Sachsen
5.1 Baugenehmigungen und Baufertigstellungen 
Im Untersuchungszeitraum ist in der Entwicklung des Baugeschehens in Sachsen in 
den Jahren 2009/2010 ein Wendepunkt zu erkennen. Die Wirtschafts- und nicht zu-
letzt die Finanzkrise im Zeitraum 2008/2009 führte etwas zeitversetzt dazu, dass mehr 
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Wohnungsbau betrieben wurde als in den Jahren davor (Abb. 1). Von 2010 bis 2016 
erhöhte sich die Zahl der genehmigten Wohnungen um 140 Prozent auf zuletzt 13 517. 
Lediglich 2012 wurde diese Entwicklung durch andere Effekte überlagert. Die Zahl der 
Baufertigstellungen erhöhte sich ab 2012 ebenfalls, lediglich 2013 war ein kleiner 
Einknick zu beobachten. Von 2010 bis 2016 stieg die Zahl der fertig gestellten Wohnun-
gen um 130 Prozent auf 10 185 Wohnungen. Die zeitliche Verzögerung beider Entwick-
lungen macht sich in einem zunehmenden Bauüberhang bemerkbar.  
Abb. 1: Baugenehmigungen, Baufertigstellungen und Bauüberhang für Wohnungen1) insgesamt 
in Sachsen 2007 bis 2016 (Quelle: StLA Sachsen 2017)
Die Entwicklung der Zahl der fertig gestellten Wohnungen nach der Anzahl der Räume 
zeigt Abbildung 2. Hier wird auch deutlich, dass es in einzelnen Jahren bei den kleineren 
Wohnungen Ausschläge nach oben oder unten gab. Bei den Wohnungen mit 1 und 2 
Abb. 2: Baufertigstellungen in neuen und bestehenden Gebäuden1) in Sachsen 2007 bis 2016 
nach der Zahl der Räume (Quelle: StLA Sachsen 2017)
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Räumen ist das besonders deutlich, hierunter fallen aber auch die Wohnheimzimmer 
(1-Raum-Wohnungen). Die Senke bei den 3-Raum-Wohnungen 2012 ist eher zufällig. 
Die Entwicklung bei den größeren Wohnungen (mit 5 und mehr Räumen) verläuft in 
gleicher Weise. Hinter diesen großen Wohnungen verbergen sich überwiegend Einfami-
lienhäuser oder Doppelhaushälften.
Im Jahr 2016 schnellten die Zahlen der fertig gestellten Wohnungen in die Höhe. Mit 
10 185 Wohnungen lag die Zahl um 30,7 Prozent über dem Vorjahreswert. Absolut wa-
ren es 2 390 Wohnungen mehr. Es wurden in allen Wohnungsgrößenklassen Zuwächse 
verbucht (Abb. 2). 
5.2 Wohngebäude- und Wohnungsbestand 
5.2.1 Wohngebäudebestand
Die Fortschreibung des Gebäudebestandes bezieht die Wohngebäude und die Woh-
nungen in Nichtwohngebäuden ein. Die Nichtwohngebäude selbst werden nicht fort-
geschrieben. Auf Basis der Gebäude- und Wohnungszählung von 1995 (GWZ 1995) 
wurde in den Folgejahren bis 2010 der Gebäudebestand fortgeschrieben. Ab dem Jahr 
2011 fußt die Fortschreibung auf der Gebäude- und Wohnungszählung von 2011 (GWZ 
2011). Das bedeutet, dass die Fortschreibung des Wohngebäude- und Wohnungsbe-
standes über eine relativ lange Zeit (15 Jahre) fortgeführt werden (Abb. 3). 
Abb. 3: Wohngebäudebestand im Freistaat Sachsen am 31. Dezember 1995 bis 2016  
(Quelle: StLA Sachsen 2017)
Im Jahr 1995 wurden in Sachsen knapp 694 000 Wohngebäude gezählt. Darunter wa-
ren 49,5 Prozent Gebäude mit einer Wohnung, 20,8 Prozent Gebäude mit zwei Woh-
nungen und 29,8 Prozent Gebäude mit drei und mehr Wohnungen. Bis 2010 erhöhte 
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sich der Wohngebäudebestand auf knapp 789 000 Gebäude bzw. um 13,7 Prozent. 
Der Anteil der Gebäude mit einer Wohnung erhöhte sich auf gut 53,3 Prozent, der der 
Gebäude mit zwei Wohnungen verringerte sich nur knapp auf 20,2 Prozent, während 
sich der Anteil der Gebäude mit drei und mehr Wohnungen (Mehrfamilienhäuser) auf 
26,5 Prozent verringerte. 
Die Ergebnisse der GWZ 2011 machen im Vergleich zu dem fortgeschriebenen Gebäu-
debestand deutlich, dass sich dieser im Laufe der 15 Jahre von der Realität entfernt 
hatte. Insgesamt lag die Zahl der Wohngebäude nach der Fortschreibung auf der Basis 
der GWZ 1995 im Jahr 2011 um reichlich 10 000 Gebäude niedriger als die GWZ 2011 
ermittelte. Dabei wurde die Zahl der Einfamilienhäuser um gut 50 000 Gebäude un-
terzeichnet, dagegen die Zahl der Zweifamilienhäuser um rund 29 000 Gebäude und 
die Zahl der Mehrfamilienhäuser um knapp 12 000 Gebäude überzeichnet. Das heißt, 
die Strukturverschiebung hin zu mehr Einfamilienhäusern wurde nicht in vollem Maße 
durch die Fortschreibung abgebildet. Wenn angenommen wird, dass die neu errichteten 
Gebäude mit einer Wohnung über die Baufertigstellungsstatistik im vollem Umfang in 
die Fortschreibung eingeflossen sind, dürften Umwandlungen von Nutzungsverhältnis-
sen nicht in jedem Fall statistisch erfasst worden sein. 
Unter den Bedingungen der staatlichen Wohnungsbewirtschaftung in der DDR konnte 
ein Gebäude, das ursprünglich durchaus nur für einen Haushalt konzipiert worden war 
und damit statistisch auch nur als ein Gebäude mit einer Wohnung zählte, in mehrere 
Wohnungen aufgeteilt werden. Der Autor selbst bewohnte in den 1980er Jahren in ei-
nem solchen in den 1920er Jahren errichteten Gebäude mit damals einer Wohnung eine 
von inzwischen drei Wohnungen. 
Für die Überschätzung der Gebäude mit mehr als einer Wohnung durch die Fortschrei-
bung dürften einerseits ähnliche Gründe gelten. Weiterhin wurden leer stehende Woh-
nungen infolge des Verfalls der Bausubstanz nicht erfasst. Sie konnten zwar nicht mehr 
bewohnt werden, wenn das Gebäude aber noch stand, fielen sie auch nicht unter die 
Kategorie „Bauabgänge“. Solche Wohngebäude wurden im Wohngebäudebestand 
mitgeführt.
Von 2011 bis 2016 erhöhte sich die Zahl der Wohngebäude insgesamt wie auch in den 
drei Arten nach der Wohnungszahl stetig. Die Struktur blieb jedoch relativ unverändert 
(Abb. 3).  
5.2.2 Wohnungsbestand
Der Wohnungsbestand insgesamt lag in Sachsen 1995 bei knapp 2 179 000. Bis 2001 
erhöhte er sich um insgesamt 8,2 Prozent auf knapp 2 355 000 Wohnungen. Bis 2010 
fiel er um 1,3 Prozent auf rund 2 326 000 Wohnungen (Abb. 4). 
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Abb. 4: Wohnungsbestand im Freistaat Sachsen am 31. Dezember 1995 bis 2016  
(Quelle: StLA Sachsen 2017)
Der Sprung beim Wohnungsbestand von der Fortschreibung auf der Basis der GWZ 
1995 für 2011 auf das Ergebnis aus der GWZ 2011 ist nicht so groß, wie bei den Wohn-
gebäuden. Die Fortschreibung für 2011 hat die Wohnungszahl insgesamt aus der GWZ 
2011 lediglich um knapp 2 400 Wohnungen überzeichnet. Bei den Wohnungszahlen 
nach der Anzahl der Räume sind die Abweichungen jedoch zum Teil beträchtlich. Die 
Zahl der Wohnungen mit vier Räumen war durch die Fortschreibung mit rund 130 000 
Wohnungen überzeichnet, die Zahl der Wohnungen mit fünf Räumen um rund 60 000 
Wohnungen. Bei allen anderen Wohnungsgrößen hatte eine Unterzeichnung vorgele-
gen. 
Abb. 5: Wohnungsbestand in Wilsdruff (Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge) am 31. 
Dezember 1995 bis 2016 (Quelle: StLA Sachsen 2017)
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Da es sich bei den Wohnungen mit sechs und mehr Räumen überwiegend um Ein-
familienhäuser oder Doppelhaushälften handelt, gelten für die Unterzeichnung in der 
Wohnungsfortschreibung die schon bei den Gebäuden mit einer Wohnung erläuterten 
Gründe (z. B. Untererfassung von Nutzungsänderungen in bestehenden Gebäuden). 
Ein Grund für die Überzeichnung der Bestandszahlen für Wohnungen mit vier oder fünf 
Räumen nach der Fortschreibung für das Jahr 2011 ist sicherlich im Leerstand zu sehen. 
Leer stehende und nicht mehr bewohnbare Wohnungen in älteren Häusern waren oft 
größer. Für die Unterzeichnung der fortgeschriebenen Bestandszahlen der Wohnungen 
mit bis zu drei Räumen ist eine gewisse Gemengelage von Ursachen zu vermuten. Zu 
den bereits in anderem Zusammenhang genannten Gründen dürften auch methodische 
Veränderungen in der Erfassungsweise und Ähnliches eine Rolle spielen. Abbildung 5 
verdeutlicht am Beispiel der Stadt Wilsdruff eine solche Abweichung im Wohnungs-
bestand. 
6 Fazit 
Die Bautätigkeitsstatistik erfasst die genehmigten, fertig gestellten und abgegangenen 
neuen Gebäude mit ihren Wohnungen und gegebenenfalls sonstigen Nutzungen sowie 
Veränderungen in der Zahl und Größe von Wohnungen in bestehenden Gebäuden. Zur 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit dieser Statistiken – auch im Hinblick auf die Erweite-
rung ihrer Nutzungen – sollten immer die beschriebenen Problematiken berücksichtigt 
werden. 
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Bestimmung der Flächenneuinanspruchnahme auf Grundlage 
der Bautätigkeitsstatistik – konzeptionelle Überlegungen
Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Die amtliche Flächenstatistik gibt die Flächenneuinanspruchnahme nur mit Zeitverzug 
wieder, was eine schnelle Nachjustierung der Flächenhaushaltspolitik erschwert. Grund 
dafür sind die verzögerte Erfassung einer Flächenneuinanspruchnahme im Liegenschafts-
kataster nach der Realisierung von einem Gebäudeneubau oder -abriss und der Einfluss 
laufender Erfassungsveränderungen im Liegenschaftskataster auf die Flächenstatistik. 
Andererseits liegen mit den Erhebungsbögen der Bautätigkeitsstatistik hoch aktuelle 
Informationen zum gegenwärtigen Gebäudeneubaugeschehen vor, die wertvolle 
Aussagen zur aktuellen bzw. geplanten Flächeninanspruchnahme ermöglichen könnten. 
Der Beitrag zeigt Wege auf, wie aus der Kombination der Informationsgrundlagen der 
Bautätigkeitsstatistik mit Flurstücksgeometrien die Flächeninanspruchnahme aktueller 
und genauer als bisher bestimmt und das Verhältnis von Innen- zu Außenentwicklung 
berechnet werden könnte.
1 Einleitung
Eine gute Flächenhaushaltspolitik braucht zur Steuerung der Entwicklung aktuelle 
Informationen zur Flächennutzung, zur Flächenneuinanpruchnahme (FNI) und wo die-
se stattfindet, inner- oder außerhalb bestehender Siedlungsgebiete. Und hier liegt das 
Problem. Weder wird die Flächenneuinanspruchnahme in der amtlichen Flächenerhe-
bung genügend aktuell und genau bestimmt, noch ist derzeit eine Differenzierung zwi-
schen Innen- und Außenentwicklung der Neubautätigkeit möglich. Die Inaktualität der 
Daten resultiert im Wesentlichen aus der bisher ausschließlich anlassbezogenen Fort-
führung und der verzögerten Erfassung der Flächennutzung in der Primärdatenquelle 
der amtlichen Flächenerhebung, dem Liegenschaftskataster ALKIS. Die Ursachen für 
verzögerte und unvollständige Erfassungen sind systemisch bedingt, denn die Flächen-
nutzungsart eines Flurstücks wird häufig nicht mit der gleichen Genauigkeit erfasst und 
fortgeführt wie dessen Geometrie und Lage. Auch werden Flächennutzungsänderun-
gen nur bekannt, wenn diese vom Grundstückseigentümer dem Katasteramt mitgeteilt 
werden, was kostenpflichtig ist, nicht immer erfolgt und bei Versäumnis selten geahn-
det wird. Letztlich werden die großen Veränderungen in Folge von Verkehrsinfrastruk-
turgroßprojekten, Flurneuordnungen und Bergbausanierungsgebieten erst nach deren 
Abschluss und damit häufig erst nach vielen Jahren im Kataster erfasst. Diese Fakten 
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sind bekannt und wiederholt beschrieben worden, u. a. im Qualitätsbericht der amtli-
chen Flächenerhebung (Destatis 2016). 
Die Bestimmung der Flächenneuinanspruchnahme (FNI) auf Grundlage amtlicher geo-
topographischer Daten (ATKIS Basis-DLM), wie im Monitor der Siedlungs- und Frei-
raumentwicklung (IÖR-Monitor) realisiert, führt zwar dank der zyklischen Aktualisie-
rung der Datengrundlagen im Mittel zu genaueren Zahlen, kann das Problem aber auch 
nicht vollständig lösen. Auch hier mindern verzögerte Erfassungen und Veränderungen 
der Erhebungsmethodik die Genauigkeit der FNI-Werte, auch wenn diese teilweise auf-
gefangen werden können (Schorcht 2016; Schorcht et al. 2016). 
Die geforderte höhere Qualität und Aktualität der Erfassung der Flächenneuinanspruch-
nahme ist letztlich nur zu erreichen, wenn auf die Primärdaten zum Neubaugeschehen 
bzw. Abriss zurückgriffen wird und nicht wie derzeit auf die Sekundärdaten ALKIS und 
ATKIS.
2 Probleme der Erfassung der Flächenneuinanspruchnahme
Die Neuinanspruchnahme von ehemaligen Freiraumflächen für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke beträgt nach der amtlichen Flächenerhebung aktuell 66 ha/Tag. Das ist aus 
ökologischer Sicht nach wie vor zu viel. Perspektivisch ist eine Flächenkreislaufwirtschaft 
anzustreben, die ohne Flächenneuinanspruchnahme auskommt. Dies ist schon lange 
eine Empfehlung vom Rat der Sachverständigen für Umweltfragen (RSU 2004), vom 
Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) und dem Naturschutzbund (NABU). Inzwischen 
wird die Erreichung des Netto-Null-Ziels bis 2050 auch durch die Bundesregierung im 
Klimaschutzplan Deutschland verfolgt (BMUB 2016). 
Die Bestimmung der FNI stellt aus erhebungstechnischer Sicht eine besondere Heraus-
forderung dar. Denn die SuV-Zunahme (entspricht der FNI) in Deutschland beläuft sich 
derzeit im Mittel auf 241 km² pro Jahr. Das entspricht einer Zunahme der SuV-Fläche 
von 0,07 % der Gesamtfläche bzw. 0,49 % der SuV-Fläche. Um solch geringe Verände-
rungen zu messen, muss die Erhebung an den tatsächlichen Baugrundstücken ansetzen 
(= Primärinformation). Das betrifft auch neue Verkehrs- und Siedlungsfreiflächen, die 
Bestandteil der SuV-Fläche sind. Diese Bauflächen sind durch die Erhebungsbögen der 
Baugenehmigungsstatistik wohl bekannt. In der amtlichen Flächenerhebung wird dage-
gen der Indikator „Flächeninanspruchnahme“ aus der Differenz zweier flächendecken-
der Datensätze des Liegenschaftskatasters berechnet. Das Kataster ist aber laufenden 
technologischen Veränderungen unterworfen, die aus Anforderungen von Datennut-
zern außerhalb der Flächenstatistik bzw. innerhalb der Vermessungsämter resultieren 
(insbesondere Digitalisierung, Effizienzsteigerung, Kosteneinsparung). So wurde wie-
derholt die Nomenklatur der Nutzungsarten verändert, es erfolgte eine Migration von 
der ALK zu ALKIS und ein Wechsel von der ursprünglichen Summation der Zahlen des 
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amtlichen Liegenschaftsbuches (ALB) zur direkten geometrischen Flächenermittlung aus 
den Flurstücksgeometrien (EFTAS 2015). Diese Veränderungen, die von Bundesland zu 
Bundesland noch unterschiedlich ausfallen (Migrationsregeln, Umstellungszeitpunkt 
usw.), liegen in ihrer Summe teilweise höher als die zur erfassende Messgröße FNI. 
Die Ansprüche an die Messgenauigkeit der FNI erhöhen sich noch weiter, wenn die 
Baugrundstücke hinsichtlich ihrer Lage differenziert werden sollen – im Siedlungsbestand 
(und damit im Innenbereich), oder im Außenbereich, wo sie zur weiteren Flächeninan-
spruchnahme und Zersiedlung beitragen. Diese Unterscheidung ist von Bedeutung, soll 
doch die Innenentwicklung gestärkt, die Außenentwicklung beschränkt und ein Verhält-
nis von Innen- zu Außenentwicklung von 3 : 1 erzielt werden (Bundesregierung 2002). 
Für die Beurteilung der Lage der neuen FNI-Fläche müssen die vormaligen Grenzen des 
Siedlungsbestandes (= Grenze zwischen innen und außen) bestimmt sein. Diese Grenze 
verändert sich laufend, insbesondere durch Neuansiedlungen am Siedlungsrand (Arron-
dierungen). Derzeit wird als Siedlungsgrenze häufig die Ortslage des ATKIS Basis-DLM 
genutzt, genauer aber wird die Abgrenzung unter Zuhilfenahme der baulich geprägten 
Flächen des ATKIS Basis-DLM bzw. der Gebäudegrundrisse selbst (HU-DE). An automa-
tisierten Abgrenzungsverfahren wird gearbeitet (Harig et al. 2014; Harig et al. 2016).
3 Bautätigkeitsstatistik
Die Bautätigkeitsstatistik erfasst die genehmigten, fertiggestellten und abgegangenen 
Gebäude. Die zugrundliegenden Erhebungsdaten bieten viele interessante Auswerte-
möglichkeiten. Die Datenqualität der Bautätigkeitsstatistik ist hoch, bedingt durch die 
Konzipierung als Vollerhebung, die gesetzlich geregelte Auskunftspflicht, die tiefe regi-
onale Gliederung, die Verfügbarkeit längerer Zeitreihen und den umfangreichen Merk-
malskatalog. Dennoch ist, u. a.  aufgrund unterschiedlicher landesspezifischer Vorschrif-
ten und Erfassungsgrenzen, von einer nicht genau quantifizierbaren Untererfassung der 
tatsächlichen Genehmigungen, Fertigstellungen und Abgänge auszugehen.
Obwohl die Erhebungsdaten der Bautätigkeitsstatistik die aussagekräftigste Primärinfor-
mation für die bauliche Entwicklung in Bezug auf die geplante oder neu bebaute Fläche 
ist, werden diese derzeit nicht für die Bestimmung der FNI genutzt. Diese dienen aus-
schließlich zur Fortschreibung des Bestandes an Wohngebäuden und Wohnungen und 
zur Feststellung des Umfangs und der Struktur der Hochbautätigkeit. Daneben erfüllt sie 
als Frühindikator der konjunkturellen Entwicklung eine wichtige Rolle.
Erhebungsgegenstand der Bautätigkeitsstatistik sind Wohngebäude, die untergliedert 
werden nach dem Haustyp: Einzelhaus, Doppelhaushälfte, gereihtes Haus, sonstiger 
Haustyp oder Wohnheim bzw. Nichtwohngebäude mit Untergliederung Büro-/Verwal-
tungsgebäude, landwirtschaftliche Betriebsgebäude, Fabrik- und Werkstattgebäude, 
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Abb. 1: Erhebungsbogen Bautätigkeitsstatistik Online – Lage des Baugrundstücks  
(Quelle: https://www.statistik-bw.de/baut/servlet/LaenderServlet)
Abb. 2: Erhebungsbogen Bautätigkeitsstatistik Online – Bauherr und Gebäudeart 
(Quelle: https://www.statistik-bw.de/baut/servlet/LaenderServlet)
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Abb. 3: Erhebungsbogen Bautätigkeitsstatistik Online – Haustyp 
(Quelle: https://www.statistik-bw.de/baut/servlet/LaenderServlet)
Abb. 4: Erhebungsbogen Bautätigkeitsstatistik Online – Rauminhalt, Geschosszahl, Fläche,  
Wohnungs- und Raumanzahl 
(Quelle: https://www.statistik-bw.de/baut/servlet/LaenderServlet)
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Hotels und Gaststätten. Die Abbildungen 1 bis 4 zeigen die relevanten Abfragen der 
Erhebungsbögen der Bautätigkeitsstatistik: Lage, Nutzungsart, Gebäudeart, Haustyp, 
Rauminhalt, Geschosszahl, Fläche, Wohnungs- und Raumanzahl.
Grundlage der Bautätigkeitsstatistik ist das „Gesetz über die Statistik der Bautätigkeit im 
Hochbau und die Fortschreibung des Wohnungsbestandes (Hochbaustatistikgesetz)“ 
(HBauStatG 1998), Informationsgrundlage der Erhebungsbogen, der vom Träger eines 
genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Bauvorhabens – das sind weitestgehend alle 
Gebäude – zwingend auszufüllen ist. Weitere Details dazu sind im Beitrag von Oettel in 
diesem Band zu finden.
Die Angaben dieser Erhebungsbögen werden in den Statistischen Landesämtern 
aggregiert und die Baugenehmigungen nach § 5 monatlich (z. B. Statistisches Landes-
amt Sachsen 2017), die Baufertigstellungen jährlich veröffentlicht (obwohl die Baufer-
tigstellungsstatistik als monatliche Erhebung angeordnet war, wurde erfahrungsgemäß 
ein Großteil der Baufertigstellung erst am Jahresende gemeldet und darum seit 2006 auf 
eine monatliche Veröffentlichung der Baufertigstellung verzichtet (Novelle HBauStatG 
2006)).
Zur Beantragung einer Baugenehmigung muss ein Statistikbogen ausgefüllt werden, 
so dass alle Baugenehmigungen erfasst werden. Für all diese Baugenehmigungen muss 
bei Fertigstellung der Baumaßnahme auch eine Meldung zur Statistik der Baufertigstel-
lungen erfolgen. Bei der Statistik der Baufertigstellungen handelt es sich also um eine 
Totalerhebung und keine Stichprobe. Darum wird die Genauigkeit der Bautätigkeits-
statistik im Qualitätsbericht zur Statistik als hoch eingeschätzt (Destatis 2016a). Beste-
hende Probleme der Bautätigkeitsstatistik (z. B. nicht gemeldete Baufertigstellungen), 
die die vorgeschlagene Berechnungsmethodik nicht wesentlich beeinträchtigen, sind in 
Qualitätsberichten (Destatis 2016a; Destatis 2016b) und bei Oettel in diesem Band dar-
gestellt. Eine ausführliche Darstellung der Entwicklung der Bautätgkeitsstatistik findet 
sich in (Busch 2012).
4 Nutzung der Bautätigkeitsstatistik für die Flächenerhebung
Wie könnten nun die Informationen der Erhebungsbögen der Bautätigkeitsstatistik 
für die Ermittlung der Flächenneuinanspruchnahme einen Beitrag leisten und welche 
Vorteile hätte dieses Vorgehen? Die Erhebungsbögen beinhalten – bezogen auf die 
Bestimmung der Flächenneuinanspruchnahme – fast alle wichtigen Informationen zum 
aktuellen Baugeschehen, sowohl im Neubau als auch Umbau und Gebäudeabriss. Das 
sind insbesondere die adressgenaue Lage der aktuellen Flächenneuinanspruchnahme, 
die Nutzungsart (Wohnen oder Gewerbe) und die Nettogrundfläche des Baukörpers. 
Was für eine Flächenerhebung derzeit fehlt ist die Grundstücksgröße, auf dem der Neu-
bau erfolgt. Diese wurde bis 1996 neben dem Maß der baulichen Nutzung erfasst, aber 
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im Zuge der Novellierung des HBauStatG und Statistikbereinigungen mit der Begrün-
dung fallen gelassen, dass dafür kein oder nur geringer Bedarf besteht. Für Analysen 
zur Flächeninanspruchnahme, zur Wohnungs- und Immobilienentwicklung, zum Klima-
schutz und zur Klimaanpassung ist die Grundstücksgröße jedoch inzwischen von größter 
Bedeutung und sollte wieder Bestandteil des Erhebungsbogens und des bereitgestellten 
Standarddatensatzes werden.
Daneben tut sich aber derzeit noch ein weiteres Problem auf. Die Adresse des Bau-
grundstücks ist ein Hilfsmerkmal nach § 4 HBauStatG und darf darum nach § 9 Abs. 2 
nur auf Nachfrage der kommunalen Verwaltung an deren abgeschottete Statisikstellen 
weitergegeben werden.
Diese Umstände verhindern derzeit eine Nutzung der Basisinformationen der Bautätig-
keitsstatistik für eine Auswertung der aktuellen Flächenneuinanspruchnahme.
5 Auswertung der Bautätigkeitsstatistik 
Wie könnten nun die zwei bestehenden Probleme – die fehlende Erfassung der Bau-
grundstücksgröße und das Verbot zur Weiterleitung der Anschrift des Bauvorhabens – 
gelöst werden?
Die Flächenneuinanspruchnahme, d. h. die Flächengröße des Baugrundstücks und des-
sen Lage, könnte aus der erfassten Adresse durch GIS-technische Verschneidung mit 
Flurstücksgeometrien ermittelt werden. Alle Bundesländer führen durch gesetzlichen 
Auftrag alle Flurstücksgeometrien ihres Landes als amtliche Geodatensätze (Teil von 
ALKIS). Einige Bundesländer stellen diese Geodaten im Sinne von Open Data bereits 
kostenfrei online (Berlin, Hamburg, Thüringen und Nordrhein-Westfalen); in vielen an-
deren Bundesländern ist dies in Vorbereitung. Der Bund stellt seit 2013 seine Geoda-
ten kostenfrei zur Verfügung (Geodatenzugangsgesetzes GeoZG, Entwurf Open-Data-
Gesetz1) und fordert die Länder u. a. im 4. Geo-Fortschrittsbericht auf, gleiches zu tun 
(BMI 2017). Zudem bemüht er sich, im Rahmen der Bund-Länder-Verhandlungen, seit 
einiger Zeit auch um die Bereitstellung eines deutschlandweiten Geodatenproduktes der 
Flurstücksgeometrien.
Schwieriger gestaltet sich der Zugriff auf die Adressangaben der Baugrundstücke. 
Bemühungen des Autors, diese über die Forschungsdatenzentren der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder (FDZ) zu beziehen, wurden mit Verweisen auf 
die geltende Rechtslage mit der Begründung abgelehnt, dass Hilfsmerkmale wie die 
Adressangabe nicht an Dritte weitergegeben werden dürfen, sondern nur an anfordern-
de Gemeinden mit abgeschotteter Statistikstelle. 
1 https://github.com/arnese/odgesetz/blob/master/Gesetz-Text.md
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Da die Lage des Baugrundstücks unverzichtbar ist für die Nutzung der Daten der Bautä-
tigkeitsstatistik für die FNI-Erfassung, wäre eine Novelle des § 9 HBaustatG erforderlich, 
die die Weitergabe der Lage der Baugrundstücke an Forschungsdatenzentren ermögli-
chen würde, natürlich unter strikter Wahrung des Datenschutzes (anonymisierte Daten, 
d. h. keine Weitergabe personenbezogener Angaben). 
Längst ist die große Bedeutung ortsgenauer Angaben (Georeferenzierung) insbesondere 
in Grundstücksfragen vom Gesetzgeber erkannt. So fordert das E-Government-Gesetz 
(EGovG) im §14 seit 2013 ausdrücklich die Georeferenzierung neuer elektronischer Re-
gister mit Grundstücksbezug. Auch die dauerhafte Speicherung von Adressangaben ist 
nach Überführung in Gitterzellen von 100 m Rasterweite nach Bundesstatistikgesetz 
längst erlaubt (BstatG 2016). Mit diesem Vorschlag würde letztlich der Empfehlung des 
4. Geo-Fortschrittberichts (BMI 2017) gefolgt, der auf Seite 10 betont: „Durch die im 
§ 14 EGovG verankerte einheitliche Festlegung für die Georeferenzierung in Registern 
(direkter Raumbezug) eröffnen sich vielfältige neue Analyse- und Verknüpfungsmög-
lichkeiten, die wiederum neue Erkenntnisse für Entscheidungsprozesse bringen. Der 
Mehrwert liegt auch in der Aufwertung der betreffenden Register durch eine Steigerung 
der Datenqualität.“
Die vorgeschlagenen Berechnungen könnten schon jetzt in den Statistischen Ämtern er-
folgen. Allerdings wird die Statistik erst mit entsprechendem gesetzlichen Auftrag tätig.
6 Fazit
Durch Auswertungen der Lage neuer Baugrundstücke aus den Erhebungsbögen der 
Bautätigkeitsstatistik könnten aktuelle, lagegenaue, vollständige und verlässliche An-
gaben zur laufenden Flächeninanspruchnahme in Deutschland gewonnen werden. Der 
Auswerteaufwand dazu wäre relativ gering und der Nutzen hoch. Die Datennutzung 
erfordert eine Novelle des Hochbaustatistikgesetzes, die die Auswertung der Lage des 
Baugrundstücks erlauben würde. Dann könnten aktuelle und qualitativ hochwertige, 
flächenbezogene Informationen zur Bautätigkeit in Deutschland gewonnen werden, 
beispielsweise gemeindescharfe Indikatorwerte zur Flächenneuinanspruchnahme, diffe-
renziert nach Nutzungsarten einschließlich des Verhältnisses von Innen- zu Außenent-
wicklung. Letztlich würden derartige Auswertungen auch aus methodischen Gründen 
– Stichworte offene Geodaten, Georeferenzierung, Datennutzung ohne Mehraufwand, 
Verwaltungsmodernisierung usw. – gut in die Zeit passen.
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Mehr Raum für den Raum in der Mobilitätsforschung
Markus Sigismund
Zusammenfassung
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) etab-
liert im Geschäftsbereich mit Bausteinen wie der Geoinformationsstrategie, der 
mCLOUD (Rechercheplattform) und dem mFUND (Modernitätsfond) eine neue, offene 
Datenkultur und leistet mit der Bereitstellung von Verwaltungsdaten und der Erschlie-
ßung neuer Datenquellen einen wichtigen Beitrag zur Open-Data-Strategie der Bundes-
regierung. 
Die hier dargestellten „klassischen“ Mobilitätserhebungen, Forschungsprojekte und 
amtlichen Daten verlieren in diesem Umfeld jedoch nicht an Wert. Im Gegenteil: Sie sind 
die wichtigste empirische Grundlage für die Verkehrsplanung und Mobilitätsforschung. 
Sie sind auch Grundlage zur Eichung der neuen Datenwelten wie z. B. Big Data und 
Verwaltungsdaten und damit deren Wertschöpfungspotenzial.
Zwischen diesen Datenwelten der Mobilitätsforschung und Verkehrsplanung nehmen 
siedlungsstrukturelle Raumtypisierungen eine zentrale Scharnierfunktion ein. Um diese 
Scharnierfunktion zu verbessern, hat das BMVI einen Anforderungskatalog definiert und 
das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) mit einer Operationa-
lisierung neuer Raumtypen beauftragt. Diese werden vor allem auch benötigt, um die 
Mobilität erklären zu können: die wichtigsten Veränderungen der Mobilität werden erst 
erkennbar, wenn unter der bundesweit ruhigen Oberfläche, d. h. mit nahezu unverän-
derten Mobilitätskennwerten auf Bundesebene, systematisch räumliche Unterschiede 
identifiziert werden können. Deshalb gibt das BMVI raumbezogenen Daten mehr Raum. 
Das BMVI wirbt dafür, dass auch die amtliche Statistik eine Raumtypisierung in das Stan-
dardveröffentlichungsprogramm übernimmt und empfiehlt die neue Raumtypisierung 
als Diskussionsgrundlage an. 
1 Einführung
Daten sind der „Rohstoff der Zukunft“ für die Digitalisierung und die Industrie 4.0. Das 
BMVI hat mit den Ressortzuständigkeiten für die Raumordnung, die digitale Infrastruk-
tur und den Verkehr einen besonders ausgeprägten Bezug zu räumlichen Strukturen 
und Entwicklungen und damit zu räumlichen Daten. Für zielgenaue Entscheidungen 
benötigt das BMVI viel von diesem „Rohstoff“, gleichzeitig verfügt das BMVI und seine 
nachgeordneten Behörden in diesem Wortsinn über enorme „Rohstoffvorkommen“. 
Das BMVI unterstützt die Open-Data-Strategie der Bundesregierung auf vielen Ebenen: 
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Die Geoinformationsstrategie fordert den Geschäftsbereich auf, vorhandene Geodaten 
für Dritte besser zugänglich zu machen. Mit dem Modernitätsfund mFUND fördert das 
BMVI Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die vor allem mit Daten aus dem Res-
sort neue Nutzungs- und Vernetzungsmöglichkeiten entwickeln. Mit mCLOUD bietet 
das BMVI eine Rechercheplattform zu offenen Daten, vorwiegend aus dem Mobilitäts-
bereich. Mit dieser neuen Datenkultur und der Bereitstellung von Verwaltungsdaten, 
z. B. des Deutschen Wetterdienstes, der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde etc., leistet das BMVI einen wichtigen Beitrag zur 
Open-Data-Strategie. 
Dieser Beitrag fokussiert auf das „klassische“ Datenangebot für die Mobilitätsforschung 
und Verkehrsplanung und gibt einen Überblick über aktuelle Projekte im BMVI und 
über die Einführung neuer Raumtypen für die Mobilitätsforschung. Der Beitrag ist ein 
Fortschrittsbericht zu früheren Beiträgen des Autors (Sigismund 2011; Sigismund 2014) 
beim Dresdner Flächennutzungssymposium.
2 Datenanforderung und -input der Verkehrsplanung
Bedarfsgerechte Verkehrsplanung basiert auf einer Analyse und Prognose der Verkehrs-
nachfrage. Da es keine Datenquelle gibt, die die Verkehrsnachfrage umfänglich abbil-
det, wird diese regelmäßig sowohl für die Bestandsaufnahme als auch für die Prognose 
in vier Modellstufen ermittelt: 
1. Verkehrserzeugung: Wer erzeugt wieviel Verkehr? 
2. Verkehrsverteilung: Wohin – was sind die Ziele der erzeugten Wege?
3. Verkehrsaufteilung: Womit – welche Verkehrsmittel werden genutzt? 
4. Verkehrsumlegung: Wo entlang – welche Strecken werden gewählt? 
Während die Verkehrsaufteilung und die Verkehrsumlegung als primär verkehrsendo-
gene Größen betrachtet werden können, resultieren die Verkehrserzeugung und -ver-
teilung zunächst aus der Struktur der Verteilung von Bevölkerung, Arbeitsplätzen und 
anderen Wirtschafts- und Aktivitätsstandorten im Raum, so dass diese Daten für die 
Verkehrsnachfrageanalyse im Vordergrund stehen. Mittel- und langfristig entwickelt 
sich die Verteilung der Aktivitätsstandorte im Raum aber auch eng zurückgekoppelt zur 
Verkehrsinfrastruktur als wichtiger Standortfaktor. 
Bei feinmaschigen Nachfrageanalysen, wie sie z. B. für die Straßeninfrastruktur not-
wendig sind, werden diese Modellschritte für kleinräumige Verkehrszellen durchgeführt. 
So werden z. B. große Städte in mehrere Zellen unterteilt. Bei einer entsprechenden 
bundesweiten Betrachtung ergibt sich als Anzahl der Verkehrszellen ein Vielfaches der 
rd. 11 300 Gemeinden in Deutschland. Nur selten kann eine Datenanforderung in ei-
ner solchen räumlichen Auflösung aus Vollerhebungen bzw. Auswertungen der Grund-
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gesamtheit primärstatistisch unterfüttert werden. Die wichtigste amtliche bundesweite 
Quelle ist hier sicherlich der Zensus 2011. 
Das Gros der Inputdaten wird aber auf der Grundlage von Stichprobenerhebungen 
ermittelt und in die Verkehrsmodelle integriert. Wichtige Erhebungen der statisti-
schen Ämter der Länder und des Bundes sind der Mikrozensus, die Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe und die Erhebungen zum öffentlichen Verkehr, Bahnverkehr, zur 
Binnenschifffahrt und zum Luftverkehr. Das empirische Rückgrat für die Verkehrspla-
nung bilden insbesondere aber auch die Erhebungen und Statistiken des BMVI und des 
Geschäftsbereichs, wie z. B.:
• Mobilität in Deutschland (BMVI): Querschnittstudie zum Mobilitätsverhalten
• Deutsches Mobilitätspanel (BMVI): Längsschnittstudie zum Mobilitätsverhalten 
• Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland (BMVI): Studie zu Einsatz und Nutzung von 
Kraftfahrzeugen
• Güterkraftverkehrsstatistik (KBA): Erfassung des Güterverkehrs der Lkw über 3,5 t 
Nutzlast und der Sattelzugmaschinen
• Fahrleistungserhebung (BASt): Erhebung der Fahrzeugfahrleistung mit einer Unter-
scheidung nach dem Inlands- und Inländerkonzept
• Verkehr in Kilometern (KBA): Ermittlung der Fahrleistung auf Basis von Tachostands-
daten bei den Hauptuntersuchungen 
• Straßenverkehrszählung/Dauerzählstellen (BASt): Erhebung der Verkehrsstärken 
auf Autobahnen und Bundesstraßen
Trotz zum Teil großer Datenumfänge lassen alle diese Erhebungen bundesweit keine 
direkten Ergebnisse zur Mobilität auf kleinräumiger Ebene zu. Für kleine Städte und 
ländliche Gemeinden finden sich in bundesweiten Zufallsstichproben allenfalls nur ein-
zelne Erhebungsfälle. Die Ergebnisse werden daher regelmäßig zu Mobilitätskennwerten 
für siedlungsstrukturelle Raumtypen zusammengefasst, um diese dann über entspre-
chende Zuordnungen auf die Verkehrszellen oder andere Raumeinheiten zu übertragen. 
Siedlungsstrukturelle Raumtypen haben eine wichtige Scharnierfunktion zwischen Stich-
proben und Verkehrsmodellen. 
3 Bessere räumliche Daten für die Verkehrsplanung –  
ein Werkstattbericht aus dem BMVI
Für den Bereich der „klassischen“ Verkehrsplanung bleiben aber Datenlücken, die sich 
weder in dem Rahmen der etablierten Erhebungskonzepte noch mit Verwaltungsdaten 
schließen lassen. Das BMVI deckt diesen Bedarf mit der methodischen Weiterentwick-
lung der Erhebungen und schließt mit neuen Forschungsprojekten vorhandene Lücken 
in den Datengrundlagen. Wichtige Beispiele sind: 
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• Mobilität in Deutschland 2016/2017 (MiD): Die MiD ist die bundesweit größte 
Mobilitätserhebung und ermöglicht aufgrund der Stichprobengröße die Bereitstel-
lung bundesweiter, regional differenzierter Mobilitätskennwerte. Zuletzt hatte das 
BMVI in den Jahren 2002 und 2008 eine MiD mit rd. 25 000 Haushalten in Auftrag 
gegeben. Noch bis September 2017 dauert die einjährige Feldphase der aktuellen 
Erhebung an. Der Stichprobenumfang der MiD 2016/2017 konnte durch eine Er-
höhung der Stichprobe des Bundes (30 000 Haushalte) und einer hohen Beteiligung 
regionaler und kommunaler Partner (105  000 Haushalte) erweitert werden. Zur 
Verbesserung der raumbezogenen Informationen wurden in das Lastenheft weitere 
Innovationen aufgenommen:
 – Ein neues differenziertes räumliches Schichtungskonzept stellt eine bessere 
räumliche Repräsentativität sicher.
 – Ein triple frame Auswahlrahmen bestehend aus Einwohnermelde-, Festnetz- 
und Mobilfunkstichprobe reduziert räumliche Klumpeneffekte.
 – Zur Verbesserung der Schichtung, Gewichtung und Hochrechnung werden 
auch kleinräumige Daten verwendet. 
 – Die Georeferenzierung aller Wege ermöglicht präzise Analysen zum Wirkungs-
zusammenhang von räumlichen Merkmalen und der Mobilität.
 – Für eine Teilstichprobe kommt das Etappenkonzept zur Anwendung und 
ermöglicht eine Abbildung intermodaler Wege. 
 – Auf Basis einer Small-Area-Schätzung werden bundesweit regionale – bzw. 
lokale Mobilitätseckwerte entwickelt. 
 – Der Kranz an kleinräumigen Kontext-/Raumstrukturdaten wird ergänzt. 
 Erste Ergebnisse werden im Frühjahr 2018 erwartet. Anonymisierte Forschungs-
daten werden unter Maßgabe des Datenschutzes bereitgestellt (siehe auch www.
mobilitaet-in-deutschland.de). 
• KFZ-KLASTER und Forschungsdateninfrastruktur im KBA: Das Kraftfahrt-Bundes-
amt (KBA) hat im Auftrag des BMVI die Statistikdaten zum Fahrzeugbestand geo-
referenziert und analog dem Zensus-KLASTER-Projekt (Sigismund 2014) als klein-
räumiges Analyseraster (KLASTER) die Ebene geografischer Gitterzellen bestimmt 
und unter Berücksichtigung der Anforderungen des Datenschutzes ausgewertet. 
Um die Möglichkeit einer flexibleren Nachnutzung weiterer Daten für Dritte unter 
den Vorgaben des Datenschutzes zu verbessern, hat das BMVI das KBA im Mai 
2017 beauftragt, die Anforderungen und Potenziale einer Forschungsdatenin-
frastruktur (z.  B. Forschungsdatenzentrum, Verfahren der Datenveränderung zur 
Anonymisierung von Mikrodaten) zu überprüfen. Diese Überprüfung soll nach zwei 
Jahren abgeschlossen sein. 
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• Verkehrsprognose 2035: Die Verkehrsprognose 2030 des BMVI ist Grundlage für 
den Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 und die als Anlage zu den jeweiligen 
Ausbaugesetzen beschlossenen Bedarfspläne für Straße, Schiene und Wasserstraße 
(Krick 2016). Nach Ablauf von fünf Jahren muss das BMVI nach § 4 des jeweiligen 
Ausbaugesetzes prüfen, ob die Bedarfspläne der Verkehrsentwicklung anzupassen 
sind. Hierzu wird das BMVI eine neue Verkehrsprognose 2035 für den Personen- 
und für den Güterverkehr erstellen, welche die aktuellen wirtschaftlichen, demo-
grafischen und verkehrlichen Entwicklungen berücksichtigt. Diese wird die regio-
nalisierten Teilprognosen Strukturdaten, Binnenschifffahrt, See-, Luft-, Eisenbahn-, 
Straßenverkehr sowie die Verkehrsverflechtung umfassen. Die Ausschreibung ist in 
Vorbereitung
• 8 Forschungsprojekte „Strukturdaten für die Prognose der Zielwahl“: Im Modell-
schritt Verkehrsverteilung der Verkehrsplanung (Abschn. 2) werden die räumlichen 
Ziele der einzelnen Wege bzw. Fahrten bestimmt. Dabei werden die Wege bzw. 
Fahrten z. B. nach Wegezwecken und Zielarten unterschieden. Um diese Zielwahl 
empirisch besser abzusichern, sollen prognosefähige räumliche Strukturdaten ermit-
telt werden für die Zielwahl im Ausbildungsverkehr, Einkaufs- und Erledigungsver-
kehr, Privatverkehr, Urlaubsverkehr, Baustellenverkehr, land- und forstwirtschaftli-
cher Verkehr, Verkehre zu Betrieben sowie zu verkehrlichen Umschlagpunkten. Die 
Ausschreibungen sind in Vorbereitung.
• Verkehrsverflechtung 2015 im MIV: Bei der Erarbeitung der Verkehrsprognosen 
wurde bisher für den motorisierten Individualverkehr (MIV) die Verkehrsverflech-
tung nicht nur für das Prognosejahr, sondern bereits für das Basisjahr auf Grundlage 
von empirischen Eingangsgrößen modelliert. Um die Belastbarkeit der Verkehrs-
prognose 2035 weiter zu erhöhen, wird als Ergänzung der Eingangsdaten eine 
regionalisierte Verkehrsverflechtungsmatrix für den MIV für das Jahr 2015 auf Basis 
von aggregierten satellitengestützten Daten erarbeitet. Bereits jetzt zeichnet sich die 
zentrale Rolle der Erhebungen des BMVI sowie der amtlichen Daten für die Wert-
setzung der neuen Datenquellen ab.
Das BMVI zielt bei der Weiterentwicklung aller Datengrundlagen für die Verkehrspla-
nung darauf, dort wo es möglich und fachlich sinnvoll ist, die geografische Gitterzelle als 
neue Standardreferenz, mindestens aber als ergänzende Referenz zu den Verwaltungs-
gliederungen zu etablieren.
Das BMVI hat auch maßgeblichen Anteil an einer Weiterentwicklung der räumlichen 
Daten im Mikrozensus: Seit 2016 wird die Arbeitsstätte auf der Ebene der Kreise statt 
auf der Ebene der Regierungsbezirke erfasst. Das BMVI erhofft sich räumlich präzisere 
und damit auch für Stadtregionen und differenzierte Raumtypen verwertbare Ergeb-
nisse zum Pendeln, insbesondere bei der Frage der Verkehrsmittelwahl. Ab dem Jahr 
2018 werden auf Anforderung des BMVI die Haushaltsanschriften georeferenziert und 
Markus Sigismund 196
ermöglichen damit grundsätzlich im Rahmen der strengen Datenschutzanforderungen 
präzisere räumliche Auswertungen. Ab dem Mikrozensus 2020 wird die Verkehrsmittel-
wahl bei der Pendlerbefragung weiter differenziert. 
4 Neue siedlungsstrukturelle Raumtypen
Siedlungsstrukturelle Raumtypen sind das Scharnier zwischen Erhebungen, amtlichen 
Statistiken, neuen Datenquellen wie Big Data oder Verwaltungsdaten und ganz vielen 
konkreten fachlichen Anforderungen, wie z. B. der Verkehrsplanung. Das wurde zu-
vor dargestellt. Siedlungsstrukturelle Raumtypen haben aber immer schon auch eine 
besondere Bedeutung, um Politik und gesellschaftliche Entwicklungen in Deutschland 
sichtbar zu machen. Aktuell finden unterschiedliche Raumtypen selbst in Strategien und 
Monitoringberichten Eingang, die nach ihrem Charakter eigentlich nicht auf räumli-
che Unterschiede fokussieren, wie z. B. „Gut Leben in Deutschland“ oder „Nachhal-
tige Entwicklung in Deutschland“. Gleichzeitig zeichnet ein von der EU vorgelegter 
Verordnungsentwurf die rechtlich verankerte Einführung von Raumtypisierungen auf 
europäischer Ebene ab (Abschn.  4.2). Dies ist Ausdruck für den gestiegenen Bedarf, 
Entwicklungen für den Bürger und die Politik näher an der lebensweltlichen Kulisse statt 
auf Bundes- oder Länderebene u. ä. darzustellen. 
4.1 Neue Raumtypen für die Mobilitätsforschung 
Die wichtigsten Mobilitätskennwerte ändern sich auf Bundesebene seit Jahren allenfalls 
marginal. Unterhalb dieser ruhigen Oberfläche gibt es viele spannende Entwicklungen 
und Fragestellungen, z. B. ob bzw. wo „Nutzen statt Besitzen“ tatsächlich eine neue 
Mobilitätskultur beschreibt, in welchen Konstellationen das Elektrofahrrad das Auto 
ersetzt oder die Bevölkerung besonders multimodal unterwegs ist. In vielen Untersu-
chungen sind große Unterschiede zwischen großen Städten, ländlichen Räumen etc. 
greifbar. Es fehlt aber in der Mobilitätsforschung an einer etablierten Raumtypologie, die 
Entwicklungen und Ergebnisse vergleichbar zu machen. 
Noch vor wenigen Jahren bildeten die siedlungsstrukturellen Kreistypen des BBSR den 
Standard für die Auswertung räumlicher Entwicklungen. Aufgrund der Gebietsreformen 
wurden die Kreise immer größer und heterogener und waren daher immer weniger ver-
gleichbar. Die aktuellen siedlungsstrukturellen Kreis-, Raumtypisierungen und -abgren-
zungen des BBSR haben für viele Fragestellungen heute weiter eine enorme Relevanz 
(BBSR 2017). Diese finden aber in der Mobilitätsforschung immer weniger Beachtung, 
weil sie die räumlichen Unterschiede für Fragestellungen der Mobilität nicht hinreichend 
abbilden, es teilweise an Kontinuität fehlt und sie sich nicht hinreichend von den admi-
nistrativen Gebietsgliederungen (z. B. Kreisebene) lösen. 
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Das BMVI hat daher eine heuristische Grundstruktur hierarchischer Regions- und 
Gemeindetypen erstellt und das BBSR im September 2016 beauftragt, die Kategorien zu 
operationalisieren, um dann gemeinsam die Typen sowohl in der Abgrenzung als auch in 
der Begrifflichkeit fein justieren zu können. Folgende Anforderungen sind für das BMVI 
leitend: 
a) Funktionsräumliche, geostatistische Raumtypisierung zu Monitoringzwecken: Die 
neue Typisierung soll sich von administrativen, politischen Kulissen weitgehend 
lösen; sie soll sich an funktionsräumlichen Kriterien orientieren und alleine auf regio-
nalstatistische Zwecke ausrichten. Die Raumtypen sollen ein analytisches Werkzeug 
zur Ergänzung der administrativen Gebietsgliederungen sein.
b) Unterscheidung Metropolen und anderer Großstädte: Die bisherige Standard-
typisierung, die siedlungsstrukturellen Kreistypen, unterscheiden weder auf der 
Regions- noch auf der Gemeindeebene systematisch Metropolen wie Berlin, 
Hamburg oder München von anderen Großstädten, wie z. B. Koblenz, Bottrop oder 
Gera. Für den öffentlichen Verkehr zeigen z. B. die von der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) definierten 19 Kernstädte der Metropolregionen mit einem 
Anteil von 17 % eine andere Größenordnung als die anderen Großstädte (11 %). 
Die Kernstädte entsprechend heutiger Typisierung (15 %) verwischen diese Unter-
schiede. 
 Neben der Unterscheidung von Metropolen auf der städtischen Ebene soll auch 
auf der Regionsebene eine entsprechende Unterscheidung der großen Agglome-
rations- oder Metropolräume (z. B. München, Hamburg, Berlin, Rhein-Ruhr) abge-
grenzt und von kleineren verdichteten Stadtregionen (z. B. Saarbrücken, Dresden, 
Bielefeld) unterschieden werden. Diese Abgrenzung sollte funktionsräumliche 
Metropolregionen identifizieren. Das BMVI hält weiter Elemente des Konzepts der 
Regiopolen (Aring, Reuther 2008) für geeignet, Mobilitätskennwerte der großen 
Städte bzw. Stadtregionen zu unterscheiden.
c) Kompatibilität zu internationalen Definitionen und Klassifikationen: Internationale 
Definitionen und Klassifikationen, wie z. B. DEGURBA – „Degree of urbanisation“ 
(Eurostat 2017) oder Redefining Urban (OECD), sollten berücksichtigt werden und 
bei inhaltsähnlichen Ansätzen bevorzugt werden. Bei der Abgrenzung von Stadtre-
gionen und verstädterten bzw. ländlichen Gebieten sollten diese beachtet werden.
d) Überlappende und disjunkte Stadtregionen: Für viele, wahrscheinlich die Mehrzahl 
der Forschungsfragen und politischen Fragestellungen sind disjunkte Stadtregio-
nen – also Stadtregionen, die sich nicht überlappen – die richtige Wahl. Hierdurch 
können insbesondere Doppelzählungen vermieden und Gemeinden eindeutig einer 
Region zugeordnet werden. Für viele Fragestellungen der Mobilität beinhalten dis-
junkte Stadtregionen jedoch das Problem, dass bei der Betrachtung einzelner Stadt-
regionen wichtige Teilräume ausgeklammert werden, weil diese z. B. der nächsten 
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größeren Stadt zugeordnet werden. Damit werden bestimmte proprietäre Eigen-
schaften einer Stadtregion ausgeblendet. Das BBSR soll in einem späteren Schritt 
auch eine überlappende Gebietsgliederung entwerfen.
e) Zeitrobust: Für Statistiknutzer ist es ein Ärgernis, dass raumstrukturelle Ergebnisse 
von Erhebungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten fast nie vergleichbar sind, son-
dern immer wieder Rückrechnungen alter Erhebungen auf aktuelle Gebietsstän-
de notwendig sind. Eine der wichtigsten Anforderungen ist daher, die Typologie 
möglichst unabhängig von Gebietsreformen und aktuellen Bevölkerungsdaten zu 
definieren. Daher sollten die Berechnungen auf Ebene geografischer Gitterzellen 
erfolgen. Darauf aufbauend sollen Zuordnungsregeln der administrativen Einheiten 
zu den Typen festgelegt werden. Übergangsweise können die Berechnungen auf 
der Ebene von Gemeinden starten.
f) Möglichst verständliche Begriffe: Die Raumtypisierung und die Kategorien sollten 
möglichst unmittelbar auch für die Bürger verständlich sein. Daher sollten fach-
sprachliche Formulierungen oder Kategorien, die sich erst aus inhaltlichen bzw. me-
thodischen Erläuterungen erschließen lassen, möglichst vermieden werden. 
g) Möglichst politisch konfliktfreie Sprache: Die Namen der Raumtypen und Katego-
rien sollten möglichst eine Trennung zu politischen Verwaltungseinheiten oder zu 
politischen Initiativen (z. B. Metropolregionen) deutlich machen. 
Das BBSR setzt aktuell die Anforderungen mit gewohnt hoher Daten- und Analyse-
kompetenz um. Die ersten Zwischenergebnisse (Milbert 2017) sind außerordentlich viel-
versprechend. 
4.2 Territoriale Typen der EU
Parallel zu den BBSR-Arbeiten wurde von der EU im Dezember 2016 ein erster Entwurf 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 in Bezug auf die territorialen Typolo-
gien (Tercet) vorgelegt. Der Entwurf sieht folgende sieben Typen vor: 
Auf der LAU-Ebene (Gemeinden) sind vorgesehen.
a) Verstädterungsgrad (DEGURBA) 
– Städtische Gebiete
  Städte/Dicht besiedelte Gebiete
  Kleinere Städte und Vororte/Gebiete mit mittlerer Bevölkerungsdichte
 – Ländliche Gebiete oder dünn besiedelte Gebiete
b) funktionale städtische Gebiete 
– Städte
– Pendlerzonen
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c) Küstengebiete
– Küstengebiete
– Nicht-Küstengebiete
Auf der NUTS 3-Ebene (Kreise) sind vorgesehen:
a) Stadt-Land-Typologie
– Vorwiegend städtische Regionen
– Intermediäre Regionen
– Vorwiegend ländliche Regionen
b) Metropoltypologie
– Metropol-Regionen
– Nicht-Metropol-Regionen
c) Küstentypologie
– Küstenregionen
– Nicht-Küstenregionen
Auf Ebene geografischer Gitterzellen mit Auflösung von 1 km² ist eine Unterscheidung 
in Stadtzentren, städtische Cluster und ländliche Rasterzellen vorgesehen.
Zwar begrüßt die Bundesregierung das Anliegen, auf europäischer Ebene einheitliche 
Raumtypen zu definieren, um räumliche Entwicklungen besser sichtbar zu machen. Der 
Zweck der Typisierung sollte aber auf statistische Zwecke fokussiert sein. Einige Typisie-
rungen und räumliche Abgrenzungen sind sehr hilfreich für europaweite Analysen der 
räumlichen Entwicklung. Das BMVI kritisiert jedoch einzelne Typen mit nur zwei oder 
drei Unterkategorien als viel zu unscharf. Insbesondere die verwendete „Metropolty-
pologie“, die Stadtregionen wie Berlin und Hamburg ohne weitere Unterscheidung mit 
Schweinfurt, Görlitz und dem Vogtlandkreis als Metropolregion definiert, ermöglicht 
nicht die gewünschten räumlichen Differenzierungen. Der Abstimmungsprozess über 
die Verordnung ist noch nicht beendet.
4.3 Siedlungsstrukturelle Typen in der amtlichen Statistik?
Der Auftrag an das BBSR zur Erarbeitung einer neuen, zunächst auf die Mobilität aus-
gerichteten Raumtypisierung war auch davon getragen, diese als Aufschlag für eine 
fachliche Diskussion zu einer Einführung von standardisierten Raumtypen für Veröffent-
lichungen der amtlichen Statistik in Deutschland zu nutzen. In der Zwischenzeit verfolgt 
die EU für Europa ein vergleichbares Anliegen sogar auf Ebene einer Verordnung. Aktu-
ell hat auch Statistik Austria ebenfalls eine Urban-Rural-Typologie für Österreich vorge-
legt (Statistik Austria 2016). Für Deutschland bedarf es eines umfassenden Dialogs vieler 
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Akteure vor allem auf Länder- und Bundesebene, den das BMVI gerne aktiv begleiten 
würde. Wenn es gelingt, für statistische Zwecke eine gemeinsame Raumtypisierung zu 
bestimmen, könnte diese im Hinblick auf die Scharnierfunktion zu anderen Statistiken 
selbst für die Mobilitätsforschung die bessere Wahl sein. 
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Neue Raumtypen für die Mobilitätsforschung
Antonia Milbert
Zusammenfassung
Aus der Mobilitätsforschung des Bundes kommt der Wunsch nach einer stark differen-
zierten Raumtypik, die sich sowohl als wissenschaftliches Analyseinstrument qualifiziert 
als auch raumordnerische Leitvorstellungen abbilden kann. Ein erster Entwurf auf Ebene 
der 4 532 Gemeindeverbände identifiziert 13 Gruppen von Metropolen, Regiopolen, 
größeren Mittelstädten und städtischer wie ländlicher Umgebung in Metropol-, Regio-
pol, zentrennahen und peripheren Gebieten. Erste Tests zeigen signifikante Mittelwert-
unterschiede bei der Bevölkerungs- und der Siedlungsflächenentwicklung wie bei den 
Pendlerbeziehungen. Inwiefern diese Raumtypik aber als universelles Analyseinstrument 
in der Raumforschung gelten kann, muss sich noch zeigen. Überdies sind weitere Anfor-
derungen – rasterbasierte Darstellung und innerkommunale Differenzierungen – noch 
nicht umgesetzt. 
1 Einführung: Begründung neuer Raumtypen  
für die Mobilitätsforschung 
Die Raumtypen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) wurden 
2012 derart reformiert, dass sie möglichst eindimensional abgegrenzt sind. Das heißt, 
der Siedlungsstrukturtyp bezieht sich nur auf Siedlungsstrukturmerkmale der regionalen 
Einheiten, der Lagetyp nur auf Zentralitätskriterien, die Klassifikation wachsender und 
schrumpfender Regionen nur auf ihre Entwicklungstendenz (BBSR 2012; Milbert 2015). 
Jeder Typ ist dadurch auch beschränkt in der Differenzierung und umfasst i. d. R. drei 
bis maximal sieben Klassen. 
Durch Kombination verschiedener Typen können stärker differenzierte Klassifikationen 
erzeugt werden. Zum Beispiel können ländliche Kreise im siedlungsstrukturellen Kreistyp 
durch Kreuzung mit dem Lagetyp unterteilt werden in zentrale oder peripher gelegene 
ländliche Kreise. In Analysen besteht dadurch die Möglichkeit in solchen Typkombinati-
onen, den Einfluss der Hauptfaktoren einerseits und der Wechselwirkungen andererseits 
auf regionale Disparitäten oder Entwicklungen testen zu können. In der Kombination 
entstehen dabei teilweise Gruppen, die nur sehr schwach besetzt sind, und welche vom 
Analysten notfalls umzugruppieren sind, so dass für die Analyse pro Gruppe ausreichen-
de Fallzahlen vorliegen. 
Insbesondere für die kleinräumige Analyse ist das „Baukastensystem“ der BBSR-Raum-
typen für Typkombinationen beschränkt. Aus der Mobilitätsforschung des Bundes 
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kommt daher der Wunsch nach einer a-priori stark differenzierten Raumtypik in der 
Kombination der Dimensionen Größe und Funktion der Städte, ihres Einzugsgebiets bzw. 
Lage der Kommunen zu diesen Zentren und Unterscheidung der Kommunen außerhalb 
des Einzugsgebiets nach siedlungsstrukturellen Merkmalen. Dieser Wunsch nach stark 
differenzierten Raumtypen entsteht aus der Vorstellung bzw. Kenntnis, dass in und zwi-
schen diesen Städten und Gemeinden unterschiedliche Mobilitätsmuster vorliegen.
Im Ideal basiert dieser neue Raumtyp auf einer Klassifizierung von Rastern (noch nicht 
spezifizierter Größe), so dass eine in sich konsistente Differenzierung von Gebieten 
möglich ist – beginnend von der Innenstadt von größeren Städten bis zu entlegenen 
ländlichen Arealen. Eine erste Anwendung soll dieser neue Raumtyp in der Auswertung 
der Studie „Mobilität in Deutschland 2016“ erfahren, weshalb im Weiteren zunächst 
von „Neuen Raumtypen für die Mobilitätsforschung“ die Rede ist. Grundsätzlich könnte 
sich dieser neue Raumtyp auch für andere Fragestellungen und Beobachtungsbereiche 
als relevant erweisen.
2 Konzeption der neuen Raumtypen
Grundlage für die neuen Raumtypen für die Mobilitätsforschung ist das System der Me-
tropolen und Regiopolen nach Aring & Reuther (2008, 20). Von der Ministerkonferenz 
für Raumordnung (MKRO 2006) wurden elf Regionen als Metropolregionen festgelegt, 
welche sich 2007 im Initiativkreis Europäische Metropolregionen (IKM 2017) manifes-
tiert haben. Regiopolen sind folglich Großstädte außerhalb der Metropolregionen, die 
über eine gewisse Größe, Ausstrahlung und Bedeutung für die Regionalentwicklung 
besitzen. Dies trifft nach Aring & Reuther (2008, 20) für 33 Großstädte zu. Die wissen-
schaftliche und raumordnerische Auseinandersetzung mit den Regiopolen hat 2016 un-
ter der Initiative der Stadt Rostock mit bisher sechs Partnerstädten zur Gründung eines 
Netzwerks Deutscher Regiopolen geführt (Regiopolen in Deutschland 2017).
Weder für die Metropolregionen noch für die Regiopolregionen existieren klare Abgren-
zungskriterien, denn sie sind politisch und aus einem Selbstverständnis und Eigeninitiati-
ve motiviert. Der neue Raumtyp soll sich zwar an diesen politisch motivierten Regionen 
orientieren, aber vergleichende Abgrenzungskriterien vorschlagen. Die neuen Raum-
typen sollen sich also sowohl als wissenschaftliches Analyseinstrument qualifizieren als 
auch raumordnerische Leitvorstellungen abbilden können. 
Im Folgenden wird ein erster Vorschlag auf Ebene der 4 532 Gemeindeverbände erar-
beitet (Gebietsstand 2015). Die Gemeindeverbände sind wegen der länderspezifischen 
Kommunalverfassungen bundesweit besser vergleichbar als die rund 11 000 Gemeinden 
selbst. Für die anvisierte rasterbasierte Lösung fehlen noch entsprechende Datengrund-
lagen. Auch die Integration innerstädtischer Differenzierungen bei den Großstädten 
wird auf einen späteren Zeitpunkt verschoben.
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3 Neue Raumtypen – ein Abgrenzungsvorschlag
Die Abgrenzung erfolgt in drei Stufen: Zunächst wird der Einzugsbereich der Großstädte 
ermittelt. Großstädte sind gemäß des BBSR-Stadt- und Gemeindetyps alle Städte mit 
mindestens 100 000 Einwohnern. In dieser Betrachtung werden die Städte Schwerin als 
Landeshauptstadt und Cottbus und Kaiserslautern mit rund 98 000 Einwohnern und ei-
ner leicht positiven Entwicklungstendenz zur Großstadtschwelle als mögliche Regiopolen 
aufgenommen. Der Einzugsbereich der Großstädte definiert sich über eine Fahrzeit der 
Gemeinde zur nächsten Großstadt im motorisierten Individualverkehr unter 30 Minuten 
oder einen Auspendleranteil in die Großstadt von mindestens 25 %. Bei den großen 
Großstädten ist der Auspendleranteil der bestimmende Faktor für die Ausdehnung des 
Einzugsbereichs, bei den kleineren Großstädten die Erreichbarkeit. Damit in ländlichen 
Regionen mit einer sehr guten Verkehrsanbindung die Ausdehnung des Einzugsbereichs 
auch durch tatsächliche Interaktionen gestützt wird, soll bei einer 30 minütigen Entfer-
nung der Auspendleranteil immer noch mindestens 20 % betragen.
Die so definierten Einzugsbereiche werden in einem zweiten Schritt auf Pendlerinter-
aktionen überprüft. Bleiben in der Summe weniger als 50 % aller übergemeindlichen 
Pendler in diesem großstadtregionalen Einzugsbereich und bestehen zwischen zwei 
benachbarten Gebieten Pendlerbeziehungen von rund 20 % und mehr, dann werden 
diese zu einem zusammenhängenden Gebiet zusammengefasst. So wird Hildesheim zu 
Hannover, Salzgitter zu Braunschweig, Bonn zu Köln, Krefeld, Mönchengladbach und 
Wuppertal zu Düsseldorf, die Ruhrgebietsstädte zu Essen/Ruhrgebiet, Darmstadt, Wies-
baden und Mainz zu Frankfurt am Main, Ludwigshafen und Heidelberg zu Mannheim, 
Reutlingen zu Stuttgart, Erlangen und Fürth zu Nürnberg, Potsdam zu Berlin und Halle 
(Saale) zu Leipzig zusammengefasst.
Auf dieser Basis können nun die Metropol- und Regiopolgebiete differenziert wer-
den: Um ein Metropolgebiet handelt es sich, wenn in diesem Gebiet mindestens eine 
Großstadt von rund 500 000 Einwohnern und mehr – einschließlich Duisburg mit rund 
480.000 Einwohnern – beinhaltet und welche als Metropolen bezeichnet werden oder 
insgesamt mindestens eine Million Einwohner umfasst. Bei den anderen großstadtregi-
onalen Bereichen handelt es sich somit um Regiopolgebiete, wobei die Großstädte in 
diesen Gebieten als Regiopole gelten (Abb. 1). 
In einem dritten Schritt werden nun noch die Gebiete außerhalb der Metropol- und 
Regiopolgebiete sowie die Gemeinden, die nicht Großstädte sind, weiter differenziert. 
Gemeinden, die eine Fahrzeit unter 45 Minuten zur nächsten Großstadt aufweisen oder 
ein Bevölkerungspotenzial von mindestens 300 000 Personen haben, gelten als zentren-
nahe Gebiete. Das Bevölkerungspotenzial summiert alle Einwohner bzw. Einwohneran-
teile im Umkreis von 100 km auf. Die hinzuzurechnenden Einwohneranteile halbieren 
sich dabei alle 10 km. Das Bevölkerungspotenzial verdeutlicht somit Marktpotenzial und 
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ergänzt, insbesondere im Grenzgebiet zum benachbarten Ausland, eine Nähe zu auslän-
dischen Zentren. Gebiete mit einer Fahrzeit über 45 Minuten und einem Bevölkerungs-
potenzial unter 300 000 Einwohnern gelten als peripher.
Für die siedlungsstrukturelle Unterscheidung der Gemeinden innerhalb der einzelnen 
„Zonen“ um die Großstädte wird der Urbanisierungsgrad gemäß Eurostat (2011) her-
angezogen. Hier werden zunächst auf 1 km-Raster hochverdichtete (1 500 Ew./km² und 
zusammenhängend mindestens 50 000 Ew.), städtische (300 Ew./km² und zusammen-
hängend mindestens 5 000 Ew.) und ländliche Cluster bestimmt und die Gemeinden 
gemäß ihres Bevölkerungsanteils in diesen Clustern in städtisch (mindestens 50 % in 
hochverdichteten Clustern), halbstädtisch (weniger als 50 % in hochverdichteten und 
ländlichen Clustern) und ländlich (mindestens 50 % in ländlichen Clustern) gruppiert. 
Mit allen halbstädtischen und städtischen Gemeinden werden rund 90 % der Städte 
erfasst, die nach der BBSR-Stadt- und Gemeindetypik mindestens eine größere Klein-
stadt sind. Diese werden in dem neuen Raumtyp als städtische Umgebung bezeichnet. 
Ländliche Gemeinden werden entsprechend als ländliche Umgebung deklariert. In den 
zentrennahen und peripheren Gebieten werden die nach BBSR als größere Mittelstädte 
klassifizierten Städte gesondert als besondere Zentren ausgewiesen. 
Insgesamt ergibt dieser Abgrenzungsvorschlag eine Raumtypik mit 13 Gruppen: Met-
ropolgebiete mit Metropolen, Großstädten, städtischer und ländlicher Umgebung, Re-
giopolgebiete mit Regiopolen, städtischer und ländlicher Umgebung sowie zentrennahe 
und periphere Gebiete mit jeweils größeren Mittelstädten, städtischer und ländlicher 
Umgebung (Abb. 1).
4 Die neuen Raumtypen im Praxistest
Sowohl die Bevölkerungsentwicklung  (2000 bis 2015), die Entwicklung der Sied-
lungsdichte (2000 bis 2015) und der durchschnittlichen Pendlerdistanz (2015) zeigen 
signifikante Mittelwertunterschiede für die 13 Gruppen des neuen Raumtyps. In der 
Differenzierung der Städte nach Größe und Funktion – Metropolen, Großstädte im Me-
tropolgebiet, Regiopolen und größere Mittelstädte – sowie in der Differenzierung nach 
zentrennahen und peripheren Gebieten liegen die stärksten Unterschiede. Diese Er-
kenntnis ist nicht neu, allein Niveau und Entwicklungsverläufe in der hier erzeugten Dif-
ferenzierung offenbaren interessante neue Einsichten, z. B. bei der Zunahme der Sied-
lungsdichte zwischen 2010 und 2015. Insofern ließen sich räumliche Entwicklungen mit 
diesem Typ überprüfen, ob sie im Einklang mit den politischen Leitvorstellungen stehen.
Vor allem die Gruppe der Großstädte in den Metropolgebieten wird sehr stark durch 
die strukturschwachen Ruhrgebietsstädte geprägt. Eine Dimension „Strukturstärke/ 
-schwäche“, welche als Erklärung für wirtschaftliche und demografische Entwicklungen 
relevant ist, ist aber in diesem Typ nicht enthalten. 
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Abb. 1: Neue Raumtypen für die Mobilitätsforschung (Quelle: BBSR 2017)
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Schwierig in der Analyse gestaltet sich die sehr heterogene Gruppenbesetzung: geringe 
Fallzahlen bei den Städten und Zentren (15 Metropolen, 32 Großstädte im Metropolge-
biet, 35 Regiopolen, 38 bzw. 37 größere Mittelstädte im zentrennahen und peripheren 
Gebiet) und hohe Fallzahlen bei den sonstigen Gemeinden (338 bis 606 Gemeindever-
bände der städtischen Umgebung und 254 bis 1 259 Gemeindeverbände der ländlichen 
Umgebung je nach Lage im Metropol-, Regiopol, zentrennahen oder peripheren Ge-
biet). Statistische Tests neigen bei großen Fallzahlen leicht zur Anzeige von Signifikanz 
selbst bei kleinen Unterschieden oder Abweichungen. 
Dennoch leben in der Summe in jeder Gruppe mindestens knapp 2 bis rund 14 Millio-
nen Einwohner, was für repräsentative Stichproben in der Umfrageforschung relevant 
ist. Die Qualität des Typs wird sich also auch im Praxistest der Umfrage „Mobilität in 
Deutschland“ erst erweisen können.
Dennoch ist mit der Idee zu diesen neuen Raumtypen ein Grundstein gelegt, der das 
volle Potenzial erst zeigt, wenn die Typik auf Basis von Rastern umgesetzt wird. Für 
diesen nächsten Schritt sollte daher genau überlegt werden, wie die Raster zu typisieren 
sind, damit sie flexibel auf verschiedenste Dimensionen und jede beliebige administ-
rative wie nicht-administrative Raumabgrenzung aggregiert werden können, um ein 
in sich konsistentes und ein neues, die Tradition der BBSR-Raumtypen fortführendes, 
Instrument zu bilden.
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Neue Daten für die Mobilitätsforschung:  
Mobilität in Städten – SrV 2018
Rico Wittwer
Zusammenfassung
Seit mehr als vierzig Jahren analysiert die Verkehrswissenschaft an der Technischen 
Universität Dresden durch regelmäßige Haushaltsbefragungen die Entwicklung des Ein-
wohnerverkehrs in Städten und Gemeinden. Die Technische Universität Dresden berei-
tet den nunmehr elften Befragungsdurchgang der Zeitreihe im System repräsentativer 
Verkehrsbefragungen (SrV) vor, der im Jahr 2018 stattfinden wird. Der Beitrag fokussiert 
auf die aktuellen Herausforderungen bei der Datenerhebung und -bereitstellung und 
beschreibt überblicksartig die Datenlage zur Alltagsmobilität in Deutschland. Weiter-
hin wird beispielhaft aufgezeigt, inwieweit aktuelle Mobilitätsdaten einen Mehrwert für 
die strategische raumrelevante Planung und Mobilitätsforschung darstellen und welche 
Hauptnutzungsbereiche existieren. Der Beitrag verfolgt das Ziel, die elfte Erhebungs-
welle „Mobilität in Städten – SrV 2018“ aus verschiedenen Blickwinkeln vorzustellen. 
Neben organisatorischen Gesichtspunkten spielen dabei auch Fragekatalog, Stadtbetei-
ligung und räumliche Auflösung der Daten eine Rolle.
1 Einordnung und Ausgangslage
In der kommunalen Verkehrsplanung gehört die Auseinandersetzung um langfristig 
wirkende kostenintensive Konzepte und Projekte zur Tagesordnung. Knapper werden-
de Ressourcen erfordern es, Maßnahmenpakete und Einzelmaßnahmen so effektiv wie 
möglich einzusetzen. Dabei ist zu beachten, dass die sach- und abwägungsgerechte 
Einschätzung der Risiken und Potenziale planerischer Maßnahmen maßgeblich von 
der Qualität der genutzten Informationen und Daten abhängt. Dazu gehört weiterhin, 
dass im kritischen Fall der Rückgriff auf veraltete Datengrundlagen zu Fehleinschät-
zungen und teuren Fehlinvestitionen führen kann. Dies kann unter anderem auch die 
Gerichtsbeständigkeit von Beschlüssen gefährden. Die Verkehrswissenschaft an der 
Technischen Universität Dresden analysiert seit mehr als vierzig Jahren durch regelmä-
ßige Haushaltsbefragungen die Entwicklung des Verkehrs der Wohnbevölkerung in 
Städten und Gemeinden. Die Kostenvorteile, der Zuschnitt auf die Anforderungen der 
räumlich wirksamen Verkehrsplanung sowie das wissenschaftlich fundierte Erhebungs-
konzept veranlassen immer mehr Städte, Gemeinden, Verkehrsunternehmen und Ver-
kehrsverbünde dazu, Partner in diesem Gemeinschaftsprojekt zu werden. Sie nutzen 
damit die Möglichkeit, ihre verkehrliche Entwicklung sowohl in Bezug auf eigene Ziel-
setzungen als auch im Städtevergleich einzuschätzen (TU Dresden 2016).
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Darüber hinaus nutzen wissenschaftliche Institutionen die SrV-Daten, um Verhaltens-
hintergründe zur Mobilität, Determinanten von Entscheidungsprozessen (z. B. der Ver-
kehrsmittelwahl) oder auch Wechselwirkungen zwischen Raum- und Verkehrsstruktur 
bis hin zu Wohnstandortentscheidungen – unter besonderer Berücksichtigung konkreter 
lokaler Raumbezüge – vergleichend zu erforschen.
2 Mobilitätsdaten – Ein Mehrwert für Forschung und Planung
2.1 Datenlage großer Erhebungsreihen in Deutschland
Das Mobilitätsverhalten der Bevölkerung im Alltagsverkehr kann grundsätzlich im Quer-
schnitt oder im Längsschnitt erhoben und analysiert werden. Dazu stehen in Deutsch-
land mehrere Erhebungsreihen mit langjähriger Tradition zur Verfügung. Als wiederhol-
te stichtagsbezogene Querschnittserhebungen sind die Bundeserhebung „Mobilität in 
Deutschland (MiD)“ (ehemals KONTIV) und die auf kommunaler Ebene eingesetzte 
Befragung „Mobilität in Städten – SrV“ zu nennen (Abb. 1). Darüber hinaus existiert seit 
1994 das „Deutsche Mobilitätspanel (MOP)“, welches Daten im Längsschnitt erhebt, 
in dem Personen mehrere Jahre jeweils für eine komplette Woche über ihre Mobilität 
berichten. Allen deutschen Mobilitätsbefragungen gemein ist die Erhebungsanlage zur 
Erfassung von Tagesabläufen in Form von Aktivitäts- bzw. Wegemustern. Dabei ori-
entiert sich die Abfrage des individuellen Mobilitätsverhaltens an den durchgeführten 
Wegen für einen vorgegebenen Betrachtungszeitraum. Die Datenlage ist im europä-
ischen Vergleich als sehr gut zu bewerten, da sowohl inter- als auch intrapersonelle 
Fragestellungen der Verkehrsursachenforschung mit qualitativ hochwertig erhobenen 
Daten beantwortet werden können. 
Abb. 1: Querschnittserhebungen vom Verkehrsverhalten in Deutschland  
(Quelle: eigene Darstellung)
Neue Daten für die Mobilitätsforschung: Mobilität in Städten – SrV 2018 209
2.2 Einsatzbereiche von Mobilitätsdaten
Mobilitätsdaten bilden in der Verkehrsforschung einerseits die wichtigste Datenquelle, 
um eine bessere Kenntnis über Ursachen und Wirkungen der Verkehrsentstehung zu 
gewinnen. Das alltägliche Verkehrsverhalten ist dabei das Resultat individuell verschie-
dener und komplexer Entscheidungsprozesse. Um diese Prozesse zu verstehen, kann 
auf eine Vielzahl von Analysewerkzeugen und -techniken, insbesondere aus dem Ge-
biet der empirischen Sozialforschung zurückgegriffen werden. Haushaltsbefragungen 
zum Mobilitätsverhalten ermöglichen es, Ursachen von Verkehrsphänomenen auf Indi-
vidualebene zu ergründen. Andererseits werden Mobilitätsdaten auf der kommunalen 
strategischen Ebene als Fundament für planvolles Handeln eingesetzt. Sie sind zentrale 
Grundlage einer integrierten beeinflussenden Verkehrsplanung. Sie werden unter ande-
rem verwendet als:
• Eingangs- und Kalibrierungsgrößen für Verkehrsnachfragemodelle,
• Grundlage für die Abschätzung der Wirksamkeit von geplanten bzw. realisierten 
Maßnahmen (Vorher-/Nachher-Daten, Modellrechnungen),
• Instrument zum Monitoring, d. h. zur kontinuierlichen Beobachtung und Analyse 
der Entwicklung von Verkehrsverhaltensweisen (Erkennen von Fehlentwicklungen),
• Instrument zum Benchmarking, d. h. zur Positionsbestimmung gegenüber ver-
gleichbaren Untersuchungsräumen (regional und überregional) und
• Argumentationshilfe in Planfeststellungsverfahren und Beteiligungsprozessen.
2.3 Zielgrößen der Planungspraxis für Monitoring und  
Benchmarking
Das Mobilitätsverhalten der Bevölkerung wird in der Planungspraxis anhand verschiede-
ner Kenngrößen (z. B. Mobilitätsrate, Modal Split, Verkehrsleistung) beschrieben. Diese 
werden häufig für die kontinuierliche Beobachtung von verkehrlichen Entwicklungen 
und auch zur Positionsbestimmung im Vergleich zu anderen Kommunen mit ähnlichen 
sozioökonomischen, räumlichen und topografischen Bedingungen genutzt. Dabei hat 
als Indikator für die Kommunen der auf die Wegehäufigkeit bezogene Modal Split zur 
Beschreibung von Verkehrsmittelpräferenzen in einem Untersuchungsraum eine heraus-
ragende Bedeutung. Eine im Jahr 2014 durchgeführte Befragung der Auftraggeber des 
SrV 2013 zeigt eindrucksvoll die Bedeutung dieser Kenngröße in verschiedenen Diffe-
renzierungen für die alltägliche Arbeit (Abb. 2). Der Modal Split einer Kommune hängt 
dabei von einer Vielzahl lokaler Besonderheiten (z. B. auch der Mobilitätskultur in einer 
Region) ab und ist demnach ohne Erhebung zunächst schwer in Regeln und Modelle zu 
fassen. Dementsprechend stark zeigen sich auch Variationen in der Verkehrsmittelwahl, 
selbst wenn Räume mit durchaus ähnlichen Verkehrsangebotsstrukturen verglichen 
werden.
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Abb. 2: Wichtigste Kenngrößen und Merkmalskombinationen für Auftraggeber des SrV 2013 
(Quelle: Hubrich 2016, 19)
Die Größe einer Kommune ist bereits ein raumbeschreibender Indikator, welcher die 
Wirkung qualitativ unterschiedlicher Verkehrsangebote, insbesondere des ÖPNV, auf-
zeigt (Abb. 3). Während sich ein gutes ÖPNV-Angebot in Metropolen und Großstädten 
bzw. Oberzentren i. d. R. auch im Modal Split ausdrückt, steigt mit sinkender Ortsgrö-
ße der Anteil des motorisierten Individualverkehrs (MIV) im Mittel deutlich. Allerdings 
zeigen die großen Spannweiten der Einzelstädte, dass eine Vielzahl anderer situativer 
Raumeigenschaften sowie Einstellungen und Präferenzen der Bewohner die Verkehrs-
mittelwahl entscheidend beeinflussen. Dies macht interkommunale Vergleiche und die 
Positionsbestimmung für Kommunen besonders interessant.
Abb. 3: Verkehrsmittelanteile an allen Wegen nach Stadtgröße im SrV 2013  
(Quelle: Ahrens 2014, 40)
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3 Die elfte Erhebungswelle: Mobilität in Städten – SrV 2018
3.1 Organisationsstruktur
Die langjährige SrV-Zeitreihe wird im Jahr 2018 bereits zum elften Mal seit 1972 fortge-
schrieben. Die Auftraggeber der Erhebung sind i. d. R. Städte, Gemeinden, Verkehrsun-
ternehmen und -verbünde. Teilweise unterstützen die Bundesländer das Forschungspro-
jekt. Die Professur für Integrierte Verkehrsplanung und Straßenverkehrstechnik versteht 
sich als Treuhänder der Städte und übernimmt sowohl die wissenschaftliche Vorberei-
tung, die Koordinierung der Erhebung als auch die europaweite Ausschreibung der Feld-
arbeit. Nach erfolgreicher Datenerhebung durch ein professionelles Erhebungsinstitut 
werden die Daten an die Professur übergeben. Die Aufbereitung und Auswertung der 
Daten erfolgt an der Technischen Universität Dresden nach einheitlichen wissenschaft-
lichen Regeln und Standards (Ahrens et al. 2014, 2 f.). Die Organisationsstruktur der 
Erhebung zeigt Abbildung 4.
Abb. 4: Organisationsstruktur zum SrV 2018 (Quelle: TU Dresden 2016, 6)
3.2 Untersuchungsräume
Die zeitgleiche Beteiligung möglichst vieler Partner am SrV hat weitreichende Vorteile 
in Bezug auf die inhaltliche und methodische Einheitlichkeit. Neben stadtspezifischen 
Kennwerten sind so auch ein Vergleich der Städte und Gemeinden untereinander sowie 
die vertiefte Analyse des Verkehrsverhaltens beispielsweise für bestimmte Personen-
gruppen in Stadtkollektiven möglich. Für die Erhebung im Jahr 2018 konnte ein gegen-
über 2013 nochmals größerer Teilnehmerkreis gewonnen werden (Abb. 5). Bundesweit 
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ist 2018 eine noch ausgewogenere räumliche Verteilung der Teilnehmer gegenüber 
dem letzten Erhebungsdurchgang zu sehen. Damit ist ein weiter wachsendes Potenzial 
sowohl für den Städtevergleich als auch für die Stadtgruppenbildung vorhanden.
Abb. 5: Untersuchungsräume im SrV 2018 (Quelle: eigene Darstellung)
3.3 Fragekatalog
Untersuchungseinheiten sind die Haushalte mit allen darin lebenden Personen und 
deren realisiertem Verkehrsverhalten. Die zu erhebenden Analysemerkmale gliedern sich 
jeweils in
• Haushaltsdaten mit verschiedenen Informationen zu Haushaltskontext, Fahrzeug-
ausstattung und Pkw-Merkmalen,
• Personendaten mit Merkmalen zur Soziodemografie, verkehrsrelevanten Rahmen-
bedingungen (wie beispielsweise dem Führerscheinbesitz) sowie Informationen zur 
allgemeinen Mobilität,
• Stichtagsdaten mit Randbedingungen des erhebungsrelevanten Bezugszeitraums 
wie der Verkehrsmittelverfügbarkeit und
• Wegedaten mit Merkmalen der Ortsveränderung wie u. a. Beginn, Ende, Zweck, 
Verkehrsmittel, Ziel und Entfernung.
Der Fragekatalog des elften Erhebungsdurchganges orientiert sich sehr stark an dem 
seiner Vorgänger (Ahrens et al. 2014, 18 ff.).
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3.4 Grundzüge der Befragungsmethodik
Die Befragungsmethodik, als Kernstück einer Zeitreihenuntersuchung, blieb in seinen 
wesentlichen Elementen über viele Jahre hinweg weitgehend konstant (Abb. 6). Um den 
Einwohnerverkehr der städtischen Wohnbevölkerung zu erfassen, kommen seit dem 
Beginn der Zeitreihe im Jahr 1972 eine einheitliche Wegedefinition und Bildungsvor-
schrift der Hauptverkehrsmittel zum Einsatz. Über ein Zufallsverfahren wird aus dem 
Einwohnermelderegister eine Person gezogen.
Abb. 6: Metadaten zum SrV 2018 (Quelle: Ließke 2016, 8)
An den Haushalt dieser Person werden Informations- und Ankündigungsmaterialien 
versendet. Für einen konkret vorgegeben Stichtag werden alle Haushaltsmitglieder 
gebeten, ein Mobilitätstagebuch auszufüllen. Nichtantwortende Haushalte werden über 
verschiedene Kanäle erinnert und um Teilnahme gebeten.
Als Erfassungsmethode der Daten kommt 2018, ähnlich wie bereits 2003, 2008 und 
2013, ein Mix aus telefonischer und schriftlicher Befragung (schriftlich-postalisch, 
schriftlich-online) zum Einsatz. Vor 2003 fand die Erfassung der Merkmale stets im Di-
rektinterview im Haushalt (face to face) statt. Umfangreiche Selektivitätsanalysen und 
eine verkürzte Befragung von Nichtantwortern (Nonresponse-Studie) helfen, den Aus-
fallprozess im Detail zu analysieren und nachzuvollziehen. Die Daten werden im An-
schluss nach einheitlichem Verfahren sachlich, räumlich und zeitlich gewichtet (Design- 
und Ausfallgewichtung) und stadtspezifisch sowie in Stadtgruppen ausgewertet.
3.5 Räumliche Auflösung der Daten
Sowohl Wohnstandorte als auch die Quellen und Ziele der Ortsveränderungen werden 
entsprechend gültiger Datenschutzrichtlinien räumlich kodiert. Dazu wird auf interaktive 
Kartenanwendungen zurückgegriffen, welche es dem Befragten bzw. dem Interviewer 
erlauben, Standorte räumlich zu verorten. Die Geokodes werden sowohl in organische 
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(z. B. Verkehrszellen) als auch in administrative (z. B. Stadtteile) Raumeinheiten über-
führt und im Anschluss datenschutzkonform gelöscht. Für den Erhebungsdurchgang 
2018 ist vorgesehen, als weitere Raumgliederungsebene die Rasterzelle auf Basis eines 
einheitlichen Koordinatenreferenzsystems einzuführen (Abb. 7). Die räumliche Ausdeh-
nung der Rasterzellen orientiert sich an den Anforderungen des Datenschutzes. Die in 
der Bundeserhebung „Mobilität in Deutschland (MiD) 2016/17“ durch das BMVI an-
gewendete Vorgehensweise soll für „Mobilität in Städten – SrV 2018“ ebenso gelten.
Abb. 7: Konzept zur räumlichen Auflösung der Daten (Quelle: eigene Darstellung)
4 Fazit
Der elfte Erhebungsdurchgang „Mobilität in Städten – SrV 2018“ wird der Mobilitäts-
forschung und strategischen Verkehrsplanung eine Vielzahl neuer methodischer und 
inhaltlicher Impulse geben. Die Technische Universität Dresden berücksichtigt dabei, 
wie bereits in der Vergangenheit, zahlreiche neue Anforderungen. Diese ergeben sich 
aus veränderten Rahmenbedingungen sowie dem steigenden Informationsbedarf der 
Städte und Gemeinden. Daher ist es auch in diesem Erhebungsdurchgang notwendig, 
den Zielkonflikt zwischen Planungsrelevanz aus Sicht der Auftraggeber, den daraus re-
sultierenden Befragungsinhalten und dem Beantwortungsaufwand zu lösen. Dabei ist 
es in der Abwägung unterschiedlicher Aspekte ebenso von Bedeutung, dass mit dem 
SrV alle fünf Jahre ein Gelegenheitsfenster geöffnet wird, durch das Synergien bei der 
Informationsgewinnung genutzt werden können (Abb. 8).
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Abb. 8: Planungsrelevanz und Beantwortungsaufwand (Quelle: eigene Darstellung)
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Neue Nachhaltigkeitsindikatoren für das 
Siedlungsflächenmonitoring
Gisela Beckmann, Fabian Dosch
Zusammenfassung
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) hat in ihrer aktuellen Neuauflage zwei 
neue Indikatoren zum Flächenverbrauch aufgenommen: Siedlungsdichte und Frei-
raumverlust. Sie ergänzen den etablierten Flächenverbrauchs-Indikator (30-ha-Ziel) um 
qualitative Aspekte. Die neuen Indikatoren werden neben dem Bundeswert zusätzlich 
nach ländlichen und nicht ländlichen Raumtypen unterschieden. Die „Siedlungsdich-
te“ beschreibt, wie viele Einwohner auf einem Quadratkilometer Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche leben und gibt somit Hinweise auf die Effizienz der Siedlungsflächennut-
zung. Ziel der Bundesregierung ist eine Stabilisierung der Siedlungsdichte. Der Indikator 
„Freiraumverlust“ zeigt, wie viel Freiraum jedes Jahr pro Kopf durch Siedlungs- und 
Verkehrsflächenwachstum verloren geht. Ziel ist eine möglichst geringe Abnahme der 
Freiraumfläche pro Kopf, die in ländlichen Räumen gut vier Mal höher liegt als in den 
nicht ländlichen Räumen. 
1 Einführung 
Im BBSR werden Informationen zur Siedlungsflächenentwicklung regelmäßig aufberei-
tet und veröffentlicht. Zudem fragen Politik und Fachöffentlichkeit diese Informatio-
nen ab, wie z. B. im Kontext von Anfragen an den Deutschen Bundestag (Deutscher 
Bundestag 2017a und b). Auch die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie hat das Thema 
Flächenverbrauch seit ihrem Beginn im Jahr 2002 aufgenommen und zwar als soge-
nanntes 30-ha-Ziel. Nach dieser Zielsetzung soll der Siedlungs- und Verkehrsflächenver-
brauch bis 2020 auf maximal 30 ha pro Tag gesenkt werden (Bundesregierung 2002, 
104 u. a.). 
Zwischen 1993 und 2015 wuchsen die Siedlungs- und Verkehrsflächen (SuV) beständig 
um fast 1 Mio. Hektar SuV von 4 Mio. auf nahezu 5 Mio. Hektar. Im Mittel wurden 
109 Hektar pro Tag für Siedlungszwecke neu verbraucht. Allerdings schwächt sich der 
Anstieg seit der Jahrtausendwende bundesweit kontinuierlich und erkennbar ab. Derzeit 
liegt die tägliche Neuinanspruchnahme nach den amtlichen Daten der Flächenerhebung 
bei 66 ha (2012-2015). Um den Jahrtausendwechsel lag sie noch bei 129 ha pro Tag 
(1997-2000). Der Flächenverbrauch hat sich somit fast halbiert und bei der Nutzungs-
art Gebäude- und Freifläche (einschließlich Betriebsfläche ohne Abbauland) nahm die 
tägliche Neuinanspruchnahme sogar um über 6o % ab (Abb. 1). 
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Abb. 1: Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche seit 1993 (Quelle: BBSR 2017)
2 Neue Flächenindikatoren für die DNS
In der aktuellen Neuauflage der DNS wurde die 30-ha-Zielsetzung bis zum Jahr 2030 
verlängert und gleichzeitig verschärft. Der neue Zielwert des Kernindikators wurde auf 
„unter 30 ha bis 2030“ festgesetzt (Bundesregierung 2017, 38 und 159). Neben dieser 
Zielsetzung existieren weitere, konkretere Forderungen zum Flächenverbrauch: So setzt 
das BMUB in seinem integrierten Umweltprogramm die Grenze von max. 20 ha pro Tag 
bis zum Jahr 2030 fest (Bundesregierung 2016a, 82). Darüber hinaus gibt es einen Kabi-
nettsbeschluss zum Klimaschutzplan vom November 2016 mit dem Langfristziel Netto-
Null ha pro Tag bis zum Jahr 2050 (Bundesregierung 2016b, 68). Netto Null fordert auch 
der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem Umweltgutachten 2016, allerdings 
schon für das Jahr 2030 (SRU 2016, 268). 
Aber gleich welche Forderung zur Höhe des Verbrauchs besteht, der Kernindikator 
ermöglicht nur Aussagen zur Menge, nicht aber zur Qualität oder zu räumlichen 
Unterschieden des Flächenverbrauchs. Denn der bundesweite Kernindikator ist räumlich 
„blind“, d. h. die zuletzt höchst unterschiedlichen räumlichen Entwicklungen im Bun-
desgebiet bleiben unberücksichtigt. Auch enthält er keine weiteren sachlichen Bezüge 
wie etwa Auslastung der SuV durch Einwohner oder Erwerbstätige, da nur die Neu-
inanspruchnahme gemessen wird. Auch Erfolge der Innenentwicklung werden so nicht 
transparent. 
Von verschiedenen Seiten wurden daher seit langem Ergänzungsindikatoren gefordert. 
Speziell der Indikator Siedlungsdichte, der die Einwohner je Siedlungs- und Verkehrs-
fläche misst, wurde bereits 2010 im LABO1-erstellten „Bericht der Umweltministerkon-
ferenz […] an die CdS […]“ (LABO 2010, 6) gefordert. In einigen (Bundes-)Ländern 
1 Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz.
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wurde die Siedlungsdichte auch schon für das Flächenmonitoring verwendet, etwa in 
Baden-Württemberg, wo der reziproke Wert 2007 beim Monitoring als „Flächen einsatz“ 
(Siedlungsfläche je Einwohner) Verwendung fand. In der Schweiz war „Siedlungsfläche 
pro Kopf“ einer der 44 Legislaturindikatoren 2011-2015, mit der Zielsetzung, die Sied-
lungsflächen pro Kopf bei 400 m² zu stabilisieren (BfS 2016, 61 f.). 
Umso bedeutsamer für ein kontinuierliches Monitoring ist daher die Aufnahme der 
Indikatoren „Siedlungsdichte und Freiraumverlust“ in den Kanon der Nachhaltigkeitsin-
dikatoren der DNS. Sie wurden – neben dem Kernindikator zum Flächenverbrauch – der 
Zielsetzung Nr. 11 „Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nach-
haltig gestalten“ zugeordnet. 
3 Herausforderung Monitoring und Datenauswertung
Indikatoren für ein kontinuierliches, bundesweites Monitoring müssen verschiedene 
Kriterien erfüllen und sollten möglichst folgende Eigenschaften aufweisen: 
• aussagekräftig, gut vermittelbar, strategiefähig
• deutschlandweit flächendeckend
• hinreichend zuverlässig
• ohne größeren Erhebungs- und Kostenaufwand verfügbar
• Datengrundlagen werden regelmäßig aktualisiert
Die Indikatoren Siedlungsdichte und Freiraumverlust erfüllen diese Eigenschaften. 
Allerdings gibt es ein paar Hürden bezüglich der Qualität der verwendeten Daten, die 
besonders in den letzten Jahren Zeitvergleiche erschweren. 
Sowohl Siedlungsdichte als auch Freiraumverlust greifen auf die gleichen Datenquellen 
zurück: die „Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung“ und die „Bevölke-
rungsfortschreibung des Bundes und der Länder“. Die Daten liegen als administrative 
Aggregate, z. B. Kreise oder Gemeinden, vor. Bei beiden Statistiken kam es im Zeit-
verlauf zu verschiedenen Unschärfen bzw. Brüchen in Zeitreihen, die bei Auswertungen 
beachtet werden müssen. Besonders zu nennen sind:
• Gebietsreformen: Im Zeitverlauf änderten sich für beide Datensätze die Gebiets-
zuschnitte der Kreise bzw. Gemeinden durch Gebietsreformen. In solchen Fällen 
werden die Gebietsstände der vergangenen Jahre an den aktuellen Zustand ange-
passt. Das kann bei der Bevölkerungsstatistik problemlos erfolgen, da die jeweiligen 
Einwohnerzahlen bekannt sind. Bei der Flächenerhebung sind hingegen lediglich die 
Größen der geänderten Katasterflächen bekannt. Wird eine Gemeinde nur teilweise 
neu zugeordnet, so erfolgen flächenproportionale Umschätzungen, wobei die Nut-
zungsanteile der Gesamtgemeinde zugrunde gelegt werden. 
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• Datenumstellungen Flächenerhebung: Im Zuge der Umstellung vom ALB (Auto-
matisiertes Liegenschaftsbuch) zum GIS-gestützten ALKIS (Automatisiertes Lie-
genschaftskatasterinformationssystem), die über mehrere Jahre lief, kam es durch 
Neuzuordnungen zu Datenunschärfen. Soweit bekannt und möglich, werden die 
umstellungsbedingen Fehler herausgerechnet. Darüber hinaus werden die Ergebnis-
se des Gesamtdatensatzes – um bei der Dateninterpretation sicher zu liegen – mit 
denen von plausibilitätsgeprüften Datensätzen mit reduzierter Fallzahl verglichen. 
Zudem werden möglichst keine Einzeldaten sondern Raumtypen-Aggregate sowie 
Mehrjahresdurchschnitte genutzt, um auftretende Brüche gegebenenfalls etwas zu 
glätten bzw. abzumildern, so dass Datenunschärfen nicht störend oder gar verfäl-
schend ins Gewicht fallen. 
• Datenumstellungen Bevölkerungsstatistik: Die Bevölkerungszahlen weisen einen 
Bruch durch den Zensus 2011 auf, denn die Bevölkerungsfortschreibung zählte 
zwischen 1989 und 2011 etwa 1,5 Millionen Menschen zu viel. Diese wurden ab 
2011 wieder abgezogen. Um einen Bruch bei Indikatoren-Zeitreihen zu vermeiden, 
werden die überzähligen Einwohner für Analysen des BBSR linear rückwirkend bis 
1989 auf Kreis- oder Gemeindeebene herausgerechnet. Bei den offiziellen Darstel-
lungen im Nachhaltigkeitsbericht entfällt diese Korrektur, so dass sie einen entspre-
chenden Bruch aufweisen. 
4 Die Indikatoren Siedlungsdichte und Freiraumverlust
Die Indikatoren Siedlungsdichte und Freiraumverlust nehmen beide Bezug auf SuV und 
Einwohnerzahl und weisen in der DNS neben dem Bundeswert eine regionale Differen-
zierung in „ländliche“ und „nicht ländliche“ Räume auf, nach einer Abgrenzung des 
Thünen Institutes. Für wissenschaftliche Analysen sind darüber hinaus – je nach spezifi-
scher Fragestellung – ganz unterschiedliche Raumtypen bzw. Aggregate möglich, wie sie 
im BBSR entwickelt werden und breite Verwendung finden, beispielsweise Kreistypen, 
wachsende und schrumpfende Räume oder Unterscheidungen nach Zentralitätstyp. 
Die Differenzierung zwischen ländlichen und städtischen Räumen wurde beim DNS-
Indikator eingeführt, weil der einwohnerbezogene Flächenverbrauch im Bundesgebiet 
stark variiert ebenso wie die damit verbundenen Probleme. Die vielen Einwohner in den 
Ballungsräumen leben schon heute relativ sparsam, d. h. weit unter dem Bundesdurch-
schnitt von rund 600 m² Siedlungs- und Verkehrsflächen pro Kopf. Demgegenüber 
nehmen vergleichsweise wenige Einwohner in ländlichen Gebieten relativ viel Fläche für 
Siedlungszwecke in Anspruch, wie die folgende Karte und das bevölkerungsproportio-
nale Kartogramm zeigen (Abb. 2). 
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Abb. 2: Karte Siedlungs- und Verkehrsfläche je Einwohner (Quelle: BBSR 2017)
Diese Disparitäten sind das Resultat einer kontinuierlichen Zunahme der SuV in den 
vergangenen Jahrzehnten, auch in Zeiten, in denen die Bevölkerung stagnierte oder 
zeitweilig sogar abnahm, ebenso wie die Beschäftigten, die erst in den letzten Jahren 
kräftig zulegten (Abb. 3).
Mit den Siedlungsflächenzunahmen verbunden war ein andauernder Freiraumverlust 
sowie über viele Jahre auch die Abnahme der Siedlungsdichte. Diese hat sich aber in 
den letzten Jahren stabilisiert. Nach wie vor werden zwar in allen Kreistypen2 Flächen für 
Siedlungszwecke neu in Anspruch genommen. Die Siedlungsdichte bzw. der reziproke 
Pro-Kopf-Verbrauch von SuV sind jedoch – wie erläutert – regional bzw. nach Kreis-
typen sehr unterschiedlich: In Großstädten, die schon immer höhere Siedlungsdichten 
hatten als die übrigen Kreistypen, nehmen sie seit ein paar Jahren zu (Abb. 4). Dies 
ist ein neuer Trend, der mit Zuwanderung und wachsender Nachfrage nach Bauflä-
chen bei begrenztem Flächenangebot zu tun hat, die wiederum zu einer effektiveren 
2 BBSR Kreistypen: Kreisfreie Großstädte, städtische Kreise, ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen, 
dünn besiedelte ländliche Kreise
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Flächennutzung führen, z. B. durch Innenentwicklung oder flächensparsame Bauweisen 
und die Verlagerung auf Mehrfamilienhausbau, dessen Anteil an Baugenehmigungen in 
Ballungsräumen kräftig zugelegt hat. 
Auf der anderen Seite kämpfen viele ländliche Kommunen mit einem Rückgang der 
Bevölkerung, verbunden mit hohen Leerstandsquoten. Viele dieser häufig ohnehin 
bereits dünn besiedelten Kreise und Gemeinden verzeichnen dennoch Neubautätigkeit 
auf der grünen Wiese.
Vor dem Hintergrund dieser ungleichen Entwicklungen ermöglichen die neuen DNS- 
Indikatoren Freiraumverlust und Siedlungsdichte die Messung der Effizienz der Sied-
lungsnutzung. Sie geben Hinweise auf Einsparpotenziale, können Erfolge beim 
Abb. 3: Entwicklung von SuV, Bevölkerung, Wohnfläche und Beschäftigten in Deutschland im 
Vergleich seit 1996 (Quelle: BBSR 2016)
Abb. 4: Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie Siedlungsdichten von 2012 bis 
2015 (Quelle: BBSR 2017) 
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Flächensparen transparent machen und bieten somit auch wichtige Informationen für 
Kommunen im Hinblick auf Kosten für Infrastrukturerhalt, -aus- und -umbau, Unter- 
bzw. Überausstattung, Entleerung oder auch Grenzen der (Nach)Verdichtung.
Beide DNS-Indikatoren geben keine konkreten Zielwerte vor, sondern nur die Entwick-
lungsrichtung: So soll zum einen die Abnahme der Freiraumflächen je Einwohner verrin-
gert und zum anderen eine weitere Abnahme der Siedlungsdichten verhindert werden. 
Beim Freiraumverlust wird der jährliche Zuwachs der SuV gemessen, um den Rück-
gang der Freiräume in Quadratmeter je Einwohner zu bestimmen, denn SuV-Wachs-
tum auf der einen Seite bedeutet Freiraumverlust auf der anderen. Im Wesentlichen 
handelt es sich bei den umgewandelten Freiraumflächen ganz überwiegend um Land-
wirtschaftsflächen. In der DNS wird die jährliche Veränderung als Säule mit gleitenden 
Vierjahresdurchschnitten dargestellt und neben dem Bundeswert nach ländlichen und 
nicht ländlichen Räumen differenziert. Der jährliche Freiraumverlust pro Kopf sank im 
Bundesdurchschnitt seit dem Startzeitraum (2000-2004) von 5,2 m² auf mittlerweile 
2,9 m² (2011-2015). Auch in allen räumlichen Typen ist der Pro-Kopf-Verlust seit dem 
Start geringer geworden (Abb. 5). 
Allerdings liegt der Freiraumverlust in ländlichen Räumen (4,3 m²) gut vier Mal höher als 
in nicht ländlichen Räumen (1 m²). Das kommt nicht zuletzt daher, dass über 85 % der 
neuen Flächeninanspruchnahmen der letzten Jahre auf ländliche Räume entfielen, bei 
Abb. 5: Freiraumverlust durch SuV-Zunahme seit 2000 nach verschiedenen Raumtypen  
(Quelle: BBSR 2017)
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nur einem knappen Drittel der Bevölkerungszunahmen. Ländliche Räume können somit 
vergleichsweise mehr zum Flächensparen beitragen als Ballungsräume.
Bei der Siedlungsdichte, die analog zur Bevölkerungsdichte als Einwohner je km² 
Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) definiert ist, werden der komplette Siedlungs-
flächenbestand und seine Entwicklung betrachtet. Die Darstellung in der DNS erfolgt als 
Linien und indexiert, d. h. nicht als Absolutwerte, sondern jeweils im Vergleich zum Jahr 
2000, das als 100 % definiert wird (Abb. 6).
Bei einem Bundesdurchschnitt von rund 1 670 Menschen auf einem Quadratkilometer 
SuV leben in ländlichen Räumen 1 220 und in nicht ländlichen Räumen durchschnittlich 
rund 3 300 Einwohner (Stand 2015). Bei der Entwicklung seit 2000 zeigt sich, dass die 
Siedlungsdichten über viele Jahre bundesweit sowie in allen räumlichen Typen abnah-
men; und zwar umso mehr, je ländlicher eine Region ist. Seit einigen Jahren stabilisiert 
sich die Siedlungsdichte im Bundesdurchschnitt und in den Ballungsräumen zeichnet 
sich sogar eine Trendwende ab: höhere Zuzüge verbunden mit kompakteren Bauwei-
sen und Nachverdichtung führen seit 2011 zur Zunahme der Dichten. Betrachtet man 
demgegenüber die ländlichen Räume, so sank die Siedlungsdichte bis 2014 weiter. Die 
Ursachen hierfür lagen im bereits erläuterten großzügigen Flächenneuverbrauch dieser 
Regionen, jedoch wird die Abnahme in den schrumpfenden Regionen durch Bevölke-
rungsrückgang noch verstärkt. 2015 gab es durch die Flüchtlingszuwanderung auch in 
ländlichen Räumen einen leichten Anstieg der Siedlungsdichte, der vermutlich aber nur 
Abb. 6: Entwicklung der Siedlungsdichte seit 2000 nach verschiedenen Raumtypen  
(Quelle: BBSR 2017)
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von kurzer Dauer sein wird. Die langfristigen Abnahmen der Siedlungsdichten sind eine 
Aufforderung, ländliche Regionen noch stärker bei Maßnahmen des Flächensparens, 
der Innenentwicklung und Bestandserneuerung zu unterstützen. 
5 Fazit
Freiraumverlust und Siedlungsdichte ergänzen nicht nur die DNS um wertvolle Infor-
mationen zu qualitativen Aspekten des Flächenverbrauchs, insbesondere hinsichtlich 
Auslastung der Siedlungsflächen und der Einsparpotenziale. Sie geben Hinweise auf an-
stehende Probleme in ländlichen Räumen, wie z. B. mangelnde Infrastrukturauslastung 
oder Dorfkernverödung, Brachflächen und Leerstände. In Wachstumsräumen können 
sie helfen, Nachverdichtung zu messen, aber auch Grenzen der Verdichtung auszuloten. 
Im Hinblick auf ein umfassendes Flächenmonitoring im Kontext „Ziel unter 30 Hektar 
2030“ macht es Sinn, nicht bei diesen beiden Indikatoren Halt zu machen, sondern daran 
zu arbeiten, dass mittelfristig ein geeignetes, unter Fachleuten abgestimmtes Indikato-
renbündel für Flächenmonitoring zusammengestellt wird. Geeignete Ergänzungen könn-
ten etwa aus den Themenbereichen Bodenversiegelung, Innenentwicklung(spotenziale), 
Zersiedelung oder Wohnflächendichte kommen.
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Messansatz zur Grünflächenversorgung von Einwohnern 
auf Stadt- und Stadtteilebene
Benjamin Richter, Martin Behnisch, Karsten Grunewald
Zusammenfassung
Im Beitrag wird der Frage nachgegangen, wie eine nachhaltige Stadtentwicklung, die die 
Funktionalität von grauer und grüner Infrastruktur berücksichtigt, im Kontext von Grün-
flächen- und Freiraumplanung durch Kenngrößen unterstützt werden kann. Anhand 
einer Kombination von sechs Indikatoren, die einerseits den Zugang von Einwohnern 
zu Grünflächen und andererseits die Siedlungscharakteristik sowie die anthropogene 
Überprägung der urbanen Landschaft beschreiben, wird die spezifische Grünflächen-
versorgung analysiert. Die Indikatoren wurden berechnet und für eine Klassifikation der 
Untersuchungsgebiete in einer „9-Zellenmatrix“ zusammengeführt. Die Umsetzung 
erfolgte auf zwei Skalen, für alle deutschen Städte mit mindestens 50  000 Einwoh-
nern sowie beispielhaft für Stadtteile von acht Großstädten. Die berechneten Indikator -
werte zur Abbildung von grüner Infrastruktur nehmen mit steigender Einwohnerzahl ab, 
während es sich bei den Indikatoren der grauen Infrastruktur umgekehrt verhält. Einige 
nordrhein-westfälische Großstädte fallen durch ein ausgeglichenes Niveau grüner und 
grauer Infrastruktur auf.
1 Einleitung
Die Siedlungsentwicklung in Agglomerationsräumen und in peripheren urbanen Zentren 
ist in den letzten Dekaden mehrheitlich durch eine stetige Zunahme an Siedlungs- und 
Verkehrsfläche (SuV) in Deutschland gekennzeichnet. Ursachen sind steigender Wohn-
flächenbedarf pro Kopf, steigende Einwohnerzahlen durch Migrationsbewegungen 
sowie die Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflächen im Freiraum trotz teilweise 
vorhandener urbaner Brach- und Konversionsflächen (BMUB 2015). Die fortschreitende 
Urbanisierung auf Kosten des Freiraums, negative stadtklimatische Veränderungen und 
eine Anpassung an ein sich wandelndes Klima verlangen nach einer Sicherung und Ent-
wicklung inner- als auch randstädtischer Grünflächen als Ausgleichsräume (Naturkapital 
Deutschland – TEEB DE 2016; BMUB 2017). Wichtige Maßnahmen und Strategien zur 
Förderung nachhaltiger Stadtentwicklung im Kontext von Grünflächen sind auf natio-
naler politischer Ebene:
• bauliche Entwicklung im Innenbereich von Siedlungen fördern (§ 35 BauGB),
• Städtebauförderprogramm „Zukunft Stadtgrün“, Schutz und Entwicklung funktio-
naler urbaner Ökosysteme und ihrer Leistungsfähigkeit (BMUB 2015, 2017),
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• Verringerung der Flächenneuinanspruchnahme für SuV-Nutzungen (Bundesregie-
rung 2016, 2017).
Die Förderung baulicher Entwicklung im Innenbereich der Städte kann lokal zu einem 
Rückgang an Grünflächen und auch zu einer geringeren Vernetzung von Grünräumen 
führen (BMUB 2015). Mit der Nachverdichtung nehmen folglich Interessenskonflikte in 
Bezug zur deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Reduzierung des Flächenverbrauchs) und 
der Biodiversitätsstrategie (Erhöhung der Durchgrünung in Städten) zu.
Eine nachhaltige Stadtentwicklung strebt ein optimales Verhältnis von grauer und grü-
ner Infrastruktur zur Sicherstellung der jeweiligen Funktionalitäten an. Insbesondere 
Gebäude und Straßen gehören zur grauen Infrastruktur, welche Daseinsfunktionen 
(z. B. Wohnen, Arbeiten, Bilden) bereitstellen. Durch Vegetation geprägte Räume (z. B. 
Grünflächen, Stadtwälder) und Gewässer bilden die grüne Infrastruktur, welche einen 
Beitrag zur Biodiversität leistet sowie multiple Ökosystemleistungen (z. B. Luftfilterung, 
Erholung, Hochwasserrückhalt) bereitstellt (Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016). 
Im Rahmen der EU-Strategie zur „Grünen Infrastruktur“ (Europäische Kommissi-
on 2013) werden städtische Räume explizit einbezogen. Das Bundeskonzept „Grüne 
Infrastruktur“ behandelt urbane Grünräume programmatisch, bildet diese jedoch „aus 
Maßstabsgründen nicht raumkonkret und kartographisch“ ab (BfN 2017). Um Zielset-
zungen für die Entwicklung konkreter urbaner grüner Infrastruktur im Kontext baulicher 
Vorhaben im Siedlungsbestand ableiten zu können, bedarf es mit Messgrößen belegter 
Aussagen. Im Weißbuch Stadtgrün (BMUB 2017) werden zu entwickelnde quantitative 
und qualitative Kenngrößen für die Grün- und Freiraumentwicklung benannt: Grün-
erreichbarkeit, Grünraumversorgung, Grünqualität und Grünflächenfaktor. Diese sollen 
der Formulierung von Standards zur „angemessenen Freiraumversorgung“ der Bewoh-
nerschaft mit städtischen Grün- und Freiflächen dienen.
Im Folgenden wird ein Messansatz zur Abbildung von grauer und grüner Infrastruktur 
vorgeschlagen, der sechs Indikatoren kombiniert. Die Ergebnisse werden auf zwei räum-
lichen Ebenen (Gesamtstadt und Stadtteile) am Beispiel deutscher Großstädte dargestellt 
und diskutiert.
2 Messansatz zur Grünflächenversorgung
Als quantitative Kenngrößen (Indikatoren) zur Kennzeichnung der Versorgung der 
Bevölkerung mit öffentlichen Grünflächen im urbanen Raum werden in der Praxis vor-
rangig Indikatoren wie „Erreichbarkeit städtischer Grünflächen“ (v.  a. im fußläufigen 
Wohnumfeld) und „Grünfläche pro Einwohner“ angewendet (Deilmann et al. 2017; 
Dosch, Neugebauer 2016; Grunewald et al. 2016).
Messansatz zur Grünflächenversorgung von Einwohnern in der Stadt 231
Komplementär sind Größen etabliert, die eher die graue Infrastruktur abbilden, wie 
„Siedlungsdichte“ oder „Bodenversiegelung“. Die anthropogene Überprägung urba-
ner Ökosysteme kann über den „Grad der menschlichen Beeinflussung“, gemessen als 
Summenindikator über den Hemerobieansatz, bewertet werden. Weitere Kenngrößen 
zur Charakterisierung bzw. Interpretation von Siedlungen im Hinblick auf Flächen mit 
grüner und grauer Infrastruktur wären u. a. Bevölkerungsdichte, Siedlungsstrukturtyp, 
Grünvolumen, Biotopverbund.
Im Folgenden wird eine Kombination von sechs Kenngrößen vorgeschlagen, um alle 
Städte mit mindestens 50 000 Einwohnern bzw. beispielhaft Stadtteile von acht Groß-
städten in ihrer spezifischen Grünflächen-/Freiraumversorgung zu kennzeichnen. Aus-
gewählt wurden Indikatoren, die einerseits den Zugang von Einwohnern zu Grünflächen 
und andererseits die Siedlungscharakteristik sowie die anthropogene Überprägung der 
urbanen Landschaft beschreiben (Abb. 1). Die einzeln berechneten Indikatoren werden 
anschließend im Rahmen einer Klassifizierung zusammengeführt.
2.1 Beschreibung der verwendete Indikatoren
Mit dem Indikator „Erreichbarkeit urbaner Grünflächen“ (I1) wird der Zugang von Ein-
wohnern zu öffentlichen Grünflächen für alltägliche Erholungsaktivitäten im Wohnum-
feld ermittelt. Der Indikator „Grünflächenausstattung – Siedlung“ (I2) erfasst die Ge-
samtgröße erholungsrelevanter Grünflächen im nahen Umkreis vorrangig bewohnter 
Siedlungsflächen. Beim Indikator „Grünflächenausstattung – Gesamt“ (I3) wird für das 
jeweilige Untersuchungsgebiet das Verhältnis aus gesamter erholungsrelevanter Grün-
fläche und der Anzahl dort lebender Einwohner gebildet. Ausführlicher werden die hier 
verwendeten Indikatoren zur Grünflächenerreichbarkeit und -ausstattung in Richter 
et al. (2016) und Grunewald et al. (2016) beschrieben. Grundsätzlich gilt, je höher die 
Indikatorwerte I1-I3, umso besser ist die Grünflächenversorgung in dem betrachteten 
Untersuchungsgebiet gewährleistet.
Für die Erfassung von grauer Infrastruktur wird in unserem Messansatz der Indikator 
„Bodenversiegelung – Siedlung“ (I4) herangezogen, welcher die Versiegelung innerhalb 
vorrangig bewohnter Siedlungsflächen erfasst. Die Eingangsgröße „Dichte bewohn-
ter Siedlungsflächen“ (I5) weicht von dem in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
(Bundesregierung 2017) definierten Indikator ab, da die Einwohnerzahl nur auf die 
bewohnte Siedlungsfläche und nicht auf die gesamte Siedlungsfläche bezogen wird. 
Der Indikator Hemerobie (I6) ermittelt den durchschnittlichen anthropogenen Überprä-
gungsgrad der Landschaft und basiert auf dem Ansatz nach Stein & Walz (2012). Für 
die Indikatoren I4-I6 gehen wir in unserem Messansatz davon aus, dass das analysierte 
Gebiet umso stärker durch graue Infrastruktur geprägt ist, je stärker es versiegelt, je 
dichter die Siedlungsfläche und naturferner es ist.
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Abb. 1: Indikatoren des Messansatzes (Quelle: Entwurf B. Richter, IÖR)
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2.2 Ranking und Klassifizierung mittels 9-Zellenmatrix 
Im vorliegenden Beitrag wird zur Charakterisierung der Untersuchungsgebiete im Hin-
blick auf die Grünflächenversorgung der Einwohner eine Klassifizierung gemäß rang-
basierter Punktevergabe verwendet. Im Ansatz werden zuerst die zuvor beschriebenen 
Indikatoren (I1)-(I6) berechnet und anschließend die Untersuchungsgebiete gemäß der 
Wertausprägung der ermittelten Indikatorwerte absteigend sortiert (Abb. 2). Im nächsten 
Schritt wird über die umgekehrte Reihenfolge eine Punktzahl abgeleitet. Bei 187 Städten 
stimmt die für den 1. Rang vergebene Punktzahl mit der Gesamtzahl an untersuchten 
Städten überein. Alle Untersuchungseinheiten erhalten für jeden Indikator eine Punkt-
zahl. Die ermittelten Punkte werden unterteilt nach grauer und grüner Infrastruktur 
jeweils summiert. Abschließend werden die summierten Werte in eine 9-Zellenmatrix 
mit zwei Koordinatenachsen (Abb. 3) im Sinne einer Portfolioanalyse eingetragen. Je 
nach Zellenzuordnung weist die entsprechende Untersuchungseinheit eine Dominanz 
an grauer oder an grüner Infrastruktur oder aber ein ausgeglichenes Niveau auf.
Abb. 2: Darstellung des verwendeten Klassifizierungsansatzes zur Charakterisierung der Grünflä-
chenversorgung von Einwohnern in der Stadt (Quelle: eigene Darstellung)
3 Ergebnisse
Für die untersuchten Städte nehmen im Allgemeinen die berechneten Indikatorwerte 
zur Abbildung von grüner Infrastruktur mit steigender Einwohnerzahl ab. Einen gegen-
teiligen Werteverlauf gibt es bei den Indikatoren der grauen Infrastruktur. So steigen die 
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anthropogene Überprägung (Hemerobie), die Siedlungsdichte und die Bodenversiege-
lung für Städte mit höherer Einwohnerzahl an.
Nach Durchführung der Klassifizierung zeigt sich, dass bis auf Köln alle Millionenstädte 
in Deutschland viel graue und wenig grüne Infrastruktur aufweisen (Abb.  3 und 4). 
Städte wie Potsdam, Passau und Bergisch Gladbach sind durch hohe Werte bei der 
Grünflächenversorgung und niedrige Werte bei den zur grauen Infrastruktur zugeord-
neten Indikatoren charakterisiert. In einwohnerreichen Großstädten überwiegt häufig 
die graue Infrastruktur. Hierbei bilden nordrhein-westfälische Städte mit einem aus-
geglichenen Niveau eine Ausnahme. Die größeren Mittelstädte sind in allen belegten 
Zellen vertreten. Sie weisen jedoch häufig eine Dominanz an grüner Infrastruktur auf. 
Unter Hinzunahme der geographischen Lage wird deutlich, dass größere Mittelstäd-
te im Umkreis von Ballungszentren zumeist ein ausgeglichenes Niveau oder z. T. eine 
Dominanz an grauer Infrastruktur aufweisen. Hierbei zeigt sich ein über die Gemein-
degrenzen hinausreichender Einfluss einwohnerreicher Großstädte. Auffällig sind ein-
zelne größere Städte im Ruhrgebiet, welche eine sehr hohe Dominanz an grüner Infra-
struktur erreichen. Die Klasse 9 (wenig grau, viel grün) ist bis auf wenige Ausnahmen 
(Solingen, Lingen, Potsdam) ausschließlich von größeren Mittelstädten (z.  B. Passau, 
Bergisch Gladbach) besetzt. 
Es ist auffällig, dass in den Zellen III (viel grau, viel grün) sowie VII (wenig grau, wenig 
grün) praktisch keine Städte zu finden sind. In dem verwendeten Messansatz werden 
Indikatorwerte auf Basis von Rängen bewertet. Die Ränge basieren auf einen Vergleich 
von Indikatorwerten mit der Ausprägung in anderen Städten. Es zeigt sich, dass Städte, 
Abb. 3: 9-Zellenmatrix als Basis für die Klassifizierung (Quelle: eigene Darstellung)
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Abb. 4: Aus Klassifizierung abgeleitete Städteklassen (Quelle: IÖR 2017)  
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die einen im deutschlandweiten Vergleich hohen Indikatorwert bei Bodenversiegelung, 
Siedlungsdichte, Hemerobie aufweisen, nicht gleichzeitig eine hohe Erreichbarkeit von 
erholungsrelevanten Grünflächen und Ausstattung mit entsprechenden Grünflächen 
besitzen. Die Städte Troisdorf in Nordrhein-Westfalen (Zelle V) und Neubrandenburg in 
Mecklenburg-Vorpommern (Zelle VI) befinden sich im Randbereich zur Zelle III. Beide 
Städte sind durch eine vergleichsweise hohe Einwohnerdichte und Bodenversiegelung 
in vorrangig bewohnten Siedlungsflächen sowie siedlungsnahen und größeren Wald-, 
Gehölz- und Grünlandflächen gekennzeichnet. Die Zelle VII ist nur mit der Stadt Unna 
in Nordrhein-Westfalen belegt. Dies ist eine größere Mittelstadt, welche einen hohen 
Anteil an Ackerflächen und wenig erholungsrelevante Grünflächen aufweist. 
Auf Stadtteilebene ist eine differenziertere Betrachtung von Grünflächenversorgung 
möglich. So gehören z. B. Dresden und Stuttgart der Klasse 1 (viel grau, wenig grün) an. 
In beiden Städten gibt es einige Stadtteile, bei denen die grüne Infrastruktur dominiert. 
Verdichtete Kernstadtbereiche verfügen dort über eine sehr hohe Dominanz an grauer 
Infrastruktur und prägen das Klassifikationsergebnis. Weiterhin ist feststellbar, dass sich 
die Indikatorergebnisse zur Grünerreichbarkeit und Grünausstattung im Einzelfall z. T. 
deutlich unterscheiden. 
Für die Gesamtstadt und drei Stadtteile von Stuttgart ist in Abbildung 5 eine Betrach-
tung der Indikatorergebnisse im Detail möglich. Beispielsweise weist der Stadtteil Bot-
nang eine hohe Erreichbarkeit von Grünflächen (I1) und gleichzeitig eine sehr geringe 
Ausstattung mit öffentlichem Grün (I3) auf. Der Bodenversiegelungsgrad (I4) ist dort 
mit dem eher ländlich geprägten Stadtteil Hedelfingen und die Grünfläche pro Einwoh-
ner innerhalb der Untersuchungseinheit (I3) mit Stuttgart Mitte vergleichbar. Dies zeigt, 
dass der Stadtteil Botnang eine aufgelockerte Siedlung von geringerer Dichte ist, die fast 
vollständig durch bewohnte Siedlungsflächen geprägt ist und damit tendenziell einen 
geringeren Bedarf nach öffentlichen Grünflächen besitzt. Dies wird ebenfalls durch das 
Klassifikationsergebnis „ausgeglichenes Niveau“ deutlich.
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Abb. 5: Klassifizierungsergebnisse in Stuttgart (Quelle: IÖR 2016)
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4 Diskussion und Ausblick
Zur Unterstützung politischer Entscheidungsträger, Planer und Praktiker für eine öko-
logisch nachhaltige Stadtentwicklung sind indikatorbasierte Bewertungen der grünen 
Infrastruktur notwendig (BMBU 2017). Einzelne Kenngrößen stellen jeweils spezifische 
Sachverhalte raum- und zeitkonkret dar. Ein Ranking von Städten, zum Beispiel zur 
„Grünsten Stadt Deutschlands“ (Berliner Morgenpost 2016), ist oft problematisch, weil 
auf sehr unterschiedlicher Art und Weise kalkuliert werden kann. Aber es fördert die 
Diskussion zur „Grünen Stadtentwicklung“.
Bei jedem Indikator hängt das Ergebnis davon ab, wie die einzelnen Parameter ge-
setzt werden. Dazu gehören bei der Indikatorerstellung z.  B. Datengrundlagen, Flä-
chengrößen, -nutzungstypen, Entfernungen und Bezugsflächen. Der hier vorgestellte 
Messansatz gestattet eine vergleichende Charakterisierung der Grünflächenversorgung 
von Einwohnern in den untersuchten Gebieten, da die Indikatorwerte und das Klassi-
fikationsergebnis auf einer einheitlichen Methodik beruhen. Weiterentwicklungen bei 
den verwendeten Indikatoren, z. B. hinsichtlich der Berücksichtigung von Wege- statt 
Luftliniendistanzen oder Qualitätsaspekten (Lärm/Ruhe, Grünflächenausstattung), sind 
denkbar.
Der getestete Ansatz, der auf einer Kombination von Indikatoren (im Sinne eines Mul-
tiindikators) zur Beschreibung von grauer und grüner Infrastruktur basiert, ermöglicht 
eine stärker aggregierte Charakterisierung der Untersuchungsgebiete in Bezug auf die 
Versorgung von Einwohnern mit öffentlichen Grünflächen. Die Klassifikation erfolgte 
mithilfe einer rangbasierten Punktevergabe. Zukünftig können Punkte bspw. auch auf 
Basis von Schwellenwerten (z.  B.  Mindestgrünflächengröße) vergeben oder weitere 
Typisierungsverfahren (z. B. Clusteranalyse) getestet werden. 
Eine vollständige Themenabbildung durch einen Indikator oder auch einen Index ist 
jedoch selten möglich, da ein Kompromiss zwischen Komplexität der Abbildung des 
Untersuchungsgegenstands und der Verständlichkeit sowie Vermittelbarkeit der Ergeb-
nisse erzielt werden muss. Die Generalisierung bei der Anwendung von Modellen ist 
typisch und muss bei der Ergebnisinterpretation mit Bedacht werden.
Der vorgestellte Messansatz erlaubt eine Klassifizierung der größeren deutschen Städte 
in ihrer Ausprägung nach grüner und grauer Infrastruktur (Dominanz grün oder grau 
bzw. ausgeglichenes Niveau, vgl. Abb. 4). Für eine detailliertere Analyse und Inter-
pretation der Versorgungssituation in einzelnen Gemeinden hat sich gezeigt, dass die 
Betrachtung einzelner Indikatorwertausprägungen und eine Auswertung auf Stadtteil-
ebene sinnvoll sind. Gegebenenfalls ist dafür die Verwendung (thematisch und räum-
lich) höher aufgelöster Gemeindedaten empfehlenswert.
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Die diskutierten Kenngrößen können dazu beitragen, den kommunalen Entscheidungs-
trägern und Planern eine Argumentationsgrundlage zu liefern, um „den Zielen einer 
bedarfsgerechten, vernetzten Grünraumversorgung gegenüber anderen Zielen der 
Stadtentwicklung Gewicht zu verleihen“ (BMUB 2017).
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Indikatorbasierte Beschreibung von Ökosystemleistungen 
im IÖR-Monitor
Karsten Grunewald, Benjamin Richter, Ralf-Uwe Syrbe, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Im Rahmen des F&E-Projektes „Erarbeitung und Umsetzung einer Methodik zur bun-
desweiten Erfassung und Bewertung von Ökosystemleistungen im Rahmen der Umset-
zung von Ziel 2 und Maßnahme 5 der EU-Biodiversitätsstrategie für 2020“ wurden In-
dikatoren zur bundesweiten Erfassung und Bewertung von Ökosystemleistungen (ÖSL) 
weiterentwickelt und berechnet. Im Beitrag werden die Konzeption und der Stand der 
Umsetzung skizziert. ÖSL-Indikatoren sind ein neuer Bestandteil des Umweltmonito-
rings. Durch die Darstellung bundesweiter Zusammenhänge und Trends (neben ÖSL 
auch andere Größen, z. B. Belastungen) können Naturschutz und Landschaftsplanung in 
Deutschland gestärkt werden. Bisher sind für vier ÖSL-Klassen 14 Indikatoren entwickelt, 
umgesetzt und publiziert worden, die weitgehend fachlich und politisch abgestimmt 
sind. Sechs dieser zentralen Kenngrößen sind bereits in den Monitor der Siedlungs- und 
Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) als Gebiets- oder Rasterkarten integriert worden. 
Die Indikatorwerte stehen dem Nutzer neben der Kartendarstellung auch als Tabelle 
oder Web-Dienst (z. B. WFS, WCS) zur Verfügung und können so auch für eigene Ana-
lysen verwendet werden. Abschließend werden Möglichkeiten der Weiterentwicklung 
des Sets der ÖSL-Indikatoren und deren Darstellung im IÖR-Monitor umrissen.
1 Einführung
Ökosysteme tragen auf vielfältiger Weise zum menschlichen Wohlbefinden bei, ins-
besondere in Städten sind sie z.  B. aufgrund erhöhter stadtklimatischer Belastungen 
unverzichtbar. Diese sogenannten Ökosystemleistungen (ÖSL) sind zu erfassen, zu kar-
tieren und räumlich-zeitlich zu bewerten, um die Ressourcenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland stärker in den Dienst der gesellschaftlichen Wohlfahrt zu stellen. Dies ent-
spricht § 1 BNatSchG (2009), der die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
halts fordert (Fläche und Qualität). Das Konzept der ÖSL bildet eine geeignete Basis, 
weil dadurch die vielfältigen Wechselbeziehungen zwischen Ökosystemen (Natur) und 
dem menschlichen Wohlergehen (wie Nahrungssicherheit, Gesundheit) systematisch 
dargestellt werden können (Grunewald, Bastian 2013).
Im Rahmen der EU-Biodiversitätsstrategie 2020 haben sich die Mitgliedsstaaten ver-
pflichtet, den Zustand dieser Ökosysteme und deren Leistungen in nationalen Berichten 
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zu erfassen, zu bewerten und die Ergebnisse bis 2020 in europäische und nationale 
Berichtssysteme zu integrieren (EU 2011; Ziel 2, Maßnahme 5).
Vor diesen Hintergründen initiierten das Bundesamt für Naturschutz (BfN) und das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) das 
Forschungsvorhaben „Umsetzung Maßnahme 5 der EU-Biodiversitätsstrategie. Erarbei-
tung und Umsetzung einer Methodik zur bundesweiten Erfassung und Bewertung von 
Ökosystemleistungen im Rahmen der Umsetzung von Ziel 2 und Maßnahme 5 der EU-
Biodiversitätsstrategie für 2020“ (2014-2016, Forschungsnehmer: IÖR Dresden/ifuplan 
München). Dabei wurden Grundlagen zur nationalen systematischen Erfassung von 
Ökosystemen und ÖSL gelegt (zunächst vorwiegend physisch/ordinal) sowie eine erste 
systematische flächendeckende Analyse und Bewertung von ÖSL (quantitativ, wieder-
holbar) erarbeitet.
Als ein Schlüssel zur deutschlandweiten Bewertung von Ökosystemen und deren Leis-
tungen werden Kennwerte bzw. Indikatoren gesehen. Sie sind Kommunikationswerk-
zeuge, welche die Reduzierung von Informationen über hochkomplexe Mensch-Um-
weltsysteme erleichtern. Zu den Ökosystemleistungen – als ein neuer Bestandteil des 
Umwelt-Indikatorensets Deutschlands – gehören Kenngrößen, die den Beitrag (Leistun-
gen) von Ökosystemen für die Wohlfahrt der Gesellschaft (s. o.) zum Inhalt haben. Es 
wird dabei in regulative, versorgende und kulturelle Leistungen unterschieden.
ÖSL-Indikatoren als „Nationale Indizes“ sollen Relevanz für Umwelt- und Naturschutz-
politik und weitere sektorale Politiken aufweisen, neue Zahlen und Karten raumbezogen 
präsentieren (Leistungen der Natur für den Menschen), analytisch sauber, wiederholt 
mess- und reproduzierbar sowie einfach zu interpretieren sein, Trends über die Zeit ab-
bilden und internationale Vergleiche ermöglichen.
2 Messung und Bewertung von Ökosystemleistungen  
auf Bundesebene
2.1 Rahmenmethodik
Die landesweite Kartierung und Bewertung der ÖSL folgt den grundsätzlichen 
Empfehlungen der europäischen MAES-Arbeitsgruppe („Mapping and Assessment of 
Ecosystems and their Services“) hinsichtlich spezifischer quantitativer Indikatoren und 
orientiert sich an der Internationalen ÖSL-Klassifizierung CICES („Common Internatio-
nal Classification of Ecosystem Services“) (Grunewald et al. 2015).
Für die Kartierung der Ökosystemtypen in Deutschland können CORINE Land Cover-
Daten (CLC, http://land.copernicus.eu/pan-european/corine-land-cover) verwendet 
werden. CLC-Daten sind prinzipiell für die kleinmaßstäbige Kartierung und den Ver-
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gleich von ÖSL auf einer räumlich übergeordneten Ebene (EU) nutzbar, haben aber für 
abzuleitende nationale ÖSL-Bewertungen (Assessments) aufgrund ihrer groben Klassifi-
kation und räumlichen Auflösung nur sehr eingeschränkten Wert. Als Kartengrundlage 
zur Flächennutzung mit höherer sachlicher und räumlicher Auflösung sind deshalb in 
Deutschland das Digitale Basis-Landschaftsmodell (ATKIS Basis-DLM) und das Landbe-
deckungsmodell (LBM-DE) besser geeignet.
Indikatoren für ÖSL können auf unterschiedliche Größen gerichtet sein: z. B. das 
Potenzial bzw. die Kapazität der Natur zur Erbringung von ÖSL oder auf die Nachfrage 
bzw. den Bedarf an ÖSL (Abb. 1). Auch eine Kombination aus Angebot und Nachfrage 
ist möglich, z. B. im Indikator „Erreichbarkeit städtischer Grünflächen“ (Grunewald et 
al. 2016b). 
Die Erfassung von Änderungen kann das Ziel haben, Wohlfahrtsverluste oder -gewinne 
der Gesellschaft zu messen oder im Sinne eines Frühwarnsystems auf mögliche Ge-
fahren durch einen nicht-nachhaltigen Umgang mit der Natur hinzuweisen. Auch die 
Potenziale, die existieren, um durch Investitionen in Naturkapital zusätzliche ÖSL zu 
generieren, sind eine wichtige Information im Rahmen eines Ökosystem-Assessments 
(Albert et al. 2017).
Die Leistungsbasis ist zumeist materiell und damit messbar. Eine Ausnahme bilden im-
materielle Werte bei kulturellen ÖSL. Meist können für eine finale ÖSL mehrere solcher 
Leistungserbringer identifiziert werden (Syrbe et al. 2017). Zu beachten sind sowohl 
technische Fragen wie Messbarkeit, Datenaufbereitung/-qualität, Erhebungsmethoden 
als auch soziokulturelle Aspekte (Wer beurteilt was und wie, Problemerkenntnis, Abwä-
gungen, Kommunikation etc.).
Abb. 1: Rahmenmethodik zur Erfassung von ÖSL-Indikatoren (Quelle: Syrbe et al. 2017, 151; 
fett gerahmt: durch Indikatoren zu kartierende Merkmale, gestrichelt gerahmt: fallweise kartier-
bare Indikatoren, dünn gerahmt: messbar, aber oft nicht zu kartieren, grau hinterlegt: menschli-
cher Einfluss)
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2.2 Indikatorbasierte Beschreibung der ÖSL
Die 48 ÖSL-Klassen nach CICES (2013) wurden in ihrer Relevanz und Bedeutung bzw. 
Dringlichkeit für Deutschland bewertet und für die Bearbeitung im Rahmen des For-
schungsprojektes (s. Einführung) auf 21 prioritäre Klassen eingegrenzt (Grunewald et al. 
2016a). Die Zahl der zu entwickelnden Indikatoren sollte möglichst klein gehalten wer-
den, um den politischen und praktischen Nutzen zu erhöhen. Dargestellt bzw. gemessen 
werden sowohl Status als auch Trend (mind. zwei Zeitschnitte) der ÖSL.
Für die Beschreibung der ÖSL und der Indikatoren ist ein einheitliches Kennblatt entwi-
ckelt worden. Dieses enthält die Beschreibung der Ökosystemleistung (Indikandum) und 
des Indikators nach folgender Struktur:
• Überschrift: Name der ÖSL (Zuordnung nach CICES: Kategorie/Klasse und Haupt-
Indikator)
• Beschreibung: Definition als Abgrenzung des Indikandums; Bedeutung der ÖSL für 
die Gesellschaft; Zielformulierung für die ÖSL (Ist z. B. eine erwünschte Steigerung 
oder ein bestimmter Wert für eine Untergrenze das Ziel?) 
• Parameter/Faktoren, die die ÖSL bestimmen
• Indikator: Name und ggf. kurze Begründung für den zu entwickelnden Indikator
• Berechnungs- und Analyseschritte: Knappe, nachvollziehbare Beschreibung der ver-
wendeten Daten, Methoden und Algorithmen
• Ergebnisdarstellung und Interpretation des Indikators
• Bezug zu anderen Nachhaltigkeits- und Biodiversitätsindikatoren 
• Offene Fragen/ggf. Erweiterungsmöglichkeiten
• Literatur/Quellen
Die Langfassung des Kennblattes umfasst inklusive ausgewählter Kartendarstellungen 
ca. 10-15 Seiten. Darüber hinaus werden die wichtigsten Informationen auf einem ein-
seitigen Indikator-Kurzkennblatt dargelegt.
2.3 Stand der Umsetzung der ÖSL-Indikatoren
Im Rahmen des Forschungsprojektes wurden für 20 ÖSL-Klassen 50 Indikatoren vorge-
schlagen. Davon sind für vier Klassen (Versorgungsleistung Holz, Regulationsleistungen 
Hochwasserschutz in Auen und vermiedene Wassererosion sowie Erreichbarkeit städ-
tischer Grünflächen als kulturelle ÖSL) mit 14 Indikatoren Prototypen entwickelt wor-
den, die weitgehend mit Fachexpertinnen und -experten abgestimmt sind (Grunewald 
et al. 2017). Hinsichtlich vertiefender Indikatorbeschreibungen und Interpretatio-
nen der Karten sei auf die entsprechenden Publikationen verwiesen (Grunewald et al. 
2016a; Grunewald et al. 2016b; Syrbe et al. 2016; Walz et al. 2017).
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Die übrigen ÖSL-Klassen/Indikatoren konnten noch nicht vollständig umgesetzt wer-
den, u. a. weil sich die Abstimmungsprozesse mit Auftraggeber und externen Expertin-
nen und Experten wesentlich aufwändiger und schwieriger als erwartet gestaltet haben. 
Die bisher erarbeiteten Indikatoren mussten auf Wunsch vom BMUB und BfN nicht 
nur während der Konzeptionsphase, sondern auch im späteren Projektverlauf mehrfach 
angepasst werden.
3 Indikatoren für Ökosystemleistungen im IÖR-Monitor
Ein Projektziel bestand darin, erste ÖSL-Indikatoren für eine regelmäßige Veröffentli-
chung in den Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (www.ioer-monitor.de) 
zu integrieren. Tabelle 1 zeigt dazu eine Übersicht für sechs Indikatoren, die drei ÖSL-
Klassen abbilden.
Tab. 1: Ökosystemleistungs-Indikatoren im IÖR-Monitor (Stand 30.06.2017)
Indikator (gruppiert nach ÖSL-
Klassen und mit Zeitbezug) Gebiet Raster Web-Dienst
Geplanter  
Erhebungszyklus
Pflanzliche und tierische Rohstoffe für direkte Nutzung und Verarbeitung
Holzzuwachs (2012) Bundesland − WFS alle 10 Jahre
Waldfläche (ab 2000) Gemeinde 100 m WFS, WMS, WCS jährlich
Erleben von Tieren, Pflanzen und Landschaften
Erreichbarkeit städtischer  
Grünflächen (2013, 2015) Gemeinde 100 m WFS, WMS, WCS alle 2 Jahre
Grünflächenausstattung (2013-2015) Gemeinde − WFS jährlich
Hochwasserschutz
Anteil Hochwasserretentionsfläche 
an Gesamtaue (2013) - 1 km WMS, WCS alle 5 Jahre
Anteil bebauter Fläche in der  
rezenten Aue (2013) - 1 km WMS, WCS alle 5 Jahre
Die Darstellung der Indikatoren sowie angebotene Funktionalitäten im IÖR-Monitor 
sind aus Abbildung 2 für den Beispielindikator „Waldfläche“ ersichtlich. Eine Nutzung 
der Ergebnisse kann neben den angezeigten Karten selbst auch über einen Tabellen- 
(Excel) und Kartenexport (PDF, Bild) sowie über die Einbindung der Geodaten in eigene 
GIS-Umgebungen (Web-Dienste) erfolgen.
Das Beispiel zeigt den Anteil der Waldfläche an der Gebietsfläche auf Kreisebene für das 
Jahr 2016. Deutschlandweit liegt der Wert bei fast 31 %. Die waldreichsten Kreise sind 
Suhl (67,4 %), Südwestpfalz (64,4 %) und Regen (67,1 %). Dagegen werden in den 
Kreisen Wesermarsch (0,9 %), Straubing (0,9 %) und Emden (0,3 %) die geringsten 
Waldflächenanteile erreicht. Die höchste Zunahme der Waldfläche (+ 2 %) gab es zwi-
schen 2000 bis 2016 im Land Brandenburg.
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Abb. 2: Darstellung eines ÖSL-Indikators im IÖR-Monitor am Beispiel „Waldfläche“  
(Quelle: eigene Darstellung) 
4 Fazit und Ausblick
Entsprechend den Anforderungen der EU-Biodiversitätsstrategie 2020 wurde ein System 
der nationalen Ersterfassung von ÖSL für Deutschland erarbeitet und abgestimmt. Die 
Etablierung und Legitimierung der ÖSL-Indikatoren steht in Deutschland jedoch noch 
am Anfang. 
Nationale ÖSL-Indikatoren dienen der strategischen Ausrichtung der Umwelt-, Natur-
schutz- und anderen sektoralen Politiken auf den Zustand und die Leistungen der Öko-
systeme. Sie sollen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Ökosysteme beitragen und 
die Nationale Biodiversitätsstrategie unterstützen. Ziel ist es, die aktuelle Bedeutung, die 
Werte und Potenziale der ÖSL im Kontext einer nachhaltigen Entwicklung zu erfassen, 
zu beschreiben und verschiedenen Zielgruppen nahe zu bringen.
Erste ÖSL-Indikatoren wurden in Karten räumlich sowie in ihrem Entwicklungstrend 
zeitlich dargestellt und sind über den IÖR-Monitor im Sinne der Open Data-/Open- 
Government-Strategie über eine Internetkartenanwendung frei und für jedermann 
zugänglich. Die Ergebnisse zeigen einerseits – wie beim Indikator Holzzuwachs – hoch-
aggregierte Bewertungen auf Bundesland-Ebene. Diese eignen sich nicht für ein lokales 
Management, da es dafür wesentlich kleinräumigerer Informationen bedarf. Anderer-
seits werden beispielsweise die Indikatoren zur Grünerreichbarkeit bis zu einer Raster-
auflösung von 100 m dargestellt.
Die ÖSL-Indikatoren geben sowohl zu einzelnen Aspekten als auch in der (angestrebten) 
Gesamtheit einen Einblick in die Bewertung und Belastbarkeit der Natur in Deutschland – 
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in verschiedenen Dimensionen, systematisch und raum-zeit-spezifisch. Das eigentliche 
Interesse gilt nicht dem Indikator, sondern dem Indikandum, d. h. dem angezeigten, nicht 
direkt messbaren und oftmals komplexen Sachverhalt bzw. Zustand/Leistung und dessen 
Änderung. Im besten Fall werden nicht nur Trends und Schwerpunkträume sichtbar, son-
dern auch Erfordernisse, Handlungsfolgen und Belastungsgrenzen. Letztere lassen sich je-
doch nie „automatisch“ von ÖSL-Indikatoren ableiten; es braucht dazu immer Interpreta-
tionen und politische Einschätzungen mit Blick auf funktionierende Ökosysteme und dem 
Erhalt der Biodiversität.
Allerdings ist die Abbildung relevanter zeitlicher Veränderungen/Trends der ÖSL noch 
vage (bis 2013 Modellumstellung beim ATKIS Basis-DLM; z. T. lange Erhebungszeiträu-
me), d. h. die Veränderungstendenz ist teilweise noch nicht eindeutig, verständlich und 
bewertbar (Grunewald et al. 2017). Die Zuordnung von Indikatoren und CICES-Klassen 
ist nicht immer eindeutig (mehrere Indikatoren sind für eine ÖSL-Klasse möglich, ande-
rerseits kann ein Indikator z. T. verschiedenen ÖSL-Klassen zugeordnet werden). 
Aus wissenschaftlicher Sicht wurde empfohlen (Grunewald et al. 2017), die begon-
nenen Arbeiten insbesondere im Hinblick auf ein Nationales Ökosystem-Assessment 
(NEA-DE, Albert et al. 2017) und als Voraussetzung für erfolgreiche IPBES-Arbeit („The 
Intergovernmental science-policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services“) 
fortzuführen. Das bedeutet v. a.:
• Entwicklung, Umsetzung und Abstimmung eines vollständigen ÖSL-Indikatoren-
sets;
• Bestandspflege: Laufendhaltung, Aktualisierung und Neuberechnung der Indikato-
ren;
• Integration weiterer Indikatoren in den IÖR-Monitor (z.  B. Erosionsvermeidung; 
ggf. Ergänzung von Indikatoren zum Zustand von Ökosystemen);
• Nutzung der abgestimmten ÖSL-Indikatoren als ein Mess- und Steuerungsinstru-
ment für nachhaltige Entwicklung auf nationaler Ebene.
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Steigende Wohnbedarfe – Aktualisierte Ergebnisse 
des IW-Wohnungsbedarfsmodells
Ralph Henger, Philipp Deschermeier, Björn Seipelt, Michael Voigtländer 
Zusammenfassung
Die kontinuierliche Zuwanderung aus dem In- und Ausland in die Großstädte hat 
die Nachfrage nach Wohnraum seit 2010 deutlich gesteigert. Insbesondere junge 
Menschen ziehen in die Großstädte, um dort eine Ausbildung bzw. Studium anzufangen 
oder einen Arbeitsplatz anzunehmen. Die Bautätigkeit konnte mit dem Baubedarf in 
den letzten Jahren jedoch nicht Schritt halten. Im Vergleich zum Baubedarf wurden im 
Bundesdurchschnitt im Zeitraum 2011 bis 2015 rund 88 Prozent der benötigten 
Wohnungen errichtet. In den Großstädten lag die Quote oft nur bei 50 Prozent, in 
Berlin sogar nur bei 40 Prozent. Entsprechend sind die Preise und Mieten stark gestiegen. 
Der Beitrag stellt die Methodik und die aktualisierten Ergebnisse des IW-Wohnungs-
bedarfsmodells vor. Demnach müssten bis zum Jahr 2020 in Deutschland pro Jahr rund 
385 000 Wohnungen entstehen, allein in den sieben bevölkerungsreichsten Städten in 
Deutschland (sog. A-Städte) etwa 88 000 Wohnungen.
1 Einführung
Das gesamte erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts war in Deutschland zu einem we-
sentlichen Teil geprägt von der Diskussion über den demografischen Wandel und den 
Rückgang bzw. die Alterung der Bevölkerung. Bei dieser Debatte standen die großen 
Herausforderungen und möglichen Belastungen für die Sozialsysteme im Vordergrund. 
Die Immobilien- und Bauwirtschaft musste sich gleichzeitig mit einer vielerorts stark 
nachlassenden Wohnungsnachfrage auseinandersetzen, was dazu führte, dass Themen 
wie der Stadtumbau oder der Abriss von Wohnungen und ganzen Quartieren diskutiert 
wurden. Innerhalb weniger Jahre haben sich seither die Rahmenbedingungen verän-
dert. Viele Großstädte in Deutschland wachsen wieder, teilweise sogar sehr stark. Die 
Ursachsen hierfür liegen unter anderem in den stark zugenommenen Wanderungsbe-
wegungen innerhalb Deutschlands und den sich verändernden Wanderungsmustern 
(Deschermeier et al. 2017). Die Gründe für diese Änderungen sind wiederum vielfältig. 
Ein Haupttreiber ist der starke Beschäftigungsaufbau in den Großstädten, der sich in 
den wirtschaftlich starken Ballungsräumen vollzieht. Darüber hinaus hat sich die infra-
strukturelle Versorgung vieler ländlicher Räume in den letzten Jahren relativ zu den 
Großstädten verschlechtert (z. B. Breitband- oder Ärzteversorgung). Zudem schwä-
chen sich die starken Suburbanisierungsprozesse der 1990er Jahre immer weiter ab. Die 
Zeitenwende begann 2006 mit der Abschaffung der Eigenheimzulage. Ein zusätzlicher 
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Richtungswechsel markiert die Wirtschafts- und Finanzkrise, die in den Jahren 2008 
und 2009 von einem negativen Wanderungssaldo Deutschlands zusammenfiel. Seit 
der Krise und dem Jahr 2010 befindet sich Deutschland hingegen in einer vollkommen 
neuen strukturprägenden Phase, die durch eine hohe Zuwanderung aus dem Ausland 
und einer (Re-)Konzentration der Bevölkerung in den Großstädten und Ballungszentren 
geprägt ist. Die Wirkungen auf die Wohnungsmärkte sind im ganzen Land zu spüren, 
auch wenn hiervon die Regionen, Städte, Gemeinden und städtische Teilräume in unter-
schiedlichem Maße betroffen sind. 
2 Demografie und Wohnungsmarkt
Nach der IW-Bevölkerungsprognose (Deschermeier 2016a) wird die deutsche Bevölke-
rung aufgrund der in den letzten Jahren deutlich angezogenen Zuwanderung zwischen 
2015 und 2035 um etwa 1,2 Millionen Personen wachsen. Auf einen rasanten Anstieg 
der Bevölkerungszahl bis zu Beginn der 2020er Jahre folgt eine Phase mit einer stabilen 
Bevölkerungsentwicklung. Bis zum Ende der 2020er Jahre sinkt der Bevölkerungsstand 
wieder unter den Höchststand. Im Jahr 2035 leben auf Basis der IW-Bevölkerungsprog-
nose aber dennoch mehr Menschen in Deutschland als noch im Jahr 2015.
Dieses Wachstum verteilt sich jedoch nicht gleichmäßig auf alle Regionen Deutschlands. 
Vor allem die Ballungszentren profitieren von der hohen Zuwanderung. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig. Zunehmend kommen junge Menschen in die Großstädte, um 
dort zu studieren, eine Ausbildung zu beginnen oder ihren ersten Job anzunehmen 
(Deschermeier et al. 2016b). Junge Senioren versprechen sich eine bessere Versor-
gung, ein attraktiveres Freizeitangebot oder mehr soziale Kontakte (Deschermeier et al. 
2015a). Außerdem sind in den Bürozentren viele neue Arbeitsplätze entstanden, die zu 
den Wanderungsgewinnen der Großstädte beitrugen (Bendel, Voigtländer 2016).
Nicht zuletzt die hohe Zuwanderung aus dem Ausland hat die Großstädte zum Ziel. 
Gerade die Hauptstadt wuchs in den vergangenen Jahren rasant. Seit 2011 liegt der 
jährliche Wanderungssaldo dort bei etwa 40  000 Personen. Kumuliert ergibt dies 
einen Wanderungsgewinn von etwa 200 000 Personen – dies entspricht der Einwoh-
nerzahl einer mittleren Großstadt. Aber auch Frankfurt am Main und München können, 
gemessen an ihrer Einwohnerzahl, hohe Wanderungsgewinne verbuchen. Anders als 
viele Regionen verzeichnen diese Großstädte auch einen natürlichen Bevölkerungs-
zuwachs: Es werden mehr Menschen geboren als sterben.
Die positive Bevölkerungsentwicklung der Großstädte setzt sich auch in der Zukunft fort 
(Deschermeier 2016a). So wächst die Bevölkerung der Bundeshauptstadt bis 2035 um 
14,5 Prozent auf 4,03 Millionen Menschen. Die Bevölkerungsprognose für Frankfurt am 
Main sagt einen Bevölkerungsanstieg um 11 Prozent zwischen 2015 und 2035 voraus. 
Der Bevölkerungsstand des deutschen Finanzzentrums steigt somit bis 2035 auf etwa 
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813 000 Personen. Auch die bayerische Landeshauptstadt legt in diesem Zeitraum mit 
14,4 Prozent kräftig zu und hat dann 1,66 Millionen Einwohner. 
3 Das IW-Wohnungsbedarfsmodell
Das IW-Wohnungsbedarfsmodell basiert auf mehreren Komponenten, die den Bau-
bedarf auf Kreisebene abbilden (Henger et al. 2015b; Deschermeier et al. 2016a). Dazu 
zählen der demografiebedingte Baubedarf, der Ersatzbedarf und der Nachholbedarf. Die 
aktuelle Modellversion betrachtet den Zeitraum von 2015 bis 2030. 
Abb. 1: Komponenten des IW-Wohnungsbedarfsmodells (Quelle: eigene Darstellung)
3.1 Demografiebedingter Wohnungsbedarf 
Für die Berechnung des demografisch bedingten Baubedarfs wird zunächst der individu-
elle altersabhängige Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum bestimmt. Die Datengrundlage hier-
für bildet das Sozio-oekonomische Panel (SOEP). Der Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum ist 
aufgrund wachsenden Wohlstands und des Trends zu kleineren Haushalten über die Zeit 
stetig steigend. Der zukünftige Trend wird im ersten Schritt nach Deschermeier/Henger 
(2015) bis zum Jahr 2035 fortgeschrieben. Im zweiten Schritt wird der altersabhängige 
Wohnflächenkonsum pro Kopf mit demografischen Prognosen auf Kreisebene kombiniert, 
sodass der absolute Wohnflächenkonsum für die jeweiligen Altersgruppen vorausberech-
net werden kann. Als dritter Schritt wird dann der in Quadratmetern ausgewiesene zu-
sätzliche Wohnraumbedarf durch die in den jeweiligen Kreisen typischen Wohnungsgrö-
ßen dividiert. Als Datengrundlage dient hierfür die Bautätigkeitsstatistik der letzten fünf 
Jahre. Schließlich wird der so ermittelte Wohnungsbedarf um den Leerstand korrigiert, 
der eine natürliche Leerstandsquote von 2,5 Prozent (Fluktuationsreserve) überschreitet.
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3.2 Ersatzbedarf
Die zweite Komponente des IW-Wohnungsbedarfsmodells stellt der Ersatzbedarf dar. 
Dieser beschreibt den Bedarf an neuen Wohnungen für die zu erwartenden Wohnungs-
abgänge, die aus einem Abbruch, einer Umwidmung oder einer Zusammenlegung von 
mehreren Wohnungen resultieren. Die Ersatzquoten werden auf Basis von Auswertun-
gen der amtlichen Abgangsstatistiken geschätzt. Demnach sind die Abgänge im Ge-
schosswohnungsbau und in den neuen Bundesländern im Vergleich zu den Ein- und 
Zweifamilienhäusern beziehungsweise den alten Bundesländern höher (Henger et al. 
2015b). Die unterstellten jährlichen Abgangsquoten liegen zwischen 0,14 Prozent und 
0,22  Prozent des Wohnungsbestands. Hieraus ergibt sich ein Ersatzbedarf von rund 
72 000 Wohnungen pro Jahr, was einer durchschnittlichen Ersatzquote von 0,17 Pro-
zent des Wohnungsbestands entspricht.
3.3 Nachholbedarf
Die dritte Komponente ist der Nachholbedarf, der immer dann entsteht, wenn über 
einen bestimmten Zeitraum weniger Gebäude neu errichtet werden als eigentlich 
erforderlich. Im Modell definiert sich der Nachholbedarf aus der Summe des jährlichen 
Baubedarfsüberhangs zwischen 2010 und 2014. In den Jahren zuvor waren die Märkte 
weitestgehend ausgeglichen und entspannt. Seither hat sich in 129 von 402 Kreisen 
(32 Prozent) ein Nachholbedarf aufgebaut. Dieser Bedarf wird im betrachteten Zeitho-
rizont bis zum Jahr 2030 auf die einzelnen Jahre verteilt.
3.4 Zusatzbedarf durch erhöhte Zuwanderung
Neben den ersten drei Teilkomponenten enthält das IW-Wohnungsbedarfsmodell seit 
der Flüchtlingskrise 2015 eine weitere Teilkomponente, die den zusätzlichen Baubedarf 
durch die erhöhte Zuwanderung von Flüchtlingen abdeckt. Die Konzeption hierfür wur-
de in Deschermeier et al. (2015b) entwickelt und ist passfähig zur IW-Bevölkerungspro-
gnose von Deschermeier (2016b).
Das methodische Vorgehen zur Berechnung der zusätzlichen Nachfrage am Wohnungs-
markt basiert auf der erwarteten Anzahl der bis zum Jahr 2020 schutzsuchenden Perso-
nen in Deutschland. Diese Zahl wird in wohnungsmarktrelevante Personen umgerech-
net. Hierfür werden die Schutzquoten für die jeweiligen Herkunftsländer herangezogen 
(BAMF 2017). In der aktuellen Modellfassung wird eine durchschnittliche Schutzquo-
te von etwa 70 Prozent unterstellt. Die Personen, die einen Aufenthaltstitel erhalten, 
werden im Modell unter Berücksichtigung der Fertilität und Mortalität fortgeschrieben. 
Zudem wird der Familiennachzug berücksichtigt, in dem per Annahme bei 65 Prozent 
der allein reisenden Männer im Alter zwischen 18 und 35 Jahren weitere drei Famili-
enmitglieder nach Deutschland nachziehen. Hieraus resultiert eine jährliche Anzahl an 
Steigende Wohnbedarfe 255
Personen, die entsprechend der Methodik des IW-Wohnungsbedarfsmodells in einen 
zusätzlichen Baubedarf umgerechnet wird. Abweichend von der oben beschriebenen 
Berechnung des Baubedarfs wird jedoch der individuelle altersabhängige Wohnflächen-
konsum von Haushalten, die Sozialleistungen nach Sozialgesetzbuch II empfangen, zu-
grunde gelegt. Die Verteilung der Asylsuchenden auf die Kreise erfolgt gemäß dem 
Königsteiner Schlüssel. Dieser Verteilungsschlüssel berechnet sich einerseits aus der Be-
völkerungsgröße und andererseits aus der Steuerkraft im jeweiligen Bundesland. Tabel-
le 1 zeigt die Annahmen über die Entwicklung der Flüchtlingszahlen bis zum Jahr 2020.
Tab. 1: Annahmen über Zuwanderung und Anzahl wohnungsmarktrelevanter Flüchtlinge  
(Quelle: BAMF; Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung)
Nettomigration Flüchtlinge* Wohnungsmarktrelevante 
Flüchtlinge
2015 1 100 000 890 000 414 000
2016 852 000 256 000 313 000
2017 693 000 160 000 184 000
2018 541 000 160 000 172 000
2019 425 000 160 000 181 000
2020 345 000 160 000 190 000
Summe 3 956 000 1 786 000 1 454 000
* EASY-Registrierungen; durch Familiennachzug ist die Anzahl wohnungsmarktrelevanter Flüchtlinge in den Jahren 2016 
bis 2020 größer als die Anzahl der schutzbedürftigen Flüchtlinge.
4 Die zukünftige Entwicklung des Wohnungsbaubedarfs
Wie erläutert, setzt sich der Wohnungsbedarf in Deutschland aus verschiedenen Kom-
ponenten zusammen, denen jeweils unterschiedliche Ursachen zugrunde liegen. Der 
demografiebedingte Bedarf bildet in diesem Zusammenhang den weitaus größten Bau-
stein des gesamten Baubedarfs. Daneben müssen Wohnungen, die das Ende ihrer Nut-
zungsdauer erreicht haben, entsprechend ersetzt werden, sodass ein Ersatzbedarf von 
rund 72 000 Wohnungen pro Jahr entsteht. Zudem besteht noch ein Nachholbedarf, der 
als Summe des Baubedarfsüberhangs zwischen 2010 und 2014 definiert ist und auf den 
betrachteten Zeithorizont bis 2030 auf die einzelnen Jahre verteilt wird (Deschermeier et 
al. 2016a). Insgesamt wurden im Zeitraum von 2010 bis 2014 rund 310 000 Wohnun-
gen zu wenig gebaut, woraus ein jährlicher Nachholbedarf von rund 21 000 Wohnun-
gen zwischen den Jahren 2015 und 2030 resultiert (Henger et al. 2015a).
Vergrößert wird dieser Wohnungsbedarf um die erhöhte Zuwanderung, die besonders 
auf den Zustrom an Asylsuchenden seit 2014 zurückzuführen ist. Aufgrund der er-
höhten Zuwanderung wird auf dem deutschen Wohnungsmarkt eine hohe zusätzliche 
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Nachfrage generiert. Unter den skizzierten Annahmen über die zukünftige Zuwande-
rung entsteht durch schutz- und asylsuchende Personen ein durchschnittlicher jährlicher 
Bedarf von rund 86 100 Wohnungen. Nach einem anfänglichen Anstieg des Bedarfs auf 
rund 142 500 Wohnungen im Jahr 2015 führt der verminderte Flüchtlingszustrom ab 
2016 zu einer Stabilisierung auf einem Niveau von jährlich etwa 66 000 Wohnungen. 
Neben der Zuwanderung durch Asyl- und Schutzsuchende führt die Migration aus der 
Europäischen Union und sonstigen Drittländern zu einem Wohnungsbedarf von rund 
75 100 Wohnungen. Im Aggregat werden somit durchschnittlich 161 200 Wohnungen 
pro Jahr durch Zuwanderer zusätzlich nachgefragt.
Abbildung 2 zeigt den Baubedarf in Deutschland differenziert nach den einzelnen 
Komponenten für die Jahre 2015 bis 2020. Der Baubedarf ergibt sich aus dem Woh-
nungsbedarf, der um den bestehenden Leerstand korrigiert wird. Mit durchschnittlich 
159 600 Wohnungen oder 41 Prozent hat der demografisch bedingte Baubedarf den 
größten Anteil am gesamten deutschen Baubedarf. Ersatz- und Nachholbedarf ma-
chen zusammen einen Anteil von rund 24 Prozent aus. Daneben summiert sich der 
Bedarf durch eine erhöhte Zuwanderung auf insgesamt 34 Prozent oder durchschnitt-
lich 132 300 Wohnungen jährlich. Unter den skizzierten Annahmen über die zukünf-
tige Zuwanderung werden im Zeitraum von 2015 bis 2020 insgesamt durchschnittlich 
385 200 Wohnungen pro Jahr in Deutschland benötigt.
Abb. 2: Baubedarfe bis 2020 pro Jahr differenziert nach Komponente  
(Quelle: eigene Darstellung)
Aufgrund der hohen Zuwanderung zeichnet sich für Deutschland auf nationaler Ebene 
bis 2035 ein leichter Bevölkerungszuwachs ab. Der sehr hohe Bedarf von 385 000 Woh-
nungen für die Jahre bis 2020 wird zwar deutlich zurückgehen, aber auf hohem Niveau 
verbleiben. Der Baubedarf wird sich auf jährlich 283  000 (2020 bis 2035), 262  000 
(2025 bis 2030) und 253 000 (2030 bis 2035) Wohnungen verringern.
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Außerordentlich hoch wird der Wohnungsbedarf in den nächsten Jahren besonders in 
den großen Metropolen bleiben. So werden die drei Großstädte Berlin, München und 
Frankfurt am Main bis zum Jahr 2035 zusätzlich über 10 Prozent an Bevölkerung gewin-
nen (Deschermeier 2016a). Berlin wächst dabei auf 4,03 und München auf 1,66 Millio-
nen Einwohner. So liegt die aktuelle Bautätigkeit in Berlin mit 10 700 Wohnungen (Stand: 
2015) weit hinter dem bis zum Jahr 2020 erforderlichen Bedarf von 31 200 Wohnungen 
zurück. Auch wenn für 2016 die geschätzte Zahl von 22 000 neuen Wohnungen erreicht 
wird, läuft die Bautätigkeit immer noch dem hohen Bedarf hinterher. Dieser Befund gilt 
für München wie für einige andere Metropolen gleichermaßen. In München werden bis 
zum Jahr 2020 jedes Jahr 17 200 Wohnungen benötigt. Im Jahr 2015 wurden jedoch, 
wie in den Vorjahren, mit 6 600 Wohnungen deutlich weniger errichtet. 
Da die hohe Zuwanderung aus dem In- und Ausland in die Großstädte mit aller Wahr-
scheinlichkeit anhält, wird dort auch der Wohnungsbedarf hoch bleiben. Eine deutliche 
Entspannung des Wohnungsmarktes ist aufgrund des sehr hohen Wohnungsbedarfs 
nicht zu erwarten, vor allem da sich die Bautätigkeit aufgrund von Restriktionen beim 
Bau nicht ohne weiteres auf ein erforderliches Maß ausweiten lässt. Dies betrifft zum ei-
nen die Bauwirtschaft, die aufgrund des Baubooms bereits ausgelastet ist und Schritt für 
Schritt ihre Kapazitäten ausweitet. Zum anderen gelingt es den Städten vielerorts nicht, 
Grundstücke auf bisher nicht effizient genutzten Flächen bereitzustellen und Investoren 
beim Ausbau und Umbau von Gebäuden zu unterstützen, um Nachverdichtungen im 
Bestand in ausreichendem Umfang anzustoßen, auch weil es vielerorts an Akzeptanz 
in der Bevölkerung fehlt. So wird trotz eines zunehmenden Problembewusstseins und 
lokaler Initiativen an vielen Standorten ein Nachfrageüberhang bestehen bleiben.
5 Schlussfolgerungen
Bis zum Jahr 2020 sind pro Jahr 385 000 Neubauwohnungen erforderlich. Hiervon fallen 
132 000 Wohnungen p.a. auf die erhöhte Zuwanderung seit 2015. Zwar zieht die Bau-
tätigkeit seit Jahren stetig an, reicht aber bei weitem nicht aus, um diese hohen Bedarfe 
zu decken. So liegt die Bautätigkeit nach den aktuellsten Zahlen für das Jahr 2016 bei 
278 000 (Baufertigstellungen) bzw. 375 000 (Genehmigungen) Wohnungen (Statisti-
sches Bundesamt 2016; Statistisches Bundesamt 2017). 
Insbesondere in den Großstädten besteht ein gravierender Wohnungsmangel. Aktu-
ell müssten allein in den sieben Städten Berlin, Hamburg, München, Köln, Düsseldorf 
und Stuttgart (sog. A-Städte) jährlich 88 000 Wohnungen entstehen, tatsächlich ge-
baut wird aber nicht einmal die Hälfte. Die aktuelle Bautätigkeit (Stand: 2015) in Berlin 
(10 700 Wohnungen) und München (6 600) liegt weit hinter dem bis zum Jahr 2020 
erforderlichen Bedarfen in Berlin (31 200) und München (17 200) zurück. 
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Um die hohe Nachfrage nach Wohnungen insbesondere im Geschosswohnungsbau 
zu bedienen, ist eine enorme Ausweitung des Wohnungsneubaus erforderlich. Hierfür 
sind neben der Schaffung von Bauland innovative Lösungen von Seiten der Politik und 
Bau- und Immobilienwirtschaft nötig, um Nachverdichtungen, Ausbauten, Umbauten 
zu ermöglichen. Hierfür ist allerdings ein Schulterschluss von Kommunen, Bau- und Im-
mobilienwirtschaft und der Bevölkerung für mehr Neubauten, Nachverdichtungen und 
Aus- und Umbauten erforderlich. Die neue demografische Ausgangslage bietet große 
Chancen für die Bau- und Immobilienwirtschaft. Während noch vor einigen Jahren zu-
nehmende Leerstände und der Rückbau von Wohnhäusern das Zentrum der Diskussion 
bildeten, ist nach heutigem Stand von einer weiter steigenden Nachfrage nach Wohn-
raum auszugehen. Gelingt es jedoch nicht, genügend Wohnungen und Gewerbeflächen 
zu bauen, werden die Mieten und Preise weiter steigen. Dies hat sowohl Auswirkungen 
auf die Verteilung als auch auf das Wachstum. Die Verdrängung einkommensschwa-
cher Haushalte aus den Innenstädten und zunehmende Segregation stellte eine sehr 
große sozialpolitische Herausforderung dar. Darüber hinaus waren im internationalen 
Vergleich niedrige Mieten ein wichtiger Standortfaktor für deutsche Start-ups. Gerade 
Berlin konnte in den vergangenen Jahren mit einer Kombination aus niedrigen Mieten 
und einem vitalen Umfeld viele ausländische Fachkräfte überzeugen. Steigen nun die 
Mieten kräftig, könnte sich dieser Vorteil schnell in einen Nachteil verwandeln – mit 
entsprechenden Auswirkungen auf das Gründungsgeschehen.
Da die Bautätigkeit und der Baubedarf in Deutschland räumlich auseinander fallen, fin-
det aktuell kein bedarfsgerechter Neubau statt. Während es in allen Großstädten an 
Wohnungen mangelt, werden in vielen ländlichen Regionen deutlich zu viele Einfami-
lienhäuser gebaut. Die Nachfrage verlagert sich zunehmend aufs Umland und Städte, 
die gut an die Metropolen angebunden sind. Angesichts der günstigen Finanzierungen 
werden im ländlichen Raum jedoch Neubauten gegenüber Altbauten bevorzugt und 
daher dort insgesamt zu viel gebaut. Damit entstehen neue Leerstände, da die Bevöl-
kerung insgesamt im ländlichen Raum schrumpft. Gleichzeitig veröden zunehmend die 
Dorfzentren. Durch die Zersiedelung mit neuen Baugebieten wird die Infrastruktur nicht 
effizient genutzt, was die Kosten für die Kommunen und die Bevölkerung weiter treibt. 
Auch die Attraktivität der Kommunen sinkt weiter, wenn das Gebiet zersiedelt ist und 
allenthalben Gebäude leerstehend sind und verfallen. Neben der Steuerung der Wachs-
tumsprozesse in den deutschen Metropolen bildet somit auch der Leerstand und der 
richtige Umgang mit der Schrumpfung in vielen Teilen der Republik weiterhin sehr wich-
tige Zukunftsthemen. 
Steigende Wohnbedarfe 259
6 Literatur
BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017): Asylgeschäftsstatistik für den 
Monat Dezember 2016. Nürnberg.
Bendel, D.; Voigtländer, M. (2016): Entwicklung der Bürobeschäftigung in deutschen 
Städten. In: IW-Report 28. Köln.
Deschermeier, P. (2016a): Die Großstädte im Wachstumsmodus. Stochastische Bevöl-
kerungsprognosen für Berlin, München und Frankfurt am Main bis 2035. In: IW-
Report 39. Köln.
Deschermeier, P. (2016b): Einfluss der Zuwanderung auf die demografische Entwicklung 
in Deutschland. In: IW-Trends 43 (2): 21-38.
Deschermeier, P; Henger, R. (2015): Die Bedeutung des zukünftigen Kohorteneffekts 
auf den Wohnflächenkonsum. In: IW-Trends 42 (3): 21-39.
Deschermeier, P.; Henger, R.; Seipelt, B.; Voigtländer, M. (2016a): Zuwanderung, Woh-
nungsnachfrage und Baubedarfe. Aktualisierte Ergebnisse des IW-Wohnungsbe-
darfsmodells. In: IW-Report 18. Köln.
Deschermeier, P.; Henger, R.; Seipelt, B.; Voigtländer, M. (2017): Zuwanderung in die 
Großstädte und resultierende Wohnungsnachfrage. Gutachten für die Deutsche 
Invest Immobilien GmbH. Köln.
Deschermeier, P.; Kochskämper, S.; Schier, M.; Voigtländer, M. (2015a): Der Wohnungs-
markt 2030. Wie und wo die Generation 65+ leben wird. Gutachten für die BPD 
Immobilienentwicklung GmbH. Köln.
Deschermeier, P.; Seipelt, B; Voigtländer, M. (2015): Auswirkungen der erhöhten Zu-
wanderung auf demografische Prognosen und die Folgen für den Wohnraumbedarf 
in Deutschland. Gutachten für die Deutsche Invest Immobilien GmbH. Köln.
Deschermeier, P.; Seipelt, B.; Voigtländer, M. (2016b): Ein Mietpreisindex für studenti-
sches Wohnen. Gutachten für Deutsche Real Estate Funds Advisor. Köln.
Henger, R.; Schier, M.; Voigtländer, M. (2015a): Baubedarfe: Stadt und Land fallen aus-
einander. In: Wirtschaftsdienst 95 (11): 716-718.
Henger, R.; Schier, M.; Voigtländer, M. (2015b): Der künftige Bedarf an Wohnungen. 
Eine Analyse für Deutschland und alle 402 Kreise. In: IW policy paper 24, Köln.
Statistisches Bundesamt (2016): Baugenehmigungen, Baufertigstellungen – Lange 
Reihen, 2015, Fachserie 5, Reihe 1, Wiesbaden.
Statistisches Bundesamt (2017): Wirtschaftsbereich Bauen.  
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Wirtschaftsbereiche/Bauen/Bauen.
html (Zugriff: 15.06.2017).

Räumliche Differenzierung des Haushaltsbildungsverhaltens 261
Räumliche Differenzierung des 
Haushaltsbildungsverhaltens für kleinräumige 
Haushaltsprognosen
Holger Oertel
Vorbemerkung
Im Beitrag werden Ergebnisse einer Dissertation auszugsweise vorgestellt. Hauptda-
tenquelle der Untersuchungen ist der Mikrozensus. Darüber hinaus wird kurz auf die 
aktuelle Haushaltsentwicklung in der Landeshauptstadt Dresden mittels Daten der 
Haushaltegenerierung (HHGen) eingegangen, diese sind u. a. Grundlage der kommu-
nalen Haushaltsprognose. 
1 Einführung
Die Frage, wie sich die Zahl und die Struktur der Haushalte zukünftig entwickeln könnte, 
ist von hoher gesellschaftlicher Bedeutung. Die Haushaltsentwicklung gilt als die wich-
tigste demografische Determinante der Wohnungsnachfrage (Bucher 1986, 46). Die 
Entwicklung von Anzahl und Struktur der Haushalte als Nachfrager von Wohnungen hat 
deshalb eine elementare Bedeutung für die Stadtplanung sowie für die lokale/regionale 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. 
Die Haushalts- und Bevölkerungszahlen können in einem Raum sehr unterschiedliche 
Entwicklungsrichtungen aufweisen, sodass allein die Bevölkerungsentwicklung, z.  B. 
für die Abschätzung der Wohnungsnachfrage und der daraus resultierenden Flächen-
inanspruchnahme für Wohnen nicht ausreichend ist. Je kleinräumiger die Betrachtung 
ist, desto größer können die Unterschiede zwischen den beiden Entwicklungen sein. 
Allerdings liegen auf Gemeindeebene nur für wenige Großstädte amtliche Daten zur 
Haushaltsentwicklung vor. Allerdings können Rückschlüsse mithilfe von Raum- und 
Gemeindetypen auf die kleinräumige Entwicklung geschlossen werden. Im Fokus der 
Untersuchungen der Dissertation stand die räumliche Differenzierung des Haushaltsbil-
dungsverhaltens im Rahmen der Erstellung kleinräumiger Haushaltsprognosen, wobei 
der Haushaltsdefinition der amtlichen Statistik gefolgt wurde (Oertel 2016).  
Die Verkleinerung der Haushalte ist ein Phänomen, welches im Zuge des gesellschaft-
lichen und demografischen Wandels schon seit vielen Jahrzehnten und in allen entwi-
ckelten Ländern zu beobachten ist (Bähr 2004, 99). In Deutschland stellt sich die Ent-
wicklung der Haushaltsgrößen sehr heterogen dar. Seit 1991 haben sich insbesondere 
in Ostdeutschland die Haushaltsgrößen deutlich verringert. Die größten Veränderungen 
waren hierbei in den Großstädten zu verzeichnen (Abb. 1). Auch in den westdeutschen 
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Gemeinden gab es langfristige Haushaltsverkleinerungen, wobei hier eher die kleine­
ren Gemeinden betroffen waren. Für Prognosen ist es wichtig, strukturelle von verhal­
tensbedingten Effekten trennen zu können. Es stellt sich deshalb die Frage, inwiefern 
Verhaltensänderungen für die Haushaltsverkleinerungen verantwortlich waren/sind und 
inwiefern sich diese Verhaltensänderungen räumlich differenzieren lassen. Auf vertiefen­
de Aspekte kann hier jedoch nicht eingegangen werden.
Abb. 1: Veränderung der mittleren Haushaltsgröße nach West- und Ostdeutschland (WDl/ODL) 
und ausgewählten Gemeindegrößenklassen (GGK) 1991 bis 2014 (Quelle: Statistisches Bundes-
amt 2003-2015 (FS1 R3); eigene Berechnungen) 
2 Vorgehensweise und Operationalisierung
Um die Bedeutung des Haushaltsbildungsverhaltens für die Haushaltsentwicklung in 
Deutschland beurteilen zu können, musste es zunächst operationalisiert werden. Als 
Grundgerüst diente das Haushaltsvorstandsquotenverfahren, welches das Haushalts­
bildungsverhalten als Aggregat im Querschnitt abbildet und an die Erfordernisse der 
Untersuchung angepasst werden musste. Aufbauend auf der Operationalisierung wur­
de mithilfe eines selbst weiterentwickelten Standardisierungsverfahrens der Einfluss des 
Haushaltsbildungsverhaltens auf die Haushaltsentwicklung zwischen 1998 und 2011 
(Betrachtungszeitraum) bestimmt. Datenquelle war hierbei der Mikrozensus, wobei der 
Datenzugang in Form von Scientific­Use­Files (SUF) sowie der kontrollierten Datenfern­
verarbeitung gewählt wurde. Zu beachten ist, dass im Jahr 2005 eine Erhebungsumstel­
lung erfolgte.
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Als am besten für die demografisch ausgerichtete Untersuchung geeignet, stellte sich die 
Definition der Haushaltsbezugsperson nach dem ältesten Haushaltsmitglied heraus. Die 
anhand des Lebenszykluskonzeptes und altersjahrspezifischer Ausprägungen gewählten 
acht bzw. sieben Altersgruppen erwiesen sich für räumliche Betrachtungen als günstig 
und wiesen nur geringe Unterschiede zu altersjahrspezifischen Berechnungen auf.
Um schließlich Aussagen für kleinräumige Entwicklungen treffen zu können, wurden 
im nächsten Schritt die räumlich und nach Altersgruppen differenzierten Haushaltsvor-
standsquoten auf Gemeinden in Sachsen übertragen (Schätzung mithilfe der räumlichen 
Differenzierungen der verwendeten Datenquelle). Die Berechnungen erfolgten für alle 
Gemeinden in fünf Varianten und darüber hinaus für ausgewählte Gemeinden des Dres-
dener Umlandes mit einer Variante auf Basis von kommunalen Daten der Haushaltege-
nerierung (HHGen). Die Bedeutung der räumlichen Differenzierung ließ sich schließlich 
durch den Vergleich der Varianten mit der Referenzvariante ohne räumliche Differenzie-
rung sowie dem Vergleich zwischen den vier Varianten der räumlichen Differenzierung 
messen. 
3 Ausgewählte Ergebnisse
3.1 Relevanz des Haushaltsbildungsverhaltens für die  
Haushaltsentwicklung
Das Haushaltswachstum in Deutschland betrug im Betrachtungszeitraum von 1998 bis 
2011 7,7 %. 3,0 % des Haushaltszuwachses lassen sich mithilfe des angewandten Stan-
dardisierungsverfahrens mit der Veränderung des Haushaltsbildungsverhaltens erklären. 
Altersstruktureffekte trugen in diesem Zeitraum zu einem Wachstum von 5,3 % bei, 
während dagegen allein die Veränderung der Bevölkerungszahl bei Ausschluss der an-
deren Einflussgrößen, zu einem Rückgang von 0,5 % geführt hätte. Die Veränderung 
des Haushaltsbildungsverhaltens hatte im Betrachtungszeitraum für die Haushaltsent-
wicklung somit zweifelsfrei eine hohe Relevanz. 
Der Einfluss des Haushaltsbildungsverhaltens war im Betrachtungszeitraum für ost-
deutsche Bundesländer besonders hoch und in Sachsen mit 8,0 % am höchsten. In 
Westdeutschland unterschied sich der Einfluss des Haushaltsbildungsverhaltens auf 
Bundesländerebene deutlich. Auf der Ebene der Raumordnungsregionen ist ein sehr 
heterogener Einfluss der Veränderung des Haushaltsbildungsverhaltens (der 18- bis 
64-Jährigen) auf die Haushaltsentwicklung zu konstatieren (Abb. 2). 
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Abb. 2: Einfluss von Verhaltenseffekten der 18- bis unter 65-Jährigen auf die Veränderung der 
Haushaltezahl in den Raumordnungsregionen im Zeitraum 1998 und 2011 in % 
(Quelle: Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2011/2013): 
Mikrozensus 1998, 2011, KDFV; eigene Berechnungen)
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Interessant ist, dass der Einfluss in den meisten Regionen Baden-Württembergs negativ 
war. Das heißt, die Veränderung des Haushaltsbildungsverhaltens führte eher zur Ver-
größerung der Haushalte. Darüber hinaus sind insbesondere Stadt-Land-Unterschiede 
feststellbar, die wiederum in Ostdeutschland einen großen Teil der Veränderungen in 
den Regionen erklären können. Intraregionale Einflüsse sind aufgrund fehlender Raum-
kategorien dagegen bisher nicht nachweisbar.
Die Erhebungsumstellung des Mikrozensus im Jahr 2005 hat Auswirkungen auf die 
berechneten Ergebnisse der Haushaltsstruktur und des Haushaltsbildungsverhaltens. 
Sondereffekte durch die gehäufte Einführung von Zweitwohnsitzsteuern und die so-
genannte Hartz-IV-Reform lassen im Vergleich zu HHGen-Daten der Stadt Dresden 
den Schluss zu, dass es im Zeitraum der Erhebungsumstellung zu einer erhöhten Haus-
haltsverkleinerung gekommen ist und es sich somit nicht ausschließlich um einen reinen 
methodischen Effekt handelt. 
Zu Verzerrungen der regionalen und nach Gemeindetypen differenzierten Ergebnis-
se können insbesondere Gebietsreformen, Statuswechsel durch dynamische Prozesse 
sowie Konzeptumstellungen der Typisierungen führen. Am stärksten wirkten sich diese 
Veränderungen auf den Bevölkerungsmengeneffekt, weniger auf den Verhaltenseffekt 
aus.
3.2 Wirkung der räumlichen Differenzierung in kleinräumigen  
Haushaltsprognosen am Beispiel von Sachsen
Das Hauptinteresse der Folgeuntersuchungen bestand in der Bestimmung der 
Wirkung der räumlichen Differenzierung des Haushaltsbildungsverhaltens auf die 
Dynamik einer hypothetischen Haushaltszahl zwischen 1998 und 2011 in den 
432 Gemeinden Sachsens. Aufgrund der Heterogenität der Bevölkerungsstruktur und 
-entwicklung in den Städten und Gemeinden innerhalb der jeweiligen räumlichen Diffe-
renzierungen, können die Wirkungen der räumlich differenzierten Haushaltsvorstands-
quoten je Gemeinde unterschiedlich ausgeprägt sein. Diese Wirkungen sind das Ergeb-
nis unterschiedlicher Wichtungen der Altersgruppen in den Gebietseinheiten, die sich 
zudem im Betrachtungszeitraum ändern.
Die Referenzvariante ohne räumliche Differenzierung diente zu Vergleichszwecken, 
denn somit kann die Wirkung der räumlichen Differenzierung der Haushaltsvorstands-
quoten konkret auf Gemeindeebene gemessen werden (Kurzbezeichnung V0, Tab. 1). 
Diese Variante entspricht der theoretischen Haushaltsentwicklung in den Gemeinden, 
wenn sich das Haushaltsbildungsverhalten gleichermaßen in den Gemeinden verändert 
hätte – es somit keine intra- und interregionalen sowie Stadt-Land-Unterschiede in der 
Veränderung des Haushaltsbildungsverhaltens geben würde. 
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Anhand der Berechnungen zeigt sich deutlich, dass die Haushaltsentwicklung deutlich 
positiver verlief als die Bevölkerungsentwicklung (Tab. 1). So gab es im Betrachtungs-
zeitraum keine Gemeinde, die ein Bevölkerungswachstum von über 15  % verzeich-
nen konnte. In den fünf berechneten Varianten der räumlichen Differenzierung des 
Haushaltsbildungsverhaltens verzeichneten 17 bis 49 Gemeinden ein (hypothetisches) 
Haushaltswachstum von über 15 %. Die höchste Dynamik bezüglich der Anzahl der 
Gemeinden erfolgte bei der Anwendung des sächsischen Mittelwertes (V0), die gerings-
te bei der Differenzierung nach Gemeindegrößenklassen und Ostdeutschland (V1). Bei 
fehlender räumlicher Differenzierung kann die Entwicklung somit (insbesondere in den 
kleineren Gemeinden) leicht überschätzt werden.
Im Maximum führte allein die räumliche Differenzierung des Haushaltsbildungsverhal-
tens zu einer Abweichung von neun Prozentpunkten im Vergleich zur Referenzvariante 
(V0), was angesichts des relativ kurzen Betrachtungszeitraumes als hoch eingeschätzt 
werden kann. 
Tab. 1: Anzahl der Gemeinden nach ausgewählten Grenzwerten der Bevölkerungs- und Haus-
haltsentwicklung 1998 bis 2011 – Ergebnisse der Ex-post-Prognosen für 432 Gemeinden in Sach-
sen, Varianten V0 bis V4 (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen 2014; Forschungsdatenzent-
ren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2011/2013): Mikrozensus 1998, 2011, 
KDFV; eigene Berechnungen; Gebietsstand 01.01.2014)
Veränderung der 
Bevölkerungs- bzw. 
Haushaltszahl 
in %
Bevöl-
kerung
Ex-post-Prognosevariante/räumliche Differenzierung  
Haushaltsbildungsverhalten
V0 V1 V2 V3 V4
MW  
Sachsen
GGK  
ODL
zGGK 
zROR
SLG  
ODL
sGT  
ODL
20 % und mehr - 24 6 12 16 13
15 % bis unter 20 % - 25 11 14 17 10
10 % bis unter 15 % 2 58 24 27 33 43
5 % bis unter 10 % 8 101 52 68 99 79
0 % bis unter 5 % 12 117 112 126 116 122
-5 % bis unter 0 % 28 80 135 122 109 109
-10 % bis unter -5 % 112 17 68 45 30 41
-15 % bis unter -10 % 147 6 17 13 7 10
-20 % bis unter -15 % 88 3 4 3 4 3
unter -20 % 35 1 3 2 1 2
Summe 432 432 432 432 432 432
Anmerkungen: MW Sachsen = Mittelwert Sachsen, GGK ODL = Gemeindegrößenklassen in Ostdeutschland, 
zGGK zROR = zusammengefasste Gemeindegrößenklassen und zusammengefasste Raumordnungsregionen, 
SLG = Stadt-Land-Gliederung, sGT = siedlungsstrukturelle Gemeindetypen (des BBSR)
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Wird keine räumliche Differenzierung des Haushaltsbildungsverhaltens vorgenommen, 
wird, im gewählten Beispiel Sachsen, die Haushaltsdynamik in den Großstädten un-
ter- und in den kleineren Gemeinden unter 10 000 Einwohnern deutlich überschätzt. 
Die Spannweite (R) zwischen den Varianten der räumlichen Differenzierungen ist zu-
dem in Mittelstädten und suburbanen Gemeinden besonders hoch. Für die untersuch-
ten Mittelstädte ist ein Regionaleffekt nachweisbar, d. h. die regionale Differenzierung 
von Gemeindegrößenklassen (V2) führte deutlich zu einer abweichenden rechnerischen 
Haushaltsentwicklung. 
4 Potenziale von HHGen-Daten 
Im Rahmen der Dissertation wurden auch kommunale Haushaltsdaten von Dresden 
genutzt. Die kommunalen Haushaltsdaten werden durch Hinzuziehung einer adress-
scharfen und anonymisierten Statistikdatei des Einwohnermelderegisters und der An-
wendung eines komplexen Haushaltegenerierungsverfahrens (HHGen) erstellt. 
Diese Haushaltsdaten liegen häufig den Kommunen mit abgeschotteter Statistikstelle bis 
auf Adressebene vor. Somit ergeben sich vielfältige kleinräumigere und zudem aktuelle-
re Auswertungsmöglichkeiten als mit standardisierten Befragungsdaten (z. B. Mikrozen-
sus). Bei gleichbleibender Parametereinstellung und Programmversion lassen sich sogar 
Zeitvergleiche nach Haushaltstypen oder Phasen nach dem Lebenszyklus kleinräumig 
abbilden. Auch ist eine alternative Untersuchung randstädtischer Siedlungsstrukturen 
möglich. In Abbildung 3 ist beispielhaft die sehr unterschiedliche Höhe und Dynamik der 
durchschnittlichen Haushaltsgröße nach Lagetypen in Dresden dargestellt. So besteht 
eine deutliche Diskrepanz zwischen der Innenstadt und den eingemeindeten Gebieten. 
Abb. 3: Entwicklung der durchschnittlichen Haushaltsgröße in Dresden nach Lagetypen  
(Quelle: Landeshauptstadt Dresden, Kommunale Statistikstelle (2017); eigene Berechnungen)
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In einigen Lage- und siedlungsstrukturellen Typen deuten sich zudem bereits wieder 
Haushaltsvergrößerungen an. 
In den Untersuchungen konnte eine hohe Korrelation zwischen der Bebauungsdichte 
(Haushalte je Adresse) und der Dynamik der Haushaltsvorstandsquoten (Haushaltsbil-
dungsverhalten) nachgewiesen werden. Dies ist ein Hinweis, dass eine siedlungsstruk-
turabhängige Parametergenerierung für kleinräumige Haushaltsprognosen unterhalb 
der Gemeindeebene lohnenswert sein kann. Es stellt sich allerdings das Problem der Ver-
allgemeinerbarkeit, da die Daten nur in wenigen Städten erhoben werden und die Zu-
gänglichkeit für die Forschung in jeder Beispielstadt einzeln ermöglicht werden müsste. 
5 Fazit
Im betrachteten Zeitraum trugen Veränderungen im Haushaltsbildungsverhalten maß-
geblich zur steigenden Zahl der privaten Haushalte bei. Einen noch größeren Einfluss 
hatten jedoch Altersstruktureffekte. Es konnten deutliche Unterschiede in der Intensi-
tät der Veränderungen des Haushaltsbildungsverhaltens festgestellt werden. Für klein-
räumige Haushaltsprognosen lässt sich daraus schlussfolgern, dass die Parameter zum 
Haushaltsbildungsverhalten mindestens nach Ost- und Westdeutschland sowie nach 
dem Verstädterungsgrad differenziert werden sollten. Soweit es die Datenquelle zulässt 
(Stichproben), sollte eine weitere regionale Differenzierung erfolgen. 
Der Mikrozensus bietet ein hohes räumliches Auswertungspotenzial, welches jedoch 
gegenwärtig noch nicht voll ausgeschöpft werden kann. Sinnvoll wäre eine rückwirken-
de Bereitstellung räumlicher Differenzierungen, die auch den stadtregionalen Kontext 
ausdrücklich berücksichtigen und eine rückwirkende Gebietsstandsbereinigung. Darü-
ber hinaus bieten auch kommunale HHGen-Daten (der Großstädte) eine hohes Auswer-
tungspotenzial, welches für kleinräumige Haushaltsprognosen genutzt werden könnte.
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Zukunft Einfamilienhaus – explorative Befunde 
aus der Perspektive der Ressourcen- und 
Flächeninanspruchnahme
Andreas Blum, Norbert Krauß, Milena Martinsen
Zusammenfassung 
Das Einfamilienhaus galt und gilt immer noch vielen Menschen als Wohnideal und hat 
eine große Bedeutung für die Wohnungsversorgung in Deutschland. Zugleich mehren 
sich die Indizien dafür, dass diese Bestände zumindest regional unter Druck geraten 
könnten. Der demografische Wandel und Veränderungen der Nutzerpräferenzen, aber 
auch Veränderungen auf den Finanz- und Immobilienmärkten, stellen die Bestände vor 
neue Herausforderungen. Trotz Niedrigzinsphase und Nachfrageboom in wachsenden 
Regionen sind stagnierende oder nachgebende Preise, Veräußerungsschwierigkeiten 
und selbst Leerstände in abgelegeneren Regionen in diesem Segment keine Seltenheit 
mehr. Zugleich ist das Einfamilienhaus die am meisten ressourcenintensive Wohnform. 
Damit ergeben sich potenziell auch ökologische Folgewirkungen einer möglichen Leer-
standsentwicklung im Sinne von Ineffizienzen der Nutzung materieller Ressourcen und 
der Flächeninanspruchnahme. Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen eines ak-
tuell laufenden Projektes zwei westdeutsche Mittelstädte mit stabiler bzw. abnehmen-
der Bevölkerung als Fallstudienstädte untersucht. Dabei wurden zum einen Prognosen 
für die Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung gerechnet und Bestandsaufnahmen 
der Siedlungs- und Baustruktur zur Abschätzung der Ressourcenintensität konkreter 
Ein familienhausbestände durchgeführt. Zum anderen wurden im Rahmen qualitativer 
Interviews mit Expertinnen und Experten des Wohnungs- und Bauwesens Einschätzun-
gen der Situation sowie möglicher Entwicklungstrends erhoben.
1 Einführung
Der demografische Wandel, also die Veränderung der Bevölkerungszahl, die Verän-
derung der Altersstruktur der Bevölkerung und Wanderungsbewegungen sowie sich 
wandelnde Nutzungspräferenzen haben einen erheblichen Einfluss auf die unterschied-
lichsten Politikbereiche und die Ressourcennutzung (Fläche, Rohstoffe, Energie). Vorlie-
gende Untersuchungen verweisen in diesem Zusammenhang auch auf die Bedeutung 
von Einfamilienhaus-Beständen (Wüstenrot Stiftung 2012; Deilmann, Lorbek 2016). 
Einfamilienhäuser stehen in Deutschland für rund 65 % des Wohngebäudebestandes 
und über 30 % der Wohnungen; 40 % der Bevölkerung leben in Einfamilienhäusern 
(Zensus 2011). Zugleich finden sich zunehmend Indizien dafür, dass diese Bestände 
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zumindest regional unter Druck geraten könnten (Aring 2012; Zakrzewski et al. 2014). 
Mit dem Aufrücken der geburtenschwachen Jahrgänge in die Familiengründungs- und 
Eigentumsbildungsphase zwischen 30 und 45 Jahren, und damit Abnahme der bislang 
typischen Nutzungsgruppe, geht auch die Zahl potenzieller Erwerberhaushalte zurück 
(Effenberger et al. 2014; Dittrich-Wesbuer et al. 2010; GdW 2008). Dies wird beson-
ders da zum Problem, wo zugleich die alternde „Baby-Boom-Generation“ die Nutzung 
von EFH – etwa zugunsten altengerechter Wohnformen – aufgibt, und eine größere 
Zahl von Gebraucht-Immobilien gleichzeitig auf den Markt drängt (Myers, Ryu 2008). 
Dieser Effekt wird regional bereits heute durch Abwanderung jüngerer Haushalte ver-
stärkt (Hochstetter 2013). Auch eine kulturell bedingte Abnahme der bislang typischen 
Nutzungsgruppe „Kernfamilie“ durch veränderte Familienstrukturen und den wach-
senden Anteil von Single-Haushalten (Skorka, Müller-Herbers 2014; BBSR 2009) sowie 
veränderte Lebensstile wie etwa die „25-Stunden-Gesellschaft“ (GdW 2013) könnte 
die Nachfrage nach Wohnen im EFH dämpfen. Daneben sprechen auch zunehmen-
de berufliche Mobilitätserfordernisse ganz grundsätzlich eher gegen eine Bindung an 
Immobilien-Eigentum (Spehl 2011). 
In älteren Quartieren bzw. EFH-Siedlungen kann der Zusammenhang von Lebenszyklen 
der Haushalte und Investitionszyklen – aus Altersgründen unterlassene Instandhaltung 
und „Abwohnen“ – zur Abwertung von Standorten mit selbstverstärkender Wirkung 
auf die lokale Nachfrage führen (Aring 2012). Hier spielen vor allem auch die für die 
in den 1950er bis 1970er Jahren (oder früher) erbauten Gebäude häufig erheblichen 
Modernisierungskosten eine wichtige Rolle, die oft auch mögliche Erben scheuen; ins-
besondere, wenn die Immobilie in Regionen mit schon heute geringer bis nicht vorhan-
dener Nachfrage liegt (Auer 2015; Kröhnert et al. 2011; GdW 2008). Auch Tendenzen 
zu Reurbanisierung und Zentrenorientierung bei Älteren (Matthes 2014) sowie Anzei-
chen eines Bedeutungsrückgangs des Wohnideals „Suburbia“ bei jüngeren Haushalten 
(Vogelmann 2014) sprechen eher für einen Rückgang der zukünftigen Nachfrage.
Auf der anderen Seite gilt das EFH immer noch vielen Menschen als Wohnideal (LBS 
2015; Schmitt et al. 2006). Zugleich bietet der Verbleib und das „Abwohnen“ des 
selbstgenutzten Hauses (Aring 2012) häufig die einzige Alternative für alternde EFH- 
Haushalte, die sich einem steigenden Armutsrisiko ausgesetzt sehen (GdW 2013). Zu-
dem könnten in Regionen mit sinkenden Preisen bei gleichzeitig niedrigen Zinsen neue 
Nachfragegruppen auftreten wie etwa Schwellenhaushalte (Veser et al. 2003; LBS 2005) 
oder sogar Einpersonenhaushalte (Aehnelt, Winkler-Kühlken 2008). Auch Haushalte mit 
Migrationshintergrund könnten insbesondere in den Ballungsgebieten an Bedeutung 
gewinnen (Vogelmann 2014; GDW 2013; Sinning 2010). Familienhaushalte, die in Bal-
lungsräumen (auch auf dem Mietermarkt) tendenziell nicht mit anderen Nutzungsgrup-
pen konkurrieren können, weichen ins Umland aus (BBSR 2011), wo dann potenziell 
(vergleichsweise günstigere) EFH gesucht werden. Auf längere Sicht könnte auch die 
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Bedeutung von Vermietung im EFH-Segment zunehmen. In Deutschland bislang eher 
ein „Nischenprodukt“ (GdW 2008), scheint sich der Aufkauf größerer EFH-Bestände 
und deren Vermietung in den USA bereits als Geschäftsmodell zu etablieren (Mills et al. 
2017). 
Mit diesem kurzen Überblick wird deutlich, dass für die Zukunft von EFH-Beständen 
durchaus uneinheitliche Signale und Indizien vorliegen. Stagnierende oder nachgeben-
de Preise, Veräußerungsschwierigkeiten und selbst Leerstände sind in diesem Segment 
schon heute in vielen Regionen keine Seltenheit mehr (Auer 2015; Spehl 2011). Zu-
gleich ist das Einfamilienhaus sowohl aus der Sicht des einzelnen Gebäudes als auch 
aus siedlungsstruktureller Perspektive die am meisten ressourcenintensive Wohnform 
(Gruhler, Böhm 2011). Damit ergeben sich über soziale und ökonomische Folgewir-
kungen einer möglichen Leerstandsentwicklung hinaus potenziell auch ökologische Fol-
gewirkungen im Sinne von Ineffizienzen der Nutzung materieller Ressourcen und der 
Flächeninanspruchnahme.
Vor diesem Hintergrund untersucht die Sondierungsstudie „Demografie und Ressour-
cen“ im Auftrag des Umweltbundesamtes aktuell die Ressourcenauswirkungen des de-
mografischen Wandels und sich wandelnder Nutzungspräferenzen im Bereich Bauen 
und Wohnen und richtet dabei einen besonderen Blick auf Einfamilienhaus-Siedlungen 
der 1950er bis 1970er Jahre.
Im Folgenden wird zunächst kurz der methodische Ansatz umrissen. Die Abschnitte 3 
und 4 behandeln die Ergebnisse der Erhebungen zu empirischen Trends sowie zu kon-
kreten Ressourcenzusammenhängen. Im Fazit werden wesentliche Herausforderungen 
und mögliche Handlungsoptionen zusammengefasst. 
2 Methodischer Ansatz
Zur näheren empirischen Untersuchung aktueller Trends und konkreter Ressourcen-
implikationen wurden zwei Fallstudienstädte ausgewählt. Es handelt sich um zwei west-
deutsche Mittelstädte mit knapp 30 000 Einwohnern und stabiler bzw. abnehmender 
Bevölkerung. Durchgeführt wurden zum einen Bestandsaufnahmen der Siedlungsstruk-
tur (Plan-Auswertungen, Begehungen), um die Ressourcenintensität konkreter Einfa-
milienhausbestände abzuschätzen. Zum anderen wurden mithilfe des Online-Tools des 
Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung (IÖR o. J.) eine Bevölkerungs- und 
Haushaltsprognose erstellt. Auf der Grundlage von Bevölkerungszahlen, Wanderungs-
salden, Sterbe- und Geburtenraten, gegebenen Haushaltsstrukturen sowie regionalen 
Parametern lassen sich mit dieser Anwendung die zukünftige Bevölkerungsentwicklung 
und Haushaltspotenziale abschätzen (Eichhorn, Iwanow 2008). Die Haushaltspoten-
ziale werden nach drei wesentlichen Nachfragegruppen nach Wohnraum in jüngere 
1-2-Personen-Haushalte, ältere 1-2-Personen-Haushalte und Haushalte mit 3 und mehr 
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Personen unterschieden. Ergänzend wurden im Rahmen leitfadengestützter Interviews 
mit Expertinnen und Experten (Bauwesen, Immobilien- und Finanzwirtschaft, Bürger-
schaft, Politik und Verwaltung) qualitative Einschätzungen der Situation sowie mög-
licher Entwicklungstrends erhoben. Die Ergebnisse wurden zudem in Workshops mit 
lokalen Akteuren diskutiert, validiert und ergänzt.
3 Entwicklungstrends am Fallbeispiel
Zur Abschätzung der Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung wurden für beide Städte 
zunächst zwei grundsätzliche Szenarien der Bevölkerungsentwicklung gerechnet. Das 
„Status-quo“-Szenario hält Wanderungssalden sowie Geburten- und Sterberaten auf 
dem Ausgangsniveau konstant, während für das Szenario „Generativ“ die Wande-
rungssalden auf null gesetzt wurden, die Entwicklung also das endogene Potenzial ab-
bildet. Als Basisjahr wurde jeweils der Datenverfügbarkeit entsprechend das Jahr 2015 
gewählt, der Prognosehorizont reicht in drei 5-Jahres-Schritten bis 2030.
Im Ergebnis zeigt sich – wie vor dem Hintergrund der bisherigen Entwicklung zu erwar-
ten – im „Status-quo“-Szenario jeweils eine nahezu stabile bzw. rückläufige Bevölke-
rungszahl. Im Szenario „Generativ“ zeigen beide Gemeinden einen mehr oder weniger 
starken Bevölkerungsrückgang. Beide sind also auf Zuwanderung angewiesen, um Ihre 
Entwicklung zu stabilisieren. Beim Blick auf die Entwicklung der Altersstruktur wird aber 
insbesondere die zunehmende Alterung deutlich. Der Anteil der Bevölkerung im Alter 
60+ steigt im Prognosezeitraum von rund 27 % bzw. 30 % im Jahr 2015 auf 34 % bzw. 
36 % im Jahr 2030 (jeweils stabile bzw. schrumpfende Gemeinde). Dies spiegelt sich 
auch in der Entwicklung der verschiedenen Haushaltstypen wider. Insgesamt nimmt die 
Zahl der Haushalte aufgrund der Haushaltsverkleinerung im Prognosezeitraum trotz sta-
gnierender bzw. abnehmender Bevölkerungszahl um rund 7 % bzw. 5 % zu. Dies liegt 
vor allem an der erheblichen Zunahme der älteren 1-2-Personen-Haushalte um 28 % 
bzw. 24 %, während die Zahl der jüngeren 1-2-Personen-Haushalte nur geringfügig 
zunimmt bzw. in etwa konstant bleibt und die Zahl der Haushalte mit 3 oder mehr Per-
sonen deutlich abnimmt. Diese Entwicklungen verweisen also in beiden Fallstudienge-
meinden idealtypisch zunächst auf einen potenziell steigenden Bedarf an kleineren und 
im besten Fall altengerechten Wohnungen. Mit Blick auf den Fokus der Untersuchungen 
auf ältere EFH-Bestände ist damit außerdem eine zunehmende Unterauslastung durch 
kleine ältere Haushalte zu erwarten.
Über die rein quantitative Abschätzung hinaus lassen sich die Entwicklungstrends auf der 
Grundlage der Interview-Ergebnisse qualitativ untersetzen. Dabei wird die Darstellung 
im Rahmen dieses Beitrages auf die Gemeinsamkeiten beider Gemeinden beschränkt.
Aus beiden Städten wird die Abwanderung jüngerer Teile der Bevölkerung (Ausbil-
dung/Studium, Lebensstil „Urbaniten“) berichtet. Dabei wird jedoch gerade von der 
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schrumpfenden Gemeinde auch betont, dass „die Mehrheit bleibt“ und zudem auch 
eine Rückwanderung beobachtet werden kann, z. B. nach Abschluss der Ausbildung, 
wenn vor Ort ein Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Wenn es jungen Leuten gelingt, sich 
zu etablieren, wird insbesondere unter den derzeitigen günstigen Finanzierungsbedin-
gungen auch eine frühere Bereitschaft zum Engagement in Immobilien-Eigentum schon 
ab einem Alter von Mitte 20 wahrgenommen. 
Obwohl sowohl jüngere als auch ältere Haushalte innerstädtische Wohnlagen nachfra-
gen, scheint dieses Segment aus Knappheits- und damit Kostengründen eher auf wohl-
habende Haushalte beschränkt. Insbesondere bezahlbare kleinere Wohnungen für Erst-
haushaltsgründer und größere Familien-Wohnungen sind knapp. Dies führt etwa dazu, 
dass junge Leute länger bei der Familie bleiben und Familien ins Umland ausweichen. 
Für ältere Haushalte kommt hinzu, dass Anforderungen der Barrierefreiheit Wohnraum 
zusätzlich verteuern. Die Kalkulation, das EFH auf dem Land gegen eine barrierefreie 
Wohnung in der Stadt zu tauschen, geht häufig ökonomisch nicht mehr auf. Auch für 
weniger wohlhabende Haushalte (einschließlich Grundsicherungshaushalte) wird beob-
achtet, dass auf günstigen Wohnraum im Umland einschließlich älterer EFH mit sehr 
einfachem unsaniertem Standard ausgewichen wird. Von einer Reurbanisierung als do-
minantem Trend kann daher nicht ausgegangen werden. In beiden Städten fehlt hierfür 
derzeit schlicht das Angebot. Gerade für Familien bietet das EFH häufig „fast die einzige 
Option eine nach Zimmerzahl angemessene Wohnung zu finden“ (Interview-Partner), 
auch wenn der Bezug eines EFH nicht von vornherein beabsichtigt war. Zudem wird 
aus beiden Städten berichtet, dass auch größere Pendlerstrecken als selbstverständlich 
hingenommen werden.
Mit Blick auf die Angebotssituation wurde in beiden Städten deutlich, dass preiswerte 
kleinere und barrierefreie Wohnungen sowie preiswerte Familien-Wohnungen (> 3 Zim-
mer) knapp sind. Insbesondere in den jeweiligen Kernstädten sind auch Flächen rar. 
Zugleich finden sich jedoch auch erhebliche Leerstände in den historischen Zentren. 
Eigentümer der zahlreichen kleinen historischen Gebäude (typischerweise kleine Fach-
werkhäuser) begnügen sich mit der Vermietung des Ladengeschäftes im Erdgeschoss, 
während der Wohnraum im Obergeschoss leer steht. 
Im Bereich der EFH-Bestände erscheint wohl vor allem aufgrund der aktuell niedrigen 
Finanzierungskosten zumindest im näheren Einzugsbereich der Kernstädte die Nach-
frage ungebrochen, eher steigend. Selbst in den vergangenen Jahren aufgetretener 
Leerstand findet wieder eine Nutzung: „Alles geht weg“. Dabei werden von weniger 
wohlhabenden Haushalten auch einfache unsanierte Standards akzeptiert. Bei alternden 
weniger wohlhabenden Haushalten wird teilweise ein Abwohnen der Immobilie und 
„Renovierung höchstens für die Optik“ beobachtet. In beiden Städten gibt es aber auch 
EFH-Bestände, für die nach Auszug der jetzigen Eigentümer bzw. Nutzer keine Zukunft 
gesehen wird. Als Beispiel wurden sehr kleine Siedlerhäuschen aus der Nachkriegszeit 
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mit schlechter Bausubstanz in ungünstiger Lage an einer Bahnlinie und/oder Bundes-
straße genannt.
Zugleich gibt es die Beobachtung, dass durch „Trennungshaushalte“ vermehrt jüngere 
EFH auf den Markt kommen. Miete spielt für die Nutzung von EFH nur in Ausnahme-
fällen eine Rolle. Soweit in günstigeren Lagen noch Leerstand auftritt handelt es sich 
um „bewussten Leerstand“, wo Erben nicht an einem Verkauf interessiert sind oder den 
gewünschten Kaufpreis nicht erzielen können und nicht zwingend auf einen Verkauf 
angewiesen sind. Hier kommt es dann teilweise auch zu einer reinen Wochenend- oder 
Feriennutzung. In beiden Städten gibt es auch Beispiele einer Nachverdichtung durch 
kleine Mehrfamilienhäuser in EFH-Gebieten mit dem Ziel einer Stabilisierung der Stand-
orte.
4 Ressourcenimplikationen
Wie bereits angesprochen, steht das EFH für die ressourcenintensivste Wohnform, wes-
halb die gesellschaftliche Ressourcenbilanz bzw. -effizienz hier auf Veränderungen der 
Nachfrage und Nutzung besonders sensibel reagiert. Das betrifft zunächst die für das 
Gebäude selbst aufgewendeten Materialien. Hinzu kommen der aufgrund der häufig 
geringen Siedlungsdichte nicht unerhebliche Flächenaufwand sowie der damit verbun-
dene Materialaufwand für die städtebauliche Erschließung (insbesondere Straßen). Über 
Modellrechnungen hinaus bieten Fallstudienuntersuchungen die Möglichkeit, diese 
Abb. 1: Fallstudien-Quartier mit unterschiedlichen Bestands- und Baualtersgruppen  
(Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage des WebGIS der Fallstudiengemeinde)
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Zusammenhänge für konkrete Situationen zu verdeutlichen. Dies wird im Folgenden 
am Beispiel eines Wohnquartiers einer der Fallstudienstädte dargestellt. Das Fallbeispiel 
eignet sich in besonderer Weise, da hier verschiedene Bauphasen räumlich klar abge-
schichtet sind (Abb. 1) und sich so die sich verändernde Ressourceninanspruchnahme 
darstellen lässt.
Unter Verwendung typisierter Gebäudematerialkennwerte wurden für die verschiedenen 
Bestände der spezifische Materialaufwand pro Einwohner für Gebäude und dazugehöri-
ge technische Infrastruktur (im wesentlichen Straßen) sowie die jeweilige städtebauliche 
Dichte berechnet. Für ein vorgesehenes Erweiterungsgebiet mit Mehrfamilien-(MFH-) 
und EFH-Bebauung wurden zeitgemäße Neubauten angenommen. Vor dem Hinter-
grund der Interviewaussagen, dass die günstigeren Grundstückspreise tendenziell ge-
nutzt werden, repräsentative großvolumige Gebäude zu errichten und entsprechender 
empirischer Beispiele, wurde für den EFH-Neubau dabei exemplarisch von Gebäuden 
mit 270 m² Wohnfläche ausgegangen. Deutlich wird zunächst der erhebliche Unter-
schied der Materialintensität zwischen den Wohnformen MFH und EFH sowie im Seg-
ment EFH der tendenziell steigende Materialaufwand pro Person (Abb. 2). 
Abb. 2: Materialintensität pro Person und städtebauliche Dichte für unterschiedlichen Bestands- 
und Baualtersgruppen sowie mögliche Neubauvarianten (Quelle: eigene Berechnungen)
Interessant sind auch die unter aktuellen Rahmenbedingungen wieder ansteigende 
städtebauliche Dichte und der damit relativ geringere Anteil des Erschließungsaufwan-
des. Grund dafür ist die zunehmende Präferenz für kleinere Grundstücke zur Vermei-
dung von Pflegeaufwand und der Bedeutungsverlust des Gartens als Versorgungsquelle. 
Blickt man allein auf die Flächeninanspruchnahme so ist der Vergleich von Wohnfläche 
und zugehöriger benötigter Verkehrsfläche aufschlussreich. Während im MFH-Gebiet 
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der 60er Jahre rund 0,6 m² Verkehrsfläche je m² Wohnfläche anfallen sind es 1 m² und 
mehr in den EFH-Bestandsgebieten. Für die EFH-Neubaugebiete kann von etwa 0,8 m² 
Verkehrsfläche je m² Wohnfläche ausgegangen werden.
5 Fazit
Auf der Grundlage dieser vorläufigen Fallstudienergebnisse erscheint die Attraktivität 
des Einfamilienhauses gegenwärtig grundsätzlich ungebrochen, gegenüber der Situati-
on der jüngeren Vergangenheit sogar eher zunehmend. Unter derzeit günstigen Finan-
zierungsbedingungen trauen sich auch schon jüngere Haushalte als früher üblich eine 
Investition ins Eigenheim zu. Zudem werden auch ökonomisch schwächere Haushalte 
am EFH-Immobilienmarkt aktiv. Zugleich konnte die erheblich größere Ressourcenin-
tensität der Wohnform EFH am empirischen Beispiel belegt werden. Dabei deutet sich 
allerdings auch ein Trend zu kleineren Grundstücken an, was die städtebauliche Erschlie-
ßungseffizienz tendenziell verbessert. Einzelne Aussagen verweisen auch darauf, dass 
ein erstes Umdenken hinsichtlich sehr großer EFH und eine Orientierung auf „vernünf-
tige“ Gebäude einsetzen könnten. Als ein wesentlicher Hinderungsgrund für die Wahl 
weniger ressourcenintensiver Wohnformen erscheint gerade in den kleineren Städten 
mit sehr dichten Innenstädten der schlichte Mangel an kleineren, preisgünstigen und 
insbesondere barrierefreien Wohnungen. Wird erst einmal ins Umland ausgewichen, 
liegt der Zug ins EFH nahe, auch wenn ursprünglich eine städtische Mietwohnung an-
gestrebt wurde. Älteren Haushalten ist der Rückzug in die Stadt versperrt, wenn das 
(mitgealterte) Eigenheim auf dem Land die Wohnung in der Stadt nicht finanziert. 
Mit Blick auf die Zukunft sehen beide Städte durchaus das Risiko demografiebedingter 
Leerstände, insbesondere in älteren, unsanierten Gebäuden in einfacheren oder peri-
pheren Lagen. Innerstädtischer bzw. stadtnaher Wohnungsbau und die Stabilisierung 
der Nutzung der Bestände in den entlegeneren Ortsteilen z. B. durch Nachbarschafts- 
bzw. Demografiebeauftragte sowie den Ausbau des ÖPNV – als bekanntes Thema, das 
aber mit dem demografischen Wandel neues Gewicht bekommt – und den Anschluss an 
schnelle Internet-Verbindungen (Homeoffice) wurden als wesentliche Aspekte zukünfti-
ger Entwicklung genannt, wenn Alternativen zum EFH-Neubau geboten und Leerstände 
im EFH-Bestand und damit die Entwertung von Ressourcen vermieden werden sollen.
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Straßenlose Räume und ihre Bedeutung für die 
Funktionstüchtigkeit von Ökosystemen
Monika T. Hoffmann, Pierre L. Ibisch
Zusammenfassung
Straßenlose Räume sind relativ frei von direkten oder indirekten Wirkungen auf Öko-
systeme, die nicht allein aus der physischen Straßeninfrastruktur sowie dem Verkehr 
resultieren (z. B. verändertes Mikroklima, Tötung von Tieren), sondern auch aus anthro-
pogenen Störungen, welche durch Zugang zu den entsprechenden Gebieten erst mög-
lich werden (z. B. Ressourcenextraktion, Brände). Ausgehend von einer ersten globalen 
Analyse auf Grundlage von OpenStreetMap-Daten werden konzeptionelle Grundlagen 
und methodische Herausforderungen besprochen. Selbst in Deutschland reduzieren sich 
die mit dem Datensatz aus dem Jahr 2013 kartierten straßenlosen Räume durch den 
Kartierungsfortschritt fortlaufend. In Deutschland sind echte straßenlose Räume (im 
Sinne von Räumen, die mindestens 1 km von der nächstgelegenen Straße entfernt 
sind) auf wenige Gebiete wie ehemalige Truppenübungsplätze, Seen oder Tagebaue 
beschränkt. Es bestünde die Möglichkeit, für die deutsche Naturschutzplanung die 
Kartierung straßenarmer Räume mit größerer räumlicher Auflösung zu betreiben oder 
auch die Puffergröße zu verringern. Straßenlosigkeit (oder geringe Straßendichte) in 
naturnahen Räumen sollte als eigenständiges Kriterium der Schutzwürdigkeit anerkannt 
werden und ist ein geeigneter Indikator für Biodiversitätserhaltung- und Nachhaltig-
keitsstrategien. Der Diskurs zu straßenloser Mobilität ist gerade angesichts der dynami-
schen Fortschritte von Elektromobilität und autonomem Fahren zu beleben.
1 Straßen und ihre Auswirkung auf die Umwelt 
Straßen sind ein vermeintlich unverzichtbarer Bestandteil unserer Umwelt geworden. 
Effiziente individuelle Mobilität und uneingeschränkter Zugang zu Märkten werden in 
reichen Ländern geradezu als selbstverständliches Grundrecht wahrgenommen. Nicht 
nur in vielen ärmeren Ländern kann der unmittelbare Zugang zum Straßennetz über 
Leben und Tod bzw. zumindest über persönliche Entfaltungsmöglichkeiten entschei-
den. Die Einrichtung von Wegen und Straßen ist eine Kulturleistung, die parallel in ver-
schiedenen Kulturen entstanden ist. Die Entwicklung von Fahrzeugen hat v. a. ab dem 
19.  Jahrhundert zu einem raschen Wachstum des Wege- und Straßennetzes geführt. 
Heute wird die Straßeninfrastruktur als wesentliche Bedingung für wirtschaftliche Ent-
wicklung angesehen (Fan, Chan-Kang 2005; Turner 2006; Calderón, Servén 2014).
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Weder die Straßen noch die Fahrzeuge sind auf der Welt gleichmäßig verteilt. Länder 
mit geringem Einkommen besitzen nur 1 % der registrierten motorisierten Fahrzeuge 
weltweit. Die Anzahl der Automobile in Ländern mit mittlerem Einkommens liegt bei 
53 % (WHO 2015). Die Auswirkungen von Straßen auf die Umwelt sind sehr komplex 
und meist zeitverzögert (Forman et al. 2002; Selva et al. 2011; de Freitas et al. 2015). 
Sie hängen sowohl vom Straßentyp als auch vom Ökosystem ab, welches sie durchque-
ren (Ibisch et al. 2016). So kann eine Autobahn, die durch großräumige, strukturarme 
Agrarlandschaften verläuft, einen geringeren negativen Einfluss auf die (verbliebene) 
Ökosystemfunktionalität haben als eine unbefestigte Straße, die durch einen tropischen 
Regenwald verläuft (Forman, Alexander 1998; Ibisch et al. 2016). 
Die Zerschneidung oder Fragmentierung der Landschaft führt bekanntermaßen zur 
Beeinträchtigung des Genpools von bestimmten Arten, bei denen sich Straßen als nicht 
oder nur schlecht überquerbare Barriere erweisen (Forman, Alexander 1998; Jaarsma 
et al. 2007; Benitez-Lopez et al. 2010). Allein in den USA sterben täglich ca. 1 Millio-
nen Wirbeltiere durch Wildunfälle (Olson et al. 2014). Erosion, die Förderung invasiver 
Arten, Abholzung, Wilderei oder Schadstoffeinträge sind nur einige weitere negative 
Wirkungen, die durch Straßen bedingt werden (Mäki 2001; Fearnside, Graça 2006). Es 
ist bedeutsam, sich vor Augen zu führen, dass nicht allein der Verkehr auf Straßen nega-
tive Folgewirkungen hervorbringt. Viele Wirkungen gehen von der physischen Struktur 
von Straßen und Wegen aus. Sie stehen z. B. mit Bodenverdichtung in Verbindung, die 
sowohl hydrologische Veränderungen als auch die Störung des Mykorrhiza-Geflechts 
in Waldökosystemen auslösen kann. Selbst ein sehr wenig befahrener Forstweg kann 
über mikroklimatische Veränderungen zu Störungen im Ökosystem führen (z. B. lineare 
Öffnung des Kronendachs, stärkere Erwärmung). 
Ein regelrechter ‚Ansteckungseffekt‘ (contagious effect) von Straßen beschreibt, wie neu 
eingerichtete Straßen in einem vorher nicht oder kaum zugänglichen Raum eine Kaska-
de von Störungen und Beeinträchtigungen von Ökosystemen auslösen – darunter Res-
sourcenextraktion, Landnutzungsänderungen, Waldbrände oder auch neuen Straßen-
bau (Laurance, Balmford 2013; Selva et al. 2015). Straßenwirkungen auf Ökosysteme 
sind als Prozess mit einer ausgeprägten räumlich-zeitlichen Dynamik zu verstehen. Die 
Wirkungen einer Straße sind im Umkreis von wenigen Metern bis zu vielen Kilometern 
von der Straße beobachtbar, je nachdem, welche Systeme betroffen sind (Ibisch et al. 
2016). 
2 Straßenlose Räume
Angesichts der starken Ausbreitung von Straßen ist der Wert von straßenlosen Räumen 
immer stärker ins Blickfeld von Naturschützern gelangt. Sie repräsentieren relativ unge-
störte Ökosysteme und sollten im Zuge eines auf Ökosystemfunktionalität abzielenden 
Straßenlose Räume und ihre Bedeutung für die Funktionstüchtigkeit von Ökosystemen 285
Naturschutzes als eigenständige Schutzobjekte anerkannt werden (Ibisch et al. 2016). 
Straßenlose Räume sind von großer Bedeutung, wenn es um den Erhalt von Biodiver-
sität geht (Martin et al. 2000; Selva et al. 2011). Ausgangspunkt der hier vorgestellten 
Betrachtungen ist die globale Studie zur Relevanz und Verbreitung von straßenlosen 
Räumen, die mit OpenStreetMap-Daten berechnet und mithilfe unterschiedlicher Pa-
rameter in einem naturschutzfachlichen Kontext dargestellt wurden (Ibisch et al. 2016).
2.1 Qualität der OpenStreetMap (OSM)-Daten, Berechnung von 
straßenlosen Räumen und technische Herausforderungen
Anhand der OpenStreetMap-Daten von 2013 wurden die weltweiten straßenlosen 
Räume berechnet. Es wurden dabei für diese erste globale Studie bewusst sämtliche 
Straßen- und Wegekategorien des Datensatzes berücksichtigt. Es wird in Kauf genom-
men, dass deshalb auch Wege berücksichtigt werden, die in der Regel nicht von moto-
risierten Fahrzeugen genutzt werden. 
Jede Straße wurde auf beiden Seiten mit einem 1-km-Puffer versehen. Als straßenlos 
wurden Flächen angesehen, die mindestens 1 km von der nächsten Straße entfernt 
liegen. Die Grundlage für diesen Puffer stellt eine umfangreiche Literaturanalyse zu 
Straßenwirkungen dar (Ibisch et al. 2016). Diese ergab, dass bei einem Kilometer an-
genommener Wirkungsreichweite die meisten relevanten negativen Auswirkungen von 
Straßen erfasst werden. Selbstverständlich handelt es sich um eine grobe Näherung, 
da die Straßenwirkungen ökosystem- und artspezifisch sind und asymmetrisch ausge-
prägt sein können. Beispielsweise können sich im Gebirge talwärts über viele Kilometer 
hinweg erhebliche Wirkungen durch Erosion und Beeinträchtigung von Gewässern er-
geben, während seltene, aber stresstolerante Arten mit sehr kleinem Areal (Endemiten) 
ohne Weiteres an Straßenböschungen leben können (Ibisch, Selva 2017).
Eine der größten Herausforderungen ist derzeit noch die Verfügbarkeit von Daten zum 
dynamisch wachsenden Straßennetz. Im CIA-Factbook wurde die Länge der Straßen 
im Jahr 2013 auf 64 Millionen Kilometer geschätzt. Der räumlich explizite Straßenda-
tensatz von OSM umfasste für das gleiche Jahr 36 Millionen Kilometer. Neben OSM ist 
der Global Roads Open Access Data Set (gROADS) des Center for International Earth 
Sciences Information Network (CIESIN) eine zweite frei verfügbare Quelle. Der Daten-
satz umfasst 2013 jedoch nur eine Gesamtlänge von 9,1 Millionen Kilometer Straßen. 
Kontinentale und regionale Vergleiche der beiden Datensätze in Abbildung 1 und Ab-
bildung 2 illustrieren einige Unterschiede, wobei deutlich wird, dass die Qualität sowohl 
von OSM als auch von CIESIN regional stark variiert. 
Mit Abbildung 2 wird veranschaulicht, dass in bestimmten Gegenden – hier am Bei-
spiel Sabah, auf Borneo, Malaysia – beide genannten Datensätze deutlich unvoll-
ständig sind. Die drei Abbildungen zeigen die Unterschiede der straßenlosen Räume 
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(mit 1-km-Puffer) bei Nutzung des OSM Datensatzes, des gRoads-Datensatzes und ei-
nes lokalen Datensatzes zu Transportwegen innerhalb von Ölpalmenplantagen des Cen-
ter for International Forestry Research (CIFOR) (Gaveau et al. 2014). Die straßenlosen 
Räume werden gemäß OSM-Daten auf 91 % der Gesamtfläche von Sabah festgestellt. 
GRoads zufolge sind es sogar 92 %. Auf Grundlage der CIFOR-Daten, die u. a. auch 
Wege innerhalb von Ölpalmenplantagen berücksichtigen sind nur noch 40 % der Land-
fläche straßenlos. Damit wird eindrucksvoll veranschaulicht, dass die Ausgangsdaten zur 
globalen Kartierung der straßenlosen Räume leider noch unvollständig sind. Vor allem 
in den Nicht-OECD-Ländern sind die OSM-Daten tendenziell noch nicht ausreichend. 
Jedoch stellte OSM zum Zeitpunkt der Analysen den besten verfügbaren Straßenda-
tensatz dar; bemerkenswert ist zudem, dass er sich stetig und beschleunigt verbessert.
Abb. 2: Kartierung straßenloser Räume (1-km-Puffer) in Sabah, Borneo, unter Nutzung von drei 
verschiedenen Straßendatensätzen: OSM, CIESIN und CIFOR (Quelle: © OpenStreetMap contri-
butors, OpenStreetMap (ODbL), CIESIN – Global Roads Open Access Data Set, V1 (gROADSv1), 
Center for International Forestry Research (CIFOR) (Gaveau et al. 2014))
Abb. 1: Vergleich der kontinentalen Dichte der kartierten Straßen von Afrika und Nordameri-
ka. Blau: nur OSM-Daten 2013; rot: nur CIESIN-gRoads-Daten 2013; lila: Überlappung beider 
Datensätze (Quelle: © OpenStreetMap contributors, Open-StreetMap (ODbL), CIESIN – Global 
Roads Open Access Data Set, V1 (gROADSv1)
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Die Benutzung der globalen OSM-Daten ist ohne Vorprozessierung kaum möglich. Die 
Größe des Datensatzes beträgt aktuell komprimiert 57,6 GB und entpackt 803 GB (OSM 
Wiki 2017). Um die reinen Straßendaten extrahieren zu können, sind entsprechende 
Rechenkapazitäten erforderlich. Die Problematik der sehr zahlreichen Vertex-Punkte in 
Straßendatensätzen erschwert die Analyse, da die meisten Programme diese nicht ver-
werten können (Honeycutt, KenH 2010). Das Shapefile-Format ist mit 2 GB zu klein, 
um eine Datenanalyse zuzulassen. Daher war in diesem Falle mit Geodatenbanken zu 
arbeiten.
2.2 Straßenlose Räume – weltweit und in Deutschland
Bei einem 1-km-Puffer bleiben weltweit 80 % der Landfläche straßenlos, wobei diese 
Gebiete in ca. 600 000 Einzelflächen zerteilt sind (Ibisch et al. 2016). Von diesen Einzel-
flächen ist mehr als die Hälfte kleiner als 1 km². Lediglich 7 % sind größer als 100 km². In 
Europa sind es nur noch 432 unzerschnittene Flächen, die größer als 100 km² sind. Wird 
ein Puffer von 5 km anstelle von 1 km verwendet, bleiben global von den fast 600 000 
straßenlosen Einzelflächen gar nur noch 50 000 übrig.
Abb. 3: Straßenlose Räume bei einem Puffer von 1 km beidseits der Straßen (Quelle: Ibisch 
et al. 2016; © OpenStreetMap contributors, OpenStreetMap (ODbL); ESRI Data and Maps 2006, 
World Continent)
In Deutschland sind straßenlose Räume (1-km-Puffer) eine Rarität. Eine Gegenüber-
stellung der straßenlosen Flächen in Deutschland von 2013 und 2017 zeigt, dass in den 
letzten vier Jahren die Anzahl der Flächen von 966 auf fast die Hälfte (533) reduziert 
wurde. Die Gesamtfläche betrug im Jahr 2013 424 km². Betrachtet man die Flächen auf 
Satellitenbildern, entfallen im Jahr 2013 die größten straßenlosen Flächen auf Wald-
gebiete und Wiesen in Brandenburg sowie Mecklenburg-Vorpommern. Allerdings fällt 
auch auf, dass es sich keineswegs um wirklich weglose Ökosysteme handelt; vielmehr 
finden sich zahllose Waldwege und Forststraßen, die noch nicht für OpenStreetMap 
kartiert wurden. 
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Bei Anwendung des OSM-Datensatzes aus dem Jahr 2017 erscheinen nur noch 254 
km² straßenlos (Abb. 4). Der Grund für den „Rückgang“ der straßenlosen Räume von 
2013 bis 2017 dürfte mit dem Kartierungsfortschritt in Verbindung stehen. Es ist alar-
mierend, dass die Situation der straßenlosen Räume sogar im intensiv erschlossenen und 
gut kartierten Deutschland noch kritischer ist als zunächst durch die OSM-basierte Karte 
suggeriert wurde. 
Abb. 4: Straßenlose Räume in Deutschland: Darstellung gemäß OSM-Datensätzen aus den Jahren 
2013 (links) und 2017 (Quelle: © OpenStreetMap contributors, OpenStreetMap (ODbL), Free 
vector and raster map data @ naturalearthdata.com)
Die Karte der unzerschnittenen verkehrsarmen Räume (über 100 km²) des Bundesamtes 
für Naturschutz (Hänel, Reck 2011) zeichnet ein scheinbar günstigeres Bild als diejenige 
der straßenlosen Räume, da für diese Analyse nur größere Straßen und Siedlungen in 
Betracht gezogen wurden. Angesichts der ökologischen Bedeutung auch kleinerer und 
weniger befahrener Straßen ist es allerdings vorzuziehen, entsprechende räumliche Ana-
lysen mit einer höheren räumlichen Auflösung anzuwenden. Für die Priorisierung und 
planerische Beachtung relativ straßen- und verkehrsärmerer Räume bietet es sich an, 
eine detailliertere Darstellung zu benutzen, wie sie z. B. mit dem Spatial Road Distur-
bance Index (SPROADI) vorgeschlagen (und exemplarisch auf Brandenburg angewen-
det) wurde (Freudenberger et al. 2013). Gegebenenfalls könnte angesichts der hohen 
Straßendichte in Deutschland die Puffergröße (z. B. auf 500 m) gesenkt werden, um die 
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straßenstörungsärmeren Räume dennoch zu identifizieren und für einen entsprechen-
den Schutz vor ‚Verstraßung‘ zu bewahren.
Die größten straßenlosen Gebiete Deutschlands umfassen bei Anwendung des 1-km-
Puffers z. B. Sandbänke in Schleswig-Holstein, aber auch die Tagebaue Hambach und 
Garzweiler in Nordrhein-Westfalen. Die meisten straßenlosen Räume befinden sich in 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern; es handelt sich beispielsweise um Flächen 
auf ehemaligen Truppenübungsplätzen, aber auch um Seen. Vereinzelt sind noch Flä-
chen in anderen Bundesländern auffindbar. In Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saarland 
sind keine 1-km-gepufferten straßenlosen Räume übriggeblieben. 
2.3 Die naturschutz- und umweltpolitische Bedeutung straßenloser 
Räume
Im Rahmen der globalen Analyse (Ibisch et al. 2016) wurde mithilfe der World Database 
on Protected Areas (WDPA) überprüft, wie viele der straßenlosen Räume unter Schutz 
stehen bzw. wie viele der streng geschützten Flächen durch Straßen (teilweise Auto-
bahnen) zerteilt werden. Zudem wurde ein Index (Ecological Value Index of Roadless 
Areas – EVIRA) berechnet, der nicht nur die naturräumliche Ausstattung bzw. die Öko-
systemfunktionalität berücksichtigt (Freudenberger et al. 2012), sondern auch Größe 
und Verbundsituation der straßenlosen Räume. In einer weiteren Analyse wurde über-
prüft, wie viele der Flächen, die einen hohen Indexwert aufweisen, auch geschützt sind. 
Es zeigte sich, dass bislang den straßenlosen Räumen zumeist keine besondere Auf-
merksamkeit zuteilwird und nur in wenigen Regionen bzw. Ländern deutliche Schutz-
bemühungen existieren. Entsprechend wurde nicht nur empfohlen, die Straßenlosigkeit 
als Indikator für Biodiversitäts- und Nachhaltigkeitsstrategien zu verwenden, sondern 
zudem auch die Abwesenheit von straßenbedingten Störungen als Kriterium für die 
Priorisierung von zu schützenden Räumen zu wählen. Vor allem ist eine gesetzliche 
Verankerung des Schutzes von straßenlosen Räumen zu fordern.
3 Fazit und Ausblick
Da ein vollständiger globaler Straßendatensatz bisher nicht zur Verfügung steht und 
wahrscheinlich auch in naher Zukunft nicht vorhanden ein wird, sind die straßenlosen 
Räume, die mit dem OpenStreetMap-Datensatz berechnet werden, die derzeitig best-
mögliche Annäherung an die Realität. Ein entsprechendes dynamisches Monitoring wird 
dringend benötigt. 
Straßenlosigkeit ist unbedingt als Kriterium für die Planung einer ökosystembasierten 
nachhaltigen Entwicklung sowie als Nachhaltigkeitsindikator zu etablieren. Außerdem 
muss gleichzeitig noch stärker als bisher an alternativen straßenlosen Mobilitätskonzep-
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ten gearbeitet werden. Selbst wenn es gelingen sollte, den Straßenverkehr mit umwelt-
freundlicher erneuerbarer Energie zu versorgen, wird von Straßen weiterhin eine starke 
Beeinträchtigung der Ökosystemfunktionalität ausgehen. Die derzeitig beobachtbaren 
Megatrends Elektromobilität und autonomes Fahren bilden die Pfadabhängigkeit ab, 
welche den aktuellen (und zukünftigen) Mobilitätsdiskurs beherrscht. Es erscheint nicht 
zu trivial, auch in diesem Zusammenhang erneut auf die Vorteile des Schienenverkehrs 
hinzuweisen sowie auf das Gebot der Suffizienz im Kontext der Straßeninfrastruktur: 
Auch wenn sich Fahrtrouten immerzu weiter abkürzen ließen, muss bestehende Infra-
struktur bei einer bestimmten Dichte schlicht einmal genügen. Und im Zuge von Aus-
gleichsmaßnahmen ist vehementer darauf zu drängen, dass der Bau einer neuen Straße 
mindestens mit dem Rückbau einer anderen kompensiert wird. 
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„Big Data“ aus der Erdbeobachtung –  
Weltweites Siedlungsmonitoring am Beispiel  
des Global Urban Footprint
Annekatrin Metz-Marconcini, Thomas Esch
Zusammenfassung
Das Bevölkerungswachstum und die damit verbundene globale Urbanisierung stellen 
eine der größten Herausforderungen für eine nachhaltige Zukunft dar. Um die Auswir-
kungen der menschlichen Siedlungsentwicklung zu verstehen, ist die Verfügbarkeit ei-
ner aktuellen und räumlich einheitlichen Geodatenbasis zur Lage und Verteilung der 
Siedlungen essentiell. Hier leistet der Global Urban Footprint (GUF) einen wertvollen 
Beitrag, denn er zeigt in einer bisher noch nie dagewesenen räumlichen Auflösung von 
0,4 Bogensekunden (12 m) – zum ersten Mal – die Gesamtheit städtischer und länd-
licher Siedlungen in der Welt. Der GUF wird offen und frei für jede wissenschaftliche 
Nutzung in vollem Umfang zur Verfügung gestellt und für alle nicht-kommerziellen 
Anwendungen in einer generalisierten Version von 2,8 Bogensekunden (84 m). Damit 
wird der GUF wegweisend in Bezug auf die Analyse der globalen Urbanisierung und 
Peri-Urbanisierungsmuster, der Bevölkerungsschätzung, der Vulnerabilitätsbewertung 
oder der Modellierung von Krankheiten und Phänomenen der globalen Veränderung sein.
1 Einführung
Eine der dringlichsten Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft ist die anhal-
tende globale Urbanisierung, die mit dem stetigen Bevölkerungswachstum von derzeit 
7,2 Milliarden auf prognostizierte neun Milliarden Menschen bis 2050 einhergeht. Um 
die wirkliche Dimension dieses Phänomens zu verstehen, bedarf es präziser weltwei-
ter Informationen über den Standort und die Verteilung von Siedlungen in städtischen 
und ländlichen Gebieten. Der Global Urban Footprint (GUF) soll diese gegenwärtige 
Informationslücke schließen. Er stellt ein Abbild der menschlichen Präsenz auf der Erde 
in Form einer Rasterkarte (Esch et al. 2017) dar und zeigt das Siedlungsmuster in einer 
bisher einzigartigen räumlichen Auflösung von 12 m.
Gegenwärtig gibt es stichhaltige Hinweise dafür, dass die globale Urbanisierung das 
gesamte Spektrum der menschlichen und natürlichen Systeme, insbesondere in Bezug 
auf Energie, Wasser, Nahrung, Biodiversität, Klima oder menschliche Gesundheit, beein-
flusst (Grimm et al. 2008; Kaufmann et al. 2007; Moore et al. 2003; Tilman et al. 2011; 
Zhou et al. 2004). Allerdings konnten viele grundlegende Fragen über die räumliche 
Dimension der Urbanisierung noch nicht zufriedenstellend beantwortet werden: Wie 
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groß ist der Anteil bebauter Fläche an der globalen Landoberfläche? Wie ist das Verhält-
nis von städtischem zu ländlichem Siedlungsgebiet? Wie viele Städte bzw. Siedlungen 
gibt es auf der Erde? 
Viele Studien stimmen darin überein, dass die Schätzungen der Auswirkungen der 
menschlichen Präsenz auf der Erde stark differieren (Potere, Schneider 2007; Potere 
et al. 2009) und dass die Dynamik des städtischen Wachstums und seine wirtschaftli-
chen und sozialen Effekte schlecht verstanden werden (Batty 2008). Das Fehlen einer 
gemeinsamen Definition von städtischen im Gegensatz zu ländlichen Gebieten sowie 
eine fehlende räumlich detaillierte und aktuelle Bestandsaufnahme aller städtischen 
und ländlichen Siedlungen auf der Erde erschwert diese Analyse. Diese Informations-
lücke wird nun durch den Global Urban Footprint (GUF) geschlossen, der im Folgenden 
beschrieben wird.
2 Methodische Grundlagen – Global Urban Footprint
2.1 Globale Kartierung des urbanen Raums mit Hilfe  
der Fernerkundung 
Die Erdbeobachtung (EO) ist ein wirksamer Ansatz, um objektive räumliche Informa-
tionen über die Struktur und räumlich-zeitliche Entwicklung von Siedlungen auf der 
Erde zu erfassen (Esch et al. 2010). Die globale Klassifikation von Siedlungen stellt eine 
ganz besondere Herausforderung in der städtischen Fernerkundung dar, da ein Kompro-
miss zwischen der räumlichen Auflösung der verfügbaren EO-Daten und der Fähigkeit, 
eine globale Abdeckung innerhalb einer angemessenen Zeitspanne zu sammeln, einge-
gangen werden muss. Ein umfassender Überblick über die verfügbaren EO-basierten 
globalen Geoinformationsprodukte zu menschlichen Siedlungen wird von Potere et al. 
(2009), Gamba & Herold (2009) und Ban et al. (2015a) gegeben. Der Großteil dieser 
Datensätze wird aus optischen EO-Daten mittlerer Auflösung (MR) generiert, wie zum 
Beispiel die etablierten Landbedeckungskarten MODIS 500 (Schneider et al. 2010) und 
GlobCover 2009 (Bontemps et al. 2011) mit einer räumlichen Auflösung von 500 m 
bzw. 300 m. Allerdings ist ihr Potential begrenzt, kleine und zerstreute Dörfer und Städ-
te genau zu erkennen und abzugrenzen. Neuere Initiativen zielen darauf ab, räumlich 
genauere Karten der Verteilung menschlicher Siedlungen auf der Basis von hochauflö-
senden (HR) EO-Daten bereitzustellen (NASA 2012; Gamba, Lisini 2012; Miyazaki et al. 
2013; Ban et al. 2015b; Pesaresi et al. 2016; Wieland, Pittore 2016). 
2.2 Von TanDEM-X Daten zum Global Urban Footprint
In den Jahren 2007 und 2010 startete das Deutsche Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt (DLR) die EO-Radarsatelliten TerraSAR-X bzw. TanDEM-X (Krieger et al. 2007; 
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Werninghaus, Buckreuss 2010). Weil die beiden Missionen innerhalb einer ver-
gleichsweise kurzen Zeitspanne eine globale Abdeckung von sehr hochauflösenden 
SAR-Bildern sammeln, können sie globale Umweltüberwachungsaktivitäten opti-
mal unterstützen. Ermutigt durch die vielversprechenden Ergebnisse früherer Studien 
(Esch et al. 2011; Esch et al. 2010) startete das Deutsche Fernerkundungsdatenzen-
trum (DFD) des DLR die interne Initiative „Global Urban Footprint“. Das Ziel dieser 
Aktivität war die Entwicklung einer vollautomatischen Verarbeitungskette zur Erstellung 
einer weltweiten Karte von menschlichen Siedlungen in einem bis dahin einzigartigen 
räumlichen Detail durch die Analyse der globalen Abdeckung von TerraSAR-X- und 
TanDEM-X-Aufnahmen (Esch et al. 2012). 
Die Produktion des GUF-Layers basiert auf dem Urban Footprint Processor (UFP). Die-
ser ist eine vollautomatische, generische und autonome Verarbeitungsumgebung, die 
eine umfangreiche Suite von Verarbeitungs- und Analysemodulen orchestriert. Dieses 
System sorgt für eine effektive Verarbeitung der 182 249 TerraSAR-X und TanDEM-X 
Single Look Complex (SSC) Bildprodukte, die in den Jahren 2011 und 2012 (93 %) im 
Stripmap-Modus mit 3 m räumlicher Auflösung aufgenommen wurden. Um Datenlü-
cken zu füllen, wurden auch einzelne Szenen in den Jahren 2013 und 2014 aufgenom-
men. Abbildung 1 zeigt einen schematischen Überblick über die UFP-Verarbeitungsum-
gebung. Der UFP besteht aus fünf technischen Hauptmodulen, die Funktionalitäten für 
Datenmanagement, Feature-Extraktion, unüberwachte Klassifizierung, Mosaikierung 
und automatische Nachbearbeitung beinhalten.
Abb. 1: Prozessierungsumgebung des Urban Footprint Prozessors (UFP) zur Erzeugung des Global 
Urban Footprint (Quelle: Esch et al. 2017 (verändert))
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3 Der GUF-Datensatz
Abbildung 2 zeigt den Global Urban Footprint in einem Ausschnitt von Europa. Wegen 
der hohen räumlichen Detailliertheit können nicht nur die Großstädte wie beispielsweise 
Moskau, Paris und London, sondern auch die Siedlungen im ländlichen Raum sehr gut 
erkannt werden. 
Der GUF wird als binärer Rasterdatensatz im 8-Bit-, LZW-komprimierten GeoTiff-Format 
mit den Werten 255 für die bebauten und 0 für die unbebauten Gebiete als Geogra-
phisches Koordinatensystem (Lat, Long) bereitgestellt. Die geometrische Auflösung der 
GUF-Daten beträgt 0,4 Bogensekunden, was 12 m nahe dem Äquator entspricht. Auf 
regionaler Ebene wurden die thematische Genauigkeit sowie die Stärken und Schwä-
chen des GUF bereits im Detail durch Vergleiche mit Referenzdaten in mehreren Studien 
und Projekten dokumentiert, wie z. B. in Esch et al. (2013), Felbier et al. (2014), Gessner 
et al. (2015). Klotz et al. (2016) führte einen detaillierten multiskaligen Kreuzvergleich 
zwischen dem GUF und den bestehenden, niedriger aufgelösten (MODIS 500, Glob-
Cover) und hochauflösenden, aus EO-Daten abgeleiteten Siedlungsmasken durch (z. B. 
GHSL-SPOT 2.5 m). Ein statistischer Vergleich von MODIS 500, GlobCover, GHSL und 
GUF auf lokaler und globaler Ebene wird in Esch et al. (2017) präsentiert.
Abb. 2: Schwerpunkte des Global Urban Footprint von Europa (Quelle: DLR)
Mit dem GUF-Datensatz können erstmals „urbane Fußabdrücke“ global analysiert wer-
den und zur Beantwortung von Fragen über die Gesamtfläche der Stadt, die Urbani-
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sierung der Umgebung oder zum Vergleich der Urbanisierung der ländlichen Gebie-
te beitragen. Die binäre GUF-Maske kann auch verwendet werden, um verschiedene 
räumliche Metriken abzuleiten, z. B. über die Kompaktheit oder Dispersion der Siedlun-
gen (Esch et al. 2014). Abbildung 3 zeigt das Ergebnis einer solchen Netzwerkanalyse 
basierend auf dem GUF. Dabei wurde eine lokale Signifikanz abgeleitet, die sich für jede 
zusammenhängende Siedlungsfläche aus der Größe des Siedlungsobjektes und ihrem 
mittleren Abstand zu den nächsten Nachbarn errechnet (Esch et al. 2014). Je größer eine 
Siedlungsfläche ist und je näher die nächsten Nachbarn liegen, desto größer wird die 
zugewiesene Signifikanz. Dieses Merkmal kann beispielsweise eingesetzt werden, um 
rurale Siedlungen von städtischen Siedlungen abzugrenzen. Weitere interessante Un-
tersuchungen lassen sich in Verbindung mit zusätzlichen Daten realisieren. Zum Beispiel 
kann in Kombination mit Bevölkerungsdaten die Populationsdichte berechnet werden. 
Zusätzliche retrospektive Datensätze (z. B. über die Entwicklung in den vergangenen 
30-40 Jahren) zeigen das städtische Wachstum.
4 Fazit und Ausblick
Mit einer räumlichen Auflösung von 12 m repräsentiert der GUF erstmals eine global 
hochgenaue Bestandsaufnahme sowohl der großen städtischen Ballungsgebiete als auch 
der ländlichen Regionen. Er ermöglicht detaillierte quantitative und qualitative Analysen 
und Vergleiche von Siedlungseigenschaften und -mustern von der kommunalen Ebene 
bis zur globalen Skala. Städtische Gebiete über den ganzen Globus sind mit der gleichen 
Methode basierend auf Eingangsdaten, die innerhalb von nur zwei Jahren gesammelt 
werden konnten, abgebildet. Der GUF-Datensatz kann dazu beitragen, ein besseres 
Verständnis des Urbanisierungsphänomens zu erlangen und angemessen auf künftige 
Herausforderungen im Zusammenhang mit weitläufigen Städten, Bevölkerungsexplo-
sion, Armutsbekämpfung, Wirtschaftswachstum, Klimawandel und CO2-Emissionen 
sowie dem Verlust der Biodiversität zu reagieren. Besonders in abgelegenen und un-
terentwickelten Regionen der Erde, wo geeignete geographische Daten häufig kaum 
verfügbar sind, stellt der GUF wertvolle Informationen zur Verfügung.
Das DLR stellt den globalen GUF-Datensatz offen und kostenlos in voller räumlicher 
Auflösung für wissenschaftliche Anwendungen zur Verfügung (http://www.dlr.de/guf). 
Für alle nicht-kommerziellen Anwendungen ist er in der generalisierten Auflösung von 
84 m zugänglich. Außerdem sind die Datensätze auf der Urban Thematic Exploitation 
Platform (UTEP) der europäischen Raumfahrtagentur ESA (https://urban-tep.eo.esa.
int/) und über den DLR-EOC Geoservice verfügbar (https://geoservice.dlr.de/web/
maps/eoc:guf:4326).
Das DLR plant, regelmäßige Updates des GUF basierend auf Sentinel-1/-2- und 
Landsat-Daten durchzuführen (GUF+). Gleichzeitig wird es eine erweiterte Suite von 
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GUF+-Produkten geben. Dazu gehört der GUF-Network-Layer, der auf Basis einer 
räumlichen Netzwerkanalyse (Esch et al. 2014) erstellt wurde und die globalen Sied-
lungsmuster und -eigenschaften beschreibt. Der GUF-Density-Layer spezifiziert ferner 
die Dichte der bebauten Fläche und das städtische Grün innerhalb jener Bereiche, die 
als Siedlungen durch den GUF definiert sind. Dieser Datensatz basiert auf einer Kom-
bination der GUF-Maske und der Versiegelung bzw. Informationen über den Anteil 
der Vegetation. Beide Merkmale lassen sich aus den von Esch et al. (2016) beschrie-
benen TimeScan-Daten ableiten. Ein weiteres Produkt der GUF+-Suite ist das GUF-
Evolution-Produkt, das auf die Bereitstellung von Informationen über die räumlich-
zeitliche Entwicklung der menschlichen Siedlungen auf der Grundlage der Analyse von 
Landsat- und Envisat-ASAR-Archivdaten abzielt. Schließlich ist die Erzeugung eines 
GUF-Volumen-Layers geplant, der das durchschnittliche Volumen der bebauten Flächen 
von TanDEM-X DEM-Daten auf der Grundlage eines von Marconcini et al. (2014) vor-
gestellten Verfahren beschreibt.
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Abb. 3: Netzwerkanalyse von Ulm und Umgebung; links: GUF-Maske, rechts: Lokale Signifikanz 
(Quelle: DLR)
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Die digitale Rettung des syrischen Kulturerbes:  
Grenzen und Chancen – Syrian Heritage Archive Project
Issam Ballouz
1 Ein Archiv des syrischen Kulturerbes
Das „Syrian Heritage Archive Project“ (SHAP, Abb. 1) begann im Jahr 2013 mit dem 
Auftrag, bedeutende Sammlungen an Arbeits- und Reisematerial deutscher Forscher, 
die zum Teil Jahrzehnte ihres Lebens in und für Syrien verbrachten, zu digitalisieren. 
Beide Gründer des Projektes, das Deutsche Archäologische Institut und das Museum 
für Islamische Kunst der Staatlichen Museen zu Berlin, waren gleichermaßen daran in-
teressiert, einen konkreten Beitrag zu den internationalen Bemühungen zum Schutz des 
syrischen Kulturguts zu leisten. 
Formulierte Ziele des Projektes sind die Erstellung eines digitalen Archives über das Syri-
sche Kulturerbe im weitesten Sinne. Dieses Archiv soll einerseits Expertenwissen öffnen 
zur Forschung, wie auch einen Beitrag zur Bewusstseinsbildung und zum Aufbau einer 
Erinnerungs- und Dokumentationskultur bilden. Dabei ist eine enge Hinwendung an die 
SyrerInnen angestrebt, durch die klare Absicht diese Daten zu übergeben. Im zweiten 
Absatz werden weitere Aufgabenfelder erläutert, die sich das Projekt während seiner 
Laufzeit unter der Überschrift „Vom Archiv zum Ist-Zustand“ zum Ziel gesetzt hatte.
Der Ansatz des SHAP war, Grundlagenarbeit zu leisten, durch Nutzung der Möglichkei-
ten, die uns moderne, vernetzte und webbasierte Datenbanken bieten. So konnten die 
beiden Projektgruppen das Material (fotografische Aufnahmen, Pläne und Zeichnun-
gen, Dokumentationen, Karten etc.) mit Bezug zu Syrien inventarisieren, geografisch 
verorten und in ein offenes Archiv einordnen. Ich korrigiere mich: in ein möglichst offe-
nes Archiv. Denn das Projekt stieß – wie nicht anders zu erwarten – auf die Problematik 
der vielen unterschiedlichen Autorenrechte (und -wünsche), deren Klärung einer sofor-
tigen Öffnung der Daten im Wege steht.  
Die große Chance, mit dem Archiv ein vollwertiges Rechercheinstrument zur verglei-
chenden kontextualisierten Suche zu erhalten, wird allerdings noch limitiert durch eine 
geringe Informationstiefe, also nur sehr allgemein beschriebene Daten. Diese Limitie-
rung ist bedingt durch die schiere Menge von momentan ca. 130  000 Datensätzen 
(Bilddateien), bei beschränkten personellen und zeitlichen Ressourcen während der 
Projektlaufzeit. Die Kontextualisierung, also die Ermittlung von Beziehungen und Ei-
genschaften bei der Eingabe von Informationen, stellt eine der Grundlagen der Archiv-
arbeit des Projektes dar. Daher werden primäre Eigenschaften – wie Ort des Motivs, 
Datum, Art der Vorlage und Autorenschaft der Sammlungen und Vorlagen – allen Daten 
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zugeordnet. Tiefergehende beschreibende Informationen zur Suche nach Begriffen, wie 
z. B. bei Gebäuden die Bauepoche, das Material oder der Bautyp (wie z. B. Minarett), 
können momentan nur bei einer kleinen Menge an Datensätzen eingefügt werden. Im 
Rahmen von „work in progress“ werden sie jedoch laufend ergänzt. 
Das mindert natürlich nicht den Wert dieser großen grundlegenden Datensammlung; 
es zeigt uns lediglich die kommenden Herausforderungen nach Ende des Projektes, 
in Bezug auf die weitere wissenschaftliche Aufbereitung der Daten, bis hin zu einem 
Forschungsarchiv.
Abb. 2: Mapping von Katasterdaten über ein Satellitenbild der Stadt Aleppo  
(Quelle: DAI – Deutsches Archäologisches Institut, 2015)
Abb 1: Die Datenbank iDAI.objects.arachne
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Aus den limitierenden Faktoren, also hauptsächlich Zeit und Personal, war der Ansatz der 
geografischen Verortung entstanden, der als Rückgrat der Arbeit zu bezeichnen ist (Abb. 2).
Neben der Suche nach Koordinaten und Namen, spielt die Aufarbeitung von geogra-
fischen Grundinformationen daher eine große Rolle. Es seien da beispielhaft folgen-
de Felder genannt: die Digitalisierung und Georeferenzierung von Karten, Plänen und 
Luftbildern oder die Einarbeitung von Informationen über administrative und natürliche 
Einheiten des Landes oder die Vektorisierung von Katasterplänen aus der französischen 
Mandatszeit zur Archivierung und Bearbeitung im „Geoserver“ iDAI.geoserver (Be-
schreibung siehe Gerth, Cuy 2015). Ein Vergleich mit neueren Geodaten, der interessan-
te Erkenntnisse zu Veränderungen bei Siedlungen, Kulturstandorten und Landschaften 
liefern würde bzw. den Syrern helfen könnte, ihre Flächen besser zu verwalten, kann 
leider innerhalb unseres Projektes nicht geleistet werden. Andere Akteure sind aber will-
kommen. Dazu bietet das „Archaeological Heritage Network ArcHerNet“ einen passen-
den Rahmen für verschiedenste interessierte Institutionen in Deutschland. 
In der Endphase eines Projektes stellen sich häufig Fragen im Zusammenhang mit dem 
Überleben der Arbeitsergebnisse, ebenso wie mit dem Erreichen der ursprünglichen 
Ziele. Einigen Fragen versuche ich, im Folgenden kurz nachzugehen.
Wie nachhaltig kann dieses Projekt sein, wo es schon per Definition zeitlich 
begrenzt ist? 
Wir glauben, dass eine Nachhaltigkeit umso eher gewährleistet ist, je früher die Ergeb-
nisse – bei uns eine große Datensammlung – eine weitere Verwendung finden bzw. 
praktisch gebraucht werden. Beispielsweise stützen sich die Folgeprojekte des SHAP zu 
Aleppo, von denen noch die Rede sein wird, wesentlich auf das Archiv. Ein weiteres Feld 
der nachhaltigen Nutzung von Arbeiten des SHAP sind die über 3 000 öffentlich verfüg-
baren Ortseinträge zu Syrien im digitalen Ortslexikon des Deutschen Archäologischen 
Instituts (DAI), dem „Gazetteer“ (gazetteer.dainst.org), die entweder in die adminis-
trative Verwaltungsstruktur oder parallel in die natürlichen Landschaftsräume (Wirth, 
Dbiyat 1971; Abb. 3) eingebettet wurden. Diese Ortseinträge waren nötig, um die 
Archivdaten exakt verorten zu können. Dazu wurden deren Koordinaten recherchiert und 
oft auch Polygone mit den Grenzen von Grundstücken oder beispielsweise der Altstadt 
von Aleppo bestimmt (Abb. 4). Die Problematik, dass arabische Namen auf sehr unter-
schiedliche Weise transliteriert werden können, wurde gelöst, indem die Transliteration 
den international anerkannten IJMES-Regeln folgt. Die zahlreichen anderen Schreib-
weisen und Übersetzungen incl. des arabischen Originals werden zusätzlich eingefügt. 
Dabei haben wir auch historische Namen recherchiert und eingefügt. Gerade diese geo-
grafischen Ortsdaten sind für alle Recherchen zu Syrien, auch für Abfragen von anderen 
Datenbanken, von außerordentlichem Nutzen. Da die Datenbank Gazetteer zur IT-Welt 
des DAI gehört, ist sie öffentlich erreichbar und ihr Überleben ist langfristig gesichert.
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Abb. 4: Eintrag eines Monumentes in Aleppo im Gazetteer mit eingeblendeter Grundstücksgrenze 
(Quelle: Deutsches Archäologisches Institut, 2015)
Abb. 3: Naturlandschaften Syriens nach Wirth, Dbiyat (Quelle: Museum für Islamische Kunst, 
Staatliche Museen zu Berlin, Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 2017)
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Können zu Beginn des Projektes formulierte Ziele, wie Bewusstseinsbildung,  
Erinnerungs- und Dokumentationskultur, durch Datenbanken ermöglicht werden?
Bewusstseinsbildung kann durch Öffentlichkeitsarbeit des Projektes allein nur begrenzt 
erreicht werden. Eine Öffnung des Archivs für Nicht-Fachleute kann da mehr erreichen. 
Das Museum für Islamische Kunst hat, gerade auch mit dem SHAP, einen Vermitt-
lungsauftrag. Dazu, gehört, das Vorhaben sowie Teile des Archivs einer breiten – und 
eben auch syrischen – Öffentlichkeit verfügbar zu machen. Dies können webbasierte 
Datenbanken ermöglichen. Allein schon durch das Nebeneinander verschiedener 
Sammlungen und Zeitebenen kann das Archiv den Forschern, die es nutzen, eine an-
dere Sichtweise auf das syrische Kulturerbe ermöglichen. In Abwesenheit eines natio-
nalen syrischen Bildarchivs, kann die Vervollständigung des SHAP nur durch die aktive 
Mitarbeit von Syrerinnen und Syrern erreicht werden. Dank der Zusammenarbeit mit 
dem Projekt der UNESCO zur Rettung des syrischen Kulturerbes (Safeguarding Syrian 
Cultural Heritage)  können auch syrische Sammlungen digitalisiert werden und in 
die SHAP-Datenbanken eingefügt werden. Damit können einerseits die Arbeiten des 
Projektes bei syrischen Forschern und Institutionen bekannt gemacht und andererseits 
Methoden der Archiv arbeit, wie Urheberrechtsfragen und einheitliche Standards, ins 
Bewusstsein der syrischen Fach öffentlichkeit gerückt werden. 
Da nicht nur deutsche Forscher und Institutionen zu Syrien gearbeitet haben, ist die Ver-
netzung mit weiteren Archiven, die Material zu Syrien besitzen, von großer Bedeutung 
(dazu gehören z. B. das Bayerische Hauptstaatsarchiv (Kriegsarchiv Palästina), Herzfeld 
Papers Freer/Sackler/Smithonian, Messbildarchiv München, Kieler Bilddatenbank Na-
her Osten, Creswell Archive, Ashmolean Museum/Harvard, Archnet (Agha Khan/MIT), 
Discover Islamic Art. Das SHAP hatte zu Beginn nur den Auftrag zur Digitalisierung und 
Einbringung von Material der beiden Gründerinstitutionen (einschl. anderer kleinerer 
Sammlungen), da Zeit und Mittel sehr begrenzt waren. Dies zwang uns, mehr über 
Methoden und deren Vermittlung nachzudenken. Der Anspruch eines umfassenden 
Archivs syrischer Kulturgüter kann, zumindest auf deutscher und internationaler Seite, 
nur auf der Basis von miteinander vernetzten und mit standarisierten Schnittstellen zum 
Austausch von Daten versehenen Datenbanken erfüllt werden. Da befinden wir uns 
aber noch in den Anfängen. Auf syrischer Seite ist ein Kulturgüterregister auf nationaler 
Ebene noch nicht in Sicht. Amtliche (geschlossene) Datenbanken, wie die der Antiken-
verwaltung DGAM (Direction Générale des Antiquités et des Musées), können diesem 
Anspruch eines offenen Registers für alle Arten des Kulturguts, inklusive des immateri-
ellen und des Naturerbes, nur teilweise Genüge tun; ganz abgesehen von mangelndem 
Interesse daran. Da kann das SHAP vielleicht ein Initialzünder sein. Und die Verfügbar-
keit seiner Daten entzieht der möglichen Kritik zu neokolonialen Praktiken auch jede 
Grundlage. Solange ein Kulturgüterregister in Syrien fehlt, kann das SHAP neben seinem 
Hauptzweck der wissenschaftlichen Dokumentation auch einen wichtigen Ort zur Erin-
nerung und Bewusstwerdung darstellen. 
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Wie kann der Anspruch erfüllt werden, SHAP den Syrern zur Verfügung zu stellen?
Das SHAP-Archiv wird über webbasierte Datenbanken verfügbar gemacht. Man könnte 
argumentieren, dass im digitalen Zeitalter, anders als bei klassischen Archiven, die Frage 
des Standortes keine Bedeutung mehr besitzt. Allerdings spielen die „Hoheit“ über die 
Daten sowie die Sprache der Beschreibungen in der Praxis sehr wohl eine Rolle. Es geht 
dem SHAP auch darum, die Daten bis zu einer nationalen syrischen Lösung so bereit-
zustellen, dass eine spätere Übergabe mit möglichst geringem Aufwand durchführbar 
ist und die Beschreibungen einfach zu übersetzen sind. Daher haben wir uns weitestge-
hend auf Listen mit kontrolliertem Vokabular anstelle von Freitextfeldern konzentriert – 
angebunden an verfügbare Listen, wie dem Arts & Architecture Thesaurus von Getty.
Eine weitere Herangehensweise war so früh wie möglich, syrische Kollegen an das Pro-
jekt zu binden und damit Methodik und Erfahrungen weiterzugeben. Das zeigt sich in 
der Zusammensetzung der beiden Arbeitsgruppen von SHAP am DAI und dem Museum 
für Islamische Kunst: Mehr als die Hälfte der Mitarbeiter stammt aus Syrien.
Auch wenn sich das SHAP seit Anbeginn um Kontakte nach Syrien bemühte – besonders 
zu Fachleuten und Aktivisten – ist eine weitere Wirksamkeit des Projektes nur durch 
Maßnahmen zum Aufbau von Kapazitäten in und für Syrien zu verwirklichen. Daher 
ist das SHAP in den Verbund der Projekte von „Stunde Null – Eine Zukunft für die 
Zeit nach der Krise“ (DAI Stunde Null) integriert, das im Rahmen des „Archeological 
Heritage Network“ angesiedelt ist. In diesen Projekten geht es primär um den Aufbau 
von Kapazitäten für Syrien und für den Irak durch Workshops und Trainingsmaßnah-
men. Die Zusammenarbeit mit der UNESCO und ihrem Projekt „Emergency Safeguar-
ding of the Syrian Heritage“ spielt eine Schlüsselrolle in der Koordination mit syrischen 
Kollegen, die in Institutionen gebunden sind und zu denen ein Direktkontakt unter heu-
tigen Bedingungen nicht möglich ist.
2 Vom Archiv zum Ist-Zustand
Geboren aus dem Entsetzen der Projektinitiatoren beim Beobachten der laufenden 
Zerstörungen des (baulichen) syrischen Kulturerbes, setzte sich das SHAP das Ziel, 
die Schäden zu beobachten, zu dokumentieren und zu kartieren (Abb. 5 und Abb. 6). 
Im Jahr 2014, als dieses Ziel formuliert wurde, hieß dieser Abschnitt noch „Damage 
Assessment“ und „Trade Monitoring“ und war eine von zahlreichen Initiativen, die sich 
damit befassten. 
Das „Trade Monitoring“ oder Beobachten internetbasierter Verkaufsplattformen für An-
tiquitäten sollte mögliche Objekte aus Raubgrabungen erkennen helfen. Dieser Arbeits-
bereich wurde seit 2015 dem spezialisierten Projekt „Illegaler Handel mit Kulturgütern 
in Deutschland“ (ILLICID, vgl. Hilgert) am Vorderasiatischen Museum der Staatlichen 
Museen überlassen.
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Abb. 6: Altstadt von Aleppo Mai 2015. Frontverläufe um Zitadelle in Bildmitte markieren 
Zerstörungskorridore (Quelle: UNITAR/UNOSAT, 2015)
Abb. 5: Drohnenaufnahme von Zerstörungen in Aleppo (Quelle: al-Durar al-Shamiya, 2015)
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Der Arbeitsbereich „Damage Assessment“ hingegen sah sich mit einigen ähnlich ange-
legten internationalen Aktivitäten konfrontiert, die unterschiedliche Methoden und Ziele 
verfolgten. Zwei Gedanken waren für die Ausrichtung dieser Arbeit ausschlaggebend: 
zuerst der Umstand, dass Bilder der Zerstörung an Gebäuden nicht nur zur Bewusst-
seinsbildung taugten, sondern ganz banal erst einmal am nächsten Tag vielleicht schon 
Archivbilder sind, da die Gebäude weiter zerstört wurden. Weiterhin der Umstand, dass 
diese Bilder der Zerstörung – methodisch korrekt erfasst – sehr wichtig sind für die Denk-
malpflege und späteren Arbeiten an den Gebäuden.
Da die SHAP-Archivdatenbank keine Hinweise auf den aktuellen Zustand der (bau-
lichen) Objekte darin enthält, benötigen wir für die Belange der Instandhaltung, Restau-
rierung etc. von baulichem Kulturerbe eine eigene Plattform. 
In mehreren Schritten entwickelten wir eine eigene Datenbank, die auf einem di-
gitalen Raumbuch fußte, das bereits existierte und ursprünglich zur Bestands-
erfassung und Ausschreibung von Restaurierungsleistungen entwickelt worden war 
durch das Büro für Restaurierungsberatung (Kornelius Götz) und Leapfrog Web 
Solutions (Sofia Vargas-Koch). Auf dieser Plattform wird versucht, die in der Praxis im-
mer noch vorhandene Lücke zwischen historischer Forschung und der Erhaltung/Ver-
waltung auf der Ebene von Denkmalpflege zu schließen.
In dieser Datenbank, die sich gerade zu einem Gebäudeinformationssystem (Arbeitstitel 
Digital Spaces Data Sheet/DSDS) für bauliches Kulturerbe in Syrien entwickelt, können 
Zustandsberichte erstellt und laufend aktualisiert werden, aber auch Nachrichten erfasst 
und Areale bzw. Regionen nach ihrem Zustand bewertet werden. So entsteht eine kom-
plette Akte eines baulichen Objekts, wo dieses bis zu den Einzelschritten der Rekonst-
ruktion verwaltet werden kann. 
Der Grundgedanke bei der Zustandserfassung lag darin, nicht noch ein weiteres Formu-
lar zu entwickeln, sondern – das Ziel im Blick – eine einheitliche, möglichst anerkannte 
Methode anzuwenden, die feste Anwendungsregeln hat, um verschiedene Mitwirken-
de einbeziehen zu können. Dafür legten wir den Europäischen Standard zur Zustands-
erhebung von gebautem Kulturerbe – EN 16096_2012 – zugrunde. Dieser ist weder der 
beste, noch der ausführlichste Standard, sondern die minimale Schnittmenge zwischen 
europäischen Fachleuten, die sich in zehn Jahren Entstehungsgeschichte darauf geeinigt 
haben. Demzufolge ist der EN-Standard sehr allgemein gehalten. Daher musste das 
SHAP mit Unterstützung von Fachleuten der Denkmalpflege einen Katalog zu Art und 
Grad der typischen Schäden an Gebäuden entwickeln.
Da nach dem Ende des Konflikts in Syrien die Ergebnisse der Zustandserfassung, wenn 
überhaupt, erst mühselig zusammengeführt werden müssten, sollte die DSDS-Daten-
bank offen für verschiedene Quellen sein, um so viel unterschiedliches Material wie 
möglich (Bilder, Videos, Luftbilder von Drohnen, Satellitenaufnahmen etc.) bei der 
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Bewertung heranziehen zu können. Gleichzeitig sollten Rechte verschiedener Autoren 
an ihrer Arbeit gewahrt sein, auch um verschiedenen Institutionen einen Anreiz zum 
Mitmachen zu bieten.
Die Ergebnisse und Bestandteile der Dokumentation werden im Gebäudeinformations-
system DSDS in einer Karte mit ihrer jeweiligen Empfehlungsklasse pro Objekt darge-
stellt (Abb. 7). 
Wie kommt diese Empfehlungsklasse zustande? Laut EN-Standard werden zuerst Bau-
teile des erfassten Bestands einzeln bewertet und ihnen je eine von vier Zustandsklassen 
(CC) bzw. Dringlichkeitsklassen (UC) vergeben; natürlich neben Beschreibung, Ursa-
chen, Risikobewertung und Empfehlungen. Für das Gesamtobjekt vergibt ein Experte 
eine Gesamtklassifizierung in Form von Empfehlungsklassen (RC), die von 1 bis 4 rei-
chen. Das SHAP hat aufgrund der besonderen Situation in Syrien eine Zustandsklasse 
für „totale Zerstörung“ und eine Empfehlungsklasse für „Wiederaufbau“ hinzugefügt. 
Diese soll damit einen guten Anhaltspunkt bei der Erstellung von Prioritätslisten bieten, 
wie dies angesichts der Menge an beschädigtem und zerstörtem Kulturerbe in Syrien 
nötig sein wird.
Abb. 7: DSDS-Kartenansicht mit Empfehlungsklassen zum Zustand von Gebäuden in Aleppo 
(Quelle: SHAP – Syrian Heritage Archive Project, 2016)
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Aus den Empfehlungen, die die DSDS für die Bauteile, wie auch für die Gesamtobjek-
te dokumentiert, können Maßnahmen für die Notsicherung an Gebäuden getroffen, 
Empfehlungen für den Umgang mit Trümmerteilen ausgesprochen oder der Bedarf an 
weiteren Gutachten abgeleitet werden. Darin könnte später auch ein Beitrag deutscher 
Fachleute für Syrien liegen, um bei den dringendsten Aufgaben nach Beendigung der 
Kampfhandlungen zu helfen!
Hier soll nicht der Eindruck entstehen, dass das SHAP bereits im großen Maßstab kom-
plette Zustandsdokumentationen für Syriens bauliches Kulturerbe erstellen konnte, da 
die Zugänglichkeit zu Bildmaterial aus den umkämpften Regionen sehr eingeschränkt 
ist. Wir müssen uns weitgehend auf die Vorbereitung der Dokumentationen, das Anle-
gen von Musterdokumentationen und die Entwicklung der Datenbank und Methodik 
konzentrieren. 
Da auf Bauwerksebene von Ferne in der Regel nur wenig aussagekräftiges und sortiertes 
Material ohne die dazugehörige Arbeitsmethodik zu erwarten ist, lag unser Schwer-
punkt in der Entwicklung von Methoden der Dateneingabe, der Dokumentation von 
Gebäuden und Erfassung von Zuständen. Letztere beginnen mit low-tech-Maßnah-
men – wie beispielsweise einem einheitlichen System der Begehung in Bezug auf Pfad 
und Reihenfolge der Aufnahmen. Dies ist besonders wichtig, wenn keine weiteren In-
formationen zum Gebäude vorliegen. Im high-tech-Bereich hingegen wird eine mobile 
App zur Gebäudedokumentation entwickelt und getestet, die ihre Bilder, sobald eine 
Internetverbindung verfügbar wird, direkt in die Datenbank laden kann – Bild für Bild 
seinem nummerierten Standort im Grundriss zugeordnet.
Da in Syrien für die Masse der Gebäude nicht genug Zeit für eine aufwändige detaillierte 
Dokumentation aller Bestandteile zur Verfügung stehen wird, haben wir Ansätze eines 
„Rapid Assessment“ nach Vorlage der UNESCO-/ICOMOS-Formulare zur Bewertung 
im Schnelldurchgang vorgesehen.
Wichtige Fragen: 
Wie kann bei fehlender Beauftragung durch syrische Behörden dennoch ein 
Beitrag geleistet werden?
Im Moment kann am Beispiel der mittelsyrischen Stadt Homs, die seit über einem Jahr 
weitgehend frei von Kämpfen ist, durch die Kooperation mit der Architekten- und In-
genieurkammer auf ehrenamtlicher Basis eine Dokumentation zu einigen beschädigten 
Gebäuden durchführt werden. Auch in Aleppo – erst kürzlich noch Kampfgebiet – sind 
wir mit Kollegen der Universität, der Kammer und verschiedenen Verwaltungen im Kon-
takt. Da der Bedarf derart hoch und die Möglichkeit der Zusammenarbeit dank der 
UNESCO als Mittler real möglich ist, könnten Trainingsmaßnahmen für Dokumentatio-
nen vor Ort angeboten werden, um syrische Kollegen zu unterstützen. Ein einheitlicher 
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Standard kann der gemeinsamen Arbeit syrischer Kollegen dienlich sein, selbst wenn die 
Arbeit in eigenen Datenbanken erfolgt.
Kann dieser Ansatz der Datenbank DSDS, seine Methoden und Mittel in Zukunft 
auch die Teilhabe der Zivilgesellschaft an der Erhaltung des Kulturerbes vereinfa-
chen?
In einer DSDS-Datenbank, die über einige Jahre gepflegt wird, können interessier-
te Fachleute und Studenten mithilfe der mobilen App schon bald zur Erfassung von 
Zuständen an Denkmälern beitragen. Eine avisierte Kooperation mit ICOMOS/Global 
Heritage Fund im Zusammenhang mit dem Projekt AMAL und der Synchronisierung 
mit der auch dort vorgesehenen mobilen App könnte die Nachhaltigkeit entscheidend 
verbessern.
Ob allerdings die syrische Antikenverwaltung (DGAM) tatsächlich Elemente der Beteili-
gung von Bürgern wünscht und zulässt, steht auf einem anderen Blatt.
3 Vertiefungsbereiche und Kleinstprojekte
In der jetzigen, vielleicht letzten Projektphase von 2017 werden – neben der Integration 
weiterer Sammlungen syrischer und internationaler Autoren – die Daten des SHAP für 
Folge- und Partnerprojekte nützlich. Die Vermittlung der Projekterfahrungen wird eben-
so wichtig wie der Aufbau von syrischen Kapazitäten.
Das neue, über drei Jahre gehende Folgeprojekt zu Aleppo startet 2017; es wird von der 
Gerda-Henkel-Stiftung (GHS 2016) gefördert und ist an die „Stunde Null“-Maßnahmen 
angebunden. Dieses Projekt beschäftigt sich in zwei Teilprojekten einmal mit der Erstel-
lung eines 3D-Modells des Basarbereichs von Aleppo und zum anderen mit der vertie-
fenden Bearbeitung der Daten von einigen der wichtigsten Baudenkmäler Aleppos.
In diesem Teilprojekt werden die Zustände der Gebäude gemeinsam mit syrischen Kol-
legen (in Berlin und Aleppo) in der DSDS-Datenbank dokumentiert und durch Trai-
ningsmaßnahmen unterstützt. Die Daten des SHAP-Archivs werden in einem anderen 
Schwerpunkt im Hinblick auf die historischen Informationen vertieft. Darüber hinaus 
wird dabei ein Gebäudekatalog erstellt, der die Besonderheiten dieser Denkmäler Alep-
pos analysiert und aus kunstgeschichtlicher Sicht herausstellt. 
Ein weiteres Mittel zur Erfüllung der Projektziele in Hinwendung zu syrischen Kollegen, 
sind Kleinstprojekte, die einerseits mithilfe syrischer Kollegen Dokumentationen durch-
führen und andererseits ein „training on the job“ ermöglichen können. Eines dieser 
Kleinstprojekte ist mit den Kollegen der Architekten- und Ingenieurkammer aus Homs 
geplant, ein weiteres mit Aktivisten aus der noch von Oppositionskräften kontrollierten 
Region von Idlib.
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Unser oberstes Ziel bleibt bei alledem, die Nachhaltigkeit des SHAP zu sichern, indem 
wir Daten produzieren, zur Verfügung stellen, Erfahrungen teilen und syrischen Kolle-
gen direkte Hilfe geben können.
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Eine der Nachhaltigkeit verpflichtete und empirisch begründete Flächen­
entwicklung und Flächenhaushaltspolitik ist nur auf Grundlage zuverlässigen 
Flächenmonitorings und eines zeitgemäßen Flächen managements 
auf allen räumlichen Ebenen möglich. Wie implementiert man ein 
effizientes Siedlungsflächenmanagement? Welche Geodaten stehen zur 
Verfügung? Welche Rolle spielen nutzergenerierte Daten? Wie kann das 
Flächenmonitoring mit verlässlichen Flächenbedarfsprognosen ausgestaltet 
werden? Auf diese Fragen aktuelle Antworten aus Wissenschaft und Praxis 
zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe mit Beiträgen des alljährlichen 
Dresdner Flächennutzungssymposiums. 
Der vorliegende Band fokussiert auf die Themen Siedlung und Verkehr: 
Informationen zu den weltweiten Nachhaltigkeitszielen und deren 
indikatorbasiertes Monitoring, nationale Trends der Raumentwicklung, 
Handlungsstrategien zum Flächensparen, Erkennen und Bewerten von 
Flächenpotenzialen, neue Erhebungs­ und Aktualisierungsmethoden der 
Flächennutzungsstatistik, Entwicklungsstand der Geodatenangebote, 
deutschlandweite Raumanalyseergebnisse, neue nutzergenerierte Daten, 
Open und Big Data, Ökosystemleistungen, neue Indikatoren sowie 
Ergebnisse von Prognosen und Szenarien.
Das Buch setzt eine Veröffentlichungsreihe zu dieser Thematik fort, die 2009 
ins Leben gerufen wurde. Erschienen sind Band I im Shaker Verlag und die 
Bände II – VIII Flächennutzungsmonitoring im Rhombos Verlag.  
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